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In Zeiten des Krieges, der Verletzungen und der Genesung ...



Weltweit betrachtet gibt es überhaupt keine Zeit ohne Krieg und Kriege. Nur
auf die europäischen Länder reduziert gab es, um mit einem beliebigen Punkt
in der Geschichte, etwa mit dem Dreißigjährigen Krieg, zu beginnen, nahezu
maßlos viele Kriege, wenn die kleineren bewaffneten Streitigkeiten und
Konflikte nicht mitgezählt werden. Nach geschichtswissenschaftlich vielleicht
nicht zu bewertenden Kriterien waren es laut Wikipedia weit über
neunzig an der Zahl.

Schon Franz Josef Degenhardt singt in einem seiner bekanntesten Lieder:
"Ob ich zum Kampf geboren bin, na ja, ich weiß nicht recht ...",
um einmal der Widersprüchlichkeit Rechnung zu tragen. Er erfasst damit aufs
Kürzeste das archaisch-biologische und mithin menschliche Dilemma,
um die bloße Existenz, die Besitztümer, das Lebensrecht, die Selbstbehauptung,
mit allen und insbesondere der eigenen Art fortwährend ringen zu müssen.
Selbst in der prozessbegründeten Biologie oder Botanik bis hin zum Urknall
und zur Entstehung des Weltalls oder seiner quantenmechanischen
Differenzierungen in der Forschung lässt sich doch kein Ende und
kein Anfang entdecken.

Schließlich bleibt dem Menschen das schmerzhafte Suchen und Empfinden,
welches dann in einem Hypersprung des Erkennens, Begreifens, des
Entdeckens und des gültigen Vergessens mündet.

Kurzum, Hoffnung gibt es sicher immer noch dazu.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022
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Mapudungún - Geheimnisse und Besonderheiten einer indigenen
Sprache
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(Santiago de Chile, 9. April 2022, Medio a Medio) - BBC World hat
einen Bericht über die Verbreitung und Ursprünge des Mapudungún
veröffentlicht. "Aktuell gibt es zwischen 100.000 und 250.000
Sprecher*innen in Chile und Argentinien. Mapudungún gilt als
'isoliert', das heißt, es kann keiner der bekannten Sprachfamilien
zugeordnet werden. Darum ist es schwierig, den Ursprung der komplexen
Grammatik zu ermitteln", heißt es dort.

¡Mari mari, peñi! ¡Mari mari, lamngen!

Weißt du, was das bedeutet?

Kleiner Tipp: Es ist eine Begrüßungsformel der Mapuche. Erraten? Es
bedeutet: Hallo, Bruder! Hallo, Schwester! auf Mapudungún (oder
Mapuzungún), der Sprache der indigenen Gemeinschaft, die vor allem den
Süden Chiles, die Region Araucanía, und in geringerem Maße auch die
argentinischen Provinzen Chubut, Neuquén und Río Negro bewohnt. Zwar
hat Mapudungún wie die meisten indigenen Sprachen Lateinamerikas im
Laufe der Zeit an Verbreitung verloren, in den letzten fünf Jahren ist
das Interesse am Erlernen der Sprache jedoch wieder deutlich
gestiegen.


Mapudungún-Klassen haben Hochkonjunktur

Der soziale Aufstand seit Oktober 2019 hat die Forderungen der Mapuche
stärker in den Fokus gerückt und eine "Renaissance" der indigenen
Sprache bewirkt. Expert*innen, Sprachschulen und Lehrerinnen und
Lehrer, die sich der Vermittlung von Sprachkenntnissen in Mapudungún
widmen, sprechen sogar von einem "Boom"; in wichtigen Studienzentren
wie der Universidad de Buenos Aires (UBA) oder der Universidad de
Chile wurden entsprechende Workshops eingerichtet. Doch woher kommt
diese Sprache, wie viele Menschen sprechen sie, und was sind ihre
Besonderheiten? Diese und viele andere Fragen thematisiert der Bericht
von BBC World.


1. Ursprünge des Mapudungún

Die Frage nach dem Ursprung der Sprache stellen sich
Wissenschaftler*innen und Linguist*innen seit Hunderten von Jahren.
Woher das Mapudungún ursprünglich stammt, wurde bis heute nicht
geklärt. Es ist keine klassifizierte Sprache, das heißt, es gehört
nicht zu einer Sprachfamilie und ist mit keiner anderen lebenden
Sprache verwandt, anders als zum Beispiel das Spanische, das vom
Lateinischen abstammt und zu den romanischen Sprachen gehört. Bei
sogenannten "isolierten" Sprachen wie Mapudungún ist es schwieriger
herauszufinden, wovon sich ihr Lautbild, ihre Begriffe, ihre Struktur
und ihre Grammatik ableiten. Weder kennt man den Ursprung des
Mapudungún, noch weiß man mit Sicherheit, seit wann diese Sprache
existiert. "Es hat viele Versuche gegeben, eine Verbindung zu anderen
Sprachen herzustellen. Aber keine davon hat sich durchgesetzt",
erklärt Fernando Zúñiga, Leiter des Instituts für Linguistik an der
Universität Bern und Spezialist für indigene Sprachen in Amerika. "Die
vielleicht schlüssigsten Erkenntnisse wurden 2018 von dem Argentinier
Antonio Díaz-Fernández geliefert, der eine Verbindung zu den
Arawak-Sprachen vermutet. Aber wenn es wirklich eine Verbindung zu der
großen Familie nord- und zentralamerikanischer Sprachen gibt, dann nur
eine ziemlich weit entfernte, nicht zu vergleichen mit der Nähe von
Spanisch und Portugiesisch. Die Fachwelt fand die Theorie außerdem
wenig überzeugend".

Seit wann diese Sprache gesprochen wird, ist ebenfalls sehr schwer zu
bestimmen. Zum ersten Mal erwähnt wurde das Mapudungún 1606, als der
Priester Luis de Valdivia das erste Glossar mit Begriffen der
Mapuche-Sprache erstellte, um die Evangelisierung voranzubringen. "Es
gibt keine Erwähnung, die in die Zeit vor 1606 zurückreicht. Und 1606
ist definitiv zu nah an der Gegenwart", meint Zúñiga und fügt hinzu:
"Man kann über den Zeitpunkt der Entstehung nur mutmaßen." Die Mapuche
leben hauptsächlich im Süden Chiles und Argentiniens. Fest steht, dass
Mapudungún die vorherrschende Sprache war, als die Spanier begannen,
in diesen Teil Südamerikas vorzudringen, und dass es vom Norden bis
zum Süden Chiles, vom Choapa-Fluss in der Region Coquimbo bis zur
Insel Chiloé gesprochen wurde. Es ist auch bekannt, dass sich seither
die Struktur und der Wortschatz der Sprache nicht wesentlich verändert
haben, trotz der starken Ausbreitung des Spanischen in der Region.


2. Wie viele Menschen sprechen Mapudungún?

Wie viele Menschen heute Mapudungún sprechen, ist ebenfalls schwer zu
bestimmen. Fernando Zúñiga schätzt die Zahl der aktiven Sprecher*innen
auf 100.000 bis 250.000. "Etwa 100.000 Menschen beherrschen die
Sprache sehr gut: Das sind überwiegend ältere Menschen, die in
ländlichen Gebieten leben. Der Rest spricht es mehr oder weniger", so
Zúñiga. Mapudungún gehört somit zu den mittelstark verbreiteten
Sprachen in der Region Lateinamerika. Große Sprachen wie das
paraguayische Guaraní, Aymara oder Quechua werden von einer bis fünf
Millionen Menschen gesprochen, während die "kleinen Sprachen" nicht
mehr als eintausend Sprecher*innen haben. Mapudungún ist zwar nicht
akut vom Aussterben bedroht, hat aber nach Einschätzung der Vereinten
Nationen (UN) zu kämpfen, da der Erhalt und die Verbreitung der
Sprache wenig gefördert werde. In nur zwei chilenischen Provinzen ist
Mapudungún neben dem Spanischen Amtssprache, und zwar in Galvarino und
Padre de las Casas, beide in der Region La Araucanía im Süden des
Landes. Nach Zúñigas Schätzung beherrschen nur etwa 10 Prozent der
Mapuche die Sprache richtig, weitere 10 Prozent seien in der Lage, sie
zu verstehen. "Mit der Ausbreitung der spanischen Kultur wurden alle
einheimischen Sprachen in eine prekäre Lage gebracht. Um Arbeit zu
finden, Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen oder Bildungsangebote
zu nutzen, mussten die Menschen in der Lage sein, sich auf Spanisch zu
verständigen, mit ihrer indigenen Sprache kamen sie nicht weiter. Der
Erhalt der eigenen Sprache war somit von immer geringerem Nutzen",
erklärt Zúñiga.

Das boomende Interesse der letzten Jahre betrachtet er mit Skepsis.
"Diese Renaissance kommt zu spät. Es ist ein Wettlauf gegen die Zeit,
denn alle Rahmenbedingungen agieren zum Nachteil der einheimischen
Sprachen." Patricio Bello Huenchumán, selbst Mapuche und Mapudungún-
Lehrer, ist da anderer Meinung. "Vor zwanzig Jahren hatten die jungen
Leute kein Interesse an der Sprache. Heute ist es genau anders herum:
Es sind vor allem die jungen Leute, die die Unterrichtsangebote nutzen
und wollen, dass ihre Kinder die Sprache lernen", erklärt er.
"Mapudungún ist eine lebendige Sprache, sie ist im Internet zu finden,
in der zeitgenössischen Musik, zum Beispiel im Hip Hop und Rap, und es
gibt sogar Memes, und alles mit steigender Tendenz", fügt er hinzu.
Bello Huenchumán selbst lernte die Sprache im Alter von acht Jahren
von der Familie seiner Mutter. Heute unterrichtet er in einer
Einrichtung namens Adkintuwe, die auf Facebook mehr als tausend
Anhänger*innen hat.


3. Was hat die spanische Sprache vom Mapudungún
übernommen?

In Chile und in Argentinien wurden mehrere Begriffe aus dem Mapudungún
in den spanischen Wortschatz übernommen. Hier ein paar Beispiele:

Cahuín: Während der Begriff ursprünglich die regelmäßigen Treffen der
Mapuche-Gemeinschaft bezeichnete, wird er in Chile heute oft in der
Bedeutung einer böswilligen, Verwirrung stiftenden Bemerkung
verwendet.

Funa: verdorben oder verfault. Im Spanischen gebraucht im Sinne von
"öffentlich erklärte massive Ablehnung einer Person".

Laucha: kleine Maus.

Quiltro: Mischlingshund.

Pichintún: wenig. "Pichi" bedeutet "wenig" auf Mapudungún.

Poncho: auch im Deutschen verbreitete Bezeichnung für: quadratisch
geschnittenes Kleidungsstück mit einer Öffnung in der Mitte.

Pucho: Zigarettenstummel. Der Hintergrund ist umstritten. Entweder
geht es auf "puchuln" (Reste hinterlassen) zurück oder aber auf den
Quechua-Begriff "puchu" (Reste oder Rückstände).

Dazu kommen viele geographische Begriffe, Namen von Städten,
Provinzen, Seen und Flüssen in Chile und Argentinien: Chiloé,
Mapocho River, Maule, Coyhaique und Curacautín in Chile, in
Argentinien Neuquén, Lago Puelo, Loncopué und Macachín
und viele andere. Auch für mehrere Bäume und Pflanzen blieb die
indigene Bezeichnung erhalten: Litre (kleiner immergrüner
Baum), Copihue (Chilenische Glockenblume), Quillay
(Seifenrindenbaum), Luma (Myrtengewächs) und Coigüe
(Chilenische Scheinbuche) sind einige von ihnen.


4. Wie wird auf Mapudungún geschrieben?

Mapudungún hat sich vor allem als mündliche Sprache entwickelt, und es
ist bisher nicht möglich, einen Konsens über die Verschriftung zu
finden. Das erste Alphabet (oder Graphem) wurde im Jahr 1606 von Luis
de Valdivia eingeführt, bis in die letzten Jahre gab es dazu immer
wieder neue Ansätze. Laut Patricio Bello Huenchumán sind die drei am
weitesten verbreiteten Schreibweisen das Einheitliche
Mapuche-Alphabet (AMU) aus dem Jahr 1986, das vom chilenischen
Staat über die Nationale Behörde für indigene Entwicklung (Conadi)
geförderte Azümchefe und das Raguileo, ein vom
Mapuche-Linguisten und -Dichter Anselmo Raguileo entwickeltes Alphabet
mit 26 Buchstaben. "Die Phonetik ist gleich, aber es gibt
unterschiedliche Schreibweisen. Hier ein Beispiel: "Hund" heißt auf
Mapudungún trewua. Nach dem AMU wird es mit TR geschrieben, mit
dem Azümchefe mit TX und nach dem Raguileo nur mit X", erklärt
Huenchumán. Dass es kein einheitliches Alphabet gibt, stellt eine
zusätzliche Erschwernis für das Überleben der Sprache dar. "Bisher
gibt es keine Einigung und auch keine zentrale Behörde, die darüber
entscheidet. Das ist tatsächlich ein Problem", findet Fernando Zúñiga.


5. Wie komplex ist Mapudungún?

Mapudungún ist eine polysynthetische Sprache mit einem starken Hang
zur Agglutination. Das heißt: Längere Wortketten werden zu einem Wort
zusammengefasst. Die so entstehenden Begriffe sind entsprechend lang
und komplex in ihrer Bedeutung. In einem einzigen Wort liegt dann der
Inhalt eines ganzen Satzes im Spanischen (oder im Deutschen). Hier ein
Beispiel: "trarimansunparkelayayayengu" bedeutet wörtlich: "Sie haben
die Ochsen hier nicht angebunden" und ist eine Redewendung, die
besagt, dass der Sprecher etwas nicht mit eigenen Augen gesehen hat.
Zu den agglutinierenden Sprachen zählen beispielsweise Japanisch,
Türkisch, Quechua und Finnisch.

Klingt kompliziert? Keine Sorge. Auch Sprachwissenschaftler*innen, die
sich mit Mapudungún befassen, sind sich einig, dass die Sprache nicht
einfach ist. "Mapudungún ist definitiv komplexer als Englisch,
Spanisch oder Deutsch. Wir haben nicht nur Singular und Plural,
sondern es gibt drei Singularpronomen, drei für beides und drei für
den Plural. Außerdem gibt es informelle und indirekte Formen,
Possessivpronomen, Adjektive, den Indikativ, den Imperativ ... das
haben wir auch alles", so Bello Huenchumán. Trotzdem gibt es Menschen,
die sich trauen und Mapudungún lernen wollen.

Was ist mit dir? Lust gekriegt?

Übersetzung: Lui Lüdicke


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/mapudungun-geheimnisse-und-besonderheiten-einer-indigenen-sprache/
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BUCHBESPRECHUNG/218: Alexandros Papadiamantis - Wunschtraum in den Wellen (Horst Möller)

Ein Klassiker

von Horst Möller, 11. Mai 2022



Um Erfreuliches handelt es sich selten, wenn das Heute von Gestrigem
oder gar Vorvorgestrigem eingeholt wird. 1892/93 hatten 16.596
Hamburger die Cholera, 8.605 starben. Nur wenige Jahre zuvor bestand
auch für die Insel Skiathos die Gefahr, verseucht zu werden. Wie die
Geängstigten sich da gebärdeten, darüber schreibt - zeitlos - der
dort geborene und aufgewachsene Alexandros Papadiamantis (1851-1911).
Und er schreibt, als dröhne ihm Schillers Glocke im Ohr: Nichts
Heiliges ist mehr, es lösen / Sich alle Bande frommer Scheu, / Der
Gute räumt den Platz dem Bösen, / Und alle Laster walten frei.
Dass sich Szenarien so gleichen können! Um die Krankheit zu bannen,
müssen alle herannahenden Schiffe zunächst bei einem vorgelagerten
Inselchen ausharren. Wessen Quarantäne abgelaufen und Befund negativ
ist, für den endet die Isolation. Vor Ort der Arzt, ein Deutscher,
erfährt höchste Wertschätzung. Hingegen führt zu Ärger und Hohn, dass
behördlicherseits zwar strenge Vorkehrungen, aber keine vernünftigen
Regelungen für danach getroffen worden sind. Denen, die das
auszubaden haben, bleibt nichts anderes übrig, als auf eigene Faust
los zu fahren - ohne Gewähr auf freies Geleit. Dann, noch einiges vom
angesteuerten Hafen entfernt, hören sie dort die Glocken Sturm läuten
und erleben, wie die Leute herbeistürzen, bereit, mit ihren
Schießeisen, Knüppeln, Wurfgeschossen und viel Geschrei ein Anlanden
zu verhindern. Papadiamantis setzt wie zumeist in seinen Erzählungen
auch hier eine Gegenfigur ins Bild: Skevo, vom Schicksal geschlagen,
eine Witwe. Abenteuerlich gewitzt gelingt es ihr, zur Quarantäneinsel
überzusetzen, um dort ihren sonst auf den Schiffen im Mittelmeer sein
Brot verdienenden Sohn gesund zu pflegen. Ein hohes Lied der
Mütterlichkeit.

In einem Land, das ohnehin schon epidemisch notleidet, wirkt sich
eine Katastrophe, wie sie hier beschrieben ist, doppelt schwer aus.
"Leider sind wir bankrott" zitiert Andrea Schellinger, Herausgeberin
und Übersetzerin, in ihrem Nachwort den damaligen Ministerpräsidenten
Charilaos Trikoupis (1893) - inzwischen längst ein geflügeltes Wort.
Papadiamantis ist nicht zimperlich damit, griechisch gleichzusetzen
mit gerissen sein. Landauf landab machen sich Wucherer ausweglose Not
zunutze. Und deren Zinspresserei erscheint auch nicht niedlicher,
weil es von jüdischen Krämern im damals noch immer türkisch
verwalteten Thessaloniki heißt, sie kaschieren alte Ware, indem sie
frische obenauf tun. Gesellschaftliche Konturen lässt Papadiamantis
nicht verschwimmen. Einem Adonis gleicht der Hirtenjunge, im Lesen
und Schreiben vom Popen unterwiesen, er kann der Flöte noch so
sehnsuchtsvolle Töne entlocken, in die Villa zu seiner Angebeteten
wird er niemals vordringen. Und ähnlich lässt eine zärtlich
Umschwärmte bei aller Zuneigung sich um nichts in der Welt auf ihren
Verehrer ein, einen Studenten mit ungewisser Zukunft. Oder: heroisch
überwindet der junge Seemann seine Seelenpein und lässt das Boot samt
Jungendliebchen, die einem anderen verheiratet wurde, auf der Fahrt
in die Fremde nicht kentern. Die Sympathie des Erzählers gehört
unverkennbar den Benachteiligten, Geplagten, Schwachen. Ohnehin
verschafften dem heute viel Gelesenen seine Veröffentlichungen zu
Lebzeiten auch selber keine auf Rosen gebettete Existenz, ein
Künstlerschicksal wie so viele, nicht nur in Athen. "Erotiker par
excellence", malt er voll Hingabe mit Worten auch die Schönheiten
seiner Inselheimat: die Klippen, Schluchten, das Meer. Rauhe
Schönheiten, nichts Idyllisches. Da hätten Illustrationen unbedingt
dem fein gestalteten Buch zu einem Augenschmaus verhelfen können.
Dass der Elfenbeinverlag, gerade wieder mit einem Verlegerpreis
beglückt, sich abermals diesem griechischen Klassiker gewidmet hat,
alles stimmig neu ins Deutsche herübergebracht - einiges erstmalig -,
ist allerdings überaus erfreulich.


Alexandros Papadiamantis,

Wunschtraum in den Wellen.

Erzählungen.

Berlin 2022, 256 S., 19.- Euro

ISBN 978-3-96160-076-2
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BUCHBESPRECHUNG/217: Hans-Otto Thomashoff - Mehr Hirn in die Politik (Klaus Ludwig Helf)

Hans-Otto Thomashoff

Mehr Hirn in die Politik

Gegen Unzufriedenheit, Polarisierung und Spaltung - Mit den
Erkenntnissen der Hirnforschung für eine bessere Politik

Von Klaus Ludwig Helf, Mai 2022



In den letzten Jahrzehnten ist das Vertrauen der Bevölkerung in
Institutionen und Prozesse der etablierten Demokratien am Schwinden,
empirisch valide belegt vor allem gegenüber den Parteien und
Politikern. Das Gefühl, bei politischen Diskursen und Entscheidungen
nicht ausreichend repräsentiert zu sein, kann zu einem
Legitimitätsverlust der Demokratie führen und Spaltungstendenzen und
populistische Erklärungsmuster verstärken. Der Aktionismus der Politik
in der Corona-Pandemie habe diesen Trend noch deutlicher werden
lassen, so der Autor des vorliegenden Bandes. Erkenntnisse von
Neurobiologie und Psychologie hätten weder in der Theorie noch in der
Praxis Berücksichtigung im politischen Alltag gefunden. Das führe
dazu, dass politische Entscheidungen beinahe ausschließlich als
Reaktion auf scheinbar äußere Sachzwänge getroffen würden. Die
Politiker wirkten deshalb oft von den gesellschaftlichen Ereignissen
und vom "Hunger ihrer Egos" nach Machterhalt getrieben: "Statt
vorausschauender Planung mit dem Ziel, die Lebensqualität der Bürger
zu sichern und zu verbessern, regiert kurzfristiges Handeln, das dazu
dient, möglichst den Status quo beizubehalten. Weil die langfristige
Perspektive fehlt, agiert die Politik nicht, sondern sie reagiert nur:
Klimakrise, Staatshaushalt, Rentensicherung, Zukunft der Wirtschaft,
Bildung. Corona. Die Liste ist lang ...

In all diesen Fehlentwicklungen sind psychische Mechanismen am Werk,
die sich der bewussten Steuerung entziehen, solange sie nicht von uns
erkannt und verstanden werden" (S. 12/13). Alle diese Probleme
offenbarten, dass die Politik nur Flickschusterei betreibe, dagegen
seien aber echte Lösungen gefragt und die Zeit dränge. Die Politik -
aber auch die Bürgerinnen und Bürger selbst -, so die zentrale These
von Hans-Otto Thomashoff, ignorierten die neurobiologischen
Grundregeln, nach denen die Psyche unser Denken und Handeln und die
Entscheidungsprozesse nicht nur im Privatleben, sondern auch in der
Gesellschaft organisiere und welche natürlichen Grundbedürfnisse uns
leiten. Abläufe und Ergebnisse der Politik seien vielfach nicht mehr
nachvollziehbar, Gefühle der Entmündigung, Resignation und Wut seien
die Folge.

Hans-Otto Thomashoff ist Facharzt für Psychiatrie, Psychotherapie und
Psychoanalyse in eigener Praxis in Wien sowie promovierter
Kunsthistoriker und Naturfotograf, Ehrenmitglied des
Weltpsychiatrieverbandes, Aufsichtsratsmitglied in der
Sigmund-Freud-Privatstiftung, Mitglied des internationalen
P.E.N-Clubs, Autor zahlreicher Sachbücher und Fachpublikationen.

Der Band ist "Unserer Zukunft" gewidmet. Nach der Einleitung folgen
sechs Kapitel, ein Ausblick und eine Liste mit Literatur und Links.
Hans-Otto Thomashoff will keine politische Analyse leisten, sondern
Ansätze für eine Politik entwickeln, "die gezielt das von den 
Neurowissenschaften erarbeitete Wissen zur Funktionsweise unseres 
Gehirns nutzt. Praktisch angewendet würde eine solche Politik ihrer 
zentralen Aufgabe besser gerecht werden, das Zusammenleben aller 
Bürger so zu regeln, dass die meisten zufrieden sind" (S. 15).

Mit seinem Buch will er den Menschen helfen, die psychischen
Mechanismen steuern zu lernen, dazu liefert er nachvollziehbare und
neurologisch belegte Informationen und Argumente und praktische
Vorschläge für ein Umsteuern in der Politik. Das
politisch-repräsentative System erlaube nur alle paar Jahre über
Parteien und Inhalte der Politik abzustimmen; als
Entscheidungsalternative bleibe meist nur die "Wahl zwischen
geringerem Übel und Protest". Diese "faktische Teilentmündigung" stehe
dem Streben psychisch erwachsener Menschen nach Eigenverantwortung und
damit nach Entscheidungsfreiheit in der Gestaltung der eigenen
Lebensbedingungen entgegen und erwecke Unmut. Dabei seien wir Menschen
"von Natur aus überraschend genügsam":

"Wie die Hirnforschung belegt, brauchen wir nicht viel, um
 zufrieden mit unserem Leben zu sein: gute Beziehungen,
 selbstbestimmtes Handeln, eine funktionierende Stressregulation,
 das subjektive Gefühl von Stimmigkeit. Diese vier Säulen reichen
 für ein gesundes Lebensgefühl" (S. 26).


Statt Stillstand und kurzfristiger Krisenbewältigung ("Politik als
Geisel des Aktionismus") sei eine zielgerichtete Weiterentwicklung
unserer Gesellschaft gefordert mit einer vorausschauenden Planung und
mit langfristiger Zielorientierung an den Grundwerten Bindung
(intaktes soziales Umfeld), Wirkmächtigkeit (Selbstwirksamkeit durch
Mitbestimmung und Mitgestaltung), Stressbegrenzung (Gerechtigkeit und
Sicherheit) und Stimmigkeit. Der Status quo stehe dem aber entgegen
und fördere Vereinsamung, passiven Konsum und Leistungsstress. Die
Politik schaffe es nicht, konsequent und zukunftsorientiert zu
handeln. Soziale Schieflagen, Reformstau im Schul- und Hochschulwesen,
"Corona-Chaos", "Flüchtlingskrise" und Klimakatastrophe seien nur die
Spitze des Eisbergs.

Die Rolle des Staates für das Wohlbefinden der Menschen sei zentral,
so Thomashoff. Zwar sei es Privatsache, wie Menschen ihre Beziehungen
lebten, doch müsse die Politik den allgemeinen Rahmen für ein
gelingendes Leben vorgeben. Wenn nicht, nähme Unzufriedenheit,
Resignation und Wut weiter zu. Das wirksamste Mittel gegen Dauerstress
seien gute Beziehungen, was in der Politik bisher aber nicht
angekommen sei z. B. bei der Gestaltung der Arbeitswelt oder bei der
Städte- und Wohnungsplanung oder bei der Sozialpolitik. Die Politik -
so Thomashoff - laufe den Ereignissen hinterher und beschränke sich
oft auf Selbstinszenierungen und symbolische Politik, wie viele
Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie deutlich gezeigt hätten. Wo aber
Transparenz, Mitgestaltung, Weitblick und Perspektiven fehlten,
herrschten Ratlosigkeit und Unsicherheit. Einfache Antworten auf
komplexe Fragen seien dann verlockend und Einfallstore für
rechtspopulistische und verschwörungsmythische Angebote. Das Streben
nach Stimmigkeit und Kohärenz sei eines unserer angeborenen
Grundbedürfnisse. Das menschliche Hirn strebe danach, dass wir uns
auskennen, stelle überall Zusammenhänge her, suche permanent nach
Erklärungen:

"Unsicherheit mögen wir nicht. Sie macht uns unzufrieden, ja oft
 sogar Angst. Deshalb suchen wir, wenn wir einmal nicht
 weiterwissen, den Rat anderer, vertrauen ihnen dann nicht selten
 blind. Und schon findet in Krisensituationen das simplifizierende
 Schwarz-Weiß-Denken selbst ernannter Anführer Zulauf" (S. 14).


Diese Erkenntnisse der Neurobiologie und der Psychologie fänden kaum
Berücksichtigung in der Politik weder in Theorie noch in der Praxis.
Aktuell stagniere unser politisches System und ignoriere, was wir für
unser Wohlbefinden bräuchten. Das soziale Miteinander sei dem Diktat
der Wirtschaft unterworfen, Entscheidungen der Politik würden ohne
unsere Mitsprache getroffen und seien oft nicht nachvollziehbar.
Fehlende Mitgestaltung und mangelndes Verständnis aber führten zu
Frustration und Wut und stärkten die radikalen Kräfte, während die
Mitte resigniere. Was können wir für die Stärkung der Demokratie und
gegen rechts- wie linksradikale Gefährdungen tun? Thomashoff bietet
einen Stufenplan an. Kurzfristig sollten die Politiker ihren
Elfenbeinturm verlassen und gemeinsam mit den Bürgern die Manipulation
der Radikalen entlarven und einen Diskurs der Argumente einfordern.
Mittelfristig sollten wir unser politisches System zu einer direkten
Demokratie weiterentwickeln und langfristig unser Bildungssystem
zukunftsfit machen und unsere Kinder zu mündigen Bürgerinnen und
Bürgern erziehen:

"Der erste Schritt dazu, die Welt zu verändern, beginnt bei uns
 selbst. Wir müssen uns eigene Meinungen bilden, und wir müssen
 Farbe bekennen. Wir müssen uns austauschen mit anderen, uns
 zusammentun und unsere Grundwerte offensiv vertreten, zu Hause, im
 Freundeskreis und in der Diskussion mit Andersdenkenden ... Wir
 Menschen besitzen die Fähigkeit, unsere Welt zu formen - viel
 freier, als wir das in unseren kühnsten Träumen auszumalen
 wagen. Stellen wir uns endlich dieser Verantwortung, und fangen wir
 damit bei uns selbst an!" (S. 218).


Thomashoff schlägt als utopisches Ziel eine Struktur ähnlich wie in
der Schweiz vor mit teilautonomen föderalen Organisationen und mit
regionalen Einheiten in überschaubarer Größe, damit die Bürgerinnen
und Bürger sich mit ihnen identifizieren könnten. Bei weitgehender
Autonomie der politischen Selbstverwaltungen müsse ein verbindlicher
Grundrechtskatalog Minderheitsrechte schützen und der Gefahr eines
radikalen Umbruchs vorbeugen. Eingebettet werden sollten die
politischen Einheiten in eine übernationale Organisation wie die EU,
die die Aufgabenbereiche Außenpolitik, Rechtsprechung, Sicherheit und
Staatsfinanzen regele. Die Abschaffung der Nationen sei ein
langfristiges Ziel.

Hans-Otto Thomashoff hat ein anregendes und aufrüttelndes Buch
geschrieben, das anschaulich und leicht verständlich die neuesten
Erkenntnisse der Neurowissenschaften und der Psychologie auf die
politische Theorie und Praxis überträgt und zukunftsweisende Ideen
vorstellt, eine Fundgrube für die Entwicklung von politischen Visionen
einer menschengerechten, sozialen und partizipativen Gesellschaft.


Hans-Otto Thomashoff

Mehr Hirn in die Politik. Gegen Unzufriedenheit, Polarisierung und
Spaltung - Mit den Erkenntnissen der Hirnforschung für eine bessere
Politik. 

Ariston Verlag in der Random House Verlagsgruppe, München 2021
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Hamid Dabashi



The Last Muslim Intellectual




The Life and Legacy of Jalal Al-e Ahmad

Seit 1979 steht auf der Welt kein Staat der westlichen Moderne, der
sogenannten Globalisierung bzw. der "regelbasierten Ordnung"
Nordamerikas und Westeuropas so sehr im Wege und bietet der
außenpolitischen Elite in den USA dermaßen demonstrativ die Stirn wie
die Islamische Republik Iran. Das "Mullah-Regime" in Teheran gilt aus
Washingtoner Perspektive seit mehr als einem halben Jahrhundert als
"Hauptsponsor des internationalen Terrorismus" vor allem deshalb, weil
die klerikale Führung des schiitischen Irans darauf pocht, allein über
die Ausbeutung der Öl- und Gasreichtümer des Landes und die Verwendung
der Einnahmen aus deren Verkauf zu entscheiden und sich zudem
kategorisch weigert, den Kolonialstaat Israel anzuerkennen und die
prinzipielle Unterstützung für die Palästinenser zu unterbinden. Wenn
es um die vorgeschobenen Kritikpunkte wie restriktive Frauenpolitik
oder das Verwehren demokratischer Rechte ginge, müsste Saudi-Arabien
weit vor dem Iran am Pranger des Westens stehen; statt dessen wird der
sunnitische Feudalstaat der Familie Al Saud vom Westen gehätschelt und
seine Schandtaten, wie zum Beispiel die Vernichtung von fast 400.000
Menschenleben seit 2015 durch den Krieg im armen Nachbarland Jemen,
werden geflissentlich ignoriert.




[image: Schwarzweiß-Nahaufnahme von Dschalal Al-e Ahmad - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Reisepassfoto von Dschalal Al-e Ahmad
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Als die amerikanische Gesellschaft im September 2002 noch in
kollektivem Schockzustand infolge der beispiellosen Flugzeuganschläge
auf die New Yorker Zwillingstürme und das Pentagon in Arlington ein
Jahr davor stand, überraschte Richard Armitage, seinerzeit
Stellvertretender Außenminister der USA, mit der Aussage, dass nicht
das Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens, sondern die libanesische
Hisb-Allah-Bewegung, die für die westlichen Geheimdienste als
verlängerter Arm des Irans am Mittelmeer gilt, das eigentliche
"A-Team" des "internationalen Terrorismus" sei. Zu jenem Zeitpunkt
bereitete die Regierung George W. Bush den illegalen Einmarsch in den
Irak und den gewaltsamen Sturz des "Regimes" Saddam Husseins vor.
Geplant war von dort aus der Einfall in den Iran, weshalb im März
2003, im Rausch der furios gestarteten angloamerikanischen Invasion
des Zweistromlands, in neokonservativen Kreisen Washingtons der Spruch
kursierte, "Weicheier wollen nach Bagdad, echte Kerle nach Teheran".

Für den ehemaligen Marineinfanteristen Armitage hatten die USA mit der
Hisb Allah wegen der beiden verheerenden Lastwagenanschläge 1983 auf
einen Militärstützpunkt und die Botschaft der USA in Beirut mit
Hunderten von Todesopfern "noch eine Rechnung offen". Hinzu kam das
Ressentiment, das die Amerikaner seit 1979 gegenüber der
"Mullahkratie" wegen der 444tägigen Besetzung der US-Botschaft in
Teheran und der Geiselnahme des dortigen Personals pflegen. Doch wegen
des Zusammenbruchs der staatlichen Ordnung im Irak und des
aufkommenden Volksaufstands gegen die westlichen Besatzungstruppen
mussten die hoch ambitionierten, im Grunde vollkommen illusorischen
Angriffspläne der Bush-Regierung für den Iran ungenutzt in der
Schublade bleiben. Dennoch stehen Washington und Teheran - ungeachtet
oder gerade wegen des 2015 von Barack Obama unterzeichneten und nur
zwei Jahre später von Donald Trump wieder aufgekündigten Atomvertrags -
einander bis heute unversöhnlich gegenüber.




[image: Irans großer Volksheld wird von seinen Peinigern öffentlich demontiert - Foto: Ebrahim Golestan, Public domain, via Wikimedia Commons]

Mohammad Mosaddegh vor einem Kriegsgericht 1953

Foto: Ebrahim Golestan, Public domain, via Wikimedia Commons



Ein wichtiger Aspekt jener berühmt-berüchtigten Geiselnahme an der
Teheraner US-Botschaft, der leider allzu sehr vergessen wird, ist das
Motiv der an der umstrittenen Aktion beteiligten Studenten. Nur Tage
vor der Erstürmung des Komplexes hatte der vor den Unruhen in Teheran
geflohene Schah von Persien, Mohammed Reza Pahlavi, Asyl in den USA
erhalten. Die Gegner des Autokraten befürchteten nicht ganz zu
Unrecht, dass die CIA von der amerikanischen Botschaft in Teheran aus
einen Putsch ähnlich dem im Jahr 1953, als der US-Geheimdienst, vor
Ort unter der Führung von Kermit Roosevelt, die gewählte Regierung von
Premierminister Mohammad Mossadegh stürzte und den wankelmütigen
Schah, der per Flugzeug in den Irak und von dort weiter nach Italien
geflohen war, wieder auf den Pfauenthron setzte, durchführen könnte.
Operation Ajax, die den Grundstein für zahlreiche ähnliche
CIA-Umtriebe der folgenden Jahrzehnten legte - siehe Maidan-Putsch
2014 in der Ukraine - hatte im kollektiven Gedächtnis der Iraner tiefe
Spuren hinterlassen.




[image: Jalal Al-e Ahmad posiert stehend mit einer Gruppe junger Studenten - Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

'Der Schuldirektor' Jalal Al-e Ahmad
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Mossadegh musste verschwinden, weil auf sein Betreiben hin und gegen
den Willen Londons das Parlament in Teheran die Ölförder-, Raffinerie-
und Verladeanlagen - letztere auf der Insel Charg im Persischen Golf -
der damaligen Anglo-Iranian Oil Company (AIOC), aus der später British
Petroleum (BP) hervorging, verstaatlicht hatte. Ein solch
ungebührliches Benehmen eines Entwicklungslands einem führenden
westlichen Industriestaat gegenüber hätte Schule machten können und
durfte deshalb nicht unbestraft bleiben. Die blutige Absetzung
Mossadeghs, des hochgebildeten und charismatischen Lieblings der
iranischen Massen und einer international anerkannten Galionsfigur der
anti-kolonialen Bewegung der Ära nach dem Zweiten Weltkrieg durch
gekaufte, pro-amerikanische Militärs und seine Erniedrigung infolge
eines Prozesses vor einem Kriegsgericht und einer Verbannung in den
Hausarrest bis zu seinem Tod 1967 hat weite Teile seiner Landsleute
politisch traumatisiert. Zu den Millionen damals erschütterter Iraner
gehörte der Schriftsteller Dschamal Al-e Ahmad, den Hamid Dabashi,
Professor für iranische Studien und vergleichende Literatur an der New
Yorker Columbia University, in einer glanzvollen Biographie zum
"letzten muslimischen Intellektuellen" erkoren hat.

Der 1923 geborene Al-e Ahmad hat wie kein Zweiter im Iran der
vierziger, fünfziger und sechziger Jahre das Streben des Landes nach
einer Zukunft ohne westliche Bevormundung, sei es wirtschaftlich,
militärisch, politisch oder kulturell, verkörpert. Dabashi sieht in
ihm einen "asketischen Revolutionär", ähnlich Franz Fanon, der in
seinen Gedanken und Schriften für den Iran einen Weg in die Moderne
suchte, der jenseits der bedenkenlosen Übernahme westlicher
Konsumwerte und Verhaltensnormen läge und der sich auf die religiösen
und kulturellen Traditionen des Irans in all ihrer Vielfältigkeit
besänne. Zudem will der Biograph Al-e Ahmad aus der ideologischen
Umklammerung der geistlichen Machthaber des Irans lösen, die seines
Erachtens den 1969 verstorbenen Essayisten fälschlicherweise zum
entscheidenden Wegbereiter der Islamischen Revolution erklärt haben,
lediglich weil er sechs Jahre zuvor die Kritik von Ajatollah Sayyid
Ruhollah Khomeini am gesellschaftlichen Modernisierungsprogramm des
Schahs, genannt die Weiße Revolution, für begründet hielt (1964 wurde
Khomeini des Landes verwiesen, nachdem er die Entscheidung des Schahs,
den Amerikanern die Stationierung von US-Truppen im Iran zu gestatten,
öffentlich verurteilt hatte).




[image: Eine junge Simin Daneshwar im Porträt - Foto: Kojaro, Public domain, via Wikimedia Commons]

Simin Daneschwar war die große Liebe Dschalal Al-e Ahmads in seinem kurzen Leben

Foto: Kojaro, Public domain, via Wikimedia Commons



Al-e Ahmad wuchs selbst in einer klerikalen Familie Teherans auf. Wäre
es nach dem Wunsch seines Vaters gegangen, wäre auch er Imam geworden.
Dagegen lehnte sich Al-e Ahmad jedoch auf, ließ sich zum Schullehrer
ausbilden und studierte an der Teheran Universität Persisch, ohne
jedoch seine Doktorarbeit abzuschließen. Wie viele junge Menschen
begeisterte er sich für den Sozialismus und schloss sich deshalb der
kommunistischen Tudeh-Partei an. Nach wenigen Jahren trat er wieder
aus und zwar aus Protest gegen die unkritische Haltung seiner Genossen
der Sowjetunion gegenüber. Statt dessen wandte er sich der Nationalen
Front Mossadeghs zu und kam nach dessen Entmachtung und Verhaftung
selbst für einige Jahre ins Gefängnis.

Bereits 1950 hatte Al-e Ahmad die junge angehende Schriftstellerin
Simin Daneschwar aus Isfahan geheiratet, die in wenigen Jahren selbst
zur ersten und bedeutendsten Romancierin des Irans aufsteigen sollte.
Gemeinsam bildeten sie ein prominentes literarisches Paar, das jedem
Vergleich mit Jean-Paul Sartre und Simone de Beauvoir im Frankreich
jener Jahre oder besser noch Percy Bysshe Shelley und Mary Shelley der
Romantik in England standhielt. Al-e Ahmad und Daneschwar haben ihr
Werk gegenseitig unterstützt, kritisiert, korrigiert und lektoriert.
Auch die Eheprobleme, vor allem der Umstand, dass Al-e Ahmad
unfruchtbar war und sie deshalb keine Kinder bekommen konnten, wurden
von ihm schriftstellerisch verarbeitet. 1958 erschien Al-e Ahmads
wichtigster Roman "Der Schuldirektor".




[image: Luftaufnahme der Hafenanlage auf der Insel Charg - Foto: National Iranian Oil Company, Public domain, via Wikimedia Commons]

Öltanker bei der Beladung am Terminal der Insel Charg 1967

Foto: National Iranian Oil Company, Public domain, via Wikimedia
Commons



Vor allem in den vielen Kurzgeschichten, Reiseberichten und Essays
brilliert Al-e Ahmad nach Meinung seiner zahlreichen Bewunderer. Es
sind diese Arbeiten, die auch Biograph Dabashi für besonders
erachtenswert hält. Der rastlose Al-e Ahmad hat jahrelang den Iran zu
Fuß erkundet, sich für das Leben der einfachen Menschen in den kleinen
Städten oder abgelegenen Dörfern interessiert, mit ihnen das Brot
geteilt, sich ihre Geschichten angehört und Gedanken über ihre Lage
gemacht, die er dann später zu Papier brachte. Zu den bekanntesten
Reiseberichten des Hobby-Ethnologen gehörte der Besuch auf der Insel
Charg, die Anfang der fünfziger Jahre im Mittelpunkt des Streits
Mossadeghs mit Großbritannien stand und später, infolge schwerer
Verwüstungen des Iran-Irak-Kriegs von 1980 bis 1988, unbewohnbar
wurde.




[image: Carter und der Schah prosten einander mit Champagner-Gläsern zu - Foto: US Federal Government, Public domain, via Wikimedia Commons]

Jimmy Carter und der Schah, Mohammad Reza Pahlavi, beim Staatsempfang
1978

Foto: US Federal Government, Public domain, via Wikimedia Commons



Auch außerhalb des Irans unternahm Al-e Ahmad in den fünfziger und
sechziger Jahren wichtige Studienreisen, die ihn nach Europa, in die
Sowjetunion, in die USA, wo er am Seminar an der Harvard Universität
sogar mit Henry Kissinger in Kontakt kam, und nach Israel führten.
Seine ursprünglich positive Meinung über Israel, vor allem wegen der
dortigen Kibbuz-Bewegung, hat er später angesichts des
Sechs-Tage-Kriegs 1967 und der damit einhergehenden illegalen
Besetzung Ostjerusalems, des Westjordanlands und des Gazastreifens,
gründlich revidiert. Auch die Pilgerreise nach Mekka, die Hadsch, bot
Al-e Ahmad, ähnlich wie wenige Jahre zuvor Malcolm X, literarischen
Stoff zum Nachdenken über die Bedeutung des Islams und die Rolle des
muslimischen Menschen in der Welt.

Nachhaltig in Erinnerung geblieben ist Al-e Ahmad in seinem Heimatland
weniger wegen seiner Übersetzungen der Werke von Sartre, Fjodor
Dostojewski, Andre Gide, Albert Camus und Eugene Ionesco, sondern vor
allem wegen der Popularisierung des Begriffs "Gharbzadegi". Seine 1962
unter diesem Titel erschienene Essaysammlung sorgte für großes
Aufsehen und viele Diskussionen in Irans gebildeten Kreisen. In diesem
Buch beklagt der linke Existentialist die Verwestlichung des Irans und
mit ihm aller Länder der damaligen Dritten Welt, die sich aus seiner
Sicht mühsam aus der kolonialen Knechtschaft befreiten, nur um sich in
die Falle der neokolonialen Abhängigkeit - vor allem der geistigen -
zu begeben. "Gharbzadegi" ist eine Wortneuschöpfung, eine Kombination
aus den persischen Begriffen einerseits für "Westen" und andererseits
für "befallen", "unterlegen", "geblendet". Im Deutschen wird es mit
"geplagt vom Westen" übersetzt. Auf der 1985 erschienenen
Langspielplatte "Rottenhat" hat der politisch engagierte englische
Jazzrockmusiker Robert Wyatt ein Lied mit dem Titel "Gharbzadegi"
veröffentlicht und das Fremdwort recht elegant mit "Westernitis" ins
Englische übersetzt.

Al-e Ahmad trieb die Vernichtung traditionsreicher Handwerkskünste
Persiens durch die maschinell hergestellten Massenwaren aus dem Westen
um, weshalb er eine Industrialisierung des Irans in eigener,
staatlicher Regie befürwortete. Durch seine negativen Erfahrungen mit
der Tudeh-Partei und dem Führerkult um Stalin war er außerdem zu der
Überzeugung gekommen, dass die bloße Übernahme jener
Modernisierungsmethoden, mit denen die Sowjetunion und die Länder des
Warschauer Pakts ihre Gesellschaften reformiert und sich politisches
und wirtschaftliches Gewicht in der Welt verschafft hatten, in den
sogenannten Entwicklungsländern zum Scheitern verurteilt sei, solange
man dort nicht das authentische kulturelle Erbe des jeweiligen Staats -
 im Falle des Irans die Zwölfte-Schia-Variante des Islams -
berücksichtige und in den Veränderungsprozess einfließen lasse.




[image: Gestützt am Arm eines Piloten steigt der alternde Khomeini die Flugzeugtreppe herab - Foto: Abbas (photographer), Public domain, via Wikimedia Commons]

Der historische Moment, als am 2. Februar 1979 Ajatollah Khomeini aus
dem Exil heimkehrt und am Teheraner Flughafen landet

Foto: Abbas (photographer), Public domain, via Wikimedia Commons



Im ausländischen Exil hatte Khomeini in den siebziger Jahren begonnen,
Teile der kulturellen Kritik Al-e Ahmads am Westen in seine Predigten
zu übernehmen. Später, nachdem der Großajatollah und seine klerikale
Clique mit Hilfe von Verbündeten im Sicherheitsapparat die
Massenproteste des iranischen Volkes gegen den Schah gekapert und
einen streng religiösen islamischen Staat errichtet hatten, ließ
Khomeini um seine Person einen Führerkult entstehen, der aufgrund
seiner besonderen Stellung an der Spitze der schiitischen Theologie
von den Strenggläubigen weit hysterischer und blindwütiger betrieben
wurde als alles, was man in der Sowjetunion unter Stalin erlebt hatte.
Gleichwohl hat der neue islamische Staat viele Schlüsselindustrien
übernommen und modernisiert. Ohne derlei staatliche Eingriffe hätte
die Islamische Republik den verheerenden Krieg mit dem Irak in den
achtziger Jahren und die ruinösen wirtschaftlichen Sanktionen der USA
und deren Verbündeten womöglich nicht überlebt.




[image: Stehende Gefangene werden von hockenden Männern mit Gewehren erschossen - Foto: Jahangir Razmi, Public domain, via Wikimedia Commons]

Revolutionäres Erschießungskommando am Flughafen Sanandaj im Jahre
1979

Foto: Jahangir Razmi, Public domain, via Wikimedia Commons



Hamid Dabashi hat im Laufe seiner akademischen Karriere mehr als 20
Bücher veröffentlicht und ist einer der exponiertesten muslimischen
Gelehrten der USA. Als offener Unterstützer der Kampagne Boykott,
Desinvestitionen und Sanktionen (BDS) zur politischen, kulturellen und
wirtschaftlichen Isolierung Israels wegen dessen Apartheid-ähnlichem
Umgang mit den Palästinensern wurde er zusammen mit seinem berühmten
palästinensischen Kollegen an der Columbia University, Edward Said, in
den ersten Jahren nach den 9/11-Terroranschlägen von den zionistischen
Kreisen in New York wegen angeblichem Antisemitismus angeprangert.
2005 stand er Regisseur Ridley Scott als historischer Berater bei dem
Hollywood-Streifen "Königreich der Himmel" über die Kämpfe zwischen
den christlichen Kreuzfahrern und den muslimischen Armeen Saladins um
die Herrschaft über das Heilige Land einschließlich Jerusalems im
zwölften Jahrhundert zur Seite.
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Iranische Soldaten im Schützengraben während des Iran-Irak-Kriegs

Foto: Commandernavy, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Obwohl selbst ein unnachgiebiger Kritiker der Islamischen Republik
Iran hat Dabashi für dessen Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad
öffentlich Partei ergriffen, als der ehemalige Bürgermeister von
Teheran bei einem Auftritt 2007 an der Columbia University im Rahmen
des interreligiösen, interkulturellen Dialogs von den Gastgebern mehr
als schäbig und seiner Position als zweithöchster Repräsentant des
iranischen Staats unwürdig behandelt wurde. In der vorliegenden
Biographie gelingt es Dabashi, Al-e Ahmad aus der ideologischen
Umklammerung der Machthaber der Islamischen Republik Iran sowie vom
Vorwurf, ein rückwärtsgewandter Maschinenstürmer gewesen zu sein, zu
befreien. Er schildert mit viel Sympathie den Lebenslauf des
umtriebigen Schriftstellers und schildert diesen als wissbegierigen
Kosmopoliten, der zu Lebzeiten die Denkkorsette Westen - Orient,
schiitisch - sunnitisch und arabisch - persisch gesprengt hat. An
dessen Beispiel lädt Dabashi den Leser ein, selbst darüber zu
reflektieren, wie sehr sich westlicher Imperialismus, Islamismus und
Zionismus gegenseitig bedingen und die Sicht der einfachen Menschen
auf das, was sie vereinen könnte, versperren.
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Stiller Protestmarsch durch Teheran bei der gescheiterten Grünen
Revolution im Juni 2019

Foto: Milad Avazbeigi, CC BY-SA 2.0
[https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons
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AKTION/574: Kampagne Stopp Air Base Ramstein veranstaltet Aktionswoche im Juni 2022 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Tanz der Toten vor der Air Base Ramstein - Die Atombomben schweben über
unseren Köpfen

von Pascal Luig, 17. Mai 2022



Vom 19.-26. Juni ist es wieder soweit, die Kampagne Stopp Air Base
Ramstein veranstaltet ihre alljährliche Aktionswoche. Neben einem
einwöchigen Friedenscamp, wird es eine große Demonstration am 25. Juni vor
der Air Base Ramstein unter dem Motto "Tanz der Toten" geben. Die Kampagne
wendet sich gegen Aufrüstung, fordert eine Beendigung aller
Waffenlieferungen, Rückkehr zu Verhandlungen und Diplomatie sowie die
Schließung der Air Base Ramstein, verbunden mit einem Prozess der
Konversion.

Angesichts des Angriffs Russlands auf die Ukraine, wird sich mancher Leser
fragen, wieso mit Blick auf die momentane Bedrohung gegen eine militärische
Einrichtung der US-Amerikaner sowie der NATO demonstriert wird. "Die
Amerikaner sind da, die NATO ist da, wir sind dadurch eigentlich auch
geschützt"[1], fasst es der Bürgermeister Ralf Hechler von
Ramstein-Miesenbach zusammen. Aber entspricht dies auch den Tatsachen?

Die Rolle der Air Base Ramstein

Fakt ist, dass die zentrale Rolle der Air Base Ramstein in diesem Konflikt
von der Öffentlichkeit bisher weitestgehend unbemerkt blieb. Die
Militärbasis ist das größte Luftdrehkreuz der US-Streitkräfte außerhalb der
USA. Hierüber werden schon jetzt fast alle Personen- und Frachttransporte
der US-Streitkräfte während der Ukraine-Krise abgewickelt. Auf der Base
befinden sich aber auch wichtige Kommandozentralen, die für den
militärischen Flugverkehr von USA und NATO über Europa zuständig sind. Das
integrierte Hauptquartier der U.S. Air Forces in Europe kann innerhalb von
nur wenigen Stunden Luftangriffe in ganz Europa, einschließlich Russlands,
organisieren. Dem AIRCOM Ramstein unterstehen die Luftwaffen aller
NATO-Staaten. Eine Befehlszentrale für das sogenannte Raketenabwehrschild
der USA und der NATO ist in das AIRCOM integriert. Das Abwehrschild wurde
noch vor dem Ukraine-Krieg ausgebaut. Bereits unter Präsident Obama wurde
die Stationierung neuer Mittelstreckenraketen beschlossen. Auf
Kriegsschiffen sowie in Rumänien und Polen wurde das Aegis-Kampfsystem, das
auch Atomraketen abschießen kann, stationiert. Das Abwehrschild soll die
russischen Interkontinentalraketen über Europa abfangen. Das Kampfsystem
wird vom Hersteller Lockheed Martin als "ein risikoloses System für die
Bedrohungen von heute - ein evolutionäres System für die Bedrohungen von
morgen"[2] angepriesen. Der Zeitraum zwischen der ersten Ortung des Ziels
und dem Start der Abfangrakete beträgt unter 15 Sekunden. Dieser technische
Fortschritt soll den Einsatz der nuklear bestückten Raketen von russischer
Seite quasi unmöglich machen, weil die russischen Raketen ihr Ziel niemals
erreichen würden.

Trügerische Sicherheit

Soweit die Theorie. In der Realität stellt sich schnell heraus, dass die
trügerische Sicherheit, einen Atomkrieg zu überleben, von den
Waffenherstellern, den Militärs und der Politik konstruiert ist. Ein
Raketenabwehrsystem ist fehleranfällig und hat niemals eine
hundertprozentige Erfolgsquote, die Raketen abzufangen. Zwar gibt es quasi
keine Tests, des in Ramstein beheimateten Raketenabwehrschildes unter
realen Bedingungen, aber aus den Erfahrungen mit anderen Abwehrsystemen,
wie das Patriot-System der NATO oder dem Iron Dome in Israel, können
Voraussagen getroffen werden. Die Wahrscheinlichkeit, einen Atomsprengkopf
mit einer Abfangrakete zu treffen, beziffern Friedensforscher deshalb auf
höchstens 50 Prozent, vielleicht aber auch viel weniger.[3] Die
Verteidigung gegen eine ganze Armada angreifender Raketen, gilt derzeit als
technisch unmöglich.[4] Weltweit gibt es ungefähr 12.700 atomare
Sprengköpfe, wovon Russland ca. 6000 besitzt. Die Annahme, wenn auch nur
ein Bruchteil dieser Raketen gestartet werden, ein nukleares Szenario zu
überleben, erweist sich somit als eine Lüge. In dem Szenario ist der
nukleare Winter, der durch die nicht abgefangenen Atomraketen ausgelöst
wird, nicht einmal einberechnet.

Raketenabwehr unter Idealbedingungen

Dies sind natürlich alles Mutmaßungen, da es bisher glücklicherweise bisher
zu keinem Einsatz unter realen Bedingungen gekommen ist. Spielen wir also
vorsorglich gedanklich das Szenario durch, das Abwehrsystem würde wie
gewünscht funktioniert und alle Raketen abfangen. In diesem Falle würden
tausende mit Plutonium bestückte Atomraketen hauptsächlich über Europa
pulverisiert werden.[5] Plutonium zählt aber zu den giftigsten Substanzen
der Welt. Die tödliche Dosis liegt bei 20 bis 60 Milligramm, bereits 80
Millionstel Gramm reichen aus, um mit hoher Wahrscheinlichkeit Lungenkrebs
auszulösen.[6] Jede Atombombe besteht aber aus mehreren Kilogramm
Plutonium. Es lässt sich leicht ausmalen, was mit der Menschheit passiert,
wenn sich diese in der Atmosphäre pulverisieren und über den Erdball
verteilen.

In diesem Krieg könne wir alle nur verlieren

Die Air Base Ramstein, wäre aus den oben genannten Gründen ein
Primärziel[7] im Falle eines Atomkrieges. Diese aus geostrategischen
Interessen provozierte Krise kann also zu einem militärischen Konflikt
führen, bei der nicht nur die Menschen in der Ukraine, sondern wir alle
verlieren.

Eine mögliche nukleare Auseinandersetzung ist derzeit wahrscheinlicher als
zu Zeiten des Kalten Krieges. Damals waren die Brücken der Diplomatie nicht
überall fragil, es gab ein Rotes Telefon und internationale Verträge, die
z.B. die Stationierung von Mittelstreckenraketen untersagten. Die
Direktorin der nationalen Nachrichtendienste Avril Haines geht davon aus,
dass Putin nur Atomwaffen einsetzt, wenn es eine existenzielle Bedrohung
für Russland gibt. Dies gelte für den Fall, "wenn er den Eindruck hat, dass
er den Krieg in der Ukraine verliert [...]".[8] Angesichts der vom Westen
ausgesprochenen Losung, dass Putin diesen Krieg keinesfalls gewinnen darf
und der Ruf nach Verhandlungen im Getöse nach Waffenlieferungen nicht
einmal mehr in Erwägung gezogen wird, wäre der Weg in die letzten Tage der
Menschheit vorgezeichnet.

Deshalb ist es notwendig, diesem Wahnsinn besonnen und deeskalierend
entgegen zu wirken. Da dies von Politik und Medien leider kaum zu erwarten
ist, ist es umso wichtiger, dass von der Bevölkerung ein Zeichen des
Friedens gesetzt wird. Darum protestiert die Kampagne Stopp Air Base
Ramstein vom 19. bis 26. Juni. Informationen zur Friedenscamp,
Demonstration und der gesamten Aktionswoche finden sich auf
www.stoppramstein.de. Nur wenn wir mit vielen gemeinsam für den Frieden
demonstrieren, können wir das Kriegsgeheule von Politik und Medien stoppen.


Aktionswoche vom 19. bis 26. Juni:

19. Juni: Fahrradsternfahrt

https://www.stoppramstein.de/event/fahrrad-sternfahrt/

bis 26. Juni: Friedenscamp

https://www.stoppramstein.de/event/friedenscamp-2022/

bis 24. Juni: Friedenswerkstatt

https://www.stoppramstein.de/event/friedenswerkstatt/

24. Juni: Abendveranstaltung

https://www.stoppramstein.de/event/abendveranstaltung/

25. Juni: Tanz der Toten - Demonstration vor der Air Base Ramstein

https://www.stoppramstein.de/event/tanz-der-toten-demonstration-vor-der-air-base-ramstein/


Anmerkungen:
[1] https://www.swr.de/swraktuell/rheinland-pfalz/kaiserslautern/ramstein-buergermeister-ralf-hechler-zum-ukraine-krieg-und-der-air-base-100.html

[2] https://www.lockheedmartin.com/content/dam/lockheed-martin/rms/documents/aegis/Aegis-trifold.pdf

[3] https://www.deutschlandfunk.de/was-bringt-der-nukleare-raketenabwehrschirm-der-nato-100.html

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/National_Missile_Defense

[5] https://www.heise.de/tp/features/Raketenabwehrschild-Sicherheitsberaterin-auf-Kaffeefahrt-6661571.html

[6] https://rp-online.de/politik/so-gefaehrlich-ist-plutonium_aid-13558897

[7] Neben den in Büchel gelagerten Atombomben.

[8] https://www.nachdenkseiten.de/?p=83870
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INTERNATIONAL/291: WSF 2022 Erklärung - Ein gemeinsamer Zeitplan für eine andere, dringend notwendige Welt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

WSF 2022 Erklärung: Ein gemeinsamer Zeitplan für eine andere, dringend
notwendige Welt

von Pressenza IPA, 16. Mai 2022



Das 14. Weltsozialforum (WSF) in Mexiko-Stadt, das zeitgleich mit dem
Gedenken an den Weltarbeitertag am 1. Mai begonnen hatte, endete am 6.
Mai.

Im Folgenden veröffentlichen wir die Abschlusserklärung des WSF 2022, die
dazu aufruft, gemeinsam und dringend die "andere Welt" aufzubauen, die
möglich und notwendig ist.


Einen gemeinsamen Zeitplan für eine andere, dringend notwendige
Welte erstellen

1. Das 14. Weltsozialforumg begann am Sonntag, den 1. Mai, mit einem
Demonstrationszug, der mit den Veranstaltungen zum Welttag der Arbeit
zusammenfiel. Das WSF 2022, das vom 1. bis 6. Mai in Mexiko-Stadt
stattfand, ist das erste internationale Treffen, das seit dem Beginn von
Covid 2019 sowohl live als auch virtuell (also hybrid) stattfand.

2. Die Pandemie, die nach wie vor weltweit Schaden anrichtet, hielt die
Vertreter/innen von Verbänden, Kollektiven und sozialen Bewegungen aus
Afrika, Asien, dem Nahen Osten, dem asiatisch-pazifischen Raum,
Lateinamerika und der Karibik nicht davon ab, sich in Mexiko-Stadt zu
treffen.

3. Das WSF 2022 hatte mit Hindernissen zu kämpfen, welche die Anwesenheit
von Vertretern aus mehreren Ländern, insbesondere aus Afrika und Asien
erschwerten oder verunmöglichten.

Wir prangern die Verweigerung von Visa für Mitglieder von Delegationen aus
mehreren Ländern und die Verhinderung der Einreise mehrerer unserer
Kamerad:innen durch die Einwanderungsbehörden an.

4. Mehr als dreitausend Teilnehmende aus autonomen Frauen- und
feministischen Bewegungen, junge Menschen, Angehörige verschiedener
Sexualitäten, Gewerkschafter:innen, Gemeinschaften indigener Völker,
Gruppen aus der Sozialkirche, Umweltaktivist:innen, Antirassist:innen,
Vertreter aus der städtischen Bewegung, dem ländlichen Raum, Migrantenorganisationen
und aus vielen anderen sozialen Bereichen aus mehr als 30 Ländern von vier
Kontinenten waren eingeladen, nachzudenken, sich auszutauschen und sich
Aktionen vorzustellen, um die Welt zu verändern.

Gelegenheit dazu boten 789 Workshops und Versammlungen, die an 15 Orten im
historischen Zentrum von Mexiko-Stadt stattfanden, und soziale
Organisationen, die sich an mehr als 50 Veranstaltungsorten, Innenhöfen und
Auditorien präsentierten - zusätzlich zum Hauptzentrum in Zelten auf der Plaza de Santo
Domingo.

Die Themen waren unter anderen Klima, Landwirtschaft im Einklang mit der
Erde und nachhaltige Wirtschaft, Menschenrechte, Feminismus, Minderheiten,
Bildung, Arbeitnehmerrechte, Kultur, Kommunikation, Selbstbestimmung der
Völker ... und viele weitere Themen.

Es ist schon jetzt sicher, dass dieses Forum eine Menge kollektiver
Aktionen hervorbringen und unverzüglich umsetzen wird.

5. Die Bewegungen sehen sich mit verschiedenen Herausforderungen
konfrontiert, die sich aus der irrationalen Ausbeutung natürlicher
Ressourcen wie Wasser, Land und Raum ergeben und die den Klimawandel,
Migrationsströme, Bevölkerungsverschiebungen und damit die Destrukturierung
unserer Gesellschaften beschleunigen. Diese wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Gewalt ist eine Form der permanenten Kriegsführung, der die
Menschheit ausgesetzt ist und die nur durch eine radikale Veränderung des
Systems gestoppt werden kann.

6. Die Regierungen haben die Pandemie genutzt, um demokratische Freiheiten
anzugreifen, verschiedene Einschränkungen der Rechte der Menschen zu
fördern und vor allem, um den großen privaten Konzernen, den ersten
Nutznießern einer weltweiten Pandemie, die durch das irrationale Handeln
des Kapitalismus verursacht wurde, ungerechtfertigte Macht zu geben.

7. Die vorherrschende Spar- und Strukturanpassungspolitik wird bestätigt.
Neoliberale Arroganz herrscht. Destabilisierung, Kriege, gewaltsame
Unterdrückung und die Instrumentalisierung des Terrorismus werden in allen
Regionen durchgesetzt. Reaktionäre ideologische Strömungen und
rechtsextremer Populismus werden immer aktiver.

8. Das WSF Mexiko 2022 ist ein Schritt im Aufbau einer neuen Phase des
Altermondialismus (einer Art Globalisierung von unten). Jede Phase des
Altermondialismus ist eine Antwort auf die herrschende Logik des
Kapitalismus in seiner neoliberalen Phase und basiert auf Formen der
Mobilisierung.

9. Das WSF 2022 war von dieser globalen Situation geprägt - es war mehr auf
Widerstand ausgerichtet. Die sozialen und staatsbürgerlichen Bewegungen
sind sich der Dringlichkeit bewusst, strategische Orientierungen
festzulegen. Sie bestätigten, dass die Notwendigkeit des Widerstands die
Widersprüche nicht aufhebt und dass alle Möglichkeiten offen bleiben.

10. In diesem Jahr ist eine andere Form des Krieges ausgebrochen, der Krieg
in der Ukraine, als Folge der russischen Invasion. Getreu
seinen Ursprüngen und der Grundsatzcharta verurteilt das WSF diese
Invasion, den Tod tausender Zivilisten und die Anwendung todbringender Gewalt, 
deren Auswirkungen bereits auf der ganzen Welt zu spüren sind. Dieses neue
Kriegsszenario reiht sich ein in viele andere, deren Folgen die Völker zu
spüren bekommen. Die Völker müssen einen Weg finden, um Frieden zu
schaffen.

11. Wir dürfen nicht vergessen: die Apartheid des Staates Israel, der Krieg
in Syrien, Irak und Mali, Afghanistan und an anderen Orten zwischen den
imperialistischen Weltmächten ist der sublime Ausdruck ihrer Engstirnigkeit
und ihres rücksichtslosen Streits um die Weltherrschaft, bei dem es am Ende weder
Gewinner noch Verlierer geben wird, sondern nur Verwüstung und Tod für
unsere Völker.

12. Auf dem Weltsozialforum 2022 stand viel auf dem Spiel. In einer
zutiefst widersprüchlichen Weltsituation ermöglichte es uns, einen
Vorschlag zur Veränderung der Globalisierung zu entwickeln, der der neuen
Situation entspricht; die neuen Widersprüche des Weltsystems zu verstehen;
von den Widerstandsbewegungen ausgehend, Alternativen zu definieren und ein
neues Emanzipationsprojekt aufzubauen.

Eine andere Welt ist möglich und wir müssen sie gemeinsam aufbauen!


Übersetzung aus dem Italienischen von Domenica Ott vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. Wir suchen
Freiwillige!


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Sozialforum des Widerstands: Begegnung mit Dr. Teivo Teivainen

Vom Katalizo-Team






[image: Fünf junge Menschen und Dr. Teivo Teivainen, der einen Daumen hochhält, strahlen in die Kamera. - Foto: Katalizo]

Das Katalizo-Team mit Dr. Teivo Teivainen. FSR, Porto Alegre, 2022.

Foto: Katalizo



Pressenza IPA, 02.05.22 - Am Eröffnungstag des Sozialforums des
Widerstands (FSR) und des Sozialforums für Gerechtigkeit und
Demokratie (FSMJD) in Porto Alegre war es uns möglich, Dr. Teivo Teivainen, Professor
für Weltpolitik an der Universität von Helsinki, zu treffen. Dr.
Teivainen ist seit den Anfängen des Weltsozialforums (WSF) im Jahr
2001 an der Organisation dieser Bewegung beteiligt. Er ist außerdem
ein versierter Autor und gibt einen Großteil seines Wissens zu diesem
Thema in akademischen Kreisen und an die breite Öffentlichkeit
weiter.

Anlässlich der Eröffnung des Weltsozialforums, das in diesem Jahr vom 1. bis 6. Mai
in Mexiko stattfand, teilte Dr. Teivainen seine Ideen über
die Geschichte und die Zukunft des WSF in einem ruhigen Moment im
historischen Zentrum von Porto Alegre!

Der Geschichte zufolge kamen Chico Whitaker und Oded Grajew als sie
1999 bei einem Besuch in Paris die Fernsehübertragung des
Weltwirtschaftsforums (WEF) verfolgten, auf die Idee, das WSF zu
gründen. Die Idee war, eine Alternative zu Davos zu schaffen, die auf
der Agenda sozialer Bewegungen basiert und sich nicht auf
konventionelle wirtschaftliche Themen konzentriert. Bernard Cassen,
der damalige Generaldirektor von Le Monde Diplomatique, ermutigte sie,
diese Idee in die Tat umzusetzen und die Veranstaltung im Globalen
Süden zu organisieren. Sie kehrten in ihre Heimat Brasilien zurück und
organisierten das erste WSF in Porto Alegre, zeitgleich mit dem Gipfel
in Davos. Während in jenem Jahr 3.000 Menschen am WEF teilnahmen,
waren es beim WSF 20.000 Menschen. Einige Jahre später war das WSF ein
wichtiger Mobilisierungsfaktor für eine der größten internationalen
Protestbewegungen der Geschichte gegen den Irak-Krieg, den so
genannten Global Day of Action.




[image: Viele Menschen, einige mit Fahnen, stehen vor der Tribüne der Sozialforums 2003 in Porto Alege, über der das Banner des Forums mit einer von vielen Händen getragenen Erde hängt. Foto: Victor Soares / Agência Brasil, CC BY 3.0 BR [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en], via Wikimedia Commons]

Weltsozialforum in Porto Alegre, 2003.

Foto: Victor Soares / Agência Brasil, CC BY 3.0 BR [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0/br/deed.en], via Wikimedia Commons



Nachdem das WSF drei Jahre in Folge in Porto Alegre stattfand
(2001-2003), wurde es 2004 in Mumbai, Indien, zum ersten Mal
international abgehalten. Seitdem hat es auch in Pakistan, Venezuela,
Mali, Kenia, Senegal, Tunesien und Kanada (Montreal) stattgefunden.
Dr. Teivainen erläuterte, dass die Menschen in Brasilien und Porto
Alegre zwar begeistert waren, dass sich das Forum weltweit
ausbreitete, dass sie aber auch einen jährlichen Raum für solche
Diskussionen und Mobilisierungen im eigenen Land zurückgewinnen
wollten, um mehr lokale Themen zu behandeln. So wurde der FSR 2017 ins
Leben gerufen.

Heute, in der Ära von Bolsonaro, bietet das FSR einen äußerst
wichtigen Raum, um den gemeinsamen Widerstand und die Solidarität
zwischen Gewerkschaften, indigenen Völkern, Landwirt:innen, LGBTQ+,
Feminist:innen und anderen zum Ausdruck zu bringen. Das Meer aus
verschiedenen Fahnen, das wir nur wenige Stunden nach unserem Gespräch
mit Dr. Teivainen beim Eröffnungsmarsch sahen, machte deutlich, warum
das Weltsozialforum (und die damit verbundenen Prozesse) oft als eine
"Bewegung der Bewegungen" bezeichnet wird. Wir sind sehr dankbar für
dieses fruchtbare Gespräch mit Dr. Teivainen, das uns helfen wird, den
Rest des FSR und des FSMJD in einen Kontext zu stellen. Wir freuen uns
darauf, mit ihm über diese Themen zu diskutieren, während wir hier
sind, aber auch darauf, sein neues Buch über das Weltsozialforum
kennenzulernen, das nach Angaben des Autors bald erscheinen wird!


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Anita Köbler vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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STANDPUNKT/494: Schweden - NATO-Mitgliedschaft erfordert verstärkte Abrüstungsbemühungen (IPPNW Schweden)

IPPNW-Pressemitteilung vom 18. Mai 2022

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Schweden

NATO-Mitgliedschaft erfordert verstärkte Abrüstungsbemühungen

Statement zum NATO-Beitritt Schwedens



Anlässlich der Ankündigung der Sozialdemokraten, ihre Position in der Frage
der schwedischen NATO-Mitgliedschaft zu ändern, stellen die Schwedischen
Ärzt*innen gegen Atomwaffen (SLMK) [1] klare Forderungen, um
sicherzustellen, dass Schweden atomwaffenfrei bleibt - sowohl territorial
als auch in der Politik. Die NATO stuft sich selbst als Atomwaffenbündnis
ein. Ein NATO-Beitritt stellt daher große Anforderungen an Schweden.
Bedingungen müssen aufgezeigt werden, um sich als Mitglied des Bündnisses
von Atomwaffen zu distanzieren.

Zuallererst sollte Schweden unverzüglich der UN-Konvention zum Verbot von
Atomwaffen beitreten. Das Übereinkommen, das im Januar 2021 in Kraft
getreten ist, beinhaltet ein umfassendes Verbot von Atomwaffen in vielerlei
Hinsicht: Einsatz, Androhung des Einsatzes, Besitz, Herstellung, Erprobung,
Stationierung und Unterstützung, Ermutigung oder Überredung anderer Staaten
zu den verbotenen Aktivitäten. Durch den Beitritt Schwedens zum
Übereinkommen werden viele der Bedenken, auf die die Zivilgesellschaft, die
Öffentlichkeit, Politiker*innen und Expert*innen in der Debatte über die
schwedische NATO-Mitgliedschaft hingewiesen haben, wirksam ausgeräumt.
Schweden muss sich auch das Recht vorbehalten, sich nicht hinter die
Erklärungen der NATO zu stellen, die das UN-Übereinkommen über das Verbot
von Atomwaffen kritisieren. Neben dem Beitritt zum Übereinkommen sollten
die folgenden Aspekte in Betracht gezogen und durch Gesetzgebung, formelle
Politik usw. umgesetzt werden.

In der Nuklearen Planungsgruppe der NATO finden umfangreiche und
vertrauliche Diskussionen über Atomwaffen statt (nicht in der
Parlamentarischen Versammlung der NATO, in der Gruppendiskussionen geführt
werden). Hier werden Übungen mit Atomwaffen geplant, mögliche Planungen für
den Einsatz von Atomwaffen und die Atomwaffenpolitik der Allianz diskutiert
und festgelegt. Der einzige NATO-Staat, der nicht in der Nuklearen
Planungsgruppe vertreten ist, ist Frankreich. Das zeigt zwar, dass es
möglich ist, außerhalb der Gruppe zu stehen. Denn nichts im
Nordatlantikvertrag, auf dem das Bündnis beruht, besagt, dass man daran
beteiligt sein muss. Allerdings ist es erwähnenswert, dass Frankreich auch
über eigene Atomwaffen verfügt.

Es sollte sorgfältig überlegt werden, ob Schweden an der Nuklearen
Planungsgruppe teilnehmen sollte oder nicht. Dies ist noch nicht
vorgekommen, aber eine wichtige Voraussetzung ist, dass Schweden niemals
an der Planung, Vorbereitung oder Übung eines Atomwaffeneinsatzes beteiligt
sein darf. Ob sich dies mit der Mitgliedschaft in der Nuklearen
Planungsgruppe vereinbaren lässt, muss vor dem Beitritt zu dieser Gruppe
geprüft werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der ausgiebig diskutiert wurde, sind
Atomwaffen auf schwedischem Gebiet. Damit die NATO oder die USA (es sind
die USA und nicht die NATO, die in fünf NATO-Ländern Atomwaffen stationiert
haben) Atomwaffen in Schweden stationieren können, muss Schweden dies
genehmigen.  Um jedoch sicherzustellen, dass dies auch im Laufe der Zeit
nicht geschieht, sollte Schweden unserer Meinung nach vorrangig ein
nationales Gesetz erlassen, das die Einfuhr von Atomwaffen auf schwedisches
Territorium in jeder Hinsicht und in jeder Situation verbietet. Dies
wird seit mehreren Jahren von der Zivilgesellschaft und durch Anträge im
Reichstag vorangetrieben und hat jetzt im Zusammenhang mit der schnell
aufgekommenen NATO-Debatte noch an Bedeutung gewonnen. In Finnland gibt es
bereits ein solches Gesetz, ebenso in Spanien und Litauen. Mehrere
sozialdemokratische Gewerkschaften, die Linkspartei und die Grünen setzen
sich nun für dieses Thema ein.

Der Vorschlag für ein Gesetz gegen die Einführung von Atomwaffen auf
schwedischem Territorium wurde immer wieder abgelehnt, zum Beispiel im
Gesetzentwurf über eine Vereinbarung mit der NATO im Jahr 2015. "Atomwaffen
dürfen nicht auf schwedischem Territorium platziert werden. Schweden hat
dies jahrzehntelang nach außen hin deutlich gemacht. Die schwedische
Position, keine Atomwaffen zu erwerben und nicht zuzulassen, dass solche
Waffen auf schwedischem Territorium platziert oder von ausländischen
Streitkräften bei Besuchen mitgeführt werden, wurde in verschiedenen
Zusammenhängen und Foren unmissverständlich zum Ausdruck gebracht, z.B.
durch Reden vor der UN-Generalversammlung. Ein ausländischer Staat ist nach
internationalem Recht verpflichtet, die Bedingungen zu erfüllen, die
Schweden für den Besuch stellt. Dies ergibt sich u.a. aus dem Prinzip der
völkerrechtlichen Souveränität." Dies wurde seither bei jedem Vorschlag
oder jeder Initiative zur Einleitung eines Gesetzgebungsverfahrens
wiederholt.

Wir haben versucht, die erwähnte Rede in der UNO herzuleiten, um
herauszufinden, was, wann und von wem gesagt wurde. Der einzige Hinweis,
den wir vom Außenministerium erhalten haben, ist eine Erklärung zur
Abstimmung über eine Resolution im ersten Ausschuss der 
UN-Generalversammlung im Jahr 1981, kurz nachdem die damalige Sowjetunion mit
der Versenkung des sowjetischen U-Boots U 137 in den Schären von Karlskrona
die schwedische Territorialgrenze verletzt hatte. Es ist klar, dass eine
modernere Erklärung als die von 1981 erforderlich ist, die auch durch
Rechtsvorschriften ergänzt werden muss.

Nicht zuletzt sind wir der Meinung, dass Schweden sich das Recht
vorbehalten muss, die Aussagen der NATO nicht zu unterstützen, wonach die
NATO ein Nuklearbündnis sein wird, solange es Atomwaffen gibt. Dies wird
zum Beispiel im strategischen Konzept der NATO von 2010 zum Ausdruck
gebracht. Dieses strategische Konzept ist ein politisches Dokument und ist
nicht automatisch für alle Mitgliedstaaten rechtlich bindend.  Eine der
wichtigsten Aufgaben Schwedens als NATO-Mitglied muss es sein, das Bündnis
dazu zu bringen, nicht mit dem Einsatz von Atomwaffen zu drohen (auch nicht
als Erstschlagskapazität) und das Bündnis davon zu überzeugen, seine
Abhängigkeit von Atomwaffen zu beenden und sich für die Abrüstung aller
Atomwaffen einzusetzen.


Wir haben eine interessante Zeit vor uns, wir sehen, wie Parteien und
Diskutierende bereits beginnen, sich mit ihren Forderungen für eine
Mitgliedschaft zu positionieren. Daher ist es von größter Bedeutung, dass
wir, die wir uns für eine atomwaffenfreie Mitgliedschaft einsetzen wollen,
unsere Forderungen und Vorschläge, wie dies geschehen soll, klarstellen.
Wir sehen, dass unsere Punkte mit Forderungen, die wir in der Debatte in
Schweden vorgebracht haben, Auswirkungen auf mehrere politische Parteien
und Gewerkschaften hatten. Deshalb gehen wir davon aus, dass der Reichstag
viele von ihnen berücksichtigt und sicherstellt, dass Schweden weiterhin
ein atomwaffenfreies Land bleibt, als Vertragspartei der UN-Konvention zum
Verbot von Atomwaffen.


Anmerkung:

[1] https://slmk-org.translate.goog/nyheter/s-besked-om-nato-maste-innehalla-krav-pa-nedrustning/?_x_tr_sl=auto&_x_tr_tl=en&_x_tr_hl=en

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der schwedischen IPPNW-Sektion vom 18. Mai 2022

Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des

Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW)
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STANDPUNKT/493: WSF 2022 - Frauen und die informelle Wirtschaft. Herausforderungen der Prekarität (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

WSF 2022: Frauen und die informelle Wirtschaft

Herausforderungen der Prekarität

Von Amina Mezdour, Mitglied des Internationalen Kollektivs junger
Frankophoner auf dem Weltsozialforum 2022 vom 1. bis 6. Mai in Mexiko Stadt






[image: Straßenstände mit bunter Kleidung hinter denen Frauen sitzen - eine Kundin steht vor einem Stand. - Foto: User: (WT-shared) Shoestring at wts wikivoyage, CC BY-SA 1.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/1.0], via Wikimedia Commons]

Alltag des informellen Marktes in den Straßen Boliviens.

Foto: User: (WT-shared) Shoestring at wts wikivoyage, CC BY-SA 1.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/1.0], via Wikimedia Commons



Pressenza IPA, 09.05.22 - Manche Themen erfordern Zeit
zum Nachdenken, um die erhaltenen Informationen aufzunehmen, sie zu
verstehen und sie mit unserem Wissen in einen Dialog zu bringen. Dies
war der Fall bei dieser Podiumsdiskussion mit sechs Redner:innen aus
verschiedenen Ländern (Guatemala, El Salvador, Mexiko, Honduras,
Euskeria [Baskenland, Spanien] und Tunesien).

Diese Vielfalt der Kontexte verlieh dem Austausch zwischen den
Redner:innen und den Zuhörer:innen ein sehr interessantes
internationales Profil. Obwohl jeder der Diskussionsteilnehmer:innen
nur zehn Minuten Zeit hatte, um die schädlichen Auswirkungen der
informellen Beschäftigung in seinem Land darzustellen, waren die
Präsentationen sehr bereichernd.

Es gibt viele Gemeinsamkeiten bei den Erfahrungen mit informeller
Arbeit auf der ganzen Welt. Diese Art der informellen Wirtschaft
stellt in mehreren Ländern einen wichtigen Teil des nationalen
Wirtschaftssektors dar. Zum Beispiel macht der informelle Sektor in El
Salvador 70 % und in Honduras 60 % der Wirtschaftstätigkeit aus. Die
informelle Wirtschaft ist in einer Vielzahl von Sektoren wie
Landwirtschaft, Industrie, Handel und Bergbau vertreten.

Die informelle Wirtschaft ist ein überwiegend von Frauen dominierter
Wirtschaftszweig, der Frauen und Mädchen in eine wirtschaftlich
unsichere und in vielerlei Hinsicht gefährliche Lage bringt:


	Frauen und Mädchen leiden aufgrund ihrer anhaltenden finanziellen Unsicherheit unter physischer Unsicherheit. Nach Aussage der Diskussionsteilnehmerinnen leben viele von ihnen von der Deckung ihres täglichen Bedarfs.

	Frauen und Mädchen sind mit Arbeiten beschäftigt, die ihre Gesundheit stark beeinträchtigen. Sie erkranken schwer, weil sie am Arbeitsplatz gefährlichen Chemikalien ausgesetzt sind, unter anderem Pestiziden auf landwirtschaftlichen Feldern.

	Frauen und Mädchen arbeiten in ungesunden Räumen (z. B. in Fabriken, auf Märkten) und in unsicheren Räumen für Notfälle (z. B. Brände), was ihren Stress aufgrund mangelnder Sicherheit erhöht.

	Frauen und Mädchen sind auf dem Weg zur Arbeit der Gefahr tödlicher Unfälle ausgesetzt, da es keine sicheren öffentlichen Verkehrsmittel gibt.



Die Podiumsteilnehmer:innen waren sich einig, dass die Auswirkungen
der informellen Arbeit auf Frauen nicht zufällig sind, da sie auf
soziale Ungleichheiten zurückzuführen sind. Im Konferenzraum herrschte
Einigkeit darüber, dass es sich vielmehr um einen sexistischen und
diskriminierenden sozialen Kontext für Frauen und Mädchen handelt.
Über den nationalen Kontext hinaus ist es unbestreitbar, dass die
informelle Arbeit das Ergebnis des herrschenden neoliberalen
patriarchalischen Systems ist, das sich nicht um das Wohlergehen der
Menschen und schon gar nicht um das der Frauen kümmert. Frauen und
Mädchen zahlen den Preis für dieses ungleiche System in Form von
finanzieller Unsicherheit, ihrer Gesundheit und sogar ihrem Leben.

Die Frage ist: Wie lange wollen wir noch so leben? Wann wird die
Widerstandsbewegung auf lokaler, nationaler und globaler Ebene dieses
doppelte Wirtschaftssystem abschaffen, das Frauen und Mädchen in
prekären Verhältnissen hält?

Abschließend berichteten die Redner:innen über lokale
Down-up-Mobilisierungsinitiativen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen von Frauen und Mädchen, angefangen bei der
Formalisierung ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten. Dies wird es ihnen
ermöglichen, sich aus der wirtschaftlichen Unsicherheit zu befreien
und ihnen grundlegende Arbeitnehmerrechte wie Mindestlohn,
Sozialversicherung, Arbeitsunfallversicherung und bezahlten Urlaub zu
gewähren. Das Problem besteht in der Schwierigkeit,
zivilgesellschaftliche Organisationen, Vereinigungen, Kollektive oder Gewerkschaften
zu gründen, die diese Frauen und Mädchen, die zu lange im Schatten geblieben sind,
sichtbar machen.


Die Übersetzung aus dem Französischen wurde von Alina Kulik vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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WSF 2022: Die Rezeptur zur Verbesserung der internationalen Solidarität

von Rhita Harim, Mitglied des internationalen Kollektivs frankophoner
Jugend auf dem Weltsozialforum 2022 vom 1. bis 6. Mai in Mexiko Stadt






[image: Junge Podiumsteilnehmer:innen sitzen an einem Schreibtisch, über ihnen ein an die Wand projeziertes Schaubild, vor ihnen Stuhlreihen mit Zuhörer:innen. - Bild: Rhita Harim]

Bild: Rhita Harim



Pressenza IPA, 07.05.22 - "Sie werden sich sicher fragen, was
das Weltsozialforum (WSF) ist. Um ehrlich zu sein, habe ich das erst
in den letzten Monaten herausgefunden. Eine einzige Tagung zum Thema
'Erneuerung der internationalen Solidarität und der Formen des
Internationalismus im Angesicht von vielfältigen Krisen', am Montag,
den 2. Mai 2022, um 11 Uhr, genügte mir, um nicht nur die Essenz
dieser Bewegung, ihren Ursprung und ihre Mängel zu verstehen, sondern
vor allem ihre Bedeutung".

Der Workshop begann mit der eindringlichen Aussage: "Soziale
Ungerechtigkeiten sind keine Ländersache, sie sind internationale
Angelegenheiten." Dieser Satz mag für manche trivial klingen, doch die
anschließende Diskussion, die drei Stunden andauerte, war grundlegend.
Denn sie ermöglichte uns, allmählich das Ziel, dass "eine andere Welt
möglich ist", zu erreichen. Nach den Beiträgen von hervorragenden
aktivistischen Redner*innen stellte sich eine ideale Rezeptur für eine
bessere Internationalisierung von sozialen Krisen aller Art heraus,
die ich hier zusammenfassen möchte.

Zunächst basiert die Internationalisierung von Krisen auf der
internationalen Solidarität aller Akteur*innen der Zivilgesellschaft,
die im horizontalen Verhältnis zueinander stehen. Warum horizontal?
Denn das Gegenteil würde ein krankhaftes und neokoloniales Verhältnis
fördern, in dem die unterdrückten Völker abermals durch die Diskurse
ihrer Unterdrücker zensiert würden. Außerdem muss sie die Prinzipien
der Nicht-Einmischung und des Nicht-Eingreifens einhalten, die die
beiden Leitprinzipien der internationalen Gemeinschaft sind.

Ein wesentliches Element zur Herstellung einer größeren
internationalen Solidarität besteht darin, nicht für andere zu
sprechen, sondern zuzuhören und als Verbündete zu handeln. Die
internationale Solidarität ist keine Utopie, sie ist notwendig und
unerlässlich. Damit sie wirksam ist, dürfen die Stimmen derer, die
über lange Zeit zensiert worden sind, nicht durch sie ersetzt werden.
Jedoch bedarf es Vorsicht in unserem "Solidarisch-" und
"Verbündetsein", um nicht in die "weiße Unterstützung" und
"Wohltätigkeit" zu verfallen, wie Mamadou, ein Redner aus Burkina
Faso, sagen würde. Tatsächlich sagte er weiter, dass die "Worte" der
Weißen die "Worte" und die "Übel" der unterdrückten Völker nicht
ersetzen dürften. Es geht also tatsächlich darum, es Nationen zu
ermöglichen, ihre Beziehungen und Handlungen zu automatisieren und
ihre eigenen Lösungen zu entwickeln.

Da ein Anliegen nicht nur national ist, so müssen alle Anliegen die
internationale Gemeinschaft als Ganzes zum Handeln anregen und zwar
auf Augenhöhe. Das beste Beispiel für diese Doppelzüngigkeit ist
wahrscheinlich der aktuelle Krieg zwischen der Ukraine und Russland.
Während sich die EU und die westlichen Akteur*innen in weniger als
einen paar Tagen mobilisierten, werden andere Länder, die sich seit
etlichen Jahren in einem Konflikt befinden, vergessen. Nehmen wir den
Fall der syrischen Revolution oder der palästinensischen Befreiung.
Muss die internationale Gemeinschaft unverzüglich handeln, um das
Selbstbestimmungsrecht dieser Völker zu schützen? Natürlich! Die
internationale Gemeinschaft darf nicht nur anprangern, wenn es sich um
Konflikte zwischen Weißen handelt oder, wenn die Zukunft der EU auf
dem Spiel steht.

All diese schönen Überlegungen haben Wellen in meinem Kopf geschlagen
und nach dieser so fruchtbaren Tagung in Bezug auf Erkenntnisse und
zwischenmenschlichen Austausch, sehe ich mich gezwungen, mir einige
Fragen zu stellen. Die erste ist eng verbunden mit meiner Motivation,
am WSF teilzunehmen, nämlich der Rolle des Rechts bei der
Internationalisierung von Kämpfen. Wenn internationale Gremien
ausreichen würden, um all jene Themen zu behandeln, an die Sie denken,
dann hätten wir natürlich nicht seit 2001 auf dem Weltsozialforum
tagen müssen.

Mein zweiter Gedanke bezog sich vor allem auf die Zukunft des WSF und
den Zweck des Austausches, der entsteht. Wenn die internationale
Politik, ich würde sogar sagen, das internationale Recht, nicht in der
Lage ist, auf die lautstarken Bedürfnisse der Zivilgesellschaften auf
der ganzen Welt zu reagieren, sollte das WSF dann diese politische
Rolle übernehmen und uns ermöglichen, eine einflussreiche Stimme zu
haben?

Mit dieser Überlegung verabschiede ich mich.


 Die Übersetzung aus dem Spanischen wurde von Linda Michels
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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REZENSION/054: Antje Rávik Strubel - Blaue Frau (SB)

Antje Rávik Strubel

Blaue Frau

von Christiane Baumann



"Bücher sind zum Denken da" 

Zu Antje Rávik Strubels preisgekröntem Roman Blaue Frau

In seinem Buch Die blaue Revolution (2020) bekennt sich der
Autor Peter Staub zur Utopie einer Welt ohne Krieg und Ausbeutung. Die
"blaue Revolution" soll die Klimakrise überwinden, weltweit soziale
Gerechtigkeit schaffen, die Emanzipation der Frauen durchsetzen und
Folgen der Kolonialisierung beseitigen. Seine Hoffnungen ruhen dabei
auf einer "weiblich geprägten" Zukunft. In Antje Rávik Strubels
kunstvollem wie berührendem Roman Blaue Frau spiegeln sich
diese globalen Fragen im Schicksal einer jungen Frau, die Opfer einer
brutalen Vergewaltigung wird, wider. Allerdings gibt es keine Hoffnung
auf Erfolg. Der beziehungsreiche Titel weist auf die Vielschichtigkeit
des Romans und weckt Assoziationen. Blaue Frauengruppe heißt
ein bekanntes Gemälde des deutschen Bauhaus-Meisters Oskar Schlemmer,
das 1931 entstand und dessen Frauenfiguren ebenso rätselhaft wie
markant sind. Die Farbe Blau als Symbol des Himmels und des Wassers
lässt an Unendlichkeit denken und an Tiefe, die das weibliche Prinzip
verkörpert und die in der Widmung Strubels an Silvia Bovenschen als
führende Vertreterin der feministischen Literaturwissenschaft seine
Bestätigung findet. Aber auch die berühmte Erzählung Das wirkliche
Blau aus dem Spätwerk von Anna Seghers drängt sich auf, in der die
Suche nach dem Unbekannten und das Streben nach Selbsterkenntnis zum
zentralen Movens werden. Nicht zuletzt ist auf die "blaue Blume" der
Romantik zu weisen, die Symbol der Sehnsucht, der Identitätssuche und
der Vereinigung von Realität und Traumwelt ist. All das dürfte bei der
1974 in Potsdam geborenen Antje Rávik Strubel, die
Literaturwissenschaft, Psychologie und Amerikanistik studiert sowie
Texte von Joan Didion und Virginia Woolf übersetzt hat und die für
ihren Roman Blaue Frau 2021 mit dem Deutschen Buchpreis
ausgezeichnet wurde, mitzudenken sein.

Der Roman erzählt die Geschichte der Tschechin Adina, die 1984 geboren
wurde und im Riesengebirge an der Grenze zu Deutschland aufwächst. Sie
ist die letzte Jugendliche in ihrem Dorf Harrachov, "der letzte
Mohikaner". Die literarische Figur des Kämpfers wird sie als
unsichtbarer Schatten begleiten. Adina verlässt mit 21 Jahren diesen
Ort für einen Sprachkurs in Berlin. Danach will sie in der deutschen
Hauptstadt studieren. Als der Deutsch-Kurs beendet ist und das Geld
ausgeht, kommt sie über die schillernde Fotografin Rickie als
Praktikantin auf einen Gutshof in der Uckermark, wo ein europäisches
Kulturprojekt entstehen soll. Dort wird sie von dem
Ex-NVA-Unteroffizier Razvan, der den Gutshof gekauft hat, um ihn
wiederzubeleben, dem schwäbischen Kulturnetzwerker Johann Manfred
Bengel ausgeliefert, einem potenziellen Geldgeber für das Projekt mit
exzellenten EU-Beziehungen. Dieser vergewaltigt Adina und foltert sie
brutal. Sie entkommt, flieht nach Helsinki, wo sie in Leonides, einem
estnischen EU-Abgeordneten mit Politik-Gastprofessur, eine
vorübergehende Liebe findet, die sie das Geschehene zunächst vergessen
macht. Leonides, ein Verfechter der europäischen Idee, der die
Einlösung der Menschenrechte predigt, bedeutet Sicherheit und
Geborgenheit. Doch die Vergangenheit holt Adina ein, als sie dem
"deutschen Geist" aus der Uckermark bei einem Empfang, den sie mit
Leonides besucht, wiederbegegnet. Adina begreift, dass es keine Flucht
gibt. Das Refugium zerbricht. Leonides arbeitet mit ihrem Peiniger
zusammen, der ein europäisches Netzwerk für "verfolgte
Journalist*innen, Wissenschaftler*innen und Künstler*innen im Exil"
gegründet hat und diese in Residenzen, zu denen das Gutshaus in der
Uckermark gehört, mit Stipendien unterstützt. Die traumatische
Wiederbegegnung mit Bengel, die zum Abschied von Leonides führt und
die den Wunsch, ihren einstigen Peiniger vor Gericht zu bringen,
weckt, ist Auslöser des Erzählens, das mit seiner poesievollen Sprache
einen scharfen Kontrast zur Brutalität des Erzählten bildet.

Adinas Geschichte, angefangen von ihrer Kindheit in Harrachov bis zu
ihrer Zeit in Helsinki, wird aus personaler Perspektive erzählt. Sie
ist in eine Plattenbauwohnung in Helsinki geflüchtet und befindet sich
in einer existenziellen Krise. Ohne "Viru Valge", einen Wodka aus
Estland, erträgt sie das Leben und die Erinnerungen, die sie
auszulöschen drohen, nicht. Diese Erzählerin wirkt verstört und
desorientiert. Sie muss sich der Dinge, die sie umgeben und ihrer
Erinnerungen, versichern. "Das sind die Bilder", "das sind die
Gegenstände" oder "das ist die Vergangenheit", heißt es immer wieder
im Romanverlauf. Sie will vor Gericht aussagen: "Wer eine Aussage
macht, muss präzise sein". Das Erzählen zeugt vom Ringen um
Genauigkeit ("So ist es glaubwürdig") und vom Wunsch, das Trauma, das
sich nicht mehr verdrängen lässt, zu verarbeiten. Ihr
Identitätsverlust zeigt sich in der Auflösung der Person. Sie ist
Adina, Nina und Sala, hin und wieder entdeckt sie den Mohikaner in
sich. Die Namen stehen für die Kindheit, für das traumatische Erlebnis
in der Uckermark und die Zeit mit Leonides. Auf Seite sechzehn
erscheint dann, wie im Motto von Inger Christensen zum ersten
Roman-Teil angekündigt, die blaue Frau. Und "wenn die blaue Frau
auftaucht, muss die Erzählung innehalten".

Die Begegnungen mit der blauen Frau unterbrechen die Erinnerungen
Adinas. Sie sind in der Ich-Perspektive erzählt, wobei dieses Ich
teils Adina und teils eine Schriftstellerin, ein Alter Ego Strubels,
ist, die in Helsinki als Stipendiatin weilt, um ihren Roman zu
schreiben. Die blaue Frau wird zur Dialogpartnerin der Ich-Erzählerin,
mit der sie sich zum Zustand der Welt austauscht. Der ist bis zum
Wetterbericht verstörend. Es gibt "Warnungen für Landesteile, in denen
das finnische Militär Manöver abhält. Eine Verbindung von Wetter und
Krieg". Die Welt erscheint der Ich-Erzählerin bedroht und bedrohlich.
Die Gespräche mit der blauen Frau am Hafen, einem Ort der Sicherheit
und des Schutzes, sind Fluchtpunkt der Ich-Erzählerin und werden zum
Raum der (Selbst)-Reflexion, in dem Schreiben und Welt kommentiert und
hinterfragt werden. Die imaginierte blaue Frau erscheint als das
andere, das überzeitliche Ich der autofiktionalen Erzählerin, die sich
im Dialog ihrer (Schreib)-Identität als "politische Autorin"
versichert. Sie wird zugleich zur Spiegelfigur Adinas. Die
Erzählkonstruktion erinnert an Ilse Aichingers
Spiegelgeschichte, aber vor allem an Ingeborg Bachmanns Roman
Malina, dessen Erzählerin in einer geheimnisvollen Beziehung zu
Ivan und Malina steht und in dem Figuren und Erzählebenen,
Wirklichkeit und Traum ähnlich verschwimmen. Die blaue Frau ist eine
außerweltliche Figur, eine "Nymphe" oder "Wasserhexe". Die
überzeitliche Erzählebene der blauen Frau bildet den Gegenpol zum
Grauen der erzählten Gegenwart. Sie steht für die Suche der Erzählerin
nach einem Ausweg aus einer sie verstörenden und die Menschenrechte
verhöhnenden Welt, in der ein Opfer seinen Vergewaltiger nicht vor
Gericht bringen kann, um ihn seiner gerechten Strafe zuzuführen, da es
an Beweisen fehlt ("wenn du missbrauchst oder vergewaltigt wurdest,
glaubt dir keiner"), Gerichte "keine gerechten Instanzen" seien und
"sexuelle Fehltritte" selbst "den Besten" unterliefen.

Strubels Roman legt "Dunkelstellen" der Geschichte frei, Ereignisse,
die Schmerz bereiten: "Wir vermeiden den Schmerz. Der Schmerz sinkt
ins Dunkel, wird zu Dunkelstellen der Geschichte". Dazu gehören Krieg,
Faschismus und KZ, Stalinismus und Gulag. Der Roman erzählt von den
sozialen Verwerfungen, dem Ost-West-Riss im Europa der Gegenwart, in
dem Rumänen auf finnischen Nerzfarmen schuften und osteuropäische
Frauen von Westeuropäern sexuell ausgebeutet werden oder in dem eine
hochqualifizierte tschechische Textildesignerin nach der "sanften
Revolution" 1989 sich ihr Geld zum Überleben als Nachtportier
verdienen muss. Symptomatisch steht für diesen Riss die missglückte
deutsche Vereinigung, die als "Riesenreibach" demaskiert wird, den
"Westfirmen nach der Wende" machten, indem sie sich alles "unter den Nagel"
rissen. Strubel richtet den Fokus auf die Außenseiter Europas, für die
Adina ein Beispiel liefert und für die die Birke zum Symbol wird. Bäume
sind immer wieder Gegenstand der Betrachtung, für die Leonides die
Begründung liefert. Für ihn verkörpern die Landschaftsmaler des "Goldenen
Zeitalters mit ihrer Flächigkeit, der zentralen Stellung der Bäume vor
großen, wolkenverhangenen Himmeln und ihren Blau-, Grün- und Erdtönen,
[...] das Wesen der europäischen Kultur am deutlichsten". In diesem
Zusammenhang aktualisiert der Roman das berühmte Brecht-Zitat, dass
über Bäume zu sprechen bedeute, über Untaten zu schweigen. Heute,
heißt es im Roman, "schließe das die Bäume ein".

Der Roman bewegt sich in einem dichten Geflecht literarischer Zitate,
darunter Ilse Aichinger, Kurt Tucholsky, Virginia Woolf und Joan
Didion. Ein Gedicht von Erich Mühsam über der "Menschheit klagendes
Weh" ragt aus den literarischen Bezugnahmen heraus. Dort ist die Welt
rettungslos Krieg und Vernichtung ausgeliefert: "Der Schrecken wütet.
Die Erde brennt" und zwar "im Präsenz", wie die Erzählerin betont,
heute und mitten in Europa. Der Roman nimmt diese Klage auf, die zur
bitteren Anklage wird: "Die Duldung von Menschenrechtsverletzungen
frisst Europa von innen her auf. Sie öffnet das Tor für eine neue,
globale, kapitalistische Diktatur." Doch Leonides mahnende Worte
erweisen sich als Worthülsen, erhält doch der Mann, der die Rechte
Adinas mit Füßen tritt, letztlich einen Preis für Menschenrechte und
Redefreiheit.

Wenn die Justiz für Gerechtigkeit nicht zu sorgen vermag, dann bleiben
als Optionen Kapitulation, Selbstjustiz oder, wie im Roman, die Flucht
in die Literatur zum "letzten Mohikaner", der kämpft und überlebt,
aber im Kolonialisierungsfeldzug der Weißen gegen die Ureinwohner
Amerikas Land und Volk verliert. Strubels Roman-Schluss deutet auf die
Unlösbarkeit der Konflikte, auf Ausweglosigkeit.

Vor dem Hintergrund des Ukraine-Krieges bekommt der Roman, der lange
vorher fertiggestellt war, eine erschreckende Aktualität. "Die Erde
brennt" in Europa wie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr. Die
Profite der Rüstungsindustrie und der Öl- und Gaskonzerne dagegen
sprudeln. Das System der Ausbeutung und Profitmaximierung, das sich
über Menschenrechte hinwegsetzt, funktioniert unbeirrt. Das
Durst-Motiv im Roman, Adina quält permanenter Durst, nimmt diese
Thematik metaphorisch auf: "Eine mit der Angst vor dem Durst
aufgepeitschte Masse spalte sich schnell in die, die es schaffen, ihre
Bedürftigkeit zu behaupten, und in jene, die nicht die Mittel dazu
haben". Die Mechanismen der Massen-Manipulation geraten in den Fokus:
"Kein natürlicher Wassermangel sei das Schicksal der bedrängten Masse,
Durst nicht genetisch bedingt. Er werde immer aufs Neue durch Bilder
und Worte geweckt. Vorstellungen des Mangels halten ihn lebendig."
Eine zunehmende Militarisierung des Alltagslebens, wie sie sich in der
Endzeit der DDR zeigte, wird im Roman kritisch reflektiert und vor
Aufrüstung jeder Art gewarnt: "Jeder Frieden, für den man täglich in
den Kampf ziehen müsse", sei eine "Erfindung von Soldaten" und ein
"permanenter Kriegszustand". Nicht zufällig wird Finnland zum
wichtigsten Handlungsort im Roman. Helsinki ist der Ort der
Menschenrechte, Finnland das "Scharnier zwischen Ost und West" und das
Land, das im Kalten Krieg "das sozialistische kapitalistische Land
Europas mit einem Schulsystem wie in der DDR und einer sozialen
Marktwirtschaft wie in der BRD" war. Dieses Land, in dem man
"problemlos in beide Richtungen schauen" konnte, fungierte als
Brückenbauer. In der finnischen Hauptstadt Helsinki wurde 1975 die
Schlussakte der "Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa" unterzeichnet, die wegweisend für eine jahrzehntelange europäische
Politik der friedlichen Koexistenz wurde. Diese vermittelnde und
friedensstärkende Rolle wird Finnland nach dem NATO-Beitritt
verlieren. Der den Roman bestimmende Ost-West-Riss droht Europa zu
verschlingen.

"Bücher sind zum Denken da, sie sollen dem Denken auf die Sprünge
helfen", sagt der Menschenrechtsexperte Leonides, der in die Bücher
schreibt, um sie fortzuschreiben, wo die Verfasser "zu denken
aufgehört haben". Eine gute Idee, von der mit dem Blick auf Strubels
Buchpreis-gekröntem Roman reichhaltig Gebrauch gemacht werden sollte.
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AUSSICHTEN/9039: Und morgen, den 22. Mai 2022 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.05.2022 bis zum 23.05.2022 +++
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ENERGIE/199: Erdölembargo gegen Russland - Teil 2 (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 17. Mai 2022

german-foreign-policy.com

Erdölembargo gegen Russland (III)

EU-Erdölembargo gegen Russland könnte an Interessensgegensätzen in
Europa scheitern. Experten rechnen erst mittel- bis langfristig mit
Einbrüchen bei Russlands Öleinkünften.



BRÜSSEL/MOSKAU - Zwei Wochen nach Ursula von der Leyens stolzer
Ankündigung eines EU-Erdölembargos gegen Russland steckt die Einigung
darauf innerhalb der EU immer noch fest. Ursache sind große
Interessensgegensätze in Europa, die Brüssel bisher nicht überwinden kann.
Mehrere Binnenländer, die russisches Pipelineöl nicht durch Importe per
Tankschiff ersetzen können, fordern Fristverlängerungen und Finanzhilfen,
die ihnen die EU-Kommission nicht zugestehen will. Der Kompromissvorschlag,
lediglich Schiffsimporte russischen Öls mit einem Embargo zu versehen,
scheitert an Einwänden auch der am stärksten proukrainischen Staaten, die
Konkurrenznachteile für ihre Unternehmen fürchten, wenn Firmen in Ungarn,
der Slowakei und Tschechien weiter billigeres russisches Öl nutzen können.
Der Forderung, Schiffstransporte russischen Öls zu verbieten, verweigert
sich Griechenland, dessen mächtige Reeder dank der Sanktionen gegen
russische Schiffe immense Gewinnsprünge erzielen. Gegen den Versuch,
russische Ölexporte mit dem Verbot lukrativer Versicherungsleistungen zu
verhindern, wehrt sich die Londoner City. Moskau kann dieses Jahr mit
Rekordeinnahmen aus dem Ölverkauf rechnen.

Zusatzkosten in Zentraleuropa

EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hatte ihre Pläne für das
Erdölembargo gegen Russland bereits am 4. Mai, vor beinahe zwei Wochen,
offiziell vorgestellt und angekündigt, die erforderliche Zustimmung
sämtlicher EU-Mitgliedstaaten binnen weniger Tage einzuholen. Das ist ihr
bis heute nicht gelungen. Auch beim gestrigen Treffen der EU-Außenminister
zeichnete sich kein Fortschritt ab. Ursache ist unverändert, dass vor allem
Ungarn, aber auch die Slowakei und Tschechien auf erheblich längeren
Übergangsfristen beharren, weil sie als Binnenländer auf eine Versorgung
mit Pipelines angewiesen sind und über keine Alternative zu russischem Öl
verfügen. Pipeline-Neubauten - etwa eine Leitung aus Kroatien nach Ungarn -
verursachen hohe Kosten. Teuer ist auch die Umrüstung der Raffinerien, die
auf die spezifische chemische Zusammensetzung des russischen Öls ausgelegt
sind und jetzt für viel Geld an Erdölsorten aus anderen Lieferländern
angepasst werden müssen. Aus diesem Grund weigert sich auch Bulgarien, dem
Erdölembargo zuzustimmen. Alle vier Länder fordern neben längeren
Übergangsfristen auch erhebliche finanzielle Beihilfen für den Umbau ihrer
Erdölinfrastruktur. Zu beidem ist Brüssel bisher nicht bereit.

Konkurrenznachteile im Nordosten

Umgekehrt stößt ein Gegenvorschlag Ungarns auf Widerspruch in anderen
EU-Staaten. Er sieht vor, Lieferungen russischen Erdöls per Schiff zu
untersagen, Lieferungen per Pipeline aber vom Embargo auszunehmen. Das
EU-Erdölembargo wäre damit unter Dach und Fach, ohne Ungarn, die Slowakei und
Tschechien übermäßig zu schädigen. Dagegen allerdings protestieren nicht
zuletzt diejenigen Staaten, die am energischsten auf ein Embargo dringen.
So wird ein Beamter eines "Hardlinerlandes" - mutmaßlich Polen, Estland,
Lettland oder Litauen - mit der Äußerung zitiert, der Vorschlag sei "keine
gute Idee", da er "eine Bedrohung für die Wettbewerbsregeln" der EU
darstelle: Die Käufer russischen Pipelineöls profitierten von einem
erheblich günstigeren Preis, sie hätten also einen Vorteil gegenüber
denjenigen Staaten, die teureres Öl bei anderen Lieferanten erwerben
müssten.[1] Aus Sicht selbst der erwähnten "Hardlinerländer" darf dies
nicht der Fall sein; die innereuropäische Konkurrenz geht vor. Der Konflikt
dauert unvermindert an. Beobachter spekulieren mittlerweile, er könne erst
auf dem EU-Gipfel Ende Mai gelöst werden.

Griechenlands Tankerflotte

Bereits aufgegeben hat die EU-Kommission Berichten zufolge den Plan, jeden
Transport russischen Erdöls mit Tankschiffen aus der EU zu untersagen.
Beabsichtigt war, das Verbot in enger Absprache mit den G7 einzuführen - in
der Hoffnung, die USA seien in der Lage, Länder wie Liberia, die
Marshallinseln oder Panama, unter deren Flagge zahlreiche Handelsschiffe
fahren, zur Übernahme des Embargos zu zwingen. Allerdings habe dazu bei den
G7 keine Einigkeit geherrscht, heißt es.[2] In der EU wiederum haben sich
vor allem griechische Reeder der Maßnahme widersetzt. Griechenland besitzt
nach Branchenangaben mit 716 Öltankern die größte Tankerflotte der Welt.
Seit russische Schiffe aus westlichen Häfen zunehmend ausgesperrt werden,
übernehmen vor allem griechische Tanker ihre Transporte; vom 1. bis zum 27.
April nahm die Zahl der griechischen Tanker, die Erdöl aus zentralen
russischen Häfen exportierten, um über das Zweieinhalbfache gegenüber dem
Vorjahreszeitraum auf 76 von insgesamt 190 Schiffen zu.[3] Auf Druck der
einflussreichen Reeder weigert sich Athen, einem Transportverbot für
russisches Öl zuzustimmen, das insbesondere der griechischen Branche
zusätzlich zu konkreten Einbußen ernste Konkurrenznachteile brächte.

Die Londoner City

Hoffnungen setzen die Befürworter eines Erdölembargos gegen Russland nun
stattdessen in hohem Maß auf den Plan der EU-Kommission, allen Firmen aus
der EU Versicherungs- und andere Dienstleistungen für russische
Öltransporte zu untersagen. Das gilt als aussichtsreich, da der
unversicherte Öltransport von gewaltigen Risiken belastet ist. Experten
sprechen von einem "weltweiten Embargo auf russisches Öl durch die
Hintertür".[4] Allerdings müsste dazu Großbritannien zur Mitwirkung
veranlasst werden: In London ist die International Group of P&I Clubs
ansässig, ein Zusammenschluss von 13 sogenannten P&I Clubs, die mit dem
Schiffstransport verbundene Risiken versichern; die International Group of
P&I Clubs kontrolliert rund 90 Prozent des Weltmarkts. Die Londoner Branche
widersetzt sich nun aber den Sanktionsplänen nach Kräften - und weist
ausdrücklich darauf hin, dass Versicherer in anderen Ländern, insbesondere
in Russland und China, bereitstehen, um einzuspringen und westlichen
Versicherern Marktanteile abzunehmen.[5] Darüber hinaus erinnern Experten
daran, dass Versicherungsverbote auf Schattenmärkten umgangen werden können
- oder dadurch, dass russischem Öl auf hoher See Öl anderer Herkunft
beigemischt wird: Offiziell zählt Russland dann nicht mehr als
Ursprungsland.[6]

Steuerrekorde

Unabhängig von den Schwierigkeiten der EU, ihr stolz angekündigtes
Erdölembargo zu verhängen, gehen Experten mittlerweile nicht mehr wirklich
von kurzfristigen Einbrüchen bei den russischen Einnahmen aus dem
Erdölexport aus. Wegen des stark gestiegenen Ölpreises könne Moskau in
diesem Jahr auf Steuereinnahmen aus dem Ölverkauf in Höhe von rund 180
Milliarden US-Dollar hoffen - 45 Prozent mehr als 2021, sogar 181 Prozent
mehr als 2020, sagt die Osloer Energieberatungsfirma Rystad Energy voraus.
Hinzu kämen Steuereinkünfte aus dem Erdgasverkauf in Höhe von rund 80
Milliarden US-Dollar - auch dies erheblich mehr als im Vorjahr.[7] Daran
werde auch eine drastische Reduzierung der Öl- und Gaskäufe der EU nichts
ändern: Vor allem China und Indien weiten ihren Ölimport aus Russland aus;
Indien etwa hat von dort im März 274.000 Barrel pro Tag, im April schon
627.000 Barrel pro Tag eingeführt, das Zwanzigfache des Jahresdurchschnitts
von 2021 - zwar mit einem 30-prozentigen Abschlag, aber dennoch erheblich
über dem langjährigen Durchschnittspreis; das sichert das russische
Einnahmewachstum. Tiefe Einbrüche halten Experten allerdings auf längere
Sicht für möglich: Wie eine Expertin von Rystad Energy urteilt, werde
Russland den Verlust seiner Exporte in den Westen nur mit massiven
Investitionen in die Ölinfrastruktur - insbesondere Pipelines - in Asien
auffangen können; das koste viel Geld und werde die Gewinne drastisch
schrumpfen lassen. Das sei aber erst mittelfristig der Fall.[8]


Mehr zum Thema:

Erdölembargo gegen Russland

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8911

(nicht im Schattenblick veröffentlicht)

und Erdölembargo gegen Russland (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8914

siehe im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Europool → Wirtschaft

ENERGIE/197: Erdölembargo gegen Russland (german-foreign-policy.com)
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MEMORIAL/243: Tod eines CIA-Agenten - Warum mußte der Mailänder Polizeikommissar Calabresi am 17. Mai 1972 sterben? (Gerhard Feldbauer)

Tod eines CIA-Agenten

Am 17. Mai 1972 wurde der Mailänder Polizei-Kommissar Luigi Calabresi umgebracht

Warum musste er sterben?

von Gerhard Feldbauer, 13. Mai 2022



Am 17. Mai 1972 wurde der Mailänder Polizei-Kommissar Luigi Calabresi
in seiner Wohnung umgebracht. Warum musste er sterben? Er war eine
Schlüsselfigur in der von der CIA entfesselten Spannungsstrategie, in
der für die von ihr inszenierten Terroranschläge die Linken als die
Verantwortlichen hingestellt wurden. Während eines Fortbildungskurses
in den USA war er 1966 von der CIA, dem US-amerikanischen
Auslandsgeheimdienst, angeworben und in der Spannungsstrategie
eingesetzt worden. [1]

Über ihre Komplizen im italienischen Geheimdienst Servizio
Informazioni Difesa (SID) sorgte die CIA für Calabresis Aufstieg zum
Stellvertreter des für den "Kampf gegen die Linke" zuständigen
politischen Dezernats in der Questura (Polizeipräsidium) in Mailand.
Seine "große Stunde" kam, als am 12. Dezember 1969 faschistische
Terroristen einen Bombenanschlag auf die Mailänder Landwirtschaftsbank
auf der Piazza Fontana verübten, bei dem 16 Menschen getötet und über
100 verletzt wurden. Gemäß den Weisungen aus Langley (Sitz der CIA)
ließ Calabresi sofort 300 Anarchisten und außerparlamentarische Linke,
darunter viele von Lotta Continua, als des Überfalls Verdächtige
verhaften. Unter ihnen befanden sich bekannte Anarchisten wie der
Eisenbahner Giuseppe Pinelli und der Ballett-Tänzer Pietro Valpreda.

Der Mailänder Polizeipräfekt, Libero Mazza, unterstützte die
CIA-Operation mit einem Bericht an Ministerpräsident Mariano Rumor, in
dem es hieß: "Annahme zuverlässig, dass Lenkung der Ermittlungen auf
anarchoide Gruppen oder jedenfalls auf extremistische Ausläufer
erfolgen muss. Nach Absprachen mit oberster Justizbehörde, ist
energische Aktion auf Identifikation und Festnahme Verantwortlicher
gerichtet." Die Ermittlungen folgten "einem bereits fertigen
Drehbuch", enthüllte der Mailänder Journalist und Anarchist Luciano
Lanza. Gleichzeitig wurden Spuren, die zu den faschistischen
Attentätern führen konnten, beseitigt. [2] Gegenüber der Turiner
Tageszeitung "La Stampa" urteilte Calabresi, dass es sich "ohne
Zweifel um die Tat von Linksextremisten, um das Werk von Anarchisten
handelt", daran "gibt es nicht den geringsten Zweifel". Dass es "die
Faschisten gewesen sind", schloss der Kommissar kategorisch aus.

Obwohl Pinelli für die Tatzeit ein Alibi hatte - vier Zeugen belegen,
dass er in einer Bar Karten gespielt hatte -, wurde er weiter drei
Tage verhört, um ein Geständnis zu erpressen. Dann wurde er gegen
Mitternacht vom 15. auf den 16. Dezember aus dem Zimmer Calabresis im
fünften Stock des Polizeipräsidiums in die Tiefe gestürzt. Dario Fo
brachte das Verbrechen und seine Hintergründe in seinem Theaterstück
"Zufälliger Tod eines Anarchisten" auf die Bühne. Valpreda, der seine
Unschuld ebenfalls beweisen konnte, saß drei Jahre unschuldig im
Gefängnis, bevor er am 14. Oktober 1972 freigelassen werden musste.

Der Tod des 40jährigen Giuseppe Pinelli, der eine Frau und zwei Kinder
hinterließ, erregte viele Linke, die in ihren Protesten nicht
nachließen. Einem Aufruf von Lotta Continua folgend demonstrierten
Zehntausende durch die Straßen von Mailand und riefen in Sprechchören
"Calabresi Mörder" und "CIA-Kommissar". Danach holte man in der
Mailänder Questura zum Gegenschlag aus. Calabresi wurde veranlasst,
wegen der Mordanschuldigungen, die die Zeitung Lotta Continua
wiedergab, gegen den Chefredakteur Pio Baldelli zu klagen. Dieser ging
zu Beginn des Prozesses in die Offensive und erklärte: "Wir haben die
Absicht zu beweisen, dass Kommissar Calabresi Pinelli ermordet hat. Er
hat ihn umgebracht, wenn vielleicht auch nicht selbst. Auf jeden Fall
werden wir beweisen, dass die Verantwortung für den Tod des
Anarchisten auf ihn fällt." [3]

44 Zeitungen und Zeitschriften, die Vereinigung Demokratischer Juristen
und zahlreiche Organisationen solidarisierten sich mit Lotta Continua.
Calabresi und die als Zeugen geladenen Polizisten verwickelten sich in
Widersprüche. Schließlich lehnte der Kommissar die Verantwortung für
die Ereignisse mit der Erklärung ab, er sei während des Fenstersturzes
Pinellis nicht im Zimmer gewesen. Als Lotta Continua die Exhumierung
der Leiche Pinellis zur Obduktion beantragte, ließen Calabresis
Anwälte, um die Beweise für die Ermordung Pinellis zu unterdrücken,
den Prozess platzen. Sie erklärten den Vorsitzenden Richter, einen
durch und durch konservativen Juristen, für befangen und forderten,
ihn abzusetzen. Dem Antrag wurde vom Kassationsgericht stattgegeben.

Mit seiner Aussage im Prozess wurde Calabresi bei seinen Auftraggebern
zum unsicheren Kantonisten. Die Zweifel an seiner Zuverlässigkeit
wuchsen, als er im Frühjahr 1972 mit den Ermittlungen über ein in der
Nähe von Rom aufgedecktes, für Neofaschisten bestimmtes Waffenlager
beauftragt wurde. Es umfaßte Karabiner, Maschinenpistolen,
Maschinengewehre, Handgranaten, Minen und selbst Artilleriegeschosse.
Wie später der sozialdemokratische Bonner "Vorwärts" enthüllte [4],
waren die Waffen für die neofaschistischen Hilfstruppen des 1973
geplanten Windroseputsches bestimmt, dessen Fäden bei der CIA, beim
NATO-Kommando in Neapel, bei dem General des Geheimdienstes Servizio
Informazioni Difesa (SID), Vittorio Miceli, und in der BND-Zentrale in
Pullach zusammenliefen. Calabresi hatte keine Gelegenheit mehr, den
Fall weiter zu untersuchen. Wenige Wochen später, am 17. Mai 1972,
wurde er in seiner Mailänder Wohnung ermordet.

Verdächtigt wurde ein bekannter Neofaschist Gianni Nardi, der nach
Spanien geflohen war. [5] Weniger bekannt war, dass Nardi für den BND
arbeitete. Italienische Zeitungen vermuteten, er sei von der Zentrale
in Pullach beauftragt worden, den Mailänder Kommissar umzubringen, um
weitere Enthüllungen über die Herkunft des aufgedeckten Waffenlagers
bei Rom zu verhindern. Man befürchtete, der Kommissar werde diesmal
nicht nach links ermitteln, sondern auch die pista nera (schwarze
Spur) verfolgen. Er hätte wohl "etliche sehr bekannte Namen
auszuplaudern gehabt, wenn er zu sprechen begonnen hätte". Ans Licht
hätte das schon in der Nachkriegsgeschichte entstandene Geflecht von
Nazigrößen der BRD mit den italienischen Neofaschisten kommen können.
Darunter die Beziehungen, die SID-General Miceli zum Chef der Abwehr
der Hitlerwehrmacht, General Reinhard Gehlen, der den BND aufbaute,
unterhielt. Seit dieser Zeit unterhielten die italienischen
Neofaschisten und ihre Obristen beste Kontakte zu deutschen
Waffenhändlern, darunter zu dem früheren SS-Standartenführer Otto
Skorzeny, einer der schillerndsten Figuren des internationalen
Nachkriegsfaschismus. Bei seinen Kumpanen in Italien genoss er großes
Ansehen, weil er im September 1943 in einem spektakulären
Kommandounternehmen Mussolini aus der Haft auf dem Gran Sasso geholt
hatte, wohin er nach seinem Sturz am 25. Juli gebracht worden war.

Skorzeny gehörte zu den führenden Köpfen der von Nazi-Größen vor dem
Zusammenbruch des "Dritten Reiches" unter dem Decknamen "Odessa"
geschaffenen Rettungs- und Überlebensorganisation der faschistischen
Bewegung, die dazu Milliardensummen ins Ausland transferierte. [6]
Skorzenys Name taucht bei den Umsturzversuchen Borgheses und der
Windrose auf, ebenso bei zahlreichen Anschlägen der
Spannungsstrategie. In Padua, wo sich in der Nähe der NATO-Basis die
Putschzentrale der Windrose befand, und in der süditalienischen
Hafenstadt Bari unterhielt er Büros seiner in Spanien ansässigen
Waffenexport-Import-Agentur. Das Bekanntwerden dieses brisanten
Hintergrunds wurde durch die am 17. Mai auf Luigi Calabresi
abgefeuerten Schüsse verhindert. [7] Nardi kam später auf Mallorca
angeblich bei einem Autounfall ums Leben, für einen Agenten immer ein
mysteriöser Tod. Als 1990 die geheime NATO-Truppe Stay behind, die in
Italien Gladio hieß, aufgedeckt wurde, stand sein Name auf ihren
Mitgliederlisten.

1988 wurden die Spuren mit der Verurteilung von radikalen Linken wie
dem Lotta-Continua-Gründer Adriano Sofri als Anstifter des Mordes an
Calabresi gemäß den CIA-Instruktionen nach links gelenkt.
Persönlichkeiten wie Umberto Eco, Carlo Ginzburg und Hans Magnus
Enzensberger protestierten, dass Unschuldige verurteilt wurden.
Calabresi war nicht der einzige unliebsame Mitwisser, der bei der
Aufdeckung der Rolle der Spannungsstrategie im Falle der Piazza
Fontana aus dem Weg geräumt wurde.

Der in Sachen Spannungsstrategie recherchierende Parlamentarier
Sergio Flamigni listete über ein Dutzend "auf mysteriöse Weise
verstorbene Zeugen" auf. [8] Bereits zwei Wochen nach dem Blutbad
verschwand der Neofaschist Armando Calzolari. Er hatte Vorbehalte
geäußert, dass völlig unschuldige Menschen bei dem Anschlag in der
Landwirtschaftsbank ums Leben kamen. Er war kein x-beliebiger Mann in
der Bewegung, sondern gehörte in der Avanguardia Nazionale zum
Führungsstab Valerio Borgheses [9] bei der Vorbereitung des Putsches
im Dezember 1970. Einen Monat später wurde er zusammen mit seinem Hund
in einem 80 Meter tiefen Brunnen ertrunken aufgefunden. Als
Untersuchungsrichter Paolillo Ermittlungen wegen Mordes begann, wurde
ihm der Fall entzogen.

Ein weiterer unsicherer Kantonist war ein Taxi-Fahrer Cornelio
Rolandi, den die Staatsanwaltschaft als Zeugen im Prozess gegen den
Balletttänzer Valpreda präpariert und ihm dafür als Belohnung 50.000
DM versprochen hat. Nachdem er diese nicht erhalten hatte, gab er bei
der Vernehmung durch Valpredas Verteidigung zu: "In der Questura haben
sie mir ein Foto gezeigt und mir gesagt, diese Person müsse ich
erkennen." Danach kam Rolandi in seiner Wohnung in der Badewanne ums
Leben.

Der hochrangigste Mitwisser, der ums Leben kam, war der Rechtsanwalt
und Agent des militärischen Geheimdienstes Servizio Informazioni
Forza Armate (SIFAR), Vittorio Ambrosini, Bruder eines ehemaligen
Präsidenten des Verfassungsgerichts und Patenonkel des Innenministers
Franco Restivo. Zwei Tage vor dem Anschlag auf der Piazza Fontana
hatte er an einer Einsatzbesprechung der faschistischen Ordine Nuovo
teilgenommen. Das Blutbad erschütterte ihn dann derart, dass er
Restivo in einem Brief darüber unterrichtete, dass der Anschlag von
der Neuen Ordnung ausgeführt worden war und nannte 15 ihm bekannte
Neofaschisten, die daran beteiligt waren. Danach stürzte er aus dem
siebten Stock einer römischen Klinik in den Tod. Für den Fall seines
Todes hatte er seine Kenntnisse zu Papier gebracht. Das Dokument
verschwand danach.

Die Deutsche Anneliese Borth und vier Anarchisten aus Reggio Calabria,
die an einer Dokumentation über die Rolle der Neofaschisten in der
Spannungsstrategie arbeiteten, kamen alle bei einem Autounfall ums
Leben. Er ereignete sich auf der Autobahn Strada del Sole in der Nähe
eines Landgutes Borgheses.

Hier noch kurz weitere wacklige Zeugen, die aus dem Weg geräumt
wurden: Ein Ivo Della Savia, der aussagen sollte, er habe Valpreda
Sprengstoff besorgt, wurde in seiner Wohnung mit dem Kopf in der
Backröhre eines Gasofens gefunden. Ein Edgardo Ginesta lag ebenfalls
tot in seiner Wohnung. Eine mit einem Neofaschisten, Luciano Luberti,
befreundete Carla Gruber wurde erschossen. Auch Luberti hatte Skrupel
bezüglich des Mailänder Anschlags geäußert und Carla Gruber hatte
davon erfahren. Der Entlastungszeuge der Verteidigung, Angelo
Fascetti, kam bei einem Verkehrsunfall zu Tode. Ein Alberto Muraro,
Portier im Haus des Stadtrates der MSI-Partei Massimiliano Facchini in
Padua, wurde kurz vor seiner Vernehmung vor Gericht tot im Treppenhaus
aufgefunden. Facchini war enger Vertrauter des Geheimdienstgenerals
Maletti, der in die Putschpläne Borgheses eingeweiht war. Der Portier
war ungewollt zum Mitwisser geworden.
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MEMORIAL/242: Aus aktuellem Anlaß - Erinnerungen an den "Regime Change" der USA in Italien (Gerhard Feldbauer)

Biden will "Regime Change" in Moskau

Neu ist das nicht - Die Italiener können ein Lied davon singen

Schon im Zweiten Weltkrieg setzten die reaktionärsten US-Kreise dort auf die Faschisten

von Gerhard Feldbauer, 29. April 2022
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Gruppe italienischer Partisanen während des Zweiten Weltkriegs
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Dass US-Präsident Biden in Moskau einen "Regime Change" will, ist
nicht neu. Die Italiener können ein Lied davon singen. Im Mai dieses
Jahres ist dazu an zwei Beispiele zu erinnern: An die Verjagung der
Sozialisten und Kommunisten 1947 aus der antifaschistischen
Einheitsregierung, die damit zu Fall gebracht und durch ein
rechtsgerichtetes Kabinett unter Alcide De Gasperi ersetzt wurde, das
ein Jahr später den Beitritt zur NATO und Italien als deren Südflanke
sicherte. Das zweite Beispiel ist der von den USA in der Zeit des
damaligen Außenministers Henry Kissinger und des
NATO-Oberbefehlshabers Alexander Haig am 9. Mai 1978 inszenierte Mord
an dem christdemokratischen Parteiführer Aldo Moro, mit dem eine mit
den Kommunisten gegen die faschistische Gefahr einer "chilenischen
Lösung für Italien" gebildete Regierung zu Fall gebracht wurde.

Dieser Kurs begann bereits im Herbst 1943, als Italien nach dem Sturz
Mussolinis im Juli des Jahres und mit dem Waffenstillstandsabkommen
vom 8. September mit der faschistischen Achse brach und auf die Seite
der Antihitlerkoalition übertrat. Die Hauptkräfte des italienischen
Imperialismus schieden aus dem Krieg aus. Das waren im militärischen
Bereich 3,5 Millionen Soldaten. Gegen die Besetzung Nord- und
Mittelitaliens sowie ihre Entwaffnung durch die Hitlerwehrmacht nach
dem Waffenstillstand setzten sich über 200.000 italienische Soldaten
und Offiziere, darunter Teile einer Armee und über zehn Divisionen, in
Italien sowie auf dem Balkan und auf Korsika zum Teil über zwei Monate
erbittert zur Wehr. US-Präsident Eisenhower überließ sie ihrem
Schicksal.

Statt bei Rom landeten die Alliierten am 8. September 1943 bei Salerno
und Taranto. Das ermöglichte der Hitlerwehrmacht, nahezu ungestört
südlich von Rom eine Abwehrstellung durch das Apenninengebirge mit der
strategisch bedeutsamen Stellung auf dem 516 Meter hohen Monte Cassino
aufzubauen, die dann alliierte Truppen unter schweren Verlusten
monatelang vergeblich zu stürmen versuchten. Erst nach der Eroberung
des Monte Cassino durch polnische Verbände am 18. Mai 1944 konnten die
5. Amerikanische und die 8. Britische Armee nach Rom vorstoßen und die
Stadt am 4. Juni, zwei Tage vor Beginn der Landung in der Normandie,
einnehmen.


Die UdSSR ausbluten

Das Ziel der angloamerikanischen Alliierten war, dass die UdSSR in der
gewaltigen militärischen Auseinandersetzung mit Deutschland weiter
ausbluten sollte. Schließlich ging es darum zu verhindern, dass die
italienischen Kommunisten und Sozialisten Einfluss auf die
Streitkräfte erhielten. Grundlage dieser Politik waren die Positionen,
die tonangebende Kreise in den USA und Großbritannien nach dem
Überfall Hitlerdeutschlands auf die UdSSR gegenüber dem Opfer der
Aggression einnahmen. "Maßgebliche US-Politiker versuchten", so
Valentin Falin [1], "ihrem Land eine Sicht aufzudrängen, wonach der
Sieg des Nazismus einem Triumph des Kommunismus in jedem Fall
vorzuziehen war". [2] Falin verwies in einem Interview für RIA-Novosti
am 3. März 2006 auf die lange Zeit in den Geheimarchiven verwahrten
Äußerungen Churchills vom 22. Juni 1941: "Gewinnen die Deutschen, so
soll den Russen geholfen werden, gewinnen aber die Russen, so soll den
Deutschen geholfen werden - mögen sie einander so viel wie möglich
umbringen". [3] Nicht in diesen reaktionären Chor stimmte US-Präsident
Franklin D. Roosevelt ein, dem es auf westlicher Seite vor allem zu
verdanken war, dass die Anti-Hitler-Koalition überhaupt zustande kam.
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Winston Churchill (l.) und Alcide De Gasperi (r.) im Gespräch - London, 1953
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Mit den entscheidenden Schlägen, die die Rote Armee der
Hitlerwehrmacht an der Jahreswende 1942/43 bei Stalingrad und
nochmals ein halbes Jahr später im Juli 1943 in der gewaltigen
Schlacht bei Kursk-Belgorod zufügte, war die bevorstehende Niederlage
Deutschlands offen sichtbar geworden. Sowohl angesichts dieser
militärischen Lage und der internationalen Isolierung des Aggressors
als auch der weltweiten Sympathien für die UdSSR war es diesen Kreisen
in den USA nun nicht mehr möglich, Churchill zu folgen und Deutschland
zu helfen. Das strategische Ziel blieb jedoch, die UdSSR sich in der
gewaltigen militärischen Auseinandersetzung mit Hitlerdeutschland
weiter ausbluten zu lassen, damit sie so geschwächt aus dem Krieg
hervorgehen würde, dass sie nicht in der Lage wäre, den westlichen
Weltherrschaftsplänen Widerstand entgegenzusetzen.


Gegen Partisanen-Offensive

Auch eine starke Partisanentätigkeit [4] in Italien war nicht in ihrem
Sinne. Da der antifaschistische Befreiungskampf in Italien wie auch
andernorts im Blickpunkt der internationalen Öffentlichkeit stand,
mussten sie notgedrungen Forderungen des Nationalen Befreiungskomitees
(CLN) nach Waffenlieferungen an die Partisanenverbände nachkommen.
Insgesamt erhielten die Partisanen jedoch nur etwa die Hälfte der von
ihnen benötigten Ausrüstung. Dabei wurde "die Versorgung zunehmend
selektiv vorgenommen, um die militanten Gruppen der kommunistischen
Garibaldi-Brigaden von der Unterstützung auszuschließen". [5]
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Italienische Partisanen der Garibaldi-Brigaden - Aufnahme vom 1. Januar 1944
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Im Herbst 1944 verlangsamten die Alliierten ihren Vormarsch, um damit
auch den Partisanenkampf zum Erliegen zu bringen. Der Brite Harold
Alexander, Nachfolger Eisenhowers als angloamerikanischer
Oberkommandierender, forderte in einer Rundfunkbotschaft die
Partisanen auf, in den Wintermonaten keine offensiven Kampfhandlungen
mehr zu führen und ihre festen Verbände und Standorte aufzulösen.
"Diese Rundfunkbotschaft, die auch von den Deutschen abgehört werden
konnte, brachte die Widerstandbewegung in große Gefahr", schrieb
Sophie G. Alf. Das sei wahrscheinlich die Absicht der Alliierten
gewesen, die gemäß der Logik: "in that way let them kill as many as
possible" die "Dezimierung der fortschrittlichen Antifaschisten in
ihre Rechnung einbezogen". [6] Im April 1945 wollte General Mark Clark
auch den bewaffneten Aufstand in Norditalien, mit dem die letzte
Offensive der Partisanen eingeleitet wurde, verhindern. Am 10. April
1945 ordnete er an, dass ohne seine ausdrückliche Genehmigung
keinerlei Initiativen für einen bewaffneten Aufstand gegen die
deutsche Besatzung unternommen werden dürften.
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5. Juni 1944: US-General Mark Clark fährt im Jeep durch die befreite Hauptstadt Italiens
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Gleichzeitig verhandelte der Leiter des OSS-Geheimdienstes (Vorläufer
der CIA) Allen Dulles in Bern mit dem SS-Polizeichef in Norditalien,
Obergruppenführer Karl Wolf, über eine separate Kapitulation der
15 deutschen Verbände in Norditalien, die das Oberkommando der
Wehrmacht gegen die in Österreich vorrückende Rote Armee einsetzen
wollte. [7] Durch die Partisanenarmee, die sich über die Weisungen
Clarks hinwegsetzte und während ihrer Offensive in Norditalien bis zur
Schweizer Grenze vorrückte, wurden diese Pläne durchkreuzt. In Genua
ergab sich der Ortskommandant der Wehrmacht mit 9000 Mann den
Partisanen. Am 27. April kapitulierte das X. Panzerkorps vor den
Partisanen, am 30. des Monats nahmen Garibaldiner am Monte Grappa
33.000 deutsche Soldaten gefangen. Insgesamt ergaben sich den
Partisanen zwischen dem 25. April und 4. Mai allein im Veneto 140.000
Soldaten der Wehrmacht.

Im Kampf um eine antifaschistisch-demokratische Nachkriegsordnung
gelang es Kommunisten und Sozialisten im Juni 1945, den rechten
liberalen Ministerpräsidenten der Einheitsregierung, Ivanhoe Bonomi,
zu stürzen und den Vorsitzenden der linken Aktionspartei (PdA),
Ferruccio Parri, durchzusetzen. [8]

Um sich die Hilfe der besiegten Mussolini-Faschisten bei der
Verhinderung eines linken Vormarschs zu sichern, ließ die
US-amerikanische Militärregierung danach zu, dass sich deren Anhänger
in einer sogenannten Bewegung Uomo Qualunque (Jedermann-Front) sammeln
konnten. [9] Die offen faschistisch auftretende Bewegung wurde im Juni
1946 auch zu den Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung zugelassen,
erreichte 5,3 Prozent Stimmen (1,2 Millionen Wähler) und konnte mit
30 Abgeordneten in die Konstituente einziehen.


Linken Premier gestürzt

Im November 1945 forderten führende Industrie- und Finanzkreise der
USA mit dem Präsidenten der Bank von Amerika, Amadeo Giannini, an der
Spitze bei Verhandlungen in Rom ultimativ den Sturz Parris.
Andernfalls kündigten sie (was heute Sanktionen genannt wird) die
Streichung zugesagter Wirtschafts- und Finanzhilfe an. Mit dem
Rücktritt ihrer Minister löste die DC eine Regierungskrise aus. Parri
musste zurücktreten, an seiner Stelle wurde Alcide De Gasperi
durchgesetzt. [10]

Im Dezember 1946 ging aus Uomo Qualunque die als Movimento Sociale
Italiano (MSI) wiedergegründete Mussolini-Partei hervor.
Nationalsekretär wurde der frühere Staatssekretär des "Duce" Giorgio
Almirante, der noch kurz vor Kriegsende einen "Genickschusserlass"
gegen Partisanen unterzeichnet hatte, Vorsitzender der frühere
Marine-Kommandeur der X. Motoscafo Antisommergibile Squadra (Decima
MAS) Valerio Borghese, der 1950 wegen 800fachen Mordes an Partisanen
zu lebenslanger Haft verurteilt, auf Betreiben der USA kurz danach
begnadigt wurde. Die USA sahen dem nicht nur tatenlos zu, sondern
sicherten die Kontinuität des Faschismus im Friedensvertrag für
Italien vom Februar 1947 ab, in dem sie sich weigerten, die von der
UdSSR geforderte Klausel, "niemals wieder faschistische Organisationen
zu erlauben und Kriegsverbrechen nicht ungesühnt zu lassen",
aufzunehmen.




[image: Foto: Harry S. Truman Library & Museum, Public domain, via Wikimedia Commons]

US-Präsident Harry S. Truman am 12. März 1947 während seiner Rede zur "Truman-Doktrin"
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Am 12. März 1947 verkündete US-Präsident Harry S. Truman seine
berüchtigte, nach ihm benannte Doktrin der "Eindämmung des
Kommunismus". Er erklärte die USA "zum mächtigsten Land der Welt" und
proklamierte ihr "Recht" zur Einmischung in Staaten, die tatsächlich
oder angeblich unter kommunistischem Einfluss stünden. Im Vorfeld des
Kalten Krieges und der Blockkonfrontation ging es den USA in Italien
darum, sich das Mittelmeerland als Einflusssphäre und Südflanke ihrer
Militärstrategie, die 1949 zur Bildung der NATO führte, zu sichern.
Sowohl politisch als auch wirtschaftlich ging es darum, die
angeschlagenen Positionen des italienischen Imperialismus im Rahmen
einer kapitalistischen Restauration zu festigen. Als entscheidendes
Hindernis bei der Umsetzung dieser Ziele sahen sie den gewachsenen
Einfluss der Kommunisten (IKP) und Sozialisten (ISP) auf die
Nachkriegsentwicklung. Die beiden Arbeiterparteien hatten im Oktober
1946 das 1934 im antifaschistischen Widerstand geschlossene
Aktionseinheitsabkommen erneuert, in dem sie für eine
antifaschistisch-demokratische und antiimperialistisch ausgerichtete
Umgestaltung eintraten.

Die Befürchtungen, IKP und ISP könnten auf parlamentarischem Weg an
die Macht kommen, hatten sich bei den ersten Kommunalwahlen im März
1946 verstärkt, bei denen die DC zwar etwa 50 Prozent erreichte,
Kommunisten und Sozialisten zusammen aber auf 40 Prozent kamen. Im
Referendum über die Staatsform am 2. Juni 1946 waren die Stimmen der
Linken ausschlaggebend für den Sturz der Monarchie mit 54,3 Prozent.
Bei der gleichzeitig stattfindenden Wahl zur Verfassunggebenden
Versammlung überflügelten ISP und IKP mit 20,7 bzw. 18,9 Prozent die
DC, die nur auf 35,2 Prozent kam.


Ende der antifaschistischen Einheitsregierung

Washington forderte nun, Kommunisten und Sozialisten aus der Regierung
zu vertreiben. Schützenhilfe leistete die in der ISP unter Giuseppe
Saragat gebildete pro-amerikanische Fraktion, die forderte, die "enge
Zusammenarbeit mit der IKP zu beenden". Wie der Mailänder "Corriere
della Sera" am 8. März 1975 berichtete, war die CIA über ihre Agenten
federführend an der Operation der AFL-CIO (American Federation of
Labor and Congress of Industrial Organizations) beteiligt.

Im Januar 1947 wurde De Gasperi nach Washington beordert. Am 22. des
Monats empfing Erzbischof Flannelly den Katholiken De Gasperi mit dem
anwesenden Kardinal Spellman in der St. Patrick's Kathedral von New
York und erklärte: "Das Mittelmeer ist ein christliches Meer, das
nicht durch den atheistischen Kommunismus mit seiner tödlichen Faust
rot gefärbt werden darf". Für die Ausschaltung der Kommunisten und
Sozialisten aus der Regierung sagte Präsident Truman der Regierung in
Rom 250 Millionen US-Dollar zu. [11] Im von Außenminister George C.
Marshall nach ihm benannten European Recovery Programm erhielt Italien
von den für 1948 bis 1952 zugesagten 15 Milliarden Dollar dann elf
Prozent. Am 31. Mai folgte De Gasperi der US-Order und bildete eine
Regierung ohne IKP und ISP, die durch die Unterstützung der inzwischen
von Saragat gebildeten Sozialdemokratischen Partei (Partito Socialista
Democratico Italiano - PSDI) [12] im Parlament eine Mehrheit erhielt.

In seiner Rede vor dem Parlament gestand De Gasperi den massiven Druck
aus Washington unverblümt ein, indem er die USA in Italien (nach
Christdemokraten, Liberalen und Republikanern) eine "vierte Partei"
nannte, die "in der Lage ist, jede Anstrengung, die wir unternehmen,
zu lähmen und vergeblich zu machen, indem sie Kreditsabotage und
Kapitalflucht, Preissteigerungen und Skandalkampagnen organisiert."
Man könne Italien "heute nicht regieren, ohne in der einen oder
anderen Form die Repräsentanten dieser vierten Partei, die über das
Geld und die ökonomische Macht verfügt, in die Regierung
einzubeziehen." [13]


Intervention geplant

Um bei den für April 1948 angesetzten ersten Parlamentswahlen nach
Kriegsende einen linken Wahlsieg zu verhindern, griffen die USA aktiv
in den Wahlkampf ein. Eine von der 500.000 Mitglieder zählenden
ultrarechten italienischen Emigrantenvereinigung "Sons of Italy"
initiierte Briefflut von rund sechs Millionen Italo-Amerikanern an
Angehörige in Italien rief dazu auf, Christdemokraten zu wählen, um
einen "roten Machtantritt" zu verhindern. 20.000 Bürgerkomitees der
"Azione Cattolica" trommelten hasserfüllt, es gehe um Christ oder
Antichrist, Gläubige oder Gottlose, Rom oder Moskau. Die Pfarrer
sprachen in ihren Predigten von "mongolischen Lagern im Schatten des
Kolosseums". Unter einem linken Regime sei ein wirtschaftlicher
Bankrott zu erwarten, während eine christliche Regierung mit der Hilfe
Amerikas rechnen könne. Präsident Truman sprach unverblümt von einer
militärischen Intervention: "Wenn Freiheit und Unabhängigkeit direkt
oder indirekt bedroht sind, (werden wir sie) in geeigneter Weise
verteidigen". Für den Fall eines linken Wahlsieges kündigte
Außenminister Marshall den Entzug der "Wiederaufbauhilfe" an.
Zahlreiche US-Kriegsschiffe in den italienischen Häfen untermauerten
die Drohgebärden. [14]

Nach der Freigabe von Geheimdokumenten für Forschungszwecke durch die
Clinton-Administration im November 1994 wurde bekannt, dass das
Pentagon "für den Fall, dass die Kommunisten in Italien mit legalen
Mitteln an die Macht kommen" sollten, eine sofortige Intervention
geplant hatte, welche die Abtrennung Sardiniens und Siziliens und die
Organisation eines Guerillakrieges einschloss. Die USA könnten "es den
Kommunisten nicht gestatten, mit legalen Mitteln an die Macht zu
kommen", weil die "psychologischen Erschütterungen gewaltig wären",
hieß es. Als Alternative erwog man in Washington, "das Wahlergebnis zu
fälschen". [15] Bei den Wahlen erreichte die DC 48,5 Prozent. IKP und
ISP kamen auf einer gemeinsamen Liste auf 31 Prozent.


Attentat auf Togliatti

Da es nicht gelungen war, Kommunisten und Sozialisten eine Niederlage
beizubringen, inszenierte man in Washington einen Mordanschlag auf
Togliatti. Er sollte die IKP und ihre Anhänger zum bewaffneten
Aufstand provozieren, um sie per Blutbad liquidieren zu können. Am
14. Juli 1948 gab ein Faschist namens Antonio Pallante vor dem
Montecitorio (Abgeordnetenkammer) mit einem Revolver vier Schüsse auf
Togliatti ab, während er mit seiner Lebensgefährtin Nilde Jotti in der
gegenüberliegenden Bar "Da Giolitti" in der Via Uffici del Vicario
einen Kaffee nehmen wollte. Er wurde in Brust, Nacken und Herzgegend
getroffen.
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Palmiro Togliatti nach dem Attentat im Krankenhaus mit dem Chirurgen Pietro Valdoni, der ihm das Leben rettete
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Fast schien die Rechnung aufzugehen. Zwar gab es den Aufstandsplan
nicht, von dem in die bürgerliche Presse lancierte Berichte schrieben,
die außerdem eine "Invasion von Titos Volksarmee" erfanden, wohl aber
die Bereitschaft Hunderttausender, auf die Provokation mit bewaffnetem
Widerstand zu antworten. Während vor der Klinik, in welcher der
lebensgefährlich verletzte KP-Chef operiert wurde, 200.000 Menschen
schweigend vorbeizogen und im alten Stadtteil Trastevere Frauen vor
Heiligbildern für Togliattis Genesung beteten, formierte sich in der
Innenstadt eine riesige Menschenmenge zu einer Kundgebung, auf der das
Mitglied der IKP-Leitung Edoardo D'Onofrio sprach. Als der Rundfunk
die Nachricht verbreitete, Togliatti liege im Sterben, riefen
Sprechchöre dem Redner zu: "Gib uns das Startzeichen!"

Gleichzeitig begann, ohne dass es dazu seitens der Partei einen Aufruf
gab, ein Generalstreik, wie ihn das Land bis dahin nicht gesehen
hatte. Nicht nur Mitglieder und Sympathisanten der IKP, sondern auch
Sozialisten und viele andere Kräfte der Resistenza, darunter der
linken Basis der Christdemokraten, drängten zum Aufstand. Angehörige
der aufgelösten Partisanenarmee holten ihre Waffen aus Verstecken und
traten den gegen die Streikenden und Demonstranten vorgehenden Armee-
und Polizeieinheiten entgegen. In Genua stoppten sie Panzerwagen und
nahmen ihre Besatzungen gefangen. In Hunderten Städten und Gemeinden
übernahmen Streikleitungen die Macht. Bei FIAT in Turin besetzten die
Arbeiter die Fabrik und nahmen den Direktor Vittorio Valletta, unter
der Mussolini-Diktatur ein verhasster Wirtschaftsführer, sowie über
ein Dutzend Mitglieder der Konzernleitung fest. Bei den bewaffneten
Zusammenstößen gab es 20 Tote und über 600 Verletzte. Die IKP-Leitung
rief am zweiten Tag dazu auf, den Generalstreik zu beenden. Es gelang
der Parteiführung, ihre Basis vom Aufstand abzuhalten, vor dem der
schwerverletzte Togliatti, bevor er operiert wurde, eindringlich
gewarnt hatte. [16]

Eine bewaffnete Erhebung hätte in einen blutigen Bürgerkrieg übergehen
und mit einem Eingreifen der US-Truppen zu einer reaktionären Wende
führen können. Eine physische Abrechnung mit der IKP wäre die Folge
gewesen. Die faschistische Entwicklung hätte unausweichlich einen
stärkeren Auftrieb erhalten.

Dem Attentat folgte eine Welle massiver Repression. Opfer waren vor
allem Mitglieder der IKP und ihre Anhänger. Ministerpräsident Alcide
De Gasperi kündigte unmittelbar nach Beginn des Generalstreiks den
"Einsatz sämtlicher staatlicher Machtmittel" an. Polizei und Armee
gingen rücksichtslos vor. 92.169 Personen wurden verhaftet, darunter
73.780 Kommunisten, in erster Linie Arbeiter. Von den über 70.000
davon später vor Gericht Gestellten waren ebenfalls die meisten
Kommunisten. 19.306 der Angeklagten, darunter 15.429 Kommunisten,
wurden zu Gefängnisstrafen verurteilt. Bis Mitte 1950 gab es bei
Auseinandersetzungen mit Großagrariern, Faschisten und Zusammenstößen
mit der Polizei 62 Tote, darunter 48 Kommunisten. 3.126 Personen
wurden verletzt, davon 2.367 Kommunisten. Togliatti charakterisierte
das als einen "Übergang von dem auf einer demokratischen Verfassung
begründeten Regime zu einem Regime der Willkür und der Repressalien
gegen die Staatsbürger". [17]

Einen in der Kampagne zum NATO-Beitritt von IKP und ISP verfassten
Aufruf, ihn abzulehnen, unterschrieben acht Millionen Italien. De
Gasperi musste bei der Abstimmung die Vertrauensfrage stellen, bei der
in der Kammer 342 dafür, 170 dagegen stimmten, im Senat waren es 183
zu 112.

Der Nationale Sicherheitsrat der USA legte danach im Herbst 1950
vorsorglich ein weiteres Mal fest, in Italien militärisch zu
intervenieren, falls es zu einer Beteiligung der Kommunisten an der
Regierung kommen sollte. [18]


Italien militärisch besetzen

1963 vollzog der linke DC-Führer Aldo Moro eine Apertura a Sinistra
(Öffnung nach links) und nahm die Sozialisten wieder in die Regierung
auf. Obwohl es um keine sozialistischen Ziele mehr ging, wollten die
USA mit Pentagon, CIA und italienischen Diensten der Linksöffnung
mit einem faschistischen Staatsstreich begegnen. Botschafter Frederick
Reinhardt bildete in Rom einen Krisenstab, der "die Linie des
Eingreifens" erörterte. Die militärische Leitung übernahm der
Militärattaché, Oberst Vernon Walters, der während des Zweiten
Weltkrieges Adjutant bei General Mark Clark war. [19] Er stellte klar,
dass "die Vereinigten Staaten ohne zu zögern das Land militärisch
besetzen müssten". [20]

Mit der Vorbereitung der Operation wurde der militärische Geheimdienst
SIFAR beauftragt, dessen Chef General Giovanni De Lorenzo den
Staatsstreichplan ausarbeitete. De Lorenzo war ein Monarchist und
faschistisch orientierter General, der später auch offiziell zum MSI
überwechselte. Er übernahm das Kommando über das Carabinieri-Korps,
mit dem er zusammen mit Faschisten und Gladio-Einheiten den Putsch
durchführen sollte. Der SIFAR-Oberst Renzo Rocca fabrizierte für die
führenden Politiker, die gegenüber einer "harten
Unterdrückungspolitik" gegen Gewerkschaften und Linke Vorbehalte
hegten, Berichte, die "ein so schweres Bild vor Augen führten, das
jede Gewaltaktion rechtfertigen konnte". Er erfand Informationen über
"gefährliche Aktivitäten" der Kommunisten und der Gewerkschaften,
darunter einen Bericht über eine "Sitzung der kommunistischen Führer",
auf welcher "der Krieg gegen die Regierung", die Vorbereitung der
"Revolution und die Machtübernahme in den Regionen und im ganzen Land"
beraten worden sei.

Für den geplanten Staatsstreich ließ De Lorenzo "schwarze Listen" von
"verdächtigen" Funktionären der linken Parteien, Gewerkschaftsführern,
Antifaschisten und Politikern bürgerlicher Parteien anlegen. Unter der
unglaublichen Zahl von 157.000 Personen befanden sich selbst der
Vorsitzende der Sozialdemokratie, Saragat, Minister und hohe
Regierungsbeamte, als "unzuverlässig" eingestufte Offiziere und sogar
Bischöfe. Die Personen sollten im Falles des Staatstreiches verhaftet
und auf zwei Sardinien vorgelagerten Inseln in Konzentrationslager
gesperrt, manche nach dem in den Gladio-Einheiten herrschenden
faschistischen Geist auch gleich umgebracht werden. [21]

Moro gelang es noch zu Lebzeiten Kennedys, sich bei ihm eine bestimmte
Unterstützung zu sichern. Er verdeutlichte, dass sich die ISP von der
IKP getrennt hatte und von einem bevorstehenden Machtantritt der
Kommunisten keine Rede sein konnte. Die Company blies den Plan De
Lorenzos zunächst ab. Anlass dazu war nicht zuletzt, dass im Juni 1964
Indiskretionen darüber an die Öffentlichkeit gelangten.
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John F. Kennedy (Vierter von rechts) mit Vertretern der Bürgerrechtsbewegung im Oval Office im August 1963, wenige Monate vor seiner Ermordung am 22.11.1963
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Die Anni di Piombo

Trotz praktizierter Repression stiegen die Stimmen der Kommunisten im
Parlament von 22,7 Prozent 1958 auf 25,3 Prozent 1963, um 1972 auf
27,2 und 1976 auf 34,4. Parallel entstand eine außerparlamentarische
Linke mit Gruppen wie Lotta Continua (Ständiger Kampf), Potere Operaio
(Arbeitermacht) und der Autonomia Operaia (Arbeiterunabhängigkeit),
die gewaltsam und auch bewaffnet Widerstand gegen die wachsende
faschistische Gefahr leisteten. Gegen das Anwachsen des linken
Widerstandes inszenierte die CIA ihre "Strategie der Spannung", der
sogenannten Anni di Piombo (bleiernen Jahre), deren Kern darin
bestand, für faschistische Terroranschläge die Linken als Täter
hinzustellen. Ihre Geburtsstunde war das faschistische Attentat auf
die Mailänder Landwirtschaftsbank auf der Piazza Fontana (16 Tote,
über 100 Verletzte), für das sofort 300 außerparlamentarische Linke
und Anarchisten verantwortlich gemacht und verhaftet wurden.
Faschisten und Polizeiagenten gründeten selbst "linke" Gruppen; in
linksextreme Organisationen wie die 1969 entstehenden Roten Brigaden
wurden Agenten eingeschleust, die sie zu Anschlägen anstachelten, die
sie meist selbst planten oder inspirierten.

Der zuständige Ausschuss des US-Repräsentantenhauses hatte bereits
1968 allen Geheimdiensten empfohlen, bei ihren Aktionen stärker
linksextremistische Kräfte zu nutzen. Am 8. November 1970 erließ der
damalige Generalstabschef der US-Army, General W. C. Westmoreland, ein
streng geheimes Field Manual (Feldhandbuch) 30-31 über
"Geheimdienst-Sondereinsätze". Die USA waren sich dabei sehr wohl
ihres illegalen Vorgehens und der Einmischung in die inneren
Angelegenheiten der betreffenden Länder bewusst. Denn das FM 30-31
legte ausdrücklich fest: "Solche Spezialoperationen sind strikt geheim
zu halten, da sich eine Verwicklung des US-Militärs in Angelegenheiten
des Gastlandes allein auf die Kooperation bei der Niederschlagung oder
der Androhung von Aufständen beschränkt. Die Tatsache, dass die
Beteiligung von US-Militärs weitaus tiefer greift, darf unter keinen
Umständen bekannt werden." Unter dem Abschnitt "Unterwanderung der
Rebellenbewegung" wurde der Schwerpunkt auf die Einbeziehung "der
Geheimdienste des Gastlandes" gelegt, die diese "durch das
Einschleusen von Agenten unterwandern" sollten. 1975 wurde bekannt,
dass dazu auf dem NATO-Stützpunkt Capo Marrargiu auf Sardinien die CIA
 Geheimdienstagenten ausbildete, die in die linksextremen Brigate
Rosse (BR) eingeschleust wurden. Die Ausbildung leitete der
Geheimdienstoberst Camillo Guglielmi, der später vor Ort die
Entführung Aldo Moros beaufsichtigte. [22]


 "Ein gutes Modell"

Im Ergebnis der Spannungsstrategie stiegen die Terrorakte von 150 1969
auf fast 2.400 im Jahre 1978 an. Im Herbst 1970 begannen die
Faschisten in Reggio Calabria bewaffnete Auseinandersetzungen, die das
Land an den Rand eines Bürgerkrieges brachten. In dieser Zeit kamen
Hunderte Menschen ums Leben, wurden Tausende verletzt. Von 1969 bis
1984 fielen der Spannungsstrategie allein in der roten Emilia 140 Tote
und ein Vielfaches mehr an Verletzten zum Opfer. 85 Tote und 200
Verletzte gab es bei nur einem Attentat auf dem Hauptbahnhof in
Bologna im August 1980. Ziel der Anschläge war, eine Situation zu
schaffen, in der die Armee als "Ordnungshüter" auf den Plan treten und
ein entsprechendes Regime errichten konnte. Der ein Jahr nach dem
Anschlag auf der Piazza Fontana in Szene gesetzte Versuch des
Faschistenführers und früheren Mussolini-Militärs Valerio Borghese
belegte es augenscheinlich. Der "Los Angeles Herald Examiner" schrieb
1972 in seiner Juni-Ausgabe ganz unverblümt, dass das Obristenregime
von Athen "ein gutes Modell" für Rom sei. Das Problem bestehe doch
darin, ob die italienische Regierung in der Lage sei, "allein gegen
eine rote Revolution ungeahnten Ausmaßes vorzugehen, oder ob die
Situation nicht besser von den Carabinieri, den bewaffneten Kräften
der Armee, in die Hand genommen werden sollte."


MSI-Faschist NATO-Befehlshaber

Nur am Rande sei hier erwähnt, dass führende US-Kreise mit NATO, CIA
und ihren italienischen Komplizen, toleriert von den rechten
regierenden DC-Kräften, im Rahmen der Spannungsstrategie nach dem
Borghese-Putsch 1970 nochmals 1973/74 versuchten, mit Kräften der
Faschisten die verfassungsmäßige Ordnung zu stürzen und ein
faschistisches Regime an die Macht zu bringen. In der NATO hatte man
keine Hemmungen, einem früheren Mussolini-Militär, Kommandeur der
Kampfschwimmer der bereits erwähnten Decima MAS und früherem Mitglied
der Führung der faschistischen MSI-Partei, Flottenadmiral Gino
Birindelli, lange Jahre das Kommando des Oberbefehlshabers der
NATO-Seestreitkräfte Europa Süd zu übertragen. Es störte sie nicht im
Geringsten, dass dieser zu seiner Vergangenheit von sich gab: "Ich
glaube an die faschistischen Ideale. Ich bekenne mich dazu und ich
bereue es nicht. Und wenn ich mein Leben nochmals von vorn beginnen
könnte, würde ich es wieder so leben. Nein, ich habe keine
Gewissensbisse."

Der NATO-Militär verteidigte offen die Verbrechen der
Spannungsstrategie und nannte zum Beispiel den Sprengstoffanschlag auf
eine Gewerkschaftskundgebung in Brescia, bei dem sieben Menschen
ermordet wurden, "eine unbedeutende Episode". In einem Interview für
den "Europeo" [23] erklärte er, "die Diktatur ist dasselbe wie Aspirin
gegen Kopfschmerzen". Er verherrlichte die Militärjunta in
Griechenland und gab von sich: "Ich begrüße den Umsturz in Chile, und
nicht weniger positiv urteile ich über Pinochet." Während seiner Zeit
als NATO-Befehlshaber ließ er sich in Neapel am Sitz seines Kommandos
als "Vizekönig des Mittelmeerraumes" feiern und sagte, wenn er als
neuer "Duce" an die Macht komme, werde er diese "mit großer Härte"
gebrauchen. Unter der Losung einer "starken nationalen Rechten" trat
der Admiral dafür ein, alle Rechtskräfte um die Sozialbewegung zum
"Kampf gegen den Kommunismus" zu sammeln.

Und dieser Birindelli war kein Einzelfall. Es würde Seiten über Seiten
füllen, sie aufzuzählen. Betrachten wir als Letztes das gegen Aldo
Moro inszenierte Mordkomplott, mit dem 1978 der geplante Regime Change
eingeleitet wurde. Hier einige Fakten, wie die offene Mordhetze gegen
den linksliberalen DC-Politiker geführt wurde.


Der Allende Italiens

Moro knüpfte am gesamtnationalen Handeln während der Resistenza an und
wollte durch die Einbeziehung zunächst der Sozialisten und danach der
Kommunisten seiner Partei und damit dem kapitalistischen
Gesellschaftssystem eine stabile Regierungsmehrheit verschaffen. Als
Gegner der NATO hatte er als Staatssekretär im März 1949 demonstrativ
nicht an der Parlamentssitzung, die den Beitritt beschloss,
teilgenommen.

Als die Kommunisten bei den Parlamentswahlen 1976 mit 34,4 Prozent
hinter der DC (38,7 Prozent) den 2. Platz belegten, konnte das Land,
so Moro, nicht mehr gegen die von 12,6 Millionen Italienern gewählte
IKP regiert werden. [24] Er war ein entschiedener Gegner der massiven
Einmischung Washingtons in die italienischen Angelegenheiten. Eine
seiner gemeinsamen Interessenlinien mit dem IKP-Vorsitzenden Enrico
Berlinguer war, die italienischen Entscheidungen in der IKP unabhängig
von Moskau zu treffen, und die in der DC unabhängig von Washington.
[25] Seine Öffnung zu den Kommunisten stieß in den USA auf
entschiedene Ablehnung. Die erbitterten Angriffe führten zu einer
regelrechten Mordhetze. Während er sich 1974 als Außenminister in
Begleitung von Staatspräsident Giovanni Leone in Washington befand, wurde
offen gedroht, "Italien in ein zweites Chile" zu verwandeln.




[image: Foto: Library of Congress, Public domain, via Wikimedia Commons]

US-Präsident Gerald Ford und Außenminister Henry Kissinger am 16. August 1974 auf dem Gelände des Weißen Hauses

Foto: Library of Congress, Public domain, via Wikimedia Commons



Präsident Gerald Ford erinnerte an die Unterstützung für den
Militärputsch Pinochets und erklärte, die Vereinigten Staaten hätten
dort "ihre Interessen" verteidigt. [26] Moros Frau Eleonore sagte
während der parlamentarischen Untersuchung zum Mord an ihrem Mann
aus, dass ihm in Washington gedroht worden war, wenn er seine
Zusammenarbeit mit den Kommunisten nicht aufgebe, werde er es "teuer
bezahlen". Ein hoher Beamter habe in Anspielung auf die Ermordung John
F. Kennedys und seine Witwe gedroht, dass es sonst "eine Jaqueline in
der Zukunft (Italiens) geben" werde. [27] Außenminister Kissinger
äußerte nach der Abreise der Italiener unmißverständlich, dass die
CIA "Realitäten zu schaffen" habe. Deren früherer Vize-Direktor und
Leiter des zum Geheimdienst gehörenden Center of Strategic and
International Studies, Ray Cline, bekräftigte in der "New York Times",
dass die "Situation in Italien durch die Geheimaktivitäten der CIA
gelöst werden wird". Wie später ans Licht kam, war sich eine Tagung
des Instituts im April 1976 einig, dass es höchste Zeit sei,
"entschiedener in Italien einzugreifen", um einen Regierungseintritt
der Kommunisten zu verhindern. [28] Kissinger verschärfte seine
Angriffe auf Moro, der als "Allende Italiens" das Land "in
kommunistische Abhängigkeit" steuere. Kissingers Botschafter in Rom,
Richard Gardner, nannte Moro noch nach dessen Entführung den
"gefährlichsten Politiker Italiens". [29]


Der Mord an Aldo Moro

Genau in dem Augenblick, da Moro und Berlinguer am 16. März ihren
Historischen Kompromiss mit der Bildung einer Regierung mit
IKP-Beteiligung verwirklichen wollten, wurde dessen Verhinderung mit
dem seit langen geplanten Komplott gegen den DC-Vorsitzenden mit
dessen Entführung eingeleitet und am 9. Mai mit seiner Ermordung
vollendet. An seiner Inszenierung und Ausführung wirkten neben
Außenminister Kissinger der italienische Ministerpräsident Giulio
Andreotti, die CIA und die NATO-Geheimtruppe Gladio mit italienischen
Geheimdienst- und Armee-Kreisen in Komplizenschaft mit den Faschisten
des Landes mit. Als Werkzeug dazu ließen sich die von Polizei- und
Geheimdienst-Agenten unterwanderten und entsprechend manipulierten
linksextremen Brigate Rosse missbrauchen. [30]

Die Zentrale der CIA-Operation war die persönlich von
NATO-Oberbefehlshaber General Alexander Haig und Außenminister Henry
Kissinger 1969 mit dem Chef der CIA für verdeckte Operationen, Ted
Shackley, gebildete Geheimloge P2, die der Altfaschist Licio Gelli
leitete. Haig hatte Gelli für den Aufbau eine Liste mit 400 hohen
italienischen NATO-Offizieren übergeben. Die Loge zählte über 2.500
eingeschriebene Mitglieder. Das Mitglied der Parlamentskommission zur
Untersuchung des Mordes an Aldo Moro, Sergio Flamigni, belegte, dass
47 Großindustrielle, 119 Bankiers und Leute der Hochfinanz,
30 Universitätsprofessoren, 43 Generäle, darunter die gesamte
Führungsspitze der Geheimdienste der letzten 30 Jahre, der komplette
Generalstab des Heeres, etwa 400 hohe Offiziere, drei Minister der
amtierenden Regierung, drei Staatssekretäre, 18 hohe
Regierungsvertreter, 22 Spitzenjournalisten der P2" angehörten. Im
Rahmen der Kollaboration mit der Mafia waren auch eine große Zahl
Chefs der "Ehrenwerten Gesellschaft" in die Loge eingetreten, darunter
die ganze Führungsspitze der Cosa Nostra. [31]

Nach der Entführung Moros bremste die P2 über ihre Mitglieder in den
Schlüsselpositionen des Sicherheitsapparates "die offizielle Fahndung,
die das 'Gefängnis' der Brigadisten aufspüren und den DC-Vorsitzenden
befreien sollte und legte falsche Spuren". Das P2-Mitglied,
Geheimdienst-Oberst Camillo Gugliemi, beaufsichtigte am Ort der
Entführung in der Via Fani den Ablauf des Kommandounternehmens. Der
Oberst war auf dem NATO-Stützpunkt Capo Marragiu auf Sardinien
verantwortlich für die Ausbildung verdeckter Agenten in den BR.

In einigen Fällen gab es Widerstand in den Reihen des
Sicherheitsapparates, versuchten verfassungstreue Mitarbeiter, die
Öffentlichkeit zu informieren. So spielte ein Offizier der
"Repubblica" eine Nachricht zu, welche die Zeitung bereits zwei Tage
nach der Entführung veröffentlichte. Sie besagte, dass die Entführung
und Ermordung des Begleitkommandos Moros "eine militärische Aktion"
war, ein "Glanzstück an Perfektion", die nur "von Militärs mit
ausgetüftelter Spezialausbildung oder von Zivilisten, die in für
Kommandounternehmen spezialisierten Militärstützpunkten einem langen
und methodischen Training unterzogen wurden, durchgeführt werden
konnte". Der langjährige Kommandeur der Gladio-Division, General
Gerardo Serravalle, bestätigte später, der Schütze, der das
Begleitkommando liquidierte, habe über eine derartige Fähigkeit
verfügt. [32] Als Gladio am 23. Oktober 1990 in Italien aufgedeckt
wurde, bestätigten auch die Geheimdienstexperten Giovanni Bellu und
Mario D'Avanzo, dass die Truppe in das Mordkomplott gegen Moro
einbezogen und dieser zeitweise auf einem Gladiostützpunkt bei Rom
untergebracht war. [33]




[image: Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons]

Aldo Moro mit seiner Ehefrau Eleonora Chiavarelli
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Eine "schwarze Regierung"

Mit dem Mord an Moro wurde eine reaktionäre Wende eingeleitet, die
1994 den Regime Change zu dem Mitglied des Dreierdirektoriums der
faschistischen Putschloge P2 Silvio Berlusconi und seiner Forza Italia
(FI) einleitete. Es war "eine schwarze Regierung aus Faschisten und
Monarchisten, Lega-Leuten [34] und christdemokratischem Schrott,
Industriellen, Anwälten und Managern der Fininvest". [35] US-Präsident
Clinton eilte nach Rom, um für die schwarze Regierung ein
Staatsbankett auszurichten. Er hatte nichts dagegen einzuwenden, dass
der Chef der MSI-Faschisten, Vize-Premier Gianfranco Fini, [36] den
"Duce" als "größten Staatsmann des Jahrhunderts" feierte und seine
Rehabilitierung forderte, der frühere SS-Offizier Mirko Tremaglia die
"Heimkehr" des Jugoslawischen Istriens, Damaltiens und der Hafenstadt
Fiume in den italienischen Staatsverband verlangte oder der
Postminister Giuseppe Tartarella zur Ehrung des Mussolini-Ideologen
Giovanni Gentile eine Sonderbriefmarke herausgab.


Heute regiert Draghi mit Faschisten

Mit Unterbrechungen blieb der Medien-Diktator bis 2011 im Amt. 2008
wurden die gespaltenen Linken aus dem Parlament vertrieben. Seit 2021
bildete Mario Draghi - was Mussolini schon 1922 verfolgte - eine so
genannte Regierung der "nationalen Einheit", der Lega-Faschisten und
wieder Berlusconis FI zusammen mit dem sozialdemokratischen Partito
Democratico (PD) und der pseudolinken Fünf-Sterne-Bewegung (M5S)
angehören. Kaum nötig zu erwähnen, dass der frühere EZB-Chef sie voll
auf EU-Kurs gebracht hat.
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"Der Mensch stört durch seine Eingriffe in die Natur nicht nur das
Netzwerk der Flüsse, sondern auch die Harmonie der Klimate. Abgesehen
vom ganz lokalen Einfluss, den die Städte ausüben, indem sie zur
Temperaturerhöhung beitragen und die Atmosphäre verderben, ist es
sicher, dass die Zerstörung der Wälder und die Urbarmachung riesiger
Landflächen beträchtliche Veränderungen innerhalb der verschiedenen
Jahreszeiten nach sich ziehen. Allein dadurch, dass er urbares Neuland
gewinnt, verändert der Mensch das empfindliche Netz der
Temperaturlinien, die das Land durchziehen."

Diese Worte schrieb Élisée Reclus im Jahr 1864. Er gehört somit zu den
ersten, die auf die Tatsache des menschengemachten Klimawandels
hingewiesen haben. Dazu benötigte er keine komplizierten
Computermodelle. Ihm genügten eine genaue Beobachtungsgabe und die
Kenntnis naturwissenschaftlicher Zusammenhänge. Doch wer war dieser
seinerzeit weltberühmte Geograf, Schriftsteller und Revolutionär, nach
dem heute ein entlegener Teil der Antarktischen Halbinsel benannt ist?


Französischer Kosmopolit

Erich Mühsam berichtet in seinen "Unpolitischen Erinnerungen" von
zahlreichen Begegnungen mit prominenten Persönlichkeiten. Aber "in
besonders deutlicher Erinnerung", schreibt der freiheitliche Bohemien
und Dichter über seine um die Jahrhundertwende in Berlin verbrachte
Zeit, "ist mir ein Vormittag, als ich, mit einer blauen Schürze
bekleidet, den Boden fegte und es zu einer ungewohnten Zeit klingelte.
Ich öffnete, da stand vor mir Bernhard Kampffmeyer, der Begründer der
deutschen Gartenstadtgesellschaft, und neben ihm ein alter
freundlicher Herr: Elisée Reclus, der große französische Gelehrte und
Revolutionär." Mühsam war sicher, dass er sich zeitlebens darüber
freuen werde, "diesen großen Menschen nicht bloß als Namen verehren zu
müssen".

Tatsächlich hatte der im Revolutionsjahr 1830 geborene und im
südwestfranzösischen Orthez aufgewachsene Reclus an diesem Tag nicht
zum ersten Mal Deutschland besucht. Schon im Alter von zwölf Jahren
wurde er von seinem Vater, der ein strenger calvinistischer Pastor
war, mit seinem Bruder Élie ins damals preußische Neuwied bei Koblenz
geschickt, um dort ein lutherisches Gymnasium zu besuchen. Obwohl die
beiden sich in dem Internat überhaupt nicht wohlfühlten und zwei Jahre
später ins heimatliche Orthez zurückkehrten, lernten sie dort die
deutsche Sprache.

Bereits 1850 kam Elisée nach Neuwied zurück, diesmal als
Aushilfslehrer. Da er aber schon zu dieser Zeit seinen Glauben
verloren hatte und mit dem Sozialismus zu sympathisieren begann, zog
es ihn ein Jahr später zum Philosophiestudium nach Berlin. Auch das
war nur von kurzer Dauer. Reclus fuhr nach Straßburg, traf dort Élie
wieder und beschloss, abermals heimzureisen. Dieses Mal allerdings zu
Fuß. Zu der Zeit schrieb er seinen ersten Text, in dem er sich positiv
auf die Anarchie bezog. Diese sei, anders als es auch heute noch
behauptet wird, "die höchste Form der Ordnung".

Es dauerte nicht lange, bis der junge Rebell ins Visier der Obrigkeit
geriet. Kaum in Frankreich angekommen, musste der nun Verfolgte das
Land auch schon wieder verlassen - diesmal für sechs Jahre. Reclus
fand sich in London und dann in New Orleans in den amerikanischen
Südstaaten wieder, wo er gegen die Sklavenhaltergesellschaft
aufbegehrte. Dann tauchte er plötzlich in Kolumbien auf, um sich dort
als Bauer niederzulassen. Er scheiterte.

Zurück in Frankreich freundete er sich mit den Revolutionären Auguste
Blanqui, Pierre-Joseph Proudhon und Michail Bakunin an. Er wurde
Vegetarier und als produktiver und glänzender Wissenschaftsautor ein
angesehenes Mitglied der Geographischen Gesellschaft. 1871 kämpfte er
für die Pariser Kommune, nach deren gewaltsamer Niederschlagung er,
wie viele seiner Genossen, nach Neukaledonien im Südpazifik
ausgewiesen werden sollte. Internationale Proteste, unter anderem von
Charles Darwin, verhinderten dies.

Reclus ließ sich in der Schweiz nieder und schrieb hier sein
neunzehnbändiges Hauptwerk "La Nouvelle Géographie universelle, la
terre et les hommes" ("Die neue Universalgeografie: Die Erde und der
Mensch"). Bis zu seinem Tod 1905 blieb er politisch aktiv und war
immer davon überzeugt, dass die Errichtung einer Gesellschaft der
Gleichen und Freien möglich sei. Schließlich hatte er Anzeichen dafür
auf seinen zahlreichen Reisen mit eigenen Augen gesehen.


Nature Writing

Seit einigen Jahren spricht man in der Literaturszene und in der
Literaturwissenschaft von der Gattung des "Nature Writing". Darunter
versteht man Texte, in denen Naturzusammenhänge auf subjektive Weise
beschrieben werden, ohne dabei die wissenschaftliche Perspektive
auszublenden, diese soll vielmehr ergänzt und erweitert werden. Mit
einigem Recht könnte Reclus zu den Pionieren dieser Methode gezählt
werden. 1869 veröffentlichte er eine "Histoire d'un ruisseau"
("Geschichte eines Flusses") und ließ einige Jahre später die in 27
Episoden eingeteilte "Histoire d'une montagne" ("Geschichte eines
Berges") in der Zeitschrift "La Science illustrée" folgen.

Stilistisch sind beide Texte sehr ähnlich. Reclus bedient sich einer
lyrischen Wissenschaftssprache. Der Autor versucht sich gewissermaßen
in die Perspektive von Fluss und Berg hineinzuversetzen und von hier
aus die geologischen, biologischen und gesellschaftlichen Geschichten
seiner Protagonisten nachzuerzählen. Dabei geht es nicht um eine
vermenschlichte Darstellung, die ja dann doch wieder anthropozentrisch
wäre. Reclus' radikaler Humanismus kann den Menschen aber auch nicht
aus dem Naturgeschehen ausklammern. Die Texte sind eher Ausdruck eines
Dialogs: Naturgeschichte, Menschheitsgeschichte und subjektive
Naturerfahrung kommen gleichberechtigt zur Sprache. Schließlich weiß
auch der Nicht-Esoteriker: Alles ist mit allem verbunden.

Reclus' "Geschichte eines Berges" endet mit den melancholischen
Worten: "Fortan würde der Berg mir fern sein, ich kehre ins große
Menschengetümmel zurück. Wenigstens mein Gedächtnis hat einige
angenehme Erinnerungen an das Vergangene bewahrt. Ich habe wieder das
geliebte Bergprofil vor Augen, ich betrete in Gedanken die schattigen
Täler, und für einige Momente stehe ich in stillem Einklang mit Fels,
Insekt und Grashalm."


Reclus lesen

Leider sind momentan nur wenige Übersetzungen des Autors in
Deutschland lieferbar. Wer sich für Reclus' Vegetarismus interessiert,
sollte den 1901 erschienen Aufsatz "Zur vegetarischen Lebensweise"
lesen. Dieser findet sich im Band "Das Schlachten beenden! Zur Kritik
der Gewalt an Tieren" (Verlag Graswurzelrevolution, 2010). Für wenig
Geld kann die "Geschichte eines Berges" beim immer zu empfehlenden
Verlag Edition AV bezogen werden. Das Buch liegt hier in der
hervorragenden Übersetzung von Michael Halfbrodt (2013) vor. Es wäre
wunderbar, wenn Verlag und Übersetzer die "Geschichte eines Flusses"
folgen lassen würden.


Zum Weiterlesen:

anarchistischebibliothek.org

(Suchen: Reclus - Zur vegetarischen Lebensweise),

www.edition-av.de



https://www.grueneliga-berlin.de/publikationen/der-rabe-ralf/aktuelle-ausgabe/elysee-reclus/
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TIERGESCHICHTEN/018: Die Alten kümmern sich ... (SB)



Die Osterferien neigten sich dem Ende zu und in den letzten Tagen
wollten Heike, Finn und Julia den naheliegenden Wald durchwandern, um
mit etwas Glück vielleicht Rehe, Eichhörnchen oder vielleicht sogar
Wildschweine zu beobachten. Zwar war es noch kalt draußen und Schal
und Pudelmütze vonnöten, doch das hinderte die jungen Waldforscher
nicht, sich schon in der Frühe auf die Pirsch zu begeben. Finn hatte
sein Fernglas, oder wie er es nannte, seinen Feldstecher, mitgebracht,
den er von seinem Vater zum Geburtstag bekommen hatte.

"Seid leise, sonst vertreiben wir die Tiere und bekommen überhaupt
keines zu sehen", mahnte er die beiden Mädchen, die etwas zu laut
darüber beratschlagten, um welche Baumart es sich handelte, an der sie
gerade interessiert stehengeblieben waren. "Ist ja gut, reg dich nicht
auf, wir sind ja schon still", zischte Julia. Endlich hatte Finn ein
Reh entdeckt. Er winkte Heike und Julia zu sich und reichte ihnen das
Fernglas. Abwechselnd guckten sie das Reh an, das bald schon
Gesellschaft von zwei weiteren erhielt. "Toll, das sieht aus, als
stünde es ganz dicht vor uns. Ich kann seine Augen gut erkennen, wow,
die sind groß", freute sich Heike.

Plötzlich raschelte es ganz in der Nähe im Unterholz. "Hey, was ist
das?", Julia hockte sich hin und blickte in die Richtung, aus der das
Geräusch kam. Sie zupfte Finn am Ärmel, der sich herunterbeugte und
dann sah auch er den Dachs. "Irre, ich glaub`s nicht, der ist bestimmt
auf dem Weg in seinen Bau!" - "Toll, wollen wir ihm folgen, mit Abstand
meine ich, ganz vorsichtig?", schlug Julia vor. Heike und Finn nickten
und so warteten sie eine Weile, bis der Dachs einen gemessenen
Vorsprung hatte, sie ihn aber noch gut sehen konnten. Sie verfolgten
ihn eine Weile, krabbelten durchs Gestrüpp und bückten sich unter
niedrige Äste. Vom Weg waren sie längst abgekommen. "Mann, der hat es
aber weit zum Dachsbau!", stöhnte Julia. "Vielleicht will er da gar
nicht hin und ist nur so unterwegs, frisst mal hier oder dort ...",
überlegte Heike. "Oder er ist auf Brautschau - puh, das könnte
dauern", meinte Finn.

Plötzlich hörten sie ein leises Piepsen. Es schien weit entfernt zu
sein. Finn nahm das Fernglas und suchte die Gegend am Boden ab. "Da,
da hinten, unten am Baum", flüsterte er und zeigte mit der Hand in
besagte Richtung." - "Was ist da?", wollte Julia wissen. "Ich weiß nicht
genau, sieht aus wie eine Mini-Eule." - "Gib mal her", forderte Heike
ihn auf, nahm das Fernglas und meinte dann: "Ich bin ziemlich sicher,
dass das ein kleines Waldohreulen-Junges ist."

"Ob es aus dem Nest gefallen ist?", fragte sich Finn. "Ich hab gehört,
dass man solche Jungvögel nicht anfassen soll, weil die Elternvögel
ihr Junges dann nicht mehr annehmen", meinte Heike, während die Kinder
sich bereits ganz vorsichtig dem kleinen Vogel näherten. "Dann nehmen
wir meine Mütze und greifen ihn damit auf, das müsste doch klappen",
gab Finn seine Idee zu bedenken. "Und dann, was willst du dann mit dem
Tier machen, etwa mit der Flasche großziehen?" Julia war sich nicht
sicher, ob es nicht besser sei, gar nichts zu unternehmen und lieber
dem Förster Bescheid zu geben.

"Julia hat recht, vielleicht ist das wirklich das Beste. Ich kenne
mich jedenfalls nicht mit den Brutpflegegewohnheiten der Waldohreule
aus", schloss sich Heike der Überlegung von Julia an.
"Ach was, und wenn ein Fuchs kommt und den Kleinen frisst, oder ein
Habicht oder Bussard ihn schnappt? Das kann ich nicht zulassen, das
arme Tier", begehrte Finn auf.
Es drohte sich zu einem ernsten Streit auszuweiten, denn Finn wurde
richtig wütend, auch Heike und Julia gifteten sich an.

Das Waldohreulen-Kind fiepte leise mehrere Male hintereinander. Für
eine Weile herrschte grimmiges Schweigen, aber schließlich hatte Heike
eine Idee. "Wir könnten es doch so machen: Finn bleibt bei der kleinen
Eule und wir gehen zum Försterhaus und erkundigen uns, was am besten
für das Junge ist."




[image: Ein kleines flauschiges Vogelbaby hockt traurig blickend im Gras - Buntstiftzeichnung: © 2022 by Schattenblick]
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Mit diesem Vorschlag waren alle einverstanden und so eilten Heike und
Julia zum Förster. Zum Glück war er zu Hause und so konnten sie ihn um
Rat fragen.
"Na, das habt ihr schon richtig gemacht, denn ihr dürft den kleinen
Vogel auf keinen Fall von seinem Platz entfernen. Es handelt sich
nämlich um einen Ästling." -
"Einen was, bitte schön?", staunte Julia. Der Förster schmunzelte: "So
werden die Jungvögel genannt, die noch nicht fliegen können, wohl aber
schon das Nest verlassen haben. Sie hocken meist auf Ästen in der
Umgebung des Nestes und werden weiterhin von den Eltern mit Nahrung
versorgt. Manchmal missglückt die Landung auf einem Zweig und dann
landen sie auf dem Boden. Das wird wohl auch eurem 'Findelkind' so
ergangen sein."

"Wird er denn nicht verhungern, wenn er da unten sitzt und nicht auf
einem Ast?", sorgte Heike sich.
"Normalerweise bleiben Junges und Elternvögel über Rufe in Kontakt und
das Junge wird auch dort am Boden gefüttert", beruhigte sie der
Förster.
"Aber da ist das Waldohreulen-Junge doch in großer Gefahr gefressen zu
werden, oder?", überlegte Julia laut.
"Ja, das ist wohl so, aber wenn ihr es mitgenommen hättet, wäre die
Chance, dass es überlebt, sehr gering. Ein Eulenjunges richtig zu
füttern ist gar nicht einfach und es bedarf einer intensiven Pflege.
Ich weiß selbst nicht, was Eulenkinder fressen, doch glaube ich, dass
es auch wichtig für die Kleinen ist, dass sie die Nahrung von den
Elternvögeln erhalten."

"Dann gehen wir jetzt wieder, haben Sie vielen Dank für Ihre
Auskunft." Damit verabschiedeten sie sich vom Förster.
"Nur gut, dass wir die Eule nicht mitgenommen haben", meinte Julia.
"Tja, nun müssen wir nur noch Finn davon überzeugen, dass es besser
ist, den kleinen Vogel dort zu lassen, wo er jetzt hockt", seufzte
Heike.

Unterdessen hatte sich Finn dazu entschlossen, nicht länger auf die
beiden Mädchen zu warten. "Ich nehme dich mit nach Hause, hier wirst
du nur gefressen, das ist sicher, aber keine Angst, ich helfe dir",
sprach er zu dem Vogel. Er nahm seine Mütze vom Kopf und bückte sich,
als von oben ein Lärmen losbrach. Das Vogelgeschrei kam genau vom Ast
hoch über ihm, er blickte hinauf und sah eine große Eule, die im
Begriff war, sich hinabzustürzen. Das Eulenkind am Boden fiepte
aufgeregt. Finn wich einen Schritt zurück: "Du dumme Eule, ich will
dein Kind doch nur retten!", rief er hinauf.

Julia und Heike hörten das panische Fiepen und rannten los. Von Weitem
sahen sie, wie Finn gerade im Begriff war, den Vogel in seine Mütze zu
packen. "Halt, Finn, nicht, lass das, Finn, lass den Vogel wo er
ist!", brüllte Heike ihm entgegen.
Der Junge war so erschrocken, dass er sich tatsächlich nicht
weiterbewegte.
Als sie näher kamen, schimpfte der Junge: "Seid ihr verrückt, was
schreit ihr denn so? Wollt ihr die kleine Eule noch mehr
verängstigen?"

"Finn, wir dürfen den Vogel auf keinen Fall mitnehmen!", bestimmte
Heike und zog ihn am Ärmel fort. "Komm, wir erzählen dir, was wir beim
Förster erfahren haben!"
In einiger Entfernung hockten sie sich auf einen umgefallenen
Baumstamm und die Mädchen berichteten ausführlich, was der Förster
ihnen erklärt hatte.

"Oh, da hätte ich beinahe einen großen Fehler begangen, dabei wollte
ich der kleinen Waldohreule doch nur helfen", klagte Finn betroffen.
"Das ist doch grausam, wer weiß, ob der junge Vogel nicht doch
gefressen wird." - "Ja, das stimmt, das ist schlimm, aber vielleicht
wäre es auch ein
qualvolles Ende gewesen, wenn er langsam verhungert oder aus einem
anderen Grund gestorben wäre, vielleicht auch, weil er nicht mehr in
seiner gewohnten Umgebung sein konnte?"

Die Kinder begaben sich in gedrückter Stimmung auf den Heimweg, jeder
in Gedanken versunken. "Fressen und gefressen werden", murmelte Finn,
"ganz schön brutal."

Ende



17. Mai 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 174 vom 21. Mai 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





PFLANZEN/063: Klimaschaden - Eichentod ... (SB)



Dieser Baum nimmt eine besondere Stellung unter unseren einheimischen
Bäumen ein. Die Stieleiche, auch Deutsche Eiche genannt, beeindruckt
durch ihre imposante Erscheinung. Mit einer Wuchshöhe von 30 bis
ungefähr 40 Metern, einer großen Blätterkrone und einem dicken Stamm
mit stark gefurchter Rinde, wurde er schon vor tausenden Jahren voller
Ehrfurcht bewundert. In vielen Kulturen galt er als heiliger Baum und
es entstanden verschiedene Eichenkulte. So heißt es, dass die Druiden
(Priester, geistige Führer) der Kelten keine kultischen Rituale ohne
Eichenlaub abhielten. An anderer Stelle ist überliefert, dass jener
mit dem Tode bestraft wurde, der es wagte, eine Eiche zu fällen. Auch
den Germanen galt dieser Baum als heilig und so wurde die berühmte
Donareiche ihrem obersten Gott Donar (Thor) geweiht. Doch dem
Christentum war dieser heidnische Glaube ein Dorn im Auge und so wurde
die Donareiche im Zuge der christlichen Missionierung der Germanen
gefällt, um zu zeigen, dass ihr Gott nicht einmal die Macht besaß,
den Baum zu beschützen und damit zu beweisen, dass es ihn überhaupt
nicht gab.




[image: Die abgerundet-gezahnten Blätter der Stieleiche mit Eicheln, Blüten und kleinen Galläpfeln sind in einer bunten Zeichnung abgebildet - Grafik: Prof. Dr. Otto Wilhelm Thomé, Flora von Deutschland, Österreich und der Schweiz 1885, Gera, Germany, Public domain, via Wikimedia Commons]

Bestandteile des Eichenbaums

Grafik: Prof. Dr. Otto Wilhelm Thomé Flora von Deutschland, Österreich
und der Schweiz 1885, Gera, Germany, Public domain, via Wikimedia Commons




Über 600 Arten dieses Baumes sind heute bekannt, und sie sind in
Nord-, Zentral- und Südamerika, wie auch in Mexiko, Eurasien und
Nordafrika ansässig. Hier bei uns in Deutschland kommt hauptsächlich
die Stieleiche in Mischwäldern vor. Aber ihr Verbreitungsgebiet reicht
von Irland bis in die Waldsteppe Südrusslands hinein.
Fossile Funde weisen darauf hin, dass dieser Baum bereits vor zwölf
Millionen Jahren auf unserer Erde wuchs.


Ein Baum als Heimstatt für viele Insekten und Käfer

Die Eiche wurde nicht nur verehrt, sondern seit jeher vom Menschen
weidlich genutzt, das heißt, sowohl ihr Holz, ihre Rinde, die Blätter
und die Eicheln wurden als Rohstoff und Nahrung verarbeitet.
Doch zunächst zu den kleinen Bewohnern einer Eiche. Dieser mächtige
Baum bietet einer großen Zahl an bekannten Insekten Lebensraum
und -grundlage. Hier sind nahezu 400 Schmetterlingsarten anzutreffen,
und um die 50 Bockkäfer-, Borken- und Kernkäferarten zu Hause.
Vermutlich gibt es keine andere heimische Baumart (oder krautige
Pflanze), die mehr Insektenarten Wohnstatt und Nahrung bietet.
Ein Grund für die vielzählige Bevölkerung besteht darin, dass die
Eiche nach der letzten Eiszeit früh nach Deutschland zurückkehrte und
damit eine lange Entwicklungszeit für Tiere und Baum gegeben war, um
eine gemeinsam verlaufende Evolution zu durchleben. Die verschiedenen
Insektenarten mussten immerhin eine spezielle Anpassung entwickeln, um
die Selbstverteidigungsmechanismen des Eichenbaums zu überwinden. Denn
seine Rinde, sein Holz, sowie die Blätter und die Früchte (Eicheln)
sind stark gerbstoffhaltig und wirken somit eigentlich als chemische
Abwehr gegen Insekten.




[image: Eine Allee mit dickstämmigen Eichenbäumen in großer Bläterkronenpracht - Foto: 2012 by Ahert, (Eigenes Werk) CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

Eine Eichenallee
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Ein weiterer Grund mag sein, dass die Eiche eine besonders langlebige
Pflanze ist, die bis zu 1000 Jahre alt werden kann. Sie gilt als
ziemlich sicheres Habitat (Wohnstatt). Selbst Vögel und Fledermäuse
finden in der Eiche Platz für eine Nisthöhle. Das liegt daran, dass
bestimmte Pilzarten in älteren Eichen das Kernholz zersetzen
(sogenannte Braunfäule), wodurch kleine und größere Höhlen im Stamm
entstehen. Das geschieht glücklicherweise so, dass die lebenswichtige
Versorgung des Baums mit Wasser und Nährstoffen dabei nicht
unterbrochen wird, der Baum also weiterhin wachsen kann.
Um ein paar bekannte Bewohner der Eiche zu nennen: Hirschkäfer,
Prachtkäfer, Borkenkäfer, Eichenseidenspinner oder Eulenfalter.

Gefährdet ist die Eiche durch Pilzbefall an der Wurzel, am Stamm, an
den Blättern oder der Frucht. Eicheln, die am Boden liegen, können
durch Pilze infiziert werden, die die "Schwarze Eichenfäule"
hervorrufen, wodurch sogar die gesamte Eichensaat vernichtet werden
kann. Ganz junge Eichenbäume leiden sehr unter dem Befall einer
Hallimasch-Pilzart. Andere Pilze können die Wurzeln angreifenund eine
Wurzelfäule bewirken, was für junge Bäume das Absterben bedeutet.
Zahlreiche Blattpilze machen der Eiche zu schaffen. Am bekanntesten
ist der Eichenmehltau. Die Blätter sehen dann grau aus und verwelken
frühzeitig. Am Stamm gibt es ebenfalls eine Menge schädliche Pilze.
Doch gibt es auch nützliche Pilze, die sogenannten Mykorrhiza-Pilze,
die eine ganz enge Bindung an die Eiche haben. Sie leben in einer Art
Symbiose mit dem Baum. Das heißt, diese Bodenpilze, die an den Wurzeln
der Eiche wachsen, sind auf die Pflanze angewiesen, weil sie selbst
nicht in der Lage sind Kohlenhydrate abzubauen. Sie erhalten die
Abbauprodukte, z.B. Zucker, vom Baum. Im Gegenzug sind die Mykorrhiza
fähig, wichtige Mineralstoffe (Stickstoff, Phosphat) und Wasser aus
dem Boden zu lösen, die sie dem Wurzelsystem der Eiche zuführen. Hier
findet also ein reger Austausch statt, der Pilz und Baum zugute kommt.


Die Eiche als Rohstoff-Lieferant

Das Eichenholz wurde zum Schiff- und Häuserbau wie auch für
Schreinerarbeiten benutzt. Kriegs- und Handelsschiffe wurden damals
aus Holz gefertigt und der Bedarf an diesem Baumaterial war enorm.
Eichenholz galt als besonders unempfindlich gegen Insektenfraß und
also langlebig. Die hohe Dichte des Holzes wirkte sich positiv auf die
Witterungsbeständigkeit aus.

Einst wurden die Schweine zur Eichelmast in die Wälder getrieben und
gehütet, damit sie die Eicheln fressen. Die gelten als besonders
nahrhaft und auch das Fleisch der Schweine sollte dann besonders
lecker schmecken. Heute gibt es diese Form der Schweinemast kaum noch
beziehungsweise wird sie vereinzelt wiederentdeckt.

Aus den Eicheln wurde ein Ersatz-Kaffee angefertigt. Dazu wässerte man
die Früchte, um die bitteren Gerbstoffe auszuspülen, anschließend
wurden sie getrocknet, geschält, zerkleinert und geröstet, um sie
schließlich zu einem groben Pulver zu zerstampfen. Das brühte man dann
auf und der "Kaffee" konnte getrunken werden. Dieses "Mehl" wurde auch
zum Backen benutzt

Zum Gerben von Tierhäuten und Fellen wurden Eichenrinde, Blätter oder
Eicheln verwendet. Da diese Pflanzenteile Gerbstoffe (Tannine)
enthalten, war diese Nutzung naheliegend. Der Gerbevorgang war
allerdings aufwendig, dauerte sehr lange und verbrauchte viel
Material. Je nach Größe der Felle oder Häute wurden dafür ungefähr 30
Kilogramm Eichenrinde oder 20 Kilogramm Eicheln oder 90 Kilogramm
Eichenholz benötigt.

Selbst die Tinte, mit der Dokumente geschrieben und unterschrieben
wurden, stellte man aus den Galläpfeln her, die als Wucherungen auf
den Eichenblättern zu finden sind. Sie entstehen durch den Einstich
der Gallwespe. Diese Galläpfel haben einen besonders hohen Gehalt an
Gallsäure und Gerbstoff. Die sogenannte Eisengallustinte gilt als
dokumentensicher, das heißt sie lässt sich nicht vom Schriftstück
entfernen.


Ist die Eiche vom Aussterben bedroht?

Rund ein Drittel der bekannten Eichenarten sind vom Aussterben
bedroht. Vor allem die Bäume in den USA, in Mexiko, China und Vietnam
sind in Gefahr. Schädlingsbefall, Umweltgifte und der Klimawandel
machen den Bäumen zu schaffen, was besonders für jene in Amerika
gilt. In China und Südostasien werden sie in großer Zahl abgeholzt.
Leider ist es besonders schwierig, die Samen der Eichen zu erhalten,
denn die Eicheln lassen sich nicht lange aufbewahren, um für die
Forschung und eine Neuzüchtung benutzt werden zu können.

Ein Aussterben der Eichen bedeutet nicht nur das Verschwinden dieser
Bäume, sondern auch das all jener Käfer, Insekten, Schmetterlinge,
Falter, Flechten, Moose, Pilze oder Vögel, die in den Eichen ihre
Heimstatt haben und mehr oder weniger auf sie angewiesen sind.
Der Klimawandel macht den Bäumen das Leben schwer. Nicht nur Hitze,
heftige Stürme oder Starkregen versetzen sie in Stress, bedroht werden
sie auch durch Schädlinge aller Art, die aus fernen Ländern im Zuge des
globalen Handels eingeschleppt wurden und die sich hier durch die
Änderung der klimatischen Verhältnisse immer weiter ausbreiten können.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.waldwissen.net/de/lebensraum-wald/baeume-und-waldpflanzen/laubbaeume/in-und-an-der-eiche

https://www.chemieunterricht.de/dc2/phenol/tinte.htm

https://www.mittelalter-lexikon.de/wiki/Gerberlohe

https://www.deutschlandfunknova.de/nachrichten/artenschutz-eichen-sind-weltweit-vom-aussterben-bedroht
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MALEREI/058: Gegen die Barbarei - Vor 85 Jahren begann Pablo Picasso die Arbeit an "Guernica" (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 17 vom 29. April 2022

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Gegen die Barbarei


Vor 85 Jahren begann Pablo Picasso die Arbeit an "Guernica"

von Jenny Farrell



Vor fünfundachtzig Jahren, am 26. April 1937, löschten deutsche Bomber
die kleine baskische Stadt Gernika (Spanisch: Guernica) aus. Am 28.
April nahm Picasso die Arbeit an seinem Werk "Guernica" auf.

Er hatte im Januar 1937 den Auftrag erhalten, ein Gemälde in der Größe
eines Wandbildes für den spanischen Pavillon auf der "Internationalen
Ausstellung der Kunst und Technik im modernen Leben" in Paris zu
schaffen. Der spanische Pavillon sollte für die gerechte Sache der
Spanischen Republik eintreten und damit internationale Unterstützung
erzielen.

In der formalen Komposition des Gemäldes verbindet Picasso das
christliche Triptychon (Darstellung des Leidens Christi) mit dem
klassischen griechischen Pediment; er verweist somit auf Höhepunkte
der europäischen Kultur und setzt sie gegen die Barbarei ein.

Das Gemälde zeigt zwei Tiere und fünf Menschen. Der Stier und das
Pferd stehen traditionell für die spanische Volkskultur, die
klassische Mythologie, ja für viele bäuerliche oder nomadische
Kulturen. Zwischen ihnen tödlich getroffen eine Taube. Des Weiteren
sind eine Lichtträgerin und die Pietà dargestellt.

Zwei Lichtquellen, die Fackel und die Glühbirne/Sonne, befinden sich
oben in der Bildmitte. Die Lichtträgerin, als Symbol des
aufklärerischen Humanismus, beleuchtet hier seine Perversion - die
Zerstörung des Lebens. Sie verweist auf die Figur der Freiheit sowohl
in der bildenden Kunst als auch in der Literatur, auf die New Yorker
Statue, die der römischen Göttin Libertas nachempfunden ist, oder auch
auf Delacroix' Gemälde der Freiheit, die die Französische Revolution
anführt.

Das Licht der Sonne/Glühbirne wird in der griechischen Mythologie mit
Apollo in Verbindung gebracht; in der christlichen Kultur steht Licht
traditionell für Gott.

Diese beiden Lichtquellen werfen einen Lichtkegel auf das darunter
Liegende - entsetzliches menschliches Leid und Zerstörung. Stellt man
sich vor, dass die von der Lichtquelle ausgehenden Linien ein Dreieck
mit der Basis des Gemäldes bilden, erhält man das Giebelfeld des
klassischen Tempels, das mit der zentralen Tafel des Triptychons
zusammenfällt.

Beleuchtet wird eine aus dem Schlaf gerissene Frau, die aus einer
brennenden Stadt flieht. Ein anderer Mensch ist in den Flammen
gefangen, schreiend, kurz vor dem Verbrennen. Das Pferd in der Mitte
windet sich in Todesangst, von einem Speer tödlich im Rücken
getroffen. Unter den Füßen liegen zerstückelte menschliche
Körperteile: ein Arm, der ein zerbrochenes Schwert umklammert, daneben
der schwache Umriss einer Blume. Ein anderer Arm liegt ausgestreckt
neben einem abgetrennten Kopf, Grauen und Todesangst ausdrückend. Die
ausgestreckte Hand reicht in die untere linke Bildecke und zeigt ein
Bemühen, das tote Baby in den Armen seiner verzweifelten Mutter zu
schützen.

Betrachtet man das Gemälde als Triptychon, so befinden sich die
weinende Mutter und der brennende Mensch in den Flügeln zu beiden
Seiten des Mittelbildes, beide mit ähnlichem Ausdruck. Diese Figuren
wie auch das Pferd schreien, protestieren und wehren sich im
Augenblick ihrer Zerstörung.

Der mächtige Kopf der Lichtträgerin, der die Vernunft, die
Zivilisation und eine demokratische Weltöffentlichkeit repräsentiert,
schwebt von rechts durch das Bild. Sie ist Zeugin, die die Schrecken
von Gernika sowohl sieht als auch offenbart. Sie verkörpert Leben,
Energie und Hoffnung.

Über der Mutter schwebt der Stier, eine tiefe Quelle der Hoffnung und
des Widerstands. Seine Augen und sein Mund drücken Traurigkeit und Wut
aus. Er verkörpert die Kraft der unzerstörbaren, lebensspendenden
Natur, die seit jeher mit Fruchtbarkeit verbunden ist. Der Stier steht
für die inhärente Kraft des Volkes.

Das Pferd mit seinem verzerrten Kopf befindet sich im Zentrum sowohl
des Pediments als auch des Triptychons. Das Pferd destilliert das
Leiden des Volkes, wird zur Essenz desselben. Der Pferdekopf steigert
symbolisch die Agonie, den elegischen Ton des gesamten Bildes.

Das gequälte Pferd steht zwischen der Lichtträgerin und dem Stier, der
Vernunft und der Natur, die zusammen die Regeneration des Lebens
garantieren. Die zerbrechliche, aber sichtbare Blume neben dem
gefallenen Soldaten symbolisiert ebenfalls die Wiedergeburt. Die
vereinte Kraft der Vernunft und der Natur weckt Hoffnung auf neues
Leben, auf die Überwindung der Zerstörung. Der körperlose Kopf der
Vernunft bewegt sich in Richtung Stier und deutet auf die notwendige
Verbindung von Kopf und Herz, von Vernunft und Körper. Diese beiden
Figuren sind physisch nicht so gequält wie die Menschen. Der Stier ist
verzweifelt und die Lichtträgerin entsetzt; gemeinsam geben sie den
Grund für Hoffnung, für Wut, für den Willen zum Widerstand und zur
Gegenwehr, für Erneuerung.

Dieses Gemälde ist monochrom; seine Bilder schaffen eine gewisse
Abstraktion. Die Andeutung einer zerrissenen Zeitung erzeugt ebenfalls
eine distanzierende Wirkung.

Auch die Größe des Gemäldes wirkt auf den Betrachter physisch
distanzierend: Es ist 3,49 Meter hoch und 7,76 Meter breit und kann
aus der Nähe nicht richtig betrachtet werden. Die Botschaft des Werks
zu erfassen erfordert Anstrengung parallel zu dem Versuch, Geschichte
zu verstehen. Sie wird nicht fertig präsentiert, sondern muss durch
Nachdenken erschlossen werden.

Die dargestellten Figuren stehen stellvertretend für die kollektive
Erfahrung des spanischen Volkes und darüber hinaus für die Menschheit
in einer kriegszerrütteten Welt. Es ist DIE Mutter, die um ihr Kind
trauert, DIE Frau, die aus einer brennenden Stadt flieht, DER Mensch,
der von Flammen verzehrt wird, DER gefallene Soldat, DIE Welt in
Flammen. Die Komposition suggeriert darüber hinaus, dass es sich
sowohl um einen Innen- als auch Außenraum handelt, wodurch das Bild
auf einen universellen Raum verweist.

Das Gemälde ist eine umfassende Stellungnahme gegen die
Unmenschlichkeit des Krieges, Verurteilung wie auch Appell, für den
Frieden zu kämpfen.



Dieser Artikel stützt sich auf einen ausführlichen Essay Thomas
Metschers in: Kunst, Kultur, Humanität, Bd. II: Der Friedensgedanke in
der europäischen Literatur. Fischerhude: Verlag Atelier im Bauernhaus
1984.
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Defizit Spending für Aufrüstung und Krieg

von Jürgen Leibiger



Der US-amerikanische Spitzendiplomat und Historiker Georg F. Kennan
(1904-2005) - übrigens ein Kritiker der NATO-Osterweiterung - schrieb
Ende der 1980er Jahre: "Sollte die Sowjetunion morgen untergehen,
müsste das amerikanische militärisch-industrielle Establishment
grundlegend so weitermachen wie bisher, bis ein anderer Gegner
erfunden ("invented") ist. Alles andere würde zu einem inakzeptablen
Schock für die amerikanische Wirtschaft führen." Und Präsident Donald
Trump erklärte 2019 den Interviewern von Fox News, "Macht euch nichts
vor, es gibt einen militärisch-industriellen Komplex und der liebt
Kriege." Die USA geben, werden alle versteckten Nebenausgaben
hinzugenommen, jährlich fast 1 Billion Dollar (3,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts) für Rüstung aus, was für eine riesige
Beschäftigung nicht nur in den militärischen und
Verteidigungsstrukturen, sondern natürlich auch in Industrie und
Dienstleistungen sorgt.

Es stimmt schon, was ich jüngst (Blättchen 8/2022) [1] über
die negativen wirtschaftlichen Folgen des Krieges auch für den Westen
schrieb, aber wenn ungenutzte Produktionskapazitäten und wegen einer
gewissen Beschäftigungslosigkeit kurzfristig Arbeitskräfte verfügbar
sind, gilt natürlich, was schon John M. Keynes feststellte: "Das
Bauen von Pyramiden, Erdbeben, selbst Kriege mögen dazu dienen, den
Reichtum zu vermehren, wenn die Ausbildung unserer Staatsmänner in
den Grundsätzen der klassischen Wirtschaftslehren etwas Besserem im
Wege steht." Zu Keynes' Zeit waren solche Pyramiden die riesigen
Infrastrukturprojekte und die Aufrüstung vor und im Zweiten
Weltkrieg, die halfen, die Depression der 1930er Jahre zu überwinden.
Das Bruttoinlandsprodukt der USA verdoppelte sich real bis 1944
gegenüber dem letzten Vorkriegsjahr. Und es ist dieser Satz von
Keynes, der in den 1950/1960er Jahren zum Begriff des
Rüstungskeynesianismus führte. Die angehäuften Waffensysteme müssen
auch zu Friedenszeiten, sollen sie nicht gänzlich veralten,
irgendwann verbraucht werden, damit Nachschub produziert werden kann.
Der Staat bestellte diesen Nachschub und finanzierte das mit
Krediten. Wie weitsichtig war der Hersteller Krauss-Maffei Wegmann,
als er die vor zehn Jahren ausgemusterten Gepard-Panzer von der
Bundeswehr zurücknahm und nicht verschrottete, sondern auf "bessere
Zeiten" hoffte, um sie doch noch an den Mann zu bringen, sprich: auf
Kosten der Steuerzahler in die Ukraine liefern zu können!

Nun ist auch die Bundesregierung zum Rüstungskeynesianismus
umgeschwenkt und will mittels Defizit Spending umgehend das 2-Prozent-
Ziel der NATO für Rüstungsausgaben erreichen. Im Bundeshaushalt 2022
ist die Rekordsumme von 50 Milliarden Euro für den Verteidigungsetat
vorgesehen. Hinzu kommt das kreditfinanzierte Sondervermögen von 100
Milliarden Euro. Formal verletzt dessen Kreditfinanzierung nicht die
sogenannte Schuldenbremse des Grundgesetzes, weil es, wie andere
Sondervermögen des Bundes auch (sie betrugen zuletzt ebenfalls um die
100 Milliarden Euro), außerhalb des regulären Budgets angesiedelt
ist. Zu seiner rechtlichen Absicherung soll das militärische
Sondervermögen sogar im Grundgesetz verankert werden. Wie dieser
Kredit getilgt wird, steht noch nicht fest. Bemerkenswert ist, dass
gemäß dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
seit 2014 Waffenkäufe als Investitionen abgerechnet werden. So wird
vielleicht auch die Überschrift des Bundesfinanzplans verständlich:
"Solide, vorausschauende Finanzen - für Stabilität und
Handlungsfähigkeit". Was für ein Witz! Der nach langer Abstinenz
erfolgte Anstieg der Investition des Bundes auf zuletzt 55 Milliarden
geht also auch - obgleich nur zu einem sehr geringen Teil - auf das
Wachstum der Rüstungsausgaben von 40 auf 50 Milliarden in den
vergangenen acht Jahren zurück.

Die für 2022 geplante Nettokreditaufnahme des Bundes, ursprünglich 99
Milliarden, wird gemäß dem jetzt vom Bundeskabinett beschlossenen
Ergänzungshaushalt um knapp 40 Milliarden aufgestockt. Diese Summe
ergibt sich aus den erwarteten Mindereinnahmen in Höhe von 12,9 und
Mehrausgaben in Höhe von 26,3 Milliarden Euro. In letzteren sind
neben einer Reservesumme auch die als Inflationsausgleich geplanten
Maßnahmen für die Bevölkerung, die Hilfen für Unternehmen, Mittel zur
Unterstützung von Ukraine-Flüchtlingen und "Mittel zur Ertüchtigung
von Partnerstaaten" - Gepard ich hör' dich rasseln - enthalten.

Unter Berücksichtigung des Ergänzungshaushalts legte die
Bundesregierung pflichtgemäß Ende April auch der Europäischen
Kommission und dem Rat der Wirtschafts- und Finanzministerinnen und -
minister (ECOFIN-Rat) ihr Stabilitätsprogramm 2022 vor. Darin ging
sie noch von einem Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 3,6 Prozent
aus. Nur Stunden später wurde dieser Wert auf 2,2 Prozent verringert,
was im bereits veröffentlichten Stabilitätsprogramm nicht mehr
berücksichtigt werden konnte. Fast alle
Wirtschaftsforschungsinstitute haben mögliche Risikoszenarien für den
Fall des Stopps der Lieferung von russischen Energieträgern, des
weiteren Wegbrechens von Lieferketten und Absatzmärkten und einer
anhaltenden Inflation berechnet. Danach könnte das BIP noch weit
weniger wachsen oder sogar sinken. Das würde die Finanzplanungen von
Bund, Ländern und Gemeinden sowie Sozialversicherungen völlig über
den Haufen werfen und die Vorstellung, das Defizit in absehbarer Zeit
wieder auf den gesetzlichen und durch europäische Verträge
vorgeschriebenen Stand (Defizit 3 und Schulden 60 Prozent im
Vergleich zum BIP) reduzieren zu können, ad absurdum führen.

Die Finanzierungslücke könnte mittels Steuererhöhungen, durch
Einsparungen an anderer Stelle oder durch öffentliche Anleihen
geschlossen werden. Steuererhöhungen oder Vermögensabgaben sind mit
der FDP als Koalitionär kaum machbar, Ausgabensenkungen aber immer.
Arbeit und Soziales muss eine Minderung um 2,9 Prozent hinnehmen,
Digitales und Verkehr - 12,9, Bildung und Forschung - 2,5, Inneres
und Heimat - 19, Familie, Senioren, Frauen und Jugend - 4,7,
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung - 12,6, Ernährung und
Landwirtschaft - 7,4, Bundeskanzler und Kanzleramt - 20,5, Umwelt,
Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz - 17,5, Justiz
- 3 Prozent. Wie all das mit dem Slogan "in Wachstum investieren -
für eine klimaneutrale, digitale Volkswirtschaft" zusammengeht,
bleibt das Geheimnis der Ampel-Regierung. Die bereits erwähnten
Entlastungspakete für die Bevölkerung beziffern sich auf insgesamt 30
Milliarden Euro; ob damit die Kürzungen an anderer Stelle - Länder
und Kommunen sind in der obigen Rechnung natürlich nicht
berücksichtigt - ausgeglichen werden, darf bezweifelt werden.

So muss die Koalition auf das Mantra vom Abbau der Staatsverschuldung
und einer "schwarzen Null" vorerst verzichten. Abgesehen von den
theoretischen Schwächen dieser Konzeption wurde die grundgesetzliche
Schuldenbremse schon in den vergangenen Jahren umgangen, indem
Sondervermögen gebildet wurden und öffentliche Aufgaben an
öffentliche Unternehmen und Institutionen ausgelagert wurden, für die
solche Beschränkungen der Kreditfinanzierung nicht bestehen und deren
Schulden nicht mitgerechnet wurden. Man hat sich kräftig in die
Tasche gelogen. Nunmehr wird diese Praxis weiter pervertiert und der
steigenden Neuverschuldung von 140 Milliarden Euro noch das
Sondervermögen von 100 Milliarden hinzugefügt. Aber wer weiß,
vielleicht hat man seinen Keynes ja doch gelesen und hofft nicht nur
darauf, an hervorragender Stelle bei Expansion und Stärkung der NATO
mitwirken zu können, sondern auch auf rüstungsinduzierte Wachstums-
und Beschäftigungseffekte. Besonders groß wird die Wirkung nicht
sein. Der Bundesverband der Deutschen Sicherheits- und
Verteidigungsindustrie zählt 100 Unternehmen zu seinen Mitgliedern.
Sie tragen direkt und indirekt mit 28,4 Milliarden Euro zur
Bruttowertschöpfung in Deutschland bei und sichern direkt und
indirekt 410.000 Arbeitsplätze - 1 Prozent der Erwerbstätigen. Der
Nachfrage- und Wachstumseffekt steigender Rüstungsausgaben wird von
den negativen Folgen der mit Aufrüstung und Krieg verbunden Politik
wohl weit übertroffen. Die Rüstungsindustrie, deren Anteilseigner und
die Standorte dieser Industrie wird das nicht kümmern, sie gewinnen
auf jeden Fall. Und manche Politikerinnen und Politiker, die an
vorderster Stelle in der Weltpolitik mitmischen wollen, wähnen sich
jetzt vielleicht sogar auf Augenhöhe mit ihrem US-amerikanischen
Gegenüber.



Anmerkung:

[1] https://das-blaettchen.de/2022/04/pyrrhussiege-im-weltwirtschaftskrieg-61128.html

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 10/2022 vom 9. Mai 2022, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/2016: Kriegspartei oder nicht?

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

25. Jahrgang | Nummer 10 | 9. Mai 2022

Kriegspartei oder nicht?

von Wolfgang Schwarz



Auf gemeinsamen Antrag der Fraktionen von SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und FDP [1] hat der Bundestag am 28. April 2022 [2]
beschlossen: "Im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen
liefert Deutschland auch Waffen zur Selbstverteidigung in die Ukraine
und billigt die Lieferung aus Drittstaaten. [...] Deutschland
ermöglicht in Abstimmung mit anderen NATO-Partnern die Lieferungen
schwerer Waffen. Insbesondere Waffen sowjetischer oder russischer
Bauart sollen an die Ukraine geliefert werden, weil diese sofort
eingesetzt werden können. Deutschland ersetzt oder erstattet diese
Waffen ('Ringtausch'). Immer wieder muss überprüft werden, ob weitere
Waffen abgegeben werden können, die dann zeitlich versetzt
nachgeschoben werden können."

Derweil wird in hiesigen Medien sowie unter Einbeziehung
einschlägiger Experten und Politiker die Frage ventiliert, ob aus
Sicht des Völkerrechts Deutschland mit der Lieferung schwerer Waffen
zur direkten Kriegspartei werde oder ob dies durch die Ausbildung von
ukrainischem Militärpersonal an schweren Waffen auf deutschem Boden
der Fall sein könnte. (Solche Ausbildung, etwa an Haubitzen, hat, wie
ein Pentagon-Sprecher am 29. April 2022 bestätigte, bei den
US-Streitkräften in der Bundesrepublik bereits begonnen.) Diese
Debatte trägt allerdings reichlich akademische Züge. Denn die Frage,
ob Deutschland vom Kreml als Kriegspartei betrachtet respektive
behandelt wird, entscheidet allein Moskau. Es wird sich dabei im
Zweifelsfalle vom Völkerrecht gewiss ebenso wenig beeindrucken lassen
wie bei seiner Aggression gegen die Ukraine.

Relevant in diesem Zusammenhang: Gleich zu Beginn des russischen
Überfalls hatte Präsident Putin mit dem ganz großen Knüppel gedroht.
"Wer auch immer versucht, uns zu behindern, geschweige denn eine
Bedrohung für unser Land und unser Volk zu schaffen, muss wissen,
dass die Antwort Russlands sofort erfolgen und zu Konsequenzen führen
wird, die Sie in Ihrer Geschichte noch nie erlebt haben." Im Westen
ist diese Einlassung übereinstimmend als Androhung eines möglichen
Einsatzes von Atomwaffen interpretiert worden.

Darüber hinaus hatte der russische Außenminister Lawrow am 25. April
erklärt, dass "vom Ausland gelieferte Waffen ein legitimes Ziel der
russischen Streitkräfte" seien. Russland könne nicht anders, "als
diese Waffenarsenale zu zerstören". Wenige Tage später präzisierte
Lawrow, dass dies geschehen solle, sobald westliche Waffenlieferungen
"das Territorium der Ukraine erreichen".

Ob damit definitiv ausgeschlossen bleibt, dass entsprechende
Lieferungen gegebenenfalls auch schon beim Antransport - etwa durch
Polen - als "legitimes Ziel" bekämpft werden könnten, wird sich erst
im weiteren Kriegsverlauf erweisen. Artikel 5 des NATO-Vertrages
(Beistandsklausel) sollte zwar als Riegel gegen eine solche
Ausweitung der Kampfzone wirken, doch dessen Abschreckungspotenzial
gegenüber Moskau könnte sich als nicht ausreichend erweisen. Der als
kremlnah bezeichnete russische Sicherheitsexperte Sergej Karaganow
jedenfalls erläuterte kürzlich: "Als Historiker weiß ich, dass
Artikel 5 des Nato-Vertrags wertlos ist. Nach Artikel 5 [...] ist
niemand verpflichtet, tatsächlich für andere zu kämpfen [...]."
Mutmaßlich hat Karaganow das wohl einfach aus dem Wortlaut des
betreffenden Artikels [3] geschlossen.

Vor diesem Hintergrund könnte sich die Lieferung schwerer Waffen an
die Ukraine als der Versuch erweisen, den von Russland losgetretenen
Flächenbrand mit Benzin zu löschen.

Natürlich kann man vor dieser Gefahr die Augen verschließen oder sich
Anton Hofreiter von den Grünen und Marie-Agnes Strack-Zimmermann von
der FDP anschließen. Der eine nimmt nicht an, "dass im Kreml lauter
Selbstmordattentäter sitzen", und meint, man solle sich hüten, die
"Angstpropaganda des Kremls" zu übernehmen. Und die andere sekundiert
mit der Warnung davor, die atomaren Drohungen Putins zur Richtschnur
des eigenen Handelns zu machen.

Die Initiatoren und Unterzeichner einer Petition an Bundeskanzler
Olaf Scholz [4] - Letztere (unter ihnen der Verfasser dieser Zeilen)
summierten sich mit Stand vom 5. Mai 2022 auf 230.000 - haben sich
für eine grundsätzlich andere Sichtweise entschieden: "Wir warnen vor
einem zweifachen Irrtum: Zum einen, dass die Verantwortung für die
Gefahr einer Eskalation zum atomaren Konflikt allein den
ursprünglichen Aggressor angehe und nicht auch diejenigen, die ihm
sehenden Auges ein Motiv zu einem gegebenenfalls verbrecherischen
Handeln liefern. Und zum andern, dass die Entscheidung über die
moralische Verantwortbarkeit der weiteren 'Kosten' an Menschenleben
unter der ukrainischen Zivilbevölkerung ausschließlich in die
Zuständigkeit ihrer Regierung falle. Moralisch verbindliche Normen
sind universaler Natur." Die Petition plädiert daher dafür, "so
schnell wie möglich zu einem Waffenstillstand [zu] kommen [...]; zu
einem Kompromiss, den beide Seiten akzeptieren können".



Anmerkungen:

[1] https://dserver.bundestag.de/btd/20/015/2001550.pdf

[2] https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw17-de-selbstverteidigung-ukraine-891272

[3] https://www.nato.int/cps/en/natohq/official_texts_17120.htm?selectedLocale=de

[4] https://www.change.org/p/offener-brief-an-bundeskanzler-scholz
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Arktische Ratlosigkeit


Der Krieg in der Ukraine stört die Kooperation in der Arktis

von Ben Müller



Der Arktische Rat wurde von vier Mitgliedern des norwegischen
Parlaments für den Friedensnobelpreis 2022 vorgeschlagen. Die
außergewöhnliche Zusammenarbeit zwischen den arktischen Staaten
inklusive Russlands zeige die Notwendigkeit von Kooperation und
Vertrauen zwischen Staaten in einer Zeit, in der der Frieden in der
Ukraine und in anderen Regionen bedroht sei.[1] Das war Ende Januar
2022. Ein paar Wochen später erklären sieben der acht Mitglieder im
Arktischen Rat (alle außer Russland), sie würden ihre Beteiligung an
den Treffen des Gremiums vorübergehend ruhen lassen.[2] Sie reagieren
damit auf den russischen Angriffskrieg in der Ukraine und den Umstand,
dass Russland als derzeitiger Inhaber des rotierenden Vorsitzes für
die Ausrichtung der Treffen zuständig ist.


Friedliche Kooperation in der Arktis

Der Arktische Rat wurde 1996 mit der Erklärung von Ottawa gegründet.
Zu seinen Mitgliedern zählen alle Staaten, die Territorium nördlich
des Polarkreises haben: Kanada, Dänemark (als Vertretung für
Grönland), Finnland, Island, Norwegen, Russland, Schweden und die USA.
Hinzu kommen sechs Dachverbände der indigenen Bevölkerung, die als
ständige Teilnehmer mit beratender Stimme beteiligt sind. Die
Hauptarbeit findet in Arbeitsgruppen statt, die mit unterschiedlichen
Schwerpunkten darauf hinwirken, die Arktis als Ort des konfliktarmen
Zusammenlebens zu erhalten und die arktische Umwelt zu schützen. In
den Arbeitsgruppen beteiligen sich auch eine Reihe von staatlichen und
nicht-staatlichen Akteuren, die im Arktischen Rat Beobachterstatus
haben.[3]

Aus der Arbeit des Arktischen Rats sind drei völkerrechtlich
verbindliche Kooperationsabkommen hervorgegangen: zur Zusammenarbeit
bei Such- und Rettungseinsätzen in der Arktis (2011), zur Vorsorge und
Bekämpfung von Ölverschmutzungen (2013) und zur Verbesserung der
wissenschaftlichen Kooperation in der Arktis (2017). Hinzu kommen
Empfehlungen und Maßnahmen zur Verbesserung der arktischen
Lebensbedingungen, zum Aufhalten des Klimawandels oder zu nachhaltigem
Wirtschaften. Nur militärische Themen und harte Sicherheitsfragen sind
explizit ausgeschlossen. Diese Einschränkung mag entscheidend dazu
beigetragen haben, dass der Arktische Rat bisher angesichts von
zunehmenden geopolitischen Spannungen unbeschadet weiterarbeiten
konnte.

So hat sich die allgemeine Verschlechterung der Beziehungen zu
Russland ab 2014 auf den Arktischen Rat kaum ausgewirkt. Zwar hatten
die Sanktionen, die einige Staaten als Reaktion auf die Eingliederung
der Halbinsel Krim in das russische Staatsgebiet erließen, auch
Auswirkungen auf die arktische Wirtschaft. Und das Ende der
militärischen Zusammenarbeit mit Russland betraf ebenfalls die Arktis,
etwa mit dem Abbruch von gemeinsamen Militärübungen oder dem Ende von
Russlands Teilnahme am Runden Tisch der Arktischen Sicherheitskräfte.
Aber in vielen anderen Bereichen gab es weiterhin rege Kooperation, so
auch im Arktischen Rat.[4]

Selbst die Phase der Trump-Administration in den USA konnte der
Arktische Rat erfolgreich überstehen. Bei seinem Treffen 2019 in
Finnland war zum ersten Mal keine gemeinsame Abschlusserklärung zu
Stande gekommen, da sich der amerikanische Außenminister Michael
Pompeo weigerte, ein Papier zu unterzeichnen, in dem das Wort
"Klimawandel" erwähnt wird.[5] Zuvor hatte Pompeo in einer
streitlustigen Rede chinesische Investoren und russische Militärs
beschuldigt, sich nicht an die Regeln eines fairen Wettbewerbs zu
halten und die Arktis in eine Kampfarena zu verwandeln, während Donald
Trump ein paar Monate später seinen Plan verkündete, Grönland zu
kaufen.[6] Beim nächsten Treffen auf Ministerebene des Arktischen
Rats, das 2021 pandemiebedingt in kleinem Rahmen in Island stattfand,
war dann eine gewisse Erleichterung festzustellen über die Rückkehr
zur Diplomatie.[7]


Weitere Sanktionen gegen Russland

Während die Sanktionen gegen Russland von 2014 sich nur partiell auf
die Arktis auswirkten, betreffen die neuen Sanktionen nach dem
24.2.2022 jede Kooperation mit Russland in der Arktis. Der Rückzug von
großen Ölkonzernen wie BP, Equinor, Shell und ExxonMobil aus dem
Geschäft mit Russland kann russische Projekte zur Erschließung von Öl-
und Gasvorkommen in der Arktis stark behindern oder stoppen.[8] Auch
der französische Konzern TotalEnergies, der Anteile an den
Gas-Projekten "Yamal LNG" und "Arctic LNG 2" hält, hat nach Kritik
angekündigt, bestehende Lieferverträge auslaufen zu lassen und nicht
weiter in Russland zu investieren.[9] Für Russland gilt die Ausbeutung
der fossilen Energieressourcen in der Arktis allerdings als Motor der
wirtschaftlichen Entwicklung.

Durch die Sperrung von Lufträumen werden Begegnungen zwischen Menschen
in Russland und anderen Arktis-Staaten schwieriger. Die Sanktionen im
internationalen Geldverkehr erschweren länderübergreifende
Kooperationen zusätzlich. Und einseitige Berichterstattung schafft
hohe Hürden, um sich über die jeweils andere Position zu informieren.
In Finnland und Schweden gibt es auf einmal Meinungsumfragen, in denen
sich eine Mehrheit für den Beitritt zur NATO ausspricht.[10] Die
beiden Staaten kooperieren zwar bisher schon eng mit der NATO und
können aufgrund ihrer EU-Mitgliedschaft auch eigentlich nicht als
"bündnisfrei" bezeichnet werden. Eine Mitgliedschaft in der NATO kann
aber die Fronten weiter verhärten und die Spannungen mit Russland in
der Arktis verschärfen.

Kooperation gibt es zurzeit noch zwischen den USA und Russland bei der
Bewältigung von Notfällen in der Beringstraße[11] sowie zwischen den
Küsten- und Grenzwachen von Norwegen und Russland.[12] Außerdem erwägt
Norwegen, bei der Sperrung von Häfen für russische Schiffe Befreiungen
auszusprechen, um die engen Verflechtungen beim Fischfang in der
Barentssee fortführen zu können.[13]

Die Pause im Arktischen Rat wird von den sieben Staaten als
"vorübergehend" bezeichnet. Sie nennen aber keine Kriterien, die
erfüllt sein müssen, um die Arbeit wieder aufzunehmen. Anders als
beispielsweise im Ostseerat, in dem die Mehrheit der Mitglieder
einfach beschlossen hat, die Mitgliedschaft Russlands auszusetzen,[14]
entscheiden sich die sieben Staaten hier dazu, ihre eigene Beteiligung
auszusetzen, da der Vorsitz im Arktischen Rat noch bis 2023 bei
Russland liegt. Russland hat die Erklärung der sieben Staaten mit
Bedauern zur Kenntnis genommen und möchte die Arbeit seines Vorsitzes
jetzt inländischen Bedürfnissen in der Arktis widmen.[15]

Die Dachverbände der indigenen Bevölkerungsgruppen reagieren
unterschiedlich auf die angekündigte Pause. Der Rat der Gwich'in, die
in Alaska und im Nordwesten Kanadas beheimatet sind, hat die
gemeinsame Pause begrüßt und seine Sorge um die Menschen in der
Ukraine ausgedrückt.[16] Der Inuit Circumpolar Council, dessen
Mitglieder sich über Alaska, Kanada, Grönland und Russland verteilen,
zeigt sich besorgt um die Zukunft des Arktischen Rats, der auf
friedlicher Kooperation und gegenseitigem Respekt beruhe.[17] Der Rat
der Saami, die in der europäischen Arktis über die Staaten Norwegen,
Schweden, Finnland und Russland verteilt leben, trägt die Pause mit
und hofft, sie werde nicht zu lange dauern.[18] Die russische
Vereinigung der indigenen Völker des Nordens hat dagegen am 1. März
eine Unterstützungserklärung für Wladimir Putin veröffentlicht[19] und
verwendet auf ihrer Webseite offen das Z-Symbol, das die Befürwortung
der "militärischen Sonderoperation" ausdrückt.


Strategien für eine Arktis ohne Arktischen Rat

Wenige Tage nach der erklärten Pause werden schon die ersten Pläne
vorgestellt, wie die Zusammenarbeit in der Arktis ohne Russland
weitergehen könnte. Timo Koivurova, Professor am Arktiszentrum der
Universität Lappland, vertritt die Ansicht, es sei nun Aufgabe der
sieben Staaten, die er "Arktische Sieben" (A-7) nennt, den Arktischen
Rat ohne Russland weiterzuführen, selbst wenn Russland zurzeit den
Vorsitz habe. Die A-7 könnten die Regeln aus der Erklärung von Ottawa
kreativ auf die derzeitige Situation anwenden und davon ausgehen, dass
die Mitgliedschaft Russlands suspendiert sei. Auch wenn Russland in
der Arktis eine wichtige Rolle spiele, könnte seine Mitgliedschaft im
Arktischen Rat für lange Zeit ausgesetzt sein.[20] Die internationale
Kooperation könne allerdings langfristig von Fragen der militärischen
Sicherheit überschattet werden.[21]

Stefan Kirchner, ebenfalls Professor am Arktiszentrum der Universität
Lappland, sieht dagegen kaum noch Chancen für den Arktischen Rat.
Stattdessen schlägt er vor, der Nordische Ministerrat, dem die
skandinavischen Staaten Dänemark, Finnland, Island, Norwegen und
Schweden sowie die autonomen Gebiete Grönland, Färöer und Åland
angehören, könne dessen Aufgaben übernehmen. Der Nordische Ministerrat
lasse sich leicht um Kanada und die USA erweitern, aber auch Staaten
auf der Pazifikseite, die die "gemeinsamen Werte" teilen, könnten
aufgenommen werden, zum Beispiel Japan. Der "Nordic Plus" genannte
Verbund könne dann auch von Erfahrungen aus anderen Bündnissen wie der
EU oder NATO profitieren. Unklar sei allerdings noch, wie die
indigenen Gruppen in Nordic Plus eingebunden werden können.[22]

Beide Vorschläge gehen darüber hinweg, dass Russland als größter
arktischer Staat etwa 53% der Küste des Arktischen Ozeans umfasst, und
dass rund die Hälfte der arktischen Bevölkerung in Russland lebt.
Entscheidungen über die Arktis sind daher ohne Russland kaum möglich.
Evan T. Bloom vom Polarinstitut des Wilson Center spricht sich deshalb
dafür aus, Russland Möglichkeiten zur Rückkehr in den Arktischen Rat
offen zu halten. Wenn die A-7 den Arktischen Rat ohne Russland
weiterführten, könnte das von Russland als Verstoß gegen die
regelbasierte Ordnung betrachtet und mit der dauerhaften Abwendung vom
Arktischen Rat beantwortet werden. Stattdessen sollten die A-7
untereinander möglichst intensiv kooperieren und Aufgaben des
Arktischen Rats weiterführen, soweit das ohne Russland möglich sei.
Dabei sollten sie aber offen lassen, ob ihre Kooperation als
Fortführung des Arktischen Rats oder unabhängig davon stattfinde.[23]

Bemerkenswert ist ein Kommentar von Elizabeth Buchanan, die als
Expertin für polare Geopolitik an einer australischen
Militärhochschule arbeitet. Sie verweist darauf, dass auch andere
arktische Staaten unter Umgehung der Vereinten Nationen Kriege geführt
haben und deswegen nicht vom Arktischen Rat ausgeschlossen wurden.
Allein für die USA zählt sie seit Bestehen des Arktischen Rats Irak,
Afghanistan, Somalia, Jemen und Syrien auf. Dänemark sei sogar zu
Reparationszahlungen an irakische Bürger verurteilt worden. Die
Entscheidung für eine Pause sei zwar moralisch verständlich, würde
sich aber langfristig als katastrophal herausstellen. Russland habe
jetzt die Möglichkeit, weitere Akteure in die Arktis einzuladen, zum
Beispiel Indien, die Vereinigten Arabischen Emirate oder Staaten aus
dem ASEAN-Verbund. Strategisch sei es besser, die Politik aus dem
Arktischen Rat herauszuhalten und die Arktis als Region mit niedriger
Spannung in der bisherigen Konstellation zu bewahren.[24]

Cornell Overfield vom Center for Naval Analyses, einem Thinktank der
US-Navy, widerspricht Buchanan. Der Ausschluss von Russland sei
wichtig, um eine klare Ablehnung von Angriffskriegen zu demonstrieren,
auch wenn dieses Verfahren aufgrund ungleicher Machtverteilung nicht
perfekt sei, wie die (fehlende) Reaktion auf den US-Einmarsch im Irak
zeige. Die A-7 könnten die Politik nicht aus dem Arktischen Rat
heraushalten und würden bei jedem Treffen mit Statements gegen den
russischen Krieg dem Arktischen Rat mehr Schaden zufügen als die
vereinbarte Pause. Der Arktische Rat könne auch nicht verhindern, dass
asiatische Staaten als weitere Akteure in die Arktis drängen. Dort
könnten sie allerdings höchstens den russischen Teil stärker umkämpft
machen, und das könnte für die westlichen strategischen Interessen
sogar vorteilhaft sein.[25]


Neue Akteure in der Arktis

Wie sich das Kräfteverhältnis in der Arktis durch die neuen
Wirtschaftssanktionen, die Ausgrenzung Russlands oder die Pause des
Arktischen Rats verändern wird, ist noch nicht absehbar. Aus dem Kreis
der Beobachterstaaten des Arktischen Rats gibt es allerdings schon die
ersten Interessenbekundungen, sich stärker in der Arktis einzumischen.

Im März 2022 hat Indien seine erste Arktis-Strategie veröffentlicht.
Ähnlich wie China möchte auch Indien durch seinen Beitrag zur
Polarforschung Wertschätzung erfahren und verweist auf seine Expertise
aus der Forschung im Himalaja - dem "dritten Pol". Die Forschung in
der Arktis soll Indien ein besseres Verständnis des Klimawandels
verschaffen, um daraus Maßnahmen für die Ernährungssicherheit seiner
Bevölkerung abzuleiten. Aber auch die arktischen Rohstoffe finden
Indiens Interesse.[26] Indien betreibt eine Forschungsstation auf
Svalbard, hat aber bisher keinen eigenen Eisbrecher, um in der Arktis
Präsenz zu zeigen.[27]

In der Vergangenheit wurde bereits über einen möglichen Einstieg
Indiens bei der Finanzierung des russischen Öl-Projekts Wostok auf der
Taimyr-Halbinsel spekuliert.[28] Eventuell möchte Indien, das den
russischen Einmarsch in der Ukraine nicht verurteilt hat, westliche
Sanktionen in der Arktis kompensieren. Indien hat auch Interesse
gezeigt, Russland bei der Entwicklung der Nördlichen Seeroute zu
unterstützen.[29] Für Indien bringt der Weg durch die Arktis zwar
keine kürzeren Schifffahrtsrouten, aber möglicherweise verfolgt es die
Absicht, in der Arktis Einfluss zu gewinnen und China Konkurrenz zu
machen. Auf jeden Fall hat Russland ein Interesse daran, in der Arktis
nicht allein von China abhängig zu sein.[30]

Auch das britische Verteidigungsministerium hat im März 2022 ein neues
Strategiepapier für die Arktis vorgelegt. Darin kündigt Großbritannien
eine stärkere Militärpräsenz im Nordatlantik und in der Arktis an. Zum
Einsatz sollen vor allem Seefernaufklärungsflugzeuge vom Typ Poseidon
P-8A kommen, von denen die Royal Air Force neun Stück besitzt. Das
Papier erwähnt aber auch das eisgehärtete Patrouillenboot "HMS
Protector", die Flugzeugträger "HMS Queen Elizabeth" und "HMS Prince
of Wales", die britischen F35 Kampfflugzeuge sowie bewaffnete
MALE-Drohnen, die ab 2024 zur Verfügung stehen sollen. Neben dem
Schutz von kritischer Infrastruktur und nationalen Interessen gehe es
bei den Einsätzen auch um die Freiheit der Schifffahrt und die
Durchsetzung eines regelbasierten internationalen Systems. Außerdem
sollen bösartige Verhaltensweisen angegriffen werden.[31]

Da Großbritannien die russischen Regeln für das Befahren der
Nördlichen Seeroute nicht anerkennt, könnte es zur Bekämpfung von
"bösartigen Verhaltensweisen" in der Arktis schon bald zu provokativen
See-Manövern der britischen Marine kommen. Erst im September 2020
hatte eine britische Fregatte eine Militärübung in der Barentssee
unter Beteiligung der USA, Norwegens und Dänemarks geleitet, worauf
auch das Strategiepapier an einer Stelle hinweist. Wie leicht es bei
solchen Manövern zu gefährlichen Zusammenstößen kommen kann, zeigt ein
Zwischenfall vom 23.6.2021 im Schwarzen Meer. Der britische Zerstörer
"HMS Defender" wollte dort russische Hoheitsgewässer vor der Halbinsel
Krim nicht anerkennen, was zu einer heftigen Reaktion Russlands mit
Warnschüssen und Bombenabwürfen führte.[32]


Fazit mit Überlegungen zur regelbasierten Ordnung

Vom Grundsatz her ist es zu begrüßen, dass andere Staaten über den
russischen Angriffskrieg nicht einfach hinwegsehen, sondern dass sie
auf internationale Regeln verweisen, die eingehalten werden müssen. Zu
diesen Regeln zählt unter anderem, dass man Staatsgebiet nicht einfach
kauft (z.B. Grönland), und dass man andere Länder nicht mit Panzern
und Hyperschallraketen angreift (z.B. Ukraine). Für eine regelbasierte
Ordnung wäre es aber auch wichtig, diese Regeln gleich und gerecht
anzuwenden, also etwa auch die USA für ihren Angriffskrieg im Irak zu
sanktionieren.

Viele Staaten, die auf die Einhaltung von Regeln pochen und eine
regelbasierte Ordnung durchsetzen wollen, gehen dabei stillschweigend
davon aus, dass ihre Version der Regeln die einzig richtige ist. Aber
was bedeutet es denn, wenn die Arktischen Sieben die Regeln (hier:
Erklärung von Ottawa) jetzt "kreativ anwenden" sollen? Oder was ist
mit Großbritannien und Russland, die die Regeln (hier:
UN-Seerechtsübereinkommen) ganz offensichtlich unterschiedlich
interpretieren? Und welche Regeln meinte eigentlich Michael Pompeo bei
seiner Rede 2019 in Rovaniemi?

Was folgt jetzt konkret für die Arktis? Klima- und
Umweltschutzprogramme werden ohne den Arktischen Rat wahrscheinlich
schwieriger umzusetzen sein, insbesondere dann, wenn sie für die
gesamte Arktis gelten sollen. Die indischen Ambitionen haben
vermutlich keine großen Auswirkungen, die Annäherung zwischen Indien
und Russland dürfte aber denjenigen Staaten missfallen, die Indien
eigentlich für ein Bündnis gegen China gewinnen wollen. Die
Ankündigung Großbritanniens, als Ordnungsmacht im Hohen Norden
aufzutreten, ist dagegen geeignet, Spannungen, Konfliktpotential und
Militarisierung in der Arktis voranzutreiben.

Der Arktische Rat wird jedenfalls auch 2022 nicht mit dem
Friedensnobelpreis ausgezeichnet.
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Dichter, Philosoph, Salinentechniker

von Manfred Orlick



Friedrich von Hardenberg, der sich später Novalis nannte, gilt bis
heute als der Romantiker par excellence, als der einzige wahrhafte
Dichter der deutschen Frühromantik. Dabei betrachtete er selbst seine
"Schriftstellerei" stets als "Nebensache". Vielmehr bereitete er sich
mit Eifer und Sorgfalt auf einen bürgerlichen Beruf vor. Nach einem
erfolgreichen Jurastudium bildete er sich durch ein bergmännisches
Studium und durch eigene intensive naturwissenschaftliche Studien
weiter, um in der kursächsischen Salinenverwaltung seinen Lebensinhalt
zu finden.

Bereits seinen Zeitgenossen und vor allem den Spätromantikern war es
äußerst befremdlich, Novalis sich als Amtshauptmann oder als
Bergbau- und Salinenbeamter vorzustellen. Das schriftstellerische
Schaffen von Novalis beweist aber ebenfalls diesen Doppelcharakter. So
beinhaltet die vierbändige Gesamtausgabe seiner Werke immerhin zwei
Bände mit philosophischen und naturwissenschaftlichen Betrachtungen
und einen Band mit Briefen, autobiografischen Fragmenten und
Nachträgen, während sein dichterisches Schaffen mit Gedichten, Liedern
und Romanfragmenten nur einen Band füllt.

In den dichterischen Werken - vor allem in seiner Lyrik - hat Novalis
das eigene innere Bergwerk ergründet und ausgelotet, dabei beschritt
er bislang unbekannte Wege. Aber auch hier richtete er immer wieder
den Blick nach außen. Mensch und Welt, Geist und Natur waren für ihn
eine Einheit, die er in seinen Werken vielfältig gestaltete. Für
Novalis war Romantik nicht sentimental Kitschiges; mit ihr wollte er
das Gewöhnliche mit dem Besonderen, das Begrenzte mit dem Unendlichen
zusammenführen.

Vor 250 Jahren wurde Friedrich von Hardenberg am 2. Mai 1772 auf dem
Familiengut in Oberwiederstedt (Südharz) geboren. Der Familienbesitz
bestand aus einem bescheidenen, 1683 erbauten Renaissanceschloss und
einem Gutshof. Friedrich war das zweitälteste von elf Kindern des aus
dem Adel stammenden und späteren Salinendirektors Heinrich Ulrich
Erasmus von Hardenberg und der jungen verarmten Adligen Auguste
Bernhardine von Bölzig. Der Vater, Mitglied der pietistischen
Herrnhuter Brüdergemeinde, erzog die Kinder mit patriarchischer
Strenge, während die Mutter von stiller, zurückhaltender Natur war. Da
die Bewirtschaftung des Familiengutes für den Unterhalt der
kinderreichen Familie nicht genug hergab, nahm der Vater 1784 die
Stelle des kursächsischen Direktors der Salinen Artern, Kösen und
Dürrenberg an, was mit einem Umzug nach Weißenfels verbunden war. Die
Stadt an der Saale wurde zum neuen Lebenskreis des jungen Friedrich,
die sich in den folgenden Jahren durch ihre günstige Lage zwischen
seinen späteren Wirkungsorten Jena, Tennstedt, Bad Dürrenberg, Weimar
und Leipzig auszeichnete.

Wie seine zehn Geschwister wurde Friedrich weitgehend von Hauslehrern
unterrichtet. Seine Schulbildung zur Vorbereitung eines Studiums
schloss er 1790 am Luther-Gymnasium in Eisleben ab. Im Oktober
immatrikulierte er sich an der traditionsreichsten "Alma Mater
Jenensis". An der "Juristerei" hatte der junge Student allerdings
wenig Gefallen, weit mehr interessierten ihn philosophische
Vorlesungen. Bald gewann er auch Kontakt zu den Lehrstuhlinhabern
Fichte, Schelling und Schiller. Das rief den Vater auf den Plan, der
besorgt war, dass sein Sohn das Studium und seinen beruflichen
Werdegang vernachlässigte, und bewog ihn ein Jahr später zu einem
Studienwechsel an die Universität Leipzig. Hier lernte Hardenberg
Friedrich Schlegel (1772-1829) kennen, der sein Studium ebenfalls nur
halbherzig betrieb. Mit Hardenberg und Schlegel hatten sich zwei
intellektuell verwandte Seelen gefunden. Fortan verband sie gemeinsame
Interessen wie Philosophie, Geschichte und Literatur. Wieder drängten
die Eltern zu einem weiteren Wechsel des Studienortes, und so schloss
Hardenberg sein Jurastudium im Mai 1793 an der Universität Wittenberg
mit "erster Censur" ab.

Danach überzeugte der Vater seinen Sohn von einer Lehrstelle bei dem
Kreisamtmann Coelestin August Just im Amt Tennstedt, um hier
praktische Erfahrungen zu sammeln. Sein Vorgesetzter wurde bald ein
väterlicher Freund (und später sein erster Biograf). Der 17. November
1794 sollte ein entscheidendes Datum für den jungen Hardenberg
werden - ein Tag, der auch viele Spuren in seinen Dichtungen
hinterlassen hat. Auf einer gemeinsamen Dienstreise ins unweit
gelegene Gruningen, lernte der junge Hardenberg die Tochter des
Schlossherren, die erst knapp 13jährige Sophie von Kühn, kennen. Eine
Schicksalsbegegnung, denn nach einer Viertelstunde hatte er sich Hals
über Kopf in sie verliebt. Heimliche Verlobung am 17. März 1795. Ihr
früher Tod, sie starb zwei Tage vor ihrem 15. Geburtstag, stürzte
Friedrich in eine schwere Lebenskrise mit Todessehnsüchten und der
Hoffnung auf die baldige Wiedervereinigung mit seiner Sophie. Seine
tiefe Trauer verarbeitete er in den berühmten "Hymnen an die Nacht",
die 1800 in der Zeitschrift Athenäum veröffentlicht wurden. Sie
enthalten die wesentlichen Gedanken von Novalis' romantischer
Religiosität und seines Weltbildes und gelten bis heute als die
bedeutendste Dichtung der Frühromantik.

Für sein berufliches Fortkommen absolvierte Hardenberg ab Ende 1797
ein montanwissenschaftliches Zusatzstudium an der Berg-Akademie in
Freiberg, wo er sich in Hüttentechnik, Stollenbau und Gesteinskunde
weiterbildete. Hier lernte er Julie von Charpentier, die Tochter
seines Geologieprofessors, kennen. Neben seinem Studium fand
Hardenberg Zeit, sich der Literatur und der Lektüre vor allem von
philosophischen Werken zu widmen. Seine poetisch-philosophischen
Betrachtungen und Gedanken hielt er in mehreren Fragmentsammlungen
fest; bei der Veröffentlichung der bekanntesten Sammlung
"Blüthenstaub" verwendete er erstmals das Pseudonym Novalis.

In der kurzen Schaffensperiode von drei Jahren entstanden die
berühmten fünfzehn "Geistlichen Lieder", der Natur- und
Entwicklungsroman "Die Lehrlinge zu Saïs" sowie der Roman "Heinrich
von Ofterdingen", die beide Fragmente blieben. Der junge Minnesänger
Heinrich von Ofterdingen ist auf der Suche nach der blauen Blume, die
ihm in einem paradiesischen Traum erschienen war. Mit der "Blauen
Blume" schuf Novalis das wirkungsmächtige Symbol für romantisches
Unendlichkeitsstreben und christliche Religion. Der Roman, der
romantische Gegenentwurf zu Goethes Bildungsroman "Wilhelm Meisters
Lehrjahre", ist ein Beispiel für ein romantisches Gesamtkunstwerk,
denn Prosa, Poesie, Lieder und Märchen verschmelzen hier miteinander.
In die Literaturgeschichte eingegangen ist auch der Jenaer
Freundeskreis um die Brüder Schlegel, Novalis, Schelling, Fichte und
Tieck. Neben dem Physiker Ritter und dem Philosoph Niethammer hatten
in dem Literaturkreis auch die Frauen Dorothea Veit und Caroline
Böhmer eine tragende Rolle. Hier entstanden erste programmatische
Dichtungen der Frühromantik.

Doch zurück zu seiner beruflichen Vita. Vor und nach seinem Freiberger
Studium war Novalis in Weißenfels als Salinenakzessist tätig. Zu
seinen vielfältigen Aufgaben gehörten die Einführung und Erprobung der
Kohlefeuerung bei der Salzgewinnung sowie die Suche nach geeigneten
Lagerstätten. So erhielt er den Auftrag, mit dem Bergstipendiaten
Friedrich Traugott Michael Haupt (1776-1852) eine geognostische
Untersuchung der Gegend um Leipzig, Borna, Zeitz, Pegau und Zwenkau
vorzunehmen. So gesehen, hat der Poet Hardenberg einen Beitrag zum
späteren Braunkohlenabbau geleistet; er hatte damit - um es positiv
auszudrücken - auch einen zumindest indirekten Anteil an der heutigen
Leipziger Neuseenlandschaft. Heute erinnert ein Gedenkstein an der
Abbruchkante des Tagebaus Profen Süd an das bergmännische Wirken von
Hardenberg. Im Dezember 1800 wurde Novalis als Amtshauptmann
(entspricht einem heutigen Landrat) des Thüringischen Bergkreises mit
den Ämtern Weißenfels, Heldrungen und Sachsenburg betraut. Die damit
vorgezeichnete Laufbahn konnte er aber nicht mehr einschlagen. Auch
zur geplanten Eheschließung mit seiner Julie kam es nicht mehr. Am 25.
März 1801 starb Novalis im Alter von nicht einmal 29 Jahren.

Zum 250. Geburtstag von Novalis ist im Anaconda Verlag eine einbändige
und preiswerte Ausgabe mit seinen wichtigsten Schriften erschienen.
Neben Gedichten, Liedern und den Romanen "Die Lehrlinge zu Sais" und
"Heinrich von Ofterdingen" sind hier auch die bekanntesten
Fragmentsammlungen vertreten. Weiterhin sei die einzigartige und lange
Zeit verschollene Biografie "Friedrich von Hardenberg genannt Novalis"
aus dem Jahre 1872 von Sophie von Hardenberg (1821-1898) empfohlen,
die es in den letzten Jahren bereits auf sechs Auflagen gebracht hat.
Die Nichte von Novalis hatte zwar selbst keine persönlichen
Erinnerungen mehr an den Dichter, aber als Nachlassverwalterin hatte
sie nicht nur Zugang zu handschriftlichen Überlieferungen und Briefen,
sondern konnte auch auf persönliche Berichte der Familie und von
Freunden zurückgreifen.

Hans-Dietrich Dahnke / Rudolf Walbiner (Hg.): Novalis Werke in
einem Band, Anaconda Verlag, München 2022, 392 S., 7,95 EUR.

Sophie von Hardenberg: Friedrich von Hardenberg genannt Novalis,
Avox Verlag, Leipzig 2018, 324 S., 19,90 EUR.
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Selbstmörderische Kriegspolitik

von Wolfgang Herzberg



Es ist zum Verzweifeln: dem westlich dominierten,
gesellschaftspolitischen Kriegsirrationalismus sind wir scheinbar
wort- und tatenlos ausgeliefert. Wie ohnmächtig! Die warnenden und
vernünftigen Gegenstimmen und Friedensappelle werden, wie
Kassandrarufe, im ideologischen Höllenfeuer von Kriegstreibern,
Politikern und Massenmedien, Tag und Nacht, marginalisiert, als
"fünfte Kolonne Moskaus" diffamiert und zu Asche verbrannt.
Kommentatoren, darunter auch viele Journalisten und Journalistinnen
einst "kritischer" Medien, gießen, unter dem Beifall des
erregungsfreudigen Publikums, immer mehr Öl ins Feuer der westlichen
Profitmaximierung und ihrer Nato-Kriegsführung in der Ukraine. Ja,
Politiker und Politikerinnen entschuldigen sich sogar für ihre
einstige, zwar halbherzige, aber einzig richtige Koexistenzpolitik.
Anstatt, alternativlos, maximale diplomatische und finanziellen Mittel
aufzubieten, um das sinnlose Blutvergießen aller Seiten zu verhindern
und eine friedensstiftende Kompromisslösung zu erzwingen - gerade auch
von deutscher Seite, die einst so viel Leid nicht nur über Ukrainer
und Russen gebracht hat -, fabuliert alle Welt nur noch von "schweren
Waffen". So aber treiben wir immer weiter in eine nie dagewesene,
irreparable, ökologische, soziale und atomare Katastrophe. Dabei will
man uns auch noch zynisch weismachen, dass wir keine Kriegs-, sondern
eine Friedenspartei seien, dass die "heldenhafte" Ukraine für uns, für
die "freie Welt" in die Schlacht zieht.

Solche ideologischen Wahnvorstellungen blenden vollkommen aus, dass
die vorgeblich verteidigten "bürgerlichen Freiheiten", die zu
schützende "Demokratie" bisher allenfalls einer Minderheit
wohlhabender Mittel- und Oberschichten zugutekommen, gleichzeitig aber
dabei eine permanente Sklaverei von Milliarden Prekären und Elenden
auf dieser Welt in Kauf genommen wird. All die selbsternannten
Verteidiger "des Westens" können und wollen, aus egoistischem
Eigeninteresse, nicht begreifen, dass ihr Streben nach
Profitmaximierung auch einem ununterbrochenen Vernichtungskrieg gegen
die natürlichen Lebensgrundlagen dieser Erde gleichkommt. Und sie
können und wollen, aus egoistischem Eigeninteresse, nicht begreifen,
dass immer mehr Nato-Unterstützung und mörderische Waffen für den
Krieg unserer ukrainischen "Stellvertreter" immer mehr Zerstörung,
Tote und Flüchtlinge, in alle Himmelsrichtungen, zuallererst aber bei
den Ukrainern und Russen hervorbringen, denen angeblich durch immer
mehr Waffen der Frieden gebracht werden soll.

Umso mehr dieser permanente, weltweite Wirtschafts-, Ökologie- und
Militärkrieg der westlichen Welt vorangetrieben wird, umso höher wird
der todbringende Preis, den die ganze Menschheit dafür zu zahlen hat.
Politik und Medien wollen uns ununterbrochen glauben machen, dass nur
eine aggressive Konfrontationspolitik gegen Russland und China dem
Weltfrieden dient, obwohl damit spätestens seit 1990 genau das
Gegenteil erreicht wurde. Das an diesem westlich-amerikanischen Wesen
die Welt genesen soll, ist nur eine globale Transformation des
einstigen deutschen Größenwahns und Russen-Hasses! Doch die Paradoxie
dieser westlichen Ideologie und des imperialen Handelns sowie der
dadurch manipulierten und paralysierten Öffentlichkeit wird wohl die
wirklichen Ursachen dieser selbstmörderischen, globalen Todesspirale
erst dann dämmern, wenn es endgültig zu spät ist und wir alle
in der Apokalypse eines 3. Weltkrieges verglühen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Fruchtbarer Boden - Das knappe Gut

von Eva Blum (*)



Böden sind nicht nur als Anbauflächen für Lebensmittel von
zentraler Bedeutung. Sie sind auch Wasser- und CO2-Speicher,
regulieren die Temperatur und bieten Lebensraum für Tiere und
Pflanzen. Doch ihr Zustand verschlechtert sich - global und auch in
Europa; fruchtbarer Boden ist ein knappes Gut.


Auch in Deutschland ist der landwirtschaftlich nutzbare Boden
unter Druck - und er wird immer teurer. Die Kaufpreise sind von 2007
bis 2020 pro Hektar um gut 190 Prozent gestiegen, haben sich also fast
verdreifacht (von 9205 auf 26777 Euro je Hektar). Besonders hohe
Steigerungen gibt es in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und
Sachsen-Anhalt zu verzeichnen. In den westdeutschen Bundesländern
liegt Niedersachsen an der Spitze. Die Pachtpreise sind laut
Agrarbericht (2019) von 2007 bis 2016 um 56,5 Prozent gestiegen (von
184 auf 288 Euro je Hektar Landfläche). Wo liegen die Gründe für diese
Preissteigerungen?


Die Pachtpreise

Die steigenden Pachtpreise sind primär das Resultat

"innerlandwirtschaftlicher" Entwicklungen:

- Landwirtschaftliche Betriebe stehen unter Druck. Wollen sie in der
Konkurrenz überleben, müssen sie die Erträge steigern. Dazu haben sie
nur zwei Möglichkeiten: Flächenwachstum oder mehr ertragssteigernde
Inputs, die die Produktivität pro Flächeneinheit erhöhen. Dies wirkt
sich auf die Pachtpreise aus: Als größter Preistreiber gilt hier die
wachsende Konkurrenz der Betriebe um die geringer werdende Fläche.
Gelingt es, über technische Fortschritte die Arbeitskosten pro Hektar
zu senken, bleibt mehr Geld für den Faktor Boden übrig. Auf dem Markt
überleben letztlich nur jene Betriebe, die durch Rationalisierung
und/oder Größenwachstum der Konkurrenz immer einen Schritt voraus
sind. "Wachsen oder weichen" heißt die Devise auf einem kapitalistisch
organisierten Agrarmarkt.

Der fortgesetzte Druck zur Produktivitätssteigerung führt nicht nur zu
mehr "Bodenverbrauch", er hat auch Wirkungen auf die Umwelt. Durch die
intensive Nutzung kommt es in vielen Böden zu einem
Nährstoffüberschuss, der sich unter anderem in erhöhten Nitratgehalten
im Grundwasser und der Emission klimarelevanter Gase (Lachgas, Methan)
sowie von Ammoniak manifestiert.

- In Regionen mit vielen tierhaltenden Betrieben kommt die ebenfalls
durch das "Wachsen oder weichen" gesteuerte, weitere Erhöhung der
Tierzahlen hinzu: Die rechtlichen Rahmenbedingungen (Steuer- und
Düngerecht, Umweltgesetzgebung) koppeln die Viehhaltung an die Fläche,
wer in der Viehhaltung wachsen will, muss Fläche nachweisen, um die
Düngevorschriften einhalten zu können bzw. um den Wechsel in die
steuerliche Gewerblichkeit zu verhindern. Dies führt dazu, dass sich
Betriebsleiter bei Pachtgeboten mehr und mehr am Grenzertrag des
letzten gepachteten Hektars orientieren oder Pachtzahlungen aus
anderen Betriebszweigen quersubventionieren, um Mitbewerber zu
verdrängen. Aber auch von Seiten der Verpächter wird die
Zahlungsbereitschaft der Pächter zunehmend ausgereizt.

- Auch agrarfremde Unternehmen mischen im Pachtmarkt kräftig mit, z.B.
in Norddeutschland: In der Region Cuxhaven kauft die B.H.Holding, die
als Wachholzer Land- und Forstwirtschaft GmbH auftritt, seit 2012
Flächen auf. Nach Angaben ortsansässiger Bäuerinnen und Bauern sollen
es mittlerweile rund 1500 Hektar sein. Alleingesellschafter der
Holding ist Benjamin Heinig; sein Vater, Stefan Heinig, gründete den
Bekleidungshandel Kik und ist Eigentümer von Tedi. Ihr
Geschäftsmodell: sie kaufen Ackerland von regionalen Landwirten und
verpachten es an diese zurück. Während die Holding damit gute
Geschäfte macht, haben vor allem kleinere Betriebe in der Region das
Nachsehen.


Die Kaufpreise

Die steigenden Kaufpreise sind vor allem das Resultat

"außerlandwirtschaftlicher" Faktoren:

Seit der letzten Finanzkrise gilt der Agrarsektor (wieder) als ein
besonders lukratives Geschäftsfeld. Der Anteil der Käufe von Grund und
Boden durch Investoren liegt derzeit, gemäss Angaben des
Umweltbundesamts (2019), bei etwa 30 Prozent der jährlichen Verkäufe.
Dies hat sowohl Wirkungen auf die Agrarstruktur als auch auf die
Umwelt, denn große Agrarbetriebe im Eigentum von (Finanz-)Investoren
sind meist an einer kurzfristig zu realisierenden, hohen Rendite und
nicht an einer nachhaltigen Bodenbearbeitung interessiert.

Die Anlage riesiger Solarparks oder der großflächige intensive Anbau
von Bioenergiepflanzen prägt inzwischen das ländliche Bild, vor allem
in den ostdeutschen Bundesländern.

Das massive Eindringen von Nichtlandwirten und nur an einer
Kapitalverwertung orientierten Investoren in den landwirtschaftlichen
Bodenmarkt wird vor allem durch unzureichende gesetzliche Regelungen
begünstigt (Grundstücksverkehrsgesetz, Reichssiedlungsgesetz bzw.
fehlende Regelungen der inzwischen zuständigen Länder). Zwar sind
Verkäufe von landwirtschaftlichen Flächen an Nichtlandwirte
genehmigungspflichtig bzw. sind solche Flächen bevorzugt von
Landwirten zu erwerben. Diese Instrumente greifen aber nicht, wenn
Grundstücke in Form von GmbH- oder Aktiengesellschaftsanteilen als
Teile von Betrieben verkauft werden, in die die landwirtschaftliche
Flächen zuvor eingebracht wurden (sog. Share Deals).

Die in den letzten Monaten auf den Weg gebrachten, vorsichtigen
Reformvorhaben - z.B. hat Thüringen als eines der ersten Bundesländer
ein Agrarstrukturgesetz auf den Weg gebracht, auf Bundesebene wird
über den weiteren Umgang mit "staatseigenen" Flächen in den östlichen
Bundesländern debattiert -, werden aufgrund der jüngsten
weltpolitischen Entwicklungen vermutlich wenig Wirkung auf den
Agrarbodenmarkt haben. Denn der Überfall Russlands auf die Ukraine
versetzt die Agrarbranche weltweit in Alarmbereitschaft.


Der Krieg gegen die Ukraine und seine Folgen

Die Ukraine ist der weltgrößte Exporteur von Sonnenblumenöl,
viertgrößter Exporteur von Mais und siebtgrößter Exporteur von Soja
und Weizen. Was den Weizen anbelangt, sorgte das Land bisher für 15
Prozent von dessen weltweiten Exporten, mit Russland gemeinsam ist es
knapp ein Drittel.

Massiv darauf angewiesen sind neben dem Nahen Osten vor allem
nordafrikanische Länder, die gut die Hälfte ihrer Getreideimporte aus
der Schwarzmeerregion beziehen und Brot als Grundnahrungsmittel
vielerorts subventionieren. Der Preis für eine Tonne Weizen sprengte
dieser Tage zeitweise fast die Grenze von 400 Euro, es war der höchste
Stand seit 14 Jahren. Experten warnen, dass es bis ins Jahr 2023
hinein weiter rasant nach oben geht - was fatale Folgen für die
Bevölkerung in den Importländern hat und mit humanitären Krisen
einhergeht.

Die Reaktion in der EU erfolgte prompt. Inzwischen wird in Teilen der
EU-Agrarwirtschaft intensiv über einen Paradigmenwechsel debattiert.
Es brauche nun einen Produktionsschub, die vorgesehene Stilllegung von
Agrarflächen gehöre gekippt, der Ausbau des Biolandbaus vorläufig
gestoppt. Europa, so heißt es, könne sich derzeit keine
Ertragsreduktion leisten. Dieses Comeback des inputintensiven
Produktivismus wird, wenn er nicht an den hohen Energie- und
Inputkosten (z.B. den Düngemitteln) scheitert, auch Folgen auf den
Agrarbodenmarkt haben:

- Die Ausbeutung der Flächen wird weiter forciert, die Ressource
"fruchtbarer Boden" wird immer knapper.

- Die Aussicht auf steigende Rohstoffpreise wird noch mehr
Finanzinvestoren anlocken, auch dies wird die Bodenpreise weiter in
die Höhe treiben.

- Darüber hinaus zeigt auch der vom Wirtschaftsministerium jetzt
forcierte Ausbau der erneuerbaren Energien bereits Wirkung auf die
Preise für Ackerflächen. Auch ertragsschwache Standorte könnten an
Wert gewinnen, meldete die Wirtschaftswoche Anfang März.

Auch im Agrarsektor wird der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine
also genutzt, um auf die ohnehin ungenügenden Klimaschutzmaßnahmen
weitgehend zu verzichten. Der Krieg lässt damit die Erderhitzung und
ihre Konsequenzen nicht nur in den Hintergrund treten, sondern treibt
die CO2-Emissionen zusätzlich an, auch in der Landwirtschaft.


Was treibt die Preise?

Gerade in der aktuellen Situation zeigt sich allerdings, wie fragil
und anfällig das produktivistische Agrarmodell auf externe Störungen
reagiert. So waren die Ölsaaten- und Getreidelieferungen aus der
Ukraine an den Warenterminbörsen schon lange vor der Ernte in den
Bilanzen der Börsenhändler einkalkuliert. Ihr kriegsbedingter Ausfall
treibt nun die Preise; Grundnahrungsmittel wie Brot werden für viele
Menschen unbezahlbar.

Auch die Abhängigkeit der industrialisierten Landwirtschaft von
möglichst billiger fossiler Energie hat fatale Wirkungen auf die
Versorgungssicherheit, die steigenden Energiekosten haben schon vor
Kriegsbeginn die Produktion verteuert.

Nun steigen die Preise für Öl und Gas immer weiter. Einmal mehr zeigt
sich: In einem Agrarsystem, in dem nur die zahlungskräftige Nachfrage
nach Gütern Geltung hat, müssen all jene unter Hunger und
Mangelernährung leiden, die nicht über die entsprechenden Geldmittel
verfügen.


(*) Die Autorin ist Geografin und Agrarwissenschaftlerin und aktiv
in der Bewegung für den Sozialismus (BfS) in Zürich.
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Verbreitet und unterschätzt: Dysphagie und Malnutrition

von Dr. Jens Dowideit,

Ameos Klinikum Middelburg



DYSPHAGIE. Dysphagie und die mit ihr assoziierte Mangelernährung in
der Klinik sind in der ambulanten Medizin unterdiagnostiziert.
Aspirationen und in der Folge Aspirationspneumonien treten im Alter
und bei Schlaganfällen, Morbus Parkinson oder Demenz bei bis zu 50 %
der Betroffenen auf. Die durch Entzündung und Mangelernährung
begünstigte "Frailty" ist mit verschlechterter Lebensqualität und
verkürzter Lebensdauer verbunden. Erfahrungen mit einer
zielgerichteten Diagnostik sammelt die spezialisierte Geriatrische
Institutsambulanz (GIA) im Ameos Klinikum Middelburg.


Die Diagnostik und Behandlung in einer geriatrischen Klinik auf
Zuweisung von niedergelassenen Ärzten steht für sektorenübergreifende
Medizin, mit der Schluckstörungen und deren Schweregrad und damit
klinische Bedeutung nachgewiesen und ebenso wichtig eine Dysphagie
auch ausgeschlossen werden kann. Mithilfe der hier ausgesprochenen
Therapieempfehlungen vermögen niedergelassene Ärzte Patienten
zielgerichtet zu behandeln. Die ersten Patienten sind in der GIA des
Klinikums Middelburg mit interessanten Resultaten untersucht worden.

Schluckstörungen sind im Alter weit verbreitet und doch wenig bekannt.
So schätzen wir die Häufigkeit bei über 65-Jährigen auf über 10 %, bei
Patienten nach Hirninfarkten oder mit Morbus Parkinson beträgt die
Prävalenz bis zu 50 %. Die sich ableitende verminderte Aufnahme von
Flüssigkeit und Nährstoffen prädisponiert den älteren Menschen für
eine Exsikkose und/oder Malnutrition. Beides sind Komplikationen, die
ihrerseits wiederum Konsequenzen wie Frailty mit Sturzgefahr und
Verlust der Selbstständigkeit bedingen. Während sie in spezialisierten
stationären Einrichtungen der Neurologie und Geriatrie aktuell zum
Standard gehört, ist die zielgerichtete klinische und apparative
Diagnostik einschließlich fiberendoskopischer Schluckuntersuchung
(FEES) in der ambulanten Medizin nur punktuell und nicht
flächendeckend möglich.

Aus diesem Grund hat unsere Klinik eine Zulassung zur ambulanten
Diagnostik von Patienten mit geriatrischen Syndromen wie
Schluckstörung und Malnutrition erhalten. Im multiprofessionellen
Setting kümmern sich Ärzte, Physiotherapeuten und Logopäden um
ambulant zugewiesene Patienten. Zuweisen können Hausärzte und
Fachärzte für Neurologie Patienten, die sie durch ein kurzes Screening
als geriatrisch identifiziert haben und bei denen aufgrund der
Anamnese, des klinischen Befundes oder der bisherigen Untersuchungen
eine Schluckstörung vermutet wird. Die ersten Erfahrungen zeigen, dass
die ambulante multiprofessionelle Untersuchung der Patienten in der
Institutsambulanz auch in Corona-Zeiten mit Hygienekonzept durchaus
möglich und erfolgreich durchführbar ist.

Nach ärztlichem Aufnahmegespräch erstellen Physiotherapeuten ein
geriatrisches Assessment, das die Mobilität und kognitive Funktionen
erfasst, woraufhin ein geriatrisch spezialisierter Logopäde den
Schluckakt klinisch untersucht. Ergänzend führen dann Arzt und
Logopäde nach umfangreicher Anamnese zum Schluckverhalten und zur
Gewichtsentwicklung eine FEES durch, die aufgrund ihrer hohen
klinischen Aussagekraft den internationalen Goldstandard darstellt. In
dieser werden Pharynx/Larynx und der Schluckakt endoskopisch im
Hinblick auf Morphologie und Funktionalität beurteilt und mittels
Applikation von mit Speisefarbe angefärbten Kostformen verschiedener
Konsistenz die Qualität des Schluckens beurteilt. Dabei unterscheidet
man als Pathologien die Penetration, bei der Speichel bzw. Flüssigkeit
oder Nahrung den Kehlkopfeingang benetzt, und die Aspiration mit dem
Durchtritt von Speichel bzw. Flüssigkeit/Nahrung durch die Stimmritze
in die Trachea.

Die Befunde ermöglichen es uns, Behandlungsempfehlungen auszusprechen,
wie beispielsweise Andicken von Flüssigkeiten, Einüben einer
optimierten Körperhaltung oder Kompensationsmanöver beim Schlucken. In
dem mit Patient und ggf. Angehörigen kommunizierten
Untersuchungsbefund werden diese Therapieempfehlungen dem zuweisenden
Hausarzt oder Facharzt für Neurologie an die Hand gegeben, sodass
diese sie gemeinsam mit dem Patienten ausführlich besprechen und
umsetzen können. GIA bedeutet also moderne sektorenübergreifende
Medizin mit enger Vernetzung von geriatrischer Klinik und Haus- und
Fachärzten.

Die ersten Erfahrungen der Geriatrischen Institutsambulanz zeigen, wie
vielfältig die Ursachen sind, die zu einer Schluckstörung führen
können. Bei den ambulanten Patienten erfolgten mehrere Zuweisungen
aufgrund einer Dysphagie durch degenerative HWS-Erkrankung mit
Spondylophyten oder Verdickungen und Verkalkungen des vorderen
Längsbandes der Halswirbelsäule als Morbus Forestier. Daraus
resultierte eine Einengung des Hypopharynx und die Beeinträchtigung
des Schluckens. Auch Morbus Parkinson oder zerebrovaskuläre
Erkrankungen liegen einer Vorstellung in der GIA zugrunde. Nicht in
allen Fällen lässt sich der Verdacht auf eine klinisch relevante
Schluckstörung erhärten. Diese Gewissheit kann unnötige Ängste
ersparen und nicht-indizierte Kosteinschränkungen überflüssig machen
und daher segensreich sein. Interessanterweise waren die Auswirkungen
auf den Ernährungszustand bei den untersuchten Patienten noch gering.
Dies mag daran liegen, dass die überwiesenen Patienten möglicherweise
eine "Positivauslese" darstellen, da sich besonders "fitte"
geriatrische Patienten von der ambulanten Untersuchungsmöglichkeit
angesprochen fühlen. Wahrscheinlich aus diesem Grund decken sich die
in der GIA festgestellten Diagnosen in ihrer Häufigkeitsverteilung
bisher nicht mit denen der stationären Patienten, bei denen
Folgezustände nach Hirninfarkt zahlenmäßig klar im Vordergrund stehen.
Dabei richtet sich das Angebot der GIA auch und besonders an
schwerbetroffene Patienten zu Hause und auch in Pflegeinrichtungen mit
erheblichen Alltagseinschränkungen, da diese besonders fragil sind und
von adäquater Ernährung vorrangig profitieren. Es ist interessant,
abzuwarten, wie sich das Diagnosespektrum in Post-Corona-Zeiten
entwickelt.



Anfang Texteinschub

Kasuistik


von Dr. Jens Dowideit



Ein 81-jähriger Patient kommt wegen länger bestehender und
zunehmender Dysphagie von der Hausärztin überwiesen in die
Geriatrische Institutsambulanz. Auf Nachfrage berichtet er über
Schluckbeschwerden, die vor ca. 2 Jahren begonnen und seitdem
zugenommen hätten. Jetzt habe er das Gefühl, dass ihm sowohl feste als
auch flüssige Kost im Hals steckenbleibe. Er berichtet, dass er häufig
schmerzhaft nachschlucken und sich räuspern müsse. Vor 2 Jahren habe
er eine Pneumonie durchgemacht, über deren Ätiologie nichts Näheres
bekannt ist.


Der Patient zeigt sich bewusstseinsklar, zu allen Qualitäten
orientiert, der Body-Mass-Index liegt mit 27 kg/m² im altersbezogenen
Normbereich und im Ernährungsassessment ergibt sich ein Risiko zur
Mangelernährung. Eine signifikante Gewichtsabnahme wird verneint.


Das geriatrische Assessment zeigt einen normalen Aufsteh- und Gehtest
an Unterarmgehstützen und einen leichten Hilfebedarf in
Alltagsverrichtungen an. Der Mobilitätstest nach Tinetti zeigt leichte
alltagsrelevante Beweglichkeitsstörungen.


In der klinisch-logopädischen Untersuchung findet sich eine etwas
zeitverzögerte Schluckreflextriggerung bei auffälliger nasaler
Sprache. Der Wasserschlucktest weist als Auffälligkeit mehrfaches
Nachschlucken ohne Husten oder Räuspern nach.


Fiberschluckendoskopisch (FEES) lässt sich eine hochgradige Einengung
des Hypopharynx von dorsal nachweisen, durch die der Hypopharynx wie
ein Briefschlitz komprimiert wird. Daraus resultiert ein stark
eingeschränkter Epiglottisverschluss beim Schluckakt. Bei sämtlichen
Konsistenzen findet sich eine stark vermehrte Schluckarbeit mit
mehrfachem, angestrengtem Schlucken und Räuspern. Kein Nachweis einer
Penetration oder Aspiration.


Korrespondierend zum endoskopischen Befund finden sich in einer
mitgebrachten CT-Untersuchung der HWS ausgeprägte ventrale Osteophyten
und Syndesmophyten der mittleren HWS mit hochgradiger Kompression des
Hypopharynx p. m. auf Höhe der Epiglottis.


Zusammenfassend besteht bei dem Patienten eine schwere
alltagsrelevante Odyno- und Dysphagie bei hochgradiger
Hypopharynxeinengung durch große komprimierende ventrale Osteophyten
und Syndesmophyten der HWK 3 - 5.


Daraus leitet sich die Empfehlung zum Schlucken möglichst passierter
Kost in optimierter Körperhaltung mit häufigem Nachschlucken und
Nachspülen mit Flüssigkeit ab. Ferner ergibt sich aus symptomatischen
und vor allen Dingen prognostischen Gründen die Indikation zur
Vorstellung in der Wirbelsäulenchirurgie zur operativen Abtragung der
stenosierenden Osteo- bzw. Syndesmophyten und der Wiederherstellung
der Nahrungspassage und Normalisierung des Schluckaktes und zur
Vorbeugung von Aspirationspneumonien.

Ende Texteinschub
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NEUROLOGIE/2067: Erfolgreiches Delir-Management ist möglich (SHÄB)
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Erfolgreiches Delir-Management ist möglich

von Uwe Groenewold



DELIR. Für Intensivpatienten bedeutet ein Delir längerer
Klinikaufenthalt, schlechteres Behandlungsergebnis und erhöhte
Letalität. Prävention, rasche Diagnostik und effektive Therapien durch
interdisziplinäre und berufsgruppenübergreifende Teams sind für den
Behandlungserfolg maßgeblich - das ist ein Ergebnis der "Arbeitstagung
NeuroIntensiv Medizin" (ANIM) während der 39. gemeinsamen Jahrestagung
der Deutschen Gesellschaft für Neurointensiv- und Notfallmedizin und
der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft.


Das Delir auf Intensivstationen gehörte zu den Schwerpunktthemen
des virtuellen Kongresses, gleich mehrere Symposien beschäftigten sich
mit dem gefährlichen Symptomkomplex, der durch Verwirrtheit,
Aufmerksamkeits-, Orientierungs- und Bewusstseinsstörungen
gekennzeichnet ist. Beim Delir handelt es sich um eine akute Störung
zerebraler Funktionen, etwa 30-80 % der Intensivpatienten sind hiervon
betroffen. Die frühere Bezeichnung "Durchgangssyndrom" suggeriere eine
passagere Erkrankung, erläuterte Prof. Julian Bösel aus Kassel. Dem
sei allerdings nicht so, Konzentrations- und Gedächtnisstörungen seien
häufig stark ausgeprägt. Bei etwa 25 % der Patienten bleiben nach
einem Delir kognitive Funktionsstörungen bestehen, die mit einem
milden Demenzverlauf vergleichbar seien.

Dr. Joji Kuramatsu aus Erlangen und der Kieler Pflegewissenschaftler
Dr. Peter Nydahl appellierten an alle Berufsgruppen auf der
Intensivstation, sich des Delirs und seiner kurz- und langfristigen
Komplikationen besser bewusst zu sein. Akute Kognitionsstörungen
würden oftmals noch als unvermeidbare Folgen der Schwere der
Grunderkrankung angesehen oder als Auswirkung diverser auslösender
Faktoren der Intensivmedizin. Dabei gebe es eine ausreichende Zahl an
Screening-Instrumenten, um zu einer differenzierten Diagnose und
entsprechenden Behandlungsempfehlungen zu kommen. "Wer nur nach
Medikamenten und Dosierungen fragt, hat das Delir-Management noch
nicht verstanden", so Nydahl. Ein erfolgreiches Delir-Management setze
sich aus regelmäßigem Screening, Behandlung der Ursachen, einer
Pflegetherapie, Medikamentengabe bei Stress sowie einem Monitoring der
Komplikationen zusammen, erläuterte Nydahl auf Anfrage des
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblattes. Um die Zusammenarbeit der
Berufsgruppen auf Intensivstationen bei schweren Krankheitsbildern wie
dem Delir weiter zu optimieren, plädiert er für gemeinsames Üben: "Die
Zeit ist reif für interprofessionelles Training mit Ärzten,
Therapeuten und Pflegenden."

Die Bedeutung einer frühzeitigen Diagnose unterstrich Friederike
Baumgarte, Medizinstudentin der Universität Kiel, am Beispiel
Schlaganfall. "Schlaganfallbedingte neurologische Defizite wie
Aphasie, Neglect und Dysphagie sind relevante Risikofaktoren für die
Entstehung eines Delirs, können jedoch gleichzeitig eine große
Barriere bei der Diagnostik desselben darstellen", erläuterte
Baumgarte. Es gebe daher großen Bedarf für einen objektiven und
interpretationsunabhängigen Test, der unmittelbar am Krankenbett
durchgeführt werden könne. Mit einem Ein-Kanal-EEG komme man diesem
Ziel nun eventuell näher. Schon länger sei bekannt, dass bei
deliranten Patienten charakteristische EEG-Veränderungen auftreten.
Deshalb beschäftigen sich verschiedene Studien mit der Nutzung
möglichst weniger Elektroden, um die Delir-Diagnostik in den
klinischen Alltag integrieren zu können. In Kiel werde jetzt ein neues
Ein-Kanal-EEG-Gerät an einer Kohorte akuter Schlaganfallpatienten
getestet, so Baumgarte.

Ein weiteres Kongressthema: Jährlich treten in Deutschland etwa 3.000
Querschnittslähmungen neu auf - davon 1.000 traumatische und 2.000
nicht-traumatische. Heilung ist bislang nicht möglich, Wissenschaftler
in aller Welt arbeiten seit Jahrzehnten an tragfähigen Lösungen. Seit
Mai 2019 werden Patienten mit akuter traumatischer zervikaler
Querschnittlähmung in 14 Zentren in Deutschland, Schweiz, Spanien,
Italien und Tschechien in die NISCI-Studie ("Nogo Inhibition in Spinal
Cord Injury") eingeschlossen. Mittels eines gegen das Nogo-Protein
gerichteten Antikörpers, der direkt in den Liquor verabreicht wird,
soll die Wachstumshemmung im Zentralnervensystem blockiert und damit
die Wiederaussprossung verletzter Nerven angeregt werden. Primäres
Studienziel ist, die motorische Erholung im Bereich der oberen
Extremitäten signifikant zu verbessern. Von der Erreichung des Ziels
sind die Wissenschaftler um den Heidelberger Studienleiter Prof.
Norbert Weidner noch weit entfernt. Jedoch läuft nach erfolgreicher
Phase I-Studie, in der die Sicherheit des Wirkstoffs untersucht wurde,
die Phase II, in der auch die Wirksamkeit des Antikörpers geprüft
wird. 96 Patienten haben bereits innerhalb von 28 Tagen nach
Querschnittlähmung das Medikament oder ein Placebo erhalten, 132
sollen es bis Ende des Jahres werden. Mit ersten Ergebnissen kann dann
2023 gerechnet werden.
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Zu viele Abbrecher in der MFA-Ausbildung

von Cornelia Mozr



MFA. Die Zahl der Ausbildungsverhältnisse zur Medizinischen
Fachangestellten (MFA), die vorzeitig abgebrochen werden, steigt.
Häufig sind Meinungsverschiedenheiten mit dem Arbeitgeber oder
Unstimmigkeiten im Team der Auslöser, wie eine Analyse der Akademie
zeigt.


Der Fachkräftemangel an MFA hat sich in den letzten zwei Jahren
pandemiebedingt weiter verschärft. Niedergelassenen Ärztinnen und
Ärzten gelingt es häufig nicht, freigewordene Stellen mit MFA zu
besetzen. In dieser Zeit wurden auch mehr Ausbildungsverhältnisse
aufgelöst als in den Jahren zuvor.

Daher haben wir eine Umfrage unter ausgelernten MFA zu ihrer
Arbeitssituation in der Corona-Pandemie durchgeführt. Wir wollten
wissen, wie sich der Arbeitsalltag der MFA durch die Corona-Pandemie
verändert und welche Auswirkungen dies hat.

Seit Beginn der Pandemie sei ihre Arbeit anstrengender geworden gaben
95 % der Befragten an, 93 % empfänden sie als zeitintensiver und 78 %
hielten die Aufgaben für anspruchsvoller. Auch die Unverständlichkeit
vieler Maßnahmen wurde von 62 % der Befragten negativ bewertet.
Befragt, welche Belastungen besonders gravierend sind, führten sie
insbesondere gereizte Patienten (90 %), Nachfragen zu den Impfungen
(89 %), Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes (83 %), Desinfektion der
Räume und Materialien (79 %) sowie einen hohen Zeitdruck (79 %) an.
Sehr eindrücklich waren auch die angeführten Beschreibungen der
Auswirkungen. Dort wurden häufig chronische Erschöpfung, Arbeit am
Limit und mangelnde Wertschätzung angeführt. In dieser Situation
treten ihre Arbeitgeber in den Praxen in direkte Konkurrenz zu
Krankenhäusern, die gezielt gut ausgebildete MFA abwerben und dabei
deutlich bessere Verdienstmöglichkeiten und Arbeitszeiten bieten
können.

Der 2019er Jahrgang, der in diesem Sommer die Prüfung ablegen wird,
weist die höchste Zahl an MFA-Ausbildungsverträgen auf, die jemals in
Schleswig-Holstein abgeschlossen wurden. Dennoch mussten wir
feststellen, dass in diesem Jahr eine deutlich geringere Zahl die
Sommerprüfung als in den Vorjahren absolvieren wird. Deshalb haben wir
die Auszubildenden, deren Ausbildungsverhältnis geendet haben, nach
den Gründen gefragt. Mit 62 % wurde der Umgang im Team und mit 54 %
Unstimmigkeiten mit den Vorgesetzten angeführt. Eine geringere Rolle
spielten das Verhalten der Patienten (6 %), die Wahl des falschen
Ausbildungsberufes (17 %) sowie Corona-bedingte Überlastung (13 %).

Dennoch geben 31 % der befragten Auszubildenden an, die Ausbildung zur
MFA nicht fortführen zu wollen. In den geäußerten Anmerkungen wurden
die Unstimmigkeiten im Team und mit den Vorgesetzten häufig noch
einmal betont. Auch eine fehlende Unterstützung wurde mehrfach
benannt. In den vergangenen Jahren haben zwischen 500 und 600 junge
Menschen diesen Ausbildungsberuf gewählt. Bei einer Abbruchquote von
31 % kommen zwischen 150 und 180 MFA nicht in der Versorgung an. Das
ist bei einem bereits bestehenden Fachkräftemangel inakzeptabel. Aus
Umfragen und Rückmeldungen, die wir in unserer täglichen Arbeit
erhalten, ergibt sich, dass ein wertschätzender Umgang mit den MFA
einen Beitrag zur Fachkräftesicherung leisten kann.











QQQ.jpg Graphik "MFA Nachwuchs Umfrage - Was hat zu der Entscheidung 
maßgeblich beigetragen" bitte aus PDF
Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 4, April 2022, S. 19 unter folgenden 
Link vollständig ausschneiden:
http://www.aeksh.de/aerzteblatt/2022/04

BU: 
MFA Nachwuchs Umfrage - Was hat zu der Entscheidung maßgeblich beigetragen?

© Cornelia Mozr

BUBL: 
Die Grafik zeigt die verschiedenen Gründe für einen Abbruch der MFA-Ausbildung: Unstimmigkeiten mit Vorgesetzten, Umgang im Team, Verhalten der Patienen, Falscher Ausbildungsberuf und Coronabedingte Überlastung. - © Cornelia Mozr




 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 4, April 2022

75. Jahrgang, Seite 19

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-0, Fax: 04551/803-101

E-Mail: info@aeksh.de

Internet: www.aeksh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





ETHIK/1332: Debatten in der Pandemie - Gespräch mit der Ethikrat-Vorsitzenden Alena Buyx (NG/FH)

Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 5/2022

"Bei aller Gereiztheit werden wir etwas für die Zukunft

mitnehmen"

Gespräch mit der Medizinethikerin und Ethikrat-Vorsitzenden Alena
Buyx über die Debatten in der Pandemie
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Die Medizinethikerin Prof. Dr. Alena Buyx ist Vorsitzende des Deutschen Ethikrats

Foto: © Deutscher Ethikrat - Fotograf: Reiner Zensen



Der Deutsche Ethikrat verfolgt nach gesetzlichem Auftrag als
unabhängiges Sachverständigengremium "die ethischen,
gesellschaftlichen, naturwissenschaftlichen, medizinischen und
rechtlichen Fragen sowie die voraussichtlichen Folgen für Individuum
und Gesellschaft". Seit 2020 ist die Medizinethikerin Alena Buyx
Vorsitzende des Rates. Im Gespräch mit Klaus-Jürgen Scherer erläutert
sie unter anderem, wie die Coronapandemie ihre Arbeit bestimmt und
spricht über das Verhältnis zwischen Moral und Ethik.


NG|FH: Das Selbstverständnis des Ethikrats betrifft
im Kern das Verhältnis von Wissenschaft und Politik. Einerseits nimmt
die Bedeutung von Wissenschaft zu, andererseits wird aber doch mit
Fake News alles wieder infrage gestellt, oder?

Buyx: Viele glauben, der Ethikrat sei dafür da, die Politik zu
beraten. Das ist in der Tat eine wichtige Aufgabe, aber im Gesetz
steht als erstes die Beförderung von öffentlichen Debatten zu
ethischen Fragen. Angesichts dieser zwei Aufträge spielt natürlich
das Verhältnis von Wissenschaft und Politik und wie es im
öffentlich-gesellschaftlichen Kontext gestaltet und vermittelt werden
kann und soll eine wichtige Rolle, denn wir arbeiten ja genau an
dieser Schnittstelle.


Was heißt das konkret?

Wir haben uns zum Beispiel in der letzten Ratsperiode bei einer
Veranstaltung mit Fragen nach der wissenschaftlichen Einschätzung und
der politischen Gestaltung im Umgang mit dem Klimawandel beschäftigt.
Und dort wurde sehr intensiv die öffentliche Vermittlung diskutiert.
Das beginnt schon mit der Wahl der Begriffe und Sprachbilder. Spricht
man von Klimawandel, Klimakrise oder Klimakatastrophe? Da werden
natürlich direkt unterschiedliche Grade von Dringlichkeit und
Bedrohung mittransportiert. Und bereits da haben wir uns mit Fake
News und mit neu entstehenden, teils dysfunktionalen
Kommunikationsformen und -räumen befasst.

In fast jeder Empfehlung oder Stellungnahme des Ethikrates der
letzten Jahre ist dieses Thema der Kommunikation zentral. In einer
sich ja deutlich gewandelten kommunikativen Öffentlichkeit, in der
sich die kommunikativen Räume immer stärker zergliedern - Stichwort
Filterblasen - ist das aus meiner Sicht eine der zentralen ethischen
Fragen für moderne Gesellschaften, was in diesem Bereich der
öffentlichen Debatte passiert und wie man da gestalten kann. Denn da
kann man ja typische ethische Konfliktlinien beobachten, etwa beim
Bemühen, die Balance zu finden zwischen dem Schutz der
Meinungsfreiheit und dem Eindämmen von Fehlinformation, Hass,
Bedrohung. Das ist ein ganz klassisches Thema, das aber etwa in den
sozialen Medien eine völlig neue Wucht entfaltet. Die Fragen nach dem
Effekt von Desinformation etwa für unsere demokratischen
Institutionen werden uns als Gesellschaft intensiv beschäftigen, das
wird eines der wesentlichen Themen für die nächsten ein, zwei
Jahrzehnte sein.


Sie sagen also, es braucht den Ethikrat gerade wegen dieser
vielen Zielkonflikte...

 ...natürlich...


...die ohne Wissenschaft nicht mehr entscheidbar sind.
Früher waren wohl die christlichen Kirchen zuständig für solche
Fragen und das gesamte Leben?

Ich finde es sehr wichtig, dass wir als Ethikrat unsere Position und
unseren Einfluss nicht überschätzen. Wir sind eine Institution in der
Gesellschaft. Wir brauchen viele. Was der Ethikrat versucht, ist
unterschiedliche Stränge sowohl der wissenschaftlichen Ethik als auch
anderer Fachdisziplinen zusammenzubringen. Wir haben Mitglieder aus
den Kirchen, einen Vertreter aus der Patientenselbsthilfe. Unsere
Mitglieder haben teils sehr unterschiedliche Positionen. Wir
versuchen als Expertengremium gleichzeitig Pluralität zu bieten, auch
wenn wir natürlich kein Abbild der Gesellschaft sein können. Wir sind
ein Gremium, das gesetzlich legitimiert ist, aber dennoch unabhängig.
Anders als andere Gremien können wir uns Themen selbst auswählen. Und
damit, so hoffe ich, füllen wir eine Lücke und bieten eine Plattform
für schwierige Fragestellungen. Es braucht aber natürlich noch andere
Prozesse der ethischen und gesellschaftlichen Meinungsbildung.


Auch wenn die moralischen Grundfragen von Krieg und Frieden
aktuell dominieren, bleiben uns die anderen wichtigen ethischen
Konflikte, mit denen sich der Ethikrat seit Jahren beschäftigt,
erhalten. Was sind die zentralen Themen des Ethikrates?

Wir beschäftigen uns gegenwärtig mit dem Thema des Suizids und
untersuchen zentrale Konzepte und Begriffe, die für eine Neuregelung
von Suizidprävention und Suizidbeihilfe relevant sind, die
insbesondere aber auch die zukünftige Praxis in diesem Bereich
betreffen. Ein weiteres Thema ist das Verhältnis zwischen Mensch und
Maschine und welche ethischen und gesellschaftlichen Fragen die
Durchdringung unserer Lebenswelten beispielsweise mit
Entscheidungsalgorithmen aufwirft. Algorithmen in der medizinischen
Behandlung, in der Schule - wollen wir das, und wenn ja, wie?

Auch das Verhältnis von Wissenschaft, Politik und Gesellschaft und
eben auch das Thema des Umgangs mit neuen kommunikativen Räumen, mit
Fake News und Desinformation gehören dieser Tage immer dazu.


In seiner neuesten umfangreichen Studie "Vulnerabilität und
Resilienz" hat der Ethikrat Fehler und Missstände bei der Bewältigung
der Coronakrise aufgezeigt, welche sind dies vor allem?

Wir haben in unserer Stellungnahme vieles aufgezeigt, das gut
funktioniert hat - aber um Lehren zu ziehen, schaut man auch auf
Beispiele, in denen es hätte besser laufen können. Vor allem zu
Beginn der Krise wurde über dem Bemühen um Eindämmung der Pandemie zu
wenig beachtet, wie unterschiedlich sich Verwundbarkeit darstellen
und auch über die Zeit wandeln beziehungsweise verstärken kann.

Bezüglich der jüngeren Generation etwa wurde zu spät und zu wenig
erkannt, in welchem Maße Kinder, Jugendliche, aber auch Auszubildende
und Studierende unter den Kontaktbeschränkungen zu leiden hatten.
Ihre besondere Verletzbarkeit liegt nicht so sehr in ihrer
Anfälligkeit für COVID-19, sondern vielmehr darin, dass
Einschränkungen ihres Rechts auf Bildung und allgemein ihrer
Entwicklungsmöglichkeiten sie hart treffen. Das hat sich erst mit der
Zeit gezeigt und in Zukunft müssen solche Erkenntnisse klarer zu
einer entsprechenden politischen Gestaltung führen.

Es wurden auch bestehende Missstände von der Pandemie offengelegt und
verschärft. Ein Beispiel hierfür ist der Personalmangel in der
Pflege, ein weiteres sind die Defizite in der Digitalisierung, von
denen die Gesundheitsämter bei der Kontaktpersonennachverfolgung
ebenso betroffen waren wie Schulen bei der Umstellung auf
Distanzunterricht. Probleme gab es auch bei der wissenschaftlichen
Aufarbeitung der Krise.

Um Abwägungen zwischen Schutzmaßnahmen und Freiheitsbeschränkungen
seriös vornehmen zu können, werden zuverlässige und präzise Daten
nicht nur zur Wirksamkeit der Maßnahmen, sondern auch zu ihren
Konsequenzen für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen benötigt. Die
Wissenschaft hat hierzulande in verschiedenen Bereichen wie etwa der
Impfstoffentwicklung geglänzt, zugleich gab es zu anderen wichtigen
Fragen zu wenig Forschungsaktivität und -unterstützung oder keine
ausreichende Datenbasis. Um für ähnliche Krisen besser gerüstet zu
sein, entwickeln wir aus der Analyse dieser Beispiele ethische
Kriterien für zukünftige Entscheidungskonstellationen, sowie konkrete
Empfehlungen.


Welche Empfehlungen geben Sie in dieser Studie für
zukünftige Pandemiekrisen im Spannungsfeld zwischen Freiheit und
Schutz?

Empfehlungen betreffen zum Beispiel den erforderlichen Schutz
besonders vulnerabler Personengruppen. Dieses Ziel setzt ein
umfassenderes Bewusstsein dafür voraus, auf welch unterschiedliche
Weise Menschen sich in einer Pandemie als verletzlich erweisen
können. Der Gegenbegriff zur Vulnerabilität ist ja die Resilienz,
also die Widerstandsfähigkeit. Die gezielte Förderung von Resilienz
setzt wiederum ein differenziertes Verständnis von Verletzbarkeit
voraus. Neben der Stärkung individueller Resilienz werden in der
Stellungnahme auch Maßnahmen zur Förderung der Krisenrobustheit von
Institutionen und Organisationen empfohlen. Krisenfestigkeit von
Institutionen erweist sich daran, wie gut es ihnen gelingt,
Erfordernisse des Infektionsschutzes mit ihrem jeweiligen
gesellschaftlichen Auftrag in Einklang zu bringen.

Zur besseren Bewältigung zukünftiger Pandemien empfiehlt der Ethikrat
weiterhin die frühzeitige Entwicklung einer Gesamtstrategie, die noch
stärker dezentrale, an bereichsspezifische und regionale/lokale
Gegebenheiten angepasste Schutzkonzepte beinhaltet. Um die Akzeptanz
solcher Konzepte zu erhöhen, sollten bessere Kommunikations- und
Informationsstrategien entwickelt werden. Dabei sollte
zielgruppenorientiert und kultursensibel vorgegangen werden. Auch
sollten soweit wie irgend möglich Personen an Entscheidungen über sie
betreffende Schutzmaßnahmen beteiligt werden, also Möglichkeiten der
Partizipation gestärkt werden.


Vieles läuft auf Sonderreglungen für bestimmte verletzliche
Bevölkerungsgruppen hinaus, warum ist das eigentlich gerecht?

Gerechtigkeit bedeutet ja nicht die Gleichbehandlung aller. Das Ziel
einer sinnvollen Schutzstrategie sollte es sein, aus der Pandemie und
den zu ihrer Eindämmung ergriffenen Maßnahmen resultierende
Belastungen möglichst gerecht zu verteilen. Das kann nur dann
gelingen, wenn man das unterschiedliche Ausmaß berücksichtigt, in dem
Menschen wegen ihrer physischen oder psychischen Konstitution oder
auch ihrer Arbeits- und Lebenssituation für bestimmte Belastungen
anfällig sind.

Leider hat sich während der Pandemie gezeigt, dass gerade ohnehin
benachteiligte Personengruppen besonders von den Folgen der Krankheit
und den Schutzmaßnahmen betroffen waren beziehungsweise sind. Es
sollte daher darauf geachtet werden, dass sich vorhandene soziale
Ungleichheiten in einer pandemischen Krise zumindest nicht weiter
verschärfen. Dazu gehört auch, für angemessene Kompensation zu
sorgen, wo sich ungleiche Belastungen nicht vermeiden lassen.


Etwas allgemeiner zum Thema Solidarität und Gerechtigkeit im
Gesundheitswesen nachgefragt: Da gibt es grundsätzlichen
Reformbedarf?

Diese Begriffe werden ja schon sehr lange im Kontext von Gesundheit
und Krankheit diskutiert, aber in den letzten zwei Jahren natürlich
besonders intensiv. Für Solidaritätsforscher gab es in der Pandemie
sehr viel zu untersuchen. Wir haben vom Ethikrat schon zu Beginn, im
März 2020 und noch mit meinem Vorgänger Peter Dabrock betont, dass
das Potenzial von Solidarität in der Gesellschaft enorm ist, es sich
aber erschöpfen kann. Man muss damit pfleglich umgehen. Genau so hat
sich das tatsächlich dann auch ereignet, was ja verschiedene
sozialwissenschaftliche Studien über die Zeit untersucht bzw.
festgehalten haben. Und daher gibt es immer die Diskussion, wie viel
Solidarität kann man wie lange von dem Einzelnen einfordern im
Spannungsfeld zwischen Individuum und Staat, etwa in der komplexen
Abwägung von Gütern wie Freiheit und Gesundheitsschutz, die ja
miteinander auch noch verwoben sind und sich nicht sozusagen
unverbunden gegenüberstehen.

Bei aller Gereiztheit im öffentlichen Diskurs, angesichts der Rede
von der "Spaltung" der Gesellschaft, der Skepsis gegenüber
Wissenschaft in manchen gesellschaftlichen Gruppen, auch dem Verlust
von Vertrauen in staatliche und andere Institutionen bin ich dennoch
zuversichtlich, dass wir aus dieser intensiven Debatte, die wir als
Gesellschaft über die Frage von Gerechtigkeit und Solidarität geführt
haben in dieser Pandemie, etwas mitnehmen für die Zukunft, so
anstrengend das auch war für uns alle. Wir versuchen in unserer
Stellungnahme, die Komplexität der notwendigen Güterabwägungen zu
beschreiben und ethische Kriterien zu formulieren, die dabei
zukünftig noch stärker berücksichtigt werden sollten.


Vielfach wird zu viel moralisierende Überhöhung kritisiert.
Spaltet nicht auch dies die Gesellschaft in verschiedenen
Gruppen?

Moral, das ist eine griffige, wenn auch verkürzte Definition, ist die
Gesamtheit unserer Werte und Normensysteme. Ethik wiederum ist das
methodische Nachdenken über die Moral, also die Theorie der Moral.
Dazu gehört die Analyse dieser unterschiedlichen Normensysteme und
aus so einer umfassenden Analyse erwächst oft ein Verstehen und auch
die Möglichkeit einer Verständigung über moralische Konflikte - also
eigentlich das Gegenteil von "Spaltung".

Moralisierung ist deshalb ein Problem, weil sie nicht auf dieser
Reflexionsebene operiert, sondern aus einer partikularen Position
heraus und auch gelegentlich mit Schuldzuweisungen und
Diskussionsstopps arbeitet. Um Ethik zu betreiben, muss man Argumente
hören, andere Positionen kennen und verstehen, ist also nachgerade
gezwungen, in den konstruktiven Austausch zu gehen. Gerade deswegen
scheint mir die Unterscheidung zwischen Ethik und Moral in diesen
Tagen so wichtig wie selten.

So gehen wir auch im Ethikrat vor. Im Rahmen der Analyse loten wir
oft eine Art gemeinsamen Korridor aus, als mögliche gemeinsame
Position. Das ist eine ganz wichtige Funktion der Arbeit des Rates,
dass man sich trotz einer deutlichen Pluralität von Positionen
regelmäßig auf eine gemeinsame Position einigen kann. Für so etwas
ist ein beratendes Gremium ja da - ansonsten könnten wir einen
Sammelband mit 24 pointierten Einzelpositionen veröffentlichen. Wenn
eine gemeinsame Position nicht möglich ist, weil die Argumente und
Begründungen auch nach sorgfältiger Prüfung von Kompromissoptionen zu
weit auseinander liegen, dann macht man das transparent, das gibt es
bei uns ja auch immer wieder.


Spielt die Arbeitsethik in der Arbeit des Ethikrates auch
eine Rolle?

Das ist ein spannendes Thema, bei dem sich ja die
Sozialwissenschaften, die Politik und die Ethik sehr fruchtbar
verschränken können. Bisher haben wir uns das noch nicht spezifisch
vorgenommen, aber es spielt natürlich eine gewisse Rolle etwa beim
erwähnten Thema Mensch/Maschine. Die Pandemie war eine vollkommen
außergewöhnliche Zeit mit einem viel schnelleren Rhythmus und anderen
Formaten, eigentlich ist der Ethikrat für dieses Tempo nicht gebaut.
Ich habe die Hoffnung, dass wir irgendwann wieder zurückkehren können
zu einem etwas weniger atemlosen Arbeiten, wieder die langfristigeren
thematischen Linien verfolgen können. Und ich bin selbst gespannt,
welche Themen wir dann noch bearbeiten werden.
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Falsche Impfpässe beschäftigen die Polizei

von Dirk Schnack



Ärzte, die gefälschte Impfbücher ausstellen, agieren in aller Regel
bundesweit und sind überregional bekannt. Diese Gruppe an Ärzten und
ihre Abnehmer finden über soziale Medien wie Telegram zusammen. Dort
organisieren und positionieren sich Ärzte auch offensiv als
Impfgegner.

Diese Tendenz lässt sich nach Angaben der Polizei in Lübeck aus
bisherigen Ermittlungsergebnissen der Sonderermittlungsgruppe
"Booster" ableiten. Die Gruppe war von der Polizei und
Staatsanwaltschaft in der Hansestadt eingerichtet worden, um gegen die
bundesweit beobachtete Zunahme an Impfpassfälschungen vorzugehen. Bis
März waren in Lübeck insgesamt 218 Fälle bearbeitet worden. Ein
größeres Verfahren hatte dazu geführt, dass gegen 411 Beschuldigte aus
dem gesamten Bundesgebiet Ermittlungsverfahren eingeleitet wurden. Im
März berichtete die Polizei allerdings, dass das Anzeigeverhalten
deutlich nachgelassen habe.

Um Fälschungen zu erschweren rät die Polizei Ärzten, auf die
Strafbarkeit hinzuweisen und Patienten über Impfungen aufzuklären.
Eine offensive berufsständische Auseinandersetzung und Aufklärung sei
"wünschenswert". Wie viele Ärzte an Fälschungen beteiligt sind, teilte
die Polizei nicht mit. Aber: "Nach hiesiger kriminalpolizeilicher
Bewertung keine Einzelfälle." Neben Lübeck gibt es bundesweit weitere
Sonderermittlungsgruppen, die in mehreren Aktionen zahlreiche
Beweismittel sicherstellen und Verdächtige vernehmen konnten.
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Scham, Misstrauen und Anonymität

von Stephan Göhrmann



PRÄVENTION. Sexuell übertragbare Infektionen (STI) sind häufig mit
Stigmata behaftet. Viele Patienten trauen sich daher nicht, offen über
die eigene Ungewissheit zu sprechen. Eine offene Kommunikation und
mehr Test- und Beratungsmöglichkeiten können Leben retten.


Die gute Nachricht vorweg: Sexuell übertragbare Infektionen
(STI) und ihre Begleiterscheinungen treten in den Praxen in einem
Flächenland wie Schleswig-Holstein nur selten auf. Doch schützt der
ländliche Raum nicht vor Aids und Co. Eine Schlüsselfunktion in der
Aufdeckung und späteren Therapie bei den Fachärzten sieht Ute Krackow
vom Landesverband der Aidshilfen bei den Hausärzten im Land: "In der
Regel ist es der Hausarzt, der als erster mit den Patienten in Kontakt
kommt. Wenn er HIV oder andere STI erkennt, ist er derjenige, der
Leben rettet." Aus den Gesprächen mit ihren Klienten weiß Krackow um
die Hemmnis, über das eigene Sexualverhalten und die damit verbundenen
Unsicherheiten einer möglichen Infektion einer sexuell übertragbaren
Krankheit zu sprechen. Umso wichtiger sei die Offenheit der Ärztinnen
und Ärzte.

"Es reicht manchmal schon ein Schild in der Praxis hängen zu haben,
das zeigt, dass man in der Hausarztpraxis über sein Sexualverhalten
sprechen kann." Wenn der Arzt sich offen zeigt, sprechen die
Betroffenen ebenso offen über die mit Scham behafteten Hintergründe,
die auf eine STI hinweisen können. Manche Krankheitsbilder sind nicht
so eindeutig, können bei einem wachsamen Auge aber durchaus als
Hinweis erkannt werden. Auch bei HIV und Aids gilt, dass Betroffene
ein normales Leben führen können, sofern die Infektion oder Erkrankung
frühzeitig diagnostiziert und die Therapie zur Minderung der Viruslast
schnell eingeleitet wurde. HIV ist in über 40 Jahren der Forschung von
einer Pandemie mit Todesfolge zu einer behandelbaren Krankheit
geworden. Partnerschaft und Elternschaft sind durch funktionierende
Therapien möglich. Und die Weitergabe des Virus kann verhindert
werden. Um diese normalen Lebensziele auch als erkrankter Mensch zu
erreichen, hilft jedoch nicht nur das darüber Reden. Auch die Zahl
durchgeführter Tests müsse steigen, heißt es aus dem
Gesundheitsministerium in Kiel. Hindernisse auf dem Weg zur Diagnose
werden im deutschen Gesundheitssystem nicht zuletzt finanziell
begründet. Häufig werden gesetzlich versicherten Menschen in vielen
Fällen durchgeführte Tests entweder als IGeL berechnet oder auf die
Testangebote der Gesundheitsämter verweisen. "Diese sind in der Regel
kostenlos und anonym, jedoch schreckt der Verweis an eine behördliche
Institution häufig ab", so Krackow. Zwar bemerkt Krackow gerade unter
jungen Menschen eine zunehmende Offenheit, über die eigene Sexualität
zu sprechen, doch betreffen STI alle Gesellschaftsschichten, junge
Menschen genauso wie ältere. Dieser Erkenntnis bricht mit Stereotypen,
die sich nach wie vor im gesellschaftlichen Gedächtnis halten: "Junge
Männer sind als wilde Hirsche einem erhöhten Risiko ausgesetzt. Frauen
ab 50 haben ohnehin keinen Geschlechtsverkehr mehr, weshalb sie keinem
Risiko ausgesetzt sind", so die Denke. Der initiale Verdacht, an einer
STI erkrankt zu sein, wird so heruntergespielt. Darunter leiden
Diagnose und Therapiestart. Umso wichtiger erscheint die offene
Kommunikation beim Hausarzt, als Person des Vertrauens. Der
Landesverband der Aidshilfen ist eine weitere Stelle für Menschen, die
aus Scham, Misstrauen oder dem Verlangen heraus anonym zu bleiben,
nicht das Gesundheitsamt oder den Arzt ansteuern. Gerade Menschen, die
einem erhöhten Infektionsrisiko ausgesetzt sind, wie etwa Sexarbeiter
oder drogengebrauchende Menschen, stehen nur selten in einem
hausärztlichen Kontakt.

Finanzielle Aspekte verhindern bei ihnen zudem den oft wiederholten
Testwunsch auf eigene Kosten. Lehrer, Bundeswehrangehörige und
Angehörige weiterer gesellschaftlich akzeptierter Berufsgruppen können
sich die Tests zwar leisten, sie bangen jedoch um die eigene
Anonymität und suchen andere Testmöglichkeiten. Für sie könnte das
Heimtest-Kit S.A.M health in Frage kommen. Menschen, die sich über den
eigenen Infektionsstatus unsicher sind, können sich das Selbsttest-Kit
für Chlamydien, HIV, Syphilis und Gonorrhö für 49-59 Euro pro Test-Kit
in individuell abgestimmten Abständen als Abo zusenden lassen. "Die
Vielfalt an Möglichkeiten ist gut. Unterschiedlichen
Lebensverhältnissen können wir so entsprechende Angebote machen", so
Krackow. Verschiedenen Lebensverhältnisse bringen verschiedene
Testbedürfnisse hervor.

Der Landesverband der Aidshilfen und das Landesgesundheitsministerium
planen, das Angebot künftig über einen mobilen Beratungs- und Testbus
in die Fläche zu bringen. Das Projekt soll unter anderem mithilfe der
Fördermittel des Gesundheitsministeriums ermöglicht werden, die
Fördersumme wird rund 100.000 Euro betragen. Geplant ist, dass der Bus
die bestehenden Beratungsangebote in Schleswig-Holstein für HIV,
Hepatitis und andere sexuell übertragbare Erkrankungen erweitert. In
Zusammenarbeit mit der Suchthilfe sozuerst die risikobehafteten
Gruppen angesteuert werden. Über die Suchthilfe kann auch die
Diskretion gewährleistet werden. In den entsprechenden Stellen werden
die Informationen, wann der Beratungsbus in die Ortschaft kommt, an
die Personen verteilt. Oft ist es jedoch nicht mit einem Termin getan.
Aus Erfahrung weiß Krackow, dass viele Menschen drei Termine brauchen,
um Vertrauen aufzubauen und einem Erkenntnis bringenden Test erst beim
vierten Termin zustimmen. Eine schnelle Überführung zu den
behandelnden Ärzten vor Ort ist daher umso wichtiger.
Gesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner Garg betonte unlängst seine
Unterstützung für das Projekt: "Test-, Präventions- und
Behandlungsangebote können damit zu den Menschen kommen, die diese
brauchen. Nur wer den Infektionsstatus kennt, hat die Möglichkeit auf
eine frühzeitige Therapie. Diese schützt nicht nur den Einzelnen,
sondern trägt auch zur Unterbrechung einer weiteren Verbreitung bei."
Der Bus soll noch in diesem Jahr starten.

Noch ein Blick über die Landesgrenze hinaus: Als die Vereinten
Nationen gegen HIV/Aids (UNAIDS) im Jahr 2014 das "90-90-90-Ziel"
formulierten, stand fest, dass bis zum Jahr 2020 mindestens 90 % aller
Menschen mit HIV diagnostiziert sein und von diesen mindestens 90 %
antiretroviral therapiert werden sollten. Von den therapierten
Menschen sollte wieder bei 90 % das HI-Virus unterhalb der
Nachweisgrenze liegen. In Deutschland erreichte man dieses Ziel 2020.
Einem Bericht des Robert Koch-Instituts (RKI) zufolge sind 90 % der
HIV-Infektionen in Deutschland diagnostiziert worden. Der Anteil der
erfolgreichen Therapien liegt in Deutschland seit 2011 bei über 90 %.
Laut RKI-Analyse lag der Anteil hierzulande im Jahr 2020 bei etwa
96 %.

Doch mittlerweile wurde das Ziel angehoben. Bis 2030 lautet das neue
Ziel: 95-95-95. Analog hierzu hat sich Deutschland dem WHO-Ziel
"Eliminierung der Virushepatitis als Bedrohung der öffentlichen
Gesundheit bis 2030" verpflichtet. Die zuvor ausschließlich auf HIV
fokussierte Strategie aus dem Jahr 2005 wurde durch eine Strategie zur
Eindämmung von HIV, Hepatitis B und C und anderen sexuell
übertragbaren Infektionen ("BIS 2030") ersetzt. Doch Menschen ohne
Krankenversicherungsstatus, Obdachlose und andere Randgruppen bleiben
schwer zu erreichen. Das Landesgesundheitsministerium in Kiel sieht
derweil Hürden in der Präventions- und Beratungsarbeit in
Schleswig-Holstein und baut in Zusammenarbeit mit dem Landesverband
der Aidshilfen Kompetenznetz Aids in S-H e. V. die Angebote für alle
STI aus. Die Unterstützung der Ärzte im Land bleibt unerlässlich:
hinhören, fragen, testen.
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MELDUNG/1049: Schleswig-Holstein - Zentrale Kliniken bleiben umstritten (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 4, April 2022

Zentrale Kliniken bleiben umstritten

von Dirk Schnack



KLINIKEN. Im stationären Sektor sind Konzentrationsprozesse
angeschoben. In den Kreisen Pinneberg und Rendsburg-Eckernförde ist
das öffentliche Echo darauf sehr unterschiedlich. Noch ist offen, ob
Elmshorn oder Pinneberg Klinikstandort bleiben.


Der Kreis Pinneberg hat den Weg für einen zentralen Neubau der
Sana Regio Kliniken geebnet. Nun ist das Land Schleswig-Holstein am
Zug. Sana als Mehrheits- und der Kreis als Minderheitsgesellschafter
werden jetzt entsprechende Anträge stellen. Bislang halten die Sana
Regio Kliniken noch zwei Klinikstandorte im Kreis vor: In Elmshorn und
in Pinneberg. Anders als im Kreis Rendsburg-Eckernförde, wo ein
Leistungsrückbau am kleineren Klinikstandort Eckernförde in der
Kreispolitik wie berichtet kontrovers diskutiert wurde, sind sich die
Kommunalpolitiker in Pinneberg auf Kreisebene bislang weitgehend
einig. Der Hauptausschuss des Kreistags hat im März mit zwölf
Ja-Stimmen und einer Nein-Stimme grundsätzlich zugestimmt, die beiden
bisherigen Standorte zugunsten eines neuen Zentralkrankenhauses
zusammenzulegen.

Mit dem Beschluss hat der Hauptausschuss Landrätin Elfi Heesch
mandatiert, in der Gesellschafterversammlung entsprechend zu votieren.
Mehrheitsgesellschafter Sana hatte den Prozess zu einem
Zentralkrankenhaus angeschoben. Damit gehen zwei Anträge an das Land
Schleswig-Holstein - einer auf die krankenhausplanerische
Zusammenlegung der Standorte und einer auf Förderung des Baus aus
Landesmitteln. Nächster Schritt ist die Entscheidung des
Landeskrankenhausausschusses im Mai. Anschließend soll es in weitere
Planungs- und Genehmigungsprozesse gehen.

Kritischer Punkt dabei ist die Standortsuche: Pinneberg und Elmshorn
haben im Vorwege deutlich gemacht, dass sie ihre Kommune jeweils für
den zentralen Neubau für prädestiniert halten. In die Entscheidung
über den Standort werden u. a. Fragen der Mobilität von Patienten und
Erreichbarkeit einfließen. Erst in rund vier Jahren soll eine
Detailplanung eingereicht werden. Bezugsfertig könnte der Neubau im
Jahr 2033 sein.

Krankenkassen begrüßen den Konzentrationsprozess. Claudia Straub,
Leiterin der vdek-Landesvertretung Schleswig-Holstein, bezeichnete den
Bau eines Zentralkrankenhauses als "richtigen Weg, um eine qualitativ
hochwertige stationäre Versorgung in der Region langfristig
sicherzustellen." Zugleich sagte sie an die Adresse der Politik: "Nun
muss sie auch die Bevölkerung in der Region mitnehmen - denn jede
Veränderung löst zunächst Ängste aus."

Dies zeigt sich aktuell im Kreis Rendsburg-Eckernförde, wo aus Sicht
von Landrat Rolf Oliver Schwemer auch nach dem Kreistagsbeschluss zu
den Imland Kliniken nicht der erhoffte Befreiungsschlag gelungen ist -
denn die Diskussion über die Zukunft der Kliniken wird trotzdem
weitergeführt. Schwemer appellierte an alle Beteiligten, die
Entscheidung zu akzeptieren und nach vorn zu schauen. "Lassen Sie uns
die Strategiedebatte beenden", sagte Schwemer. Jeder Tag mit weiteren
Diskussionen führe die Kliniken "näher an den Punkt, wo wir es nicht
mehr schaffen werden, die personelle Besetzung aufrecht zu halten."
Dies gelte für beide Klinikstandorte.

Der Landrat reagierte damit auf die anhaltende Diskussion über den
Beschluss vom 14. Februar, als sich der Kreistag, wie berichtet, nach
langer Diskussion für ein Szenario zur Zukunft der beiden Standorte
entschieden hatte. Dies hat eine Konzentration von Leistungen und ein
verringertes Leistungsangebot am kleineren Klinikstandort in
Eckernförde zur Folge. Kritiker dieser Entscheidung prüften im März,
ob sie ein Bürgerbegehren zu diesem Thema auf den Weg bringen können.
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DEMENZ/495: Rechtliche Aspekte der Begleitung von Menschen mit Demenz während der Corona-Pandemie (DAlzG)

Alzheimer Info, Ausgabe 1/2022

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Rechtliche Aspekte der Begleitung von Menschen mit Demenz während der Corona-Pandemie



Eine Angehörige berichtet in der Beratung: " (...) unsere Mutter (91
J.) ist nach zwei Schlaganfällen dement. Meine Schwester ist
gesetzlich bestellte Betreuerin. Unsere Mutter musste nun am Samstag
aufgrund eines Notfalls in die Notaufnahme eingeliefert werden. Weder
mir (dreifach geimpft, tagesaktueller Coronatest negativ) noch meiner
Schwester (zweifach geimpft) wurde eine Begleitung unserer Mutter
aufgrund der Corona-Schutzregelungen erlaubt. So musste unsere Mutter,
die keinen eigenen Willen mehr äußern kann, mehrere Stunden alleine in
der Notaufnahme verbringen. Ist das rechtens?"

Wir haben den Rechtswissenschaftler, Sozialexperten, Sach-
und Fachbuchautor Prof. Dr. Thomas Klie, der als Rechtsanwalt in Berlin, 
München und Freiburg arbeitet, um Einschätzung gebeten. 


Psychosoziale Aspekte in pflegerische Versorgung einbeziehen

Krankenhausaufnahmen oder -einweisungen sind gerade für Menschen mit
Demenz krisenhafte Situationen, die sowohl von ärztlicher als auch von
pflegerischer Seite eine sorgfältige Vorbereitung und Begleitung
benötigen. Menschen mit Demenz sind in einer für sie fremden Umgebung,
mit ihnen unbekannten Personen und einer in der Regel hektischen
Umwelt - in diesem Fall besonders durch die Aufnahme in der
Notaufnahme - im höchsten Maße belastet und dies in einer Situation,
in der ihre Gesundheit bedroht ist. So es ärztlicherseits um die
erforderliche Diagnostik und mögliche Therapie geht, ist von Seiten
der Fachpflege zu gewährleisten, dass Patientinnen und Patienten
pflegerisch angemessen versorgt werden. Zu eben dieser Versorgung
gehört auch eine vertrauensgeprägte Kommunikation, die Einbeziehung
von Vertrauenspersonen sowie weitere Maßnahmen, welche die
pflegerische Situation auch psychosozial stabilisieren. Die
Mitaufnahme oder mindestens die Einbeziehung von Vertrauenspersonen
von nahen Angehörigen ist aus fachlicher Sicht oftmals dringend
erforderlich, zumal wenn es offensichtlich von der Person gewünscht
oder aber sie ohne die entsprechende Begleitperson irritiert ist.


Voraussetzungen der Einwilligungsfähigkeit beachten

Gerade in Notfallsituationen stehen häufig schwerwiegende
Entscheidungen an, die sich sowohl auf den Verzicht als auch auf die
Einwilligung in eine Heilbehandlungsmaßnahme beziehen. Menschen mit
einer fortgeschrittenen Demenz sind häufig allein nicht
entscheidungsfähig, gegebenenfalls entscheidungsunfähig. Sie sind also
darauf angewiesen, mit anderen Personen gemeinsam eine Entscheidung
über die ärztlichen Heilbehandlungen zu treffen oder diese von
ausgewählten Personen stellvertretend treffen zu lassen. Voraussetzung
ist jeweils eine ärztliche Aufklärung, die Beachtung der jeweiligen
Rechte von Patientinnen und Patienten sowie eine wirksame
Einwilligung. Das gilt auch und insbesondere in Krankenhäusern und
dort, wo für die weitere Lebensführung bedeutsame Entscheidungen
getroffen werden. Die AWMF-Leitlinie "Einwilligungsfähigkeit von
Menschen mit Demenz" legt fest, wie die Einwilligungsfähigkeit geprüft
und bei fehlender oder eingeschränkter Einwilligungsfähigkeit auch in
klinischen Kontexten legitimierte Entscheidungen herbeigeführt werden
können. Besonders vor diesem Hintergrund ist von größter Bedeutung,
dass nahe An- und Zugehörige oder Bevollmächtigte, die gegebenenfalls
den Willen der Patientinnen und Patienten verstehen und diesen zum
Ausdruck bringen können oder sie in einer Entscheidungsfindung
unterstützen, anwesend sind. Voraussetzung ist natürlich, dass sie den
medizinischen Ablauf nicht stören. Der Ausschluss von Bevollmächtigten
und nahen An- und Zugehörigen aus dem klinischen
Behandlungszusammenhang und die Verwehrung des Zutritts zur Klinik,
wie im oben beschriebenen Fall geschehen, ist mit den Rechten von
Patientinnen und Patienten nicht zu vereinbaren.


Infektions- und Hygieneschutz muss gewährleistet sein

Unter Bedingungen der Corona-Pandemie sind in den Kliniken hohe
Anforderungen an den Infektions- und Hygieneschutz zu stellen. Dies
gilt selbstverständlich auch für mögliche Besucherinnen und Besucher
und Begleitpersonen von Patientinnen und Patienten. Erfüllen diese
aber die gleichen Anforderungen, was den Infektionsschutz anbelangt,
die auch für die Mitarbeitenden der Klinik gelten, gibt es keinen
Grund, sie an einer Begleitung zu hindern, sofern diese aus fachlicher
und rechtlicher Sicht notwendig ist. Vielmehr haben Krankenhäuser
durch die Bereitstellung entsprechender Schutzmaßnahmen und PCR-Tests
zu gewährleisten, dass die Begleitung von Patientinnen und Patienten
in der Notaufnahme, aber gegebenenfalls auch die Mitaufnahme von
An- und Zugehörigen ermöglicht wird.

Anfang Texteinschub

Weitere Informationen


Die Leitlinie "Einwilligung von Menschen mit Demenz in medizinische
Maßnahmen" zum Download unter: 

www.awmf.org/leitlinien/detail/ll/108-001.html

Ende Texteinschub

 * 
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DEMENZ/494: Wer stört hier wen? Tipps für den Umgang mit herausfordernden Verhaltensweisen (Alzheimer Info)

Alzheimer Info, Ausgabe 1/2022

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Wer stört hier wen?


4 Tipps für den Umgang mit herausfordernden Verhaltensweisen

von Anna Jannes, Kompetenzzentrum Demenz in Schleswig-Holstein



Menschen mit Demenz versuchen sich mit ihren verbliebenen Fähigkeiten
die Welt zu erklären und auf sie zu reagieren. Dabei können sie
unterstützt werden. Vier Tipps, wie Sie einen positiven Einfluss
nehmen können.


1. Tipp: Korrigieren Sie den Betroffenen nicht

Machen Sie sich immer wieder bewusst:

Bei Menschen mit Demenz ist das Kurzzeitgedächtnis beeinträchtigt und
sie verlieren häufig mehr und mehr die Orientierung. Korrigieren Sie
deswegen die Betroffenen nicht. Auch nicht, wenn auf Behauptungen
beharrt wird. Es ist ihre Realität, in der sie versuchen, sich Dinge
zu erklären. "Ich habe dir jetzt schon so oft erklärt ..." existiert
in ihrer Welt nicht, da sie sich nicht erinnern können. Versuchen Sie,
die Perspektive des Menschen mit Demenz einzunehmen. Nur so können Sie
Reaktionen und Verhaltensweisen verständlich einordnen, die Ihnen
scheinbar "sinnentleert" erscheinen. Wie hilflos würden wir uns
fühlen, ...

 ... wenn wir auf einmal den Weg nach Hause nicht mehr wüssten?

 ... wenn wir nicht wissen, wo wichtige Sachen wie Teller in der
Wohnung zu finden sind?

 ... wenn wir vergäßen, in welchem Raum sich die Toilette befindet?


2. Tipp: Gehen Sie auf Ursachensuche

Um zu verstehen, warum der Mensch mit Demenz herausfordernde
Verhaltensweisen zeigt, ist es wichtig, dass Sie versuchen, die
Ursachen herauszufinden. Stellen Sie sich folgende Fragen:

• Tritt das Verhalten häufiger auf? Wenn ja, in welchen
Situationen, zu welcher Uhrzeit, in welchen Räumlichkeiten? Gewisse
Verhaltensweisen kehren häufig über den Tag immer wieder auf. Ist der
Mensch mit Demenz zu einer bestimmten Tageszeit unruhig, aggressiv
oder muss etwas "erledigen", beziehen Sie ihn zu der jeweiligen
Uhrzeit in eine Tätigkeit ein oder gehen Sie zum Beispiel spazieren.
Sie können sich auch zu diesen Zeiten Unterstützung zum Beispiel von
ehrenamtlichen Helfern holen, die sich in den aktiven Zeiten mit der
Person beschäftigen.

• Seit wann tritt das Verhalten auf? Hat sich die Lebenssituation
verändert? Wurden Möbel umgestellt? Gab es einschneidende
Lebensereignisse? Diese Auslöser können für das herausfordernde
Verhalten verantwortlich sein. Der Betroffene muss sich erst an die
Situation gewöhnen bzw. neu orientieren.

• Gibt es körperliche Bedürfnisse (Hunger, Müdigkeit, Harndrang,
Schlafstörung, Schmerz etc.)? Schmerz ist sehr häufig eine Ursache für
herausforderndes Verhalten. Beobachten Sie, ob der Betroffene sich zum
Beispiel ein Körperteil hält oder schlechter isst.

• Hat sich die Medikation verändert? Ältere und pflegebedürftige
Personen nehmen oft eine Vielzahl von Medikamenten ein. Diese
beeinflussen sich häufig gegenseitig und können zum Beispiel
Zungenkrämpfe, vermehrtes Wasserlassen (die Betroffenen suchen eine
Toilette), Bewegungsdrang und auch aggressives Verhalten auslösen.
Wenn sich die Medikamente des Erkrankten vor kurzem geändert haben,
kann dies Auslöser für das herausfordernde Verhalten sein. Informieren
Sie unbedingt den jeweiligen Neurologen oder Hausarzt über die
Veränderungen.


3. Tipp: Spiegeln Sie Gefühle wider

Indem Sie die Gefühle Ihres Gegenübers erspüren und ihm signalisieren,
dass Sie diese akzeptieren, vermitteln Sie Verständnis. Dafür reichen
kurze Äußerungen wie: "Ich kann verstehen, dass dich das jetzt wütend
macht", "Du machst dir Sorgen", "Das kann einem auch Angst machen."
Durch diese Äußerungen geben Sie Ihrem Betroffenen Sicherheit und er
fühlt sich verstanden.


4. Tipp: Passen Sie die Umgebung an

Die Anpassung Ihres Wohnumfeldes kann angstmachende Situationen
reduzieren. Leuchten Sie Räume mit direktem Licht (zum Beispiel Decken
leuchte) und indirektem Licht (zum Beispiel Leselampe) aus. So
vermeiden Sie Schattenwürfe, die von Menschen mit Demenz verkannt
werden können. Klare Kontraste und Strukturen in der Umgebung, zum
Beispiel einfarbige Tischtücher, Holztoilettensitze oder farbige
Getränke (zum Beispiel Apfelschorle), schaffen Orientierung.


Fazit: Gehen Sie auf Spurensuche

Für den Umgang mit herausfordernden Verhaltensweisen gibt es leider
kein Patentrezept. Deswegen ist wichtig, dass Sie immer wieder
herausfinden, wodurch die Verhaltensweisen entstehen. Häufig verstehen
die Betroffenen die Situationen nicht und reagieren dementsprechend.
Würden wir uns anders verhalten, wenn wir zu einer Situation gedrängt
würden, die wir nicht verstehen? Die Bewusstheit über die Erkrankung
und das eigene Handeln helfen dabei, herausforderndem Verhalten zu
begegnen und es zu mindern.

 * 
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SCHMERZ/807: Migräne - Leidensdruck entscheidet über Wahl der Medikation (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 4, April 2022

Leidensdruck entscheidet über Wahl der Medikation

von Uwe Groenewold



MIGRÄNE. Deutscher Schmerz- und Palliativtag Ende März online
mit Kopfschmerz-Curriculum. 33.000 akut Erkrankte täglich nur in
Schleswig-Holstein. Prophylaxe kann Lebensqualität wirksam erhöhen.


Ein wesentliches Thema des von der Deutschen Schmerzgesellschaft
(DSG) ausgerichteten Kongresses waren Kopfschmerz und Migräne.
Erstmals hat die DGS ein Curriculum Kopfschmerz für Haus- und
Fachärzte angeboten, um die Versorgung Betroffener zu verbessern.
Prof. Hartmut Göbel, Leiter der Schmerzklinik Kiel, hat über den
aktuellen Stand der medikamentösen und nicht-medikamentösen
Migräneprophylaxe informiert. "Migräne mit seinen 47 Unterformen
belegt hinter Karies und Spannungskopfschmerzen Platz drei der
häufigsten Erkrankungen weltweit", so Göbel. Jeden Tag seien in
Deutschland etwa 900.000 Menschen von akuter Migräne betroffen,
100.000 arbeitsunfähig und bettlägerig - auf Schleswig-Holstein
bezogen sind dies über 33.000 akut Erkrankte, 3.700 davon
arbeitsunfähig.

Eine Prophylaxe ist bei spätestens sechs Migräneattacken pro Monat,
langanhaltenden Beschwerden, Zunahme der Anfallsfrequenz,
Therapieversagen sowie bei Einnahme von Schmerz- und Migränemitteln an
mehr als zehn Tagen pro Monat erforderlich. "Eine wirksame Vorbeugung
kann die Lebensqualität der Betroffenen dramatisch verbessern",
erläutert Göbel. Die Prophylaxe kann mit und ohne Medikamente
erfolgen. Begleitend zur medikamentösen Therapie oder alternativ
bieten sich zahlreiche nicht-medikamentöse Strategien an. Mit
Entspannungsverfahren wie der progressiven Muskelrelaxation nach
Jacobson lasse sich bei einer Reihe von Patienten eine Reduktion der
Migränehäufigkeit erreichen. Auch Biofeedback, kognitive
Verhaltenstherapien, Schmerzbewältigung und Stressmanagement seien
laut aktueller Therapieleitlinien erfolgversprechend, so Göbel. Ein
regelmäßiger Tagesablauf und Ausdauersportarten wie Joggen, Walken,
Schwimmen oder Radfahren können die Häufigkeit und Intensität der
Attacken ebenfalls reduzieren.

Diese Maßnahmen lassen sich falls erforderlich, durch eine
medikamentöse Migräneprophylaxe ergänzen. "Ziel ist es,
Migräneattacken seltener, kürzer und/oder leichter zu machen", sagte
Göbel. Außerdem könne mit einer Prophylaxe einem Dauerkopfschmerz
entgegengewirkt werden, der sich aus dem stetigen Gebrauch von
Migränemitteln entwickeln kann. Medikamentöse Prophylaktika lassen
sich in vier Klassen gruppieren:

Klasse I: 

freiverkäufliche Nahrungsergänzungsmittel wie Magnesium oder Vitamin B2

Klasse II: 

rezeptpflichtige orale Migräneprophylaktika wie Metoprolol, Amitriptylin oder 
Topiramat

Klasse III: 

Botulinumtoxin

Klasse IV: 

CGRP- und CGRP-Rezeptor-Antikörper wie Erenumab, Fremanezumab und Galcanezumab

"Für alle aufgeführten Substanzen wurde die Wirksamkeit in
kontrollierten Studien nachgewiesen, wobei die Studienqualität sehr
unterschiedlich ist." Bei jüngeren Migräneprophylaktika sei die
Datenlage aussagekräftiger, ältere Therapieoptionen hätten sich
dagegen im klinischen Alltag bewährt. "Die Substanzen der Klassen III
und IV sind um ein Vielfaches teurer als Substanzen der Klasse II, sie
werden daher erst eingesetzt, wenn die anderen Wirkstoffe nicht
wirksam, nicht verträglich oder kontraindiziert sind", so der Kieler
Schmerzexperte. Zur Therapiebegleitung sowie zur Verlaufs- und
Erfolgskontrolle empfiehlt er die Nutzung der Migräne-App, die ohne
Rezept kostenlos in den Appstores erhältlich ist.

Wesentliche Kriterien bei der Wahl der geeigneten Substanz seien
Wirksamkeit, mögliche Nebenwirkungen und das Gebot der
Wirtschaftlichkeit: "Da keine Substanz zur Verfügung steht, die bei
allen Patienten zuverlässig, schnell und anhaltend wirkt, gleichzeitig
auch bei Langzeiteinnahme unbedenklich ist und diese Eigenschaften
dann noch im Vergleich mit anderen Prophylaktika wirtschaftlich
günstig realisiert, stellt die Auswahl der individuell optimalen
Substanz eine ärztliche Herausforderung dar", erläutert der
Migränespezialist. "Letztlich entscheiden der Leidensdruck und die
individuelle Akzeptanz der Patienten über die Wahl der Medikation."

Die DGS hat während des Kongresses erneut auf eine Unterversorgung der
eigenen Angaben zufolge rund 3,9 Millionen Schmerzkranken in
Deutschland verwiesen. Erforderlich wären mindestens 10.000
ausgebildete Schmerzmediziner, aktuell gebe es in Deutschland jedoch
lediglich rund 1.321 ambulant tätige Ärzte mit entsprechenden
Qualifikationen.

Während des Kongresses hat die DGS auch auf den Krieg in der Ukraine
reagiert. Zum einen wurde eine Spendenaktion zugunsten von "Ärzte ohne
Grenzen" initiiert, zum anderen ein Symposium "Hilfe für
traumatisierte Schmerzpatienten" angeboten, das sich mit den
Kriegsfolgen befasste.
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BERICHT/032: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ...    Kontroverse Orientierungsdebatte im Bundestag (SB)

Kaum Annäherung an Karlsruher Urteil

Kontroverse Orientierungsdebatte im Bundestag über assistierten Suizid

von Christa Schaffmann - 19. Mai 2022
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Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 26. Februar 2020 entschieden,
dass § 217 Strafgesetzbuch, der bis Anfang 2020 die "geschäftsmäßige
Suizidhilfe" verbot, verfassungswidrig und nichtig ist. Jeder Mensch -
freiverantwortliches Handeln vorausgesetzt - hat das Recht auf einen
selbstbestimmten Tod, und das unabhängig davon, ob er schwer krank ist. Und
da der Suizid nicht verboten ist, kann auch die Hilfe beim Suizid nicht
strafbar sein. Im Karlsruher Urteil wurde kein neues Gesetz gefordert. Doch
der Gesetzgeber weiß dabei u.a. viele Ärzte hinter sich. Mehrere
Gesetzentwürfe entstanden daher in den zurückliegenden Monaten. Als
nächsten Schritt beraumte der Bundestag für Donnerstag den 18. Mai 2022
eine Orientierungsdebatte über die künftige Regelung des assistierten
Suizids an.

Die Zahl der Abgeordneten, die an dieser Debatte teilnahmen, war
überschaubar. Dass sich vor allem die mit dem Thema bereits Vertrauten im
Saal versammelt hatten, überrascht nicht, ist aber der erforderlichen
Sachkenntnis für eine nicht fraktionsgebundene Entscheidung des Bundestages
im Herbst nicht förderlich. Bezeichnend war auch, dass in der Tagesordnung
eine Debatte zum Thema "Sterbehilfe" angekündigt war, was mehrere Redner
veranlasste, zu Recht darauf hinzuweisen, dass es unterschiedliche Angebote
von Sterbehilfe in Krankenhäusern seit Jahren gebe und diese überhaupt
nicht Gegenstand des geplanten Gesetzes sei.

Wer die Gesetzentwürfe und die dazu in den vergangenen Monaten abgegebenen
Erläuterungen und Kommentare einzelner Abgeordneter kennt, konnte in der
Debatte zeitweilig den Eindruck gewinnen, dass auch unter jenen, die das
Karlsruher Urteil über das Recht jedes Bürgers auf ein selbstbestimmtes
Sterben einschließlich der Inanspruchnahme von Hilfe nicht begrüßt haben,
mindestens verbal eine Annäherung an dessen Inhalt stattgefunden hat. So
wurde dieses Recht mehrfach betont, ebenso eine ergebnisoffene Beratung,
eine Rückkehr zu 2014 (als der 2020 vom BVerfG gestrichene § 217 beschlossen
wurde, der Assistenz verbot) ausgeschlossen.

Dass hinderte Helge Lindh (SPD), Ansgar Heveling (CDU/CSU), Kirsten
Kappert-Gonther (Bündnis 90/Die Grünen) jedoch nicht, erneut ein Netz staatlich
anerkannter Beratungsstellen zu fordern, die Suizidwillige vollumfänglich
beraten müssten, was auch - so Lindh - suizid-präventiv sein könne. "Wir
wollen Anwälte der Sterbewilligen sein", sagte er. Fatal, dass man sich
einen Anwalt normalerweise selbst sucht, wenn man das für nötig hält und
ihm vertraut.

Suizidprävention wurde auch von anderen Abgeordneten in den Mittelpunkt
gestellt, obwohl es bei dem Gesetz ja um die zum Suizid Entschlossenen
geht, die Unterstützung auf ihrem letzten Weg wünschen. Lang und breit
wurde über den Druck gesprochen, unter dem Suizidwillige in vielen Fällen
stünden, weil sie ihren Angehörigen Kosten ersparen wollten, sowie über
Menschen, die eigentlich nicht sterben, sondern sich "in einer psychischen
Krise eine Pause wünschten", so Kappert-Gonther. Für sie sei es ein
Horrorszenario, wenn es irgendwann mehr Suizidassistenz-Angebote als
Präventions-Angebote geben würde. Offenbar erwartet sie das Ende des
Sozialstaats, denn dessen Aufgabe wäre es, das zu verhindern. Nachdrücklich
forderte sie deshalb eine Verankerung des künftigen Gesetzes im Strafrecht.

Dass manche der angesprochenen Probleme, die zu einem Suizidwunsch führen
können - Armut, Personalmangel in Pflegeeinrichtungen, zu wenig
Palliativ-Angebote und Hospiz-Plätze - durchaus die Aufmerksamkeit des Parlaments
verdienen, ist unstrittig. In diese Orientierungsdebatte gehörten sie
jedoch nicht.

Widerspruch kam daher u.a. von Katrin Helling-Plahr (FDP). Sie forderte die
Achtung des Karlsruher Urteils. Dazu gehöre aus ihrer Sicht eine liberalere
Lösung außerhalb des Strafrechts und mehr Respekt gegenüber den
Suizidwilligen. Man sollte sie nicht bedrohen, sich nicht über sie stellen,
stattdessen echte Anlaufstellen für sie schaffen, ihnen die Beratung durch
vertraute Ärzte gestatten, statt sie dazu zu zwingen, anonyme Behörden
aufzusuchen. Ihr Fraktionskollege Benjamin Strasser betonte, dass das
Karlsruher Urteil den Rahmen des Diskurses grundsätzlich verändert habe: Es
gehe nicht mehr um das "Ob" von assistiertem Suizid, sondern um das "Wie".

Auch Petra Sitte (Die Linke) betonte die durch Karlsruhe sehr deutlich
gemachte freie Entscheidung jedes Menschen darüber, was für ihn ein
lebenswertes Leben sei. Wer sein Leben selbstbestimmt beenden wolle, der
solle dies in Würde und auch mit Unterstützung tun können. Zu viele Hürden,
wie andere Gesetzentwürfe sie aufbauten, widersprächen dem Geist von
Karlsruhe, denn "ein Recht, das sich in der Praxis nicht ausüben lässt,
ist kein Recht", so Sitte. Ihre Fraktionskollegin Kathrin Vogler hat sich
dagegen der Gruppe um den SPD-Abgeordneten Lars Castellucci angeschlossen,
deren Entwurf die meisten Hürden für ein selbstbestimmtes Sterben aufbaut.
Vogler wähnt ein "Marktsystem von Anbietern" für Suizidassistenz.
Castellucci selbst betont, er wolle assistierte Suizide ermöglichen, aber
nicht fördern. Im Detail kommt das Ermöglichen aber sehr kurz in seiner
Rede, die sich vor allem um den Lebenswillen dreht, den es zu unterstützen
gelte, um Hilfe zum Leben und nicht zum Sterben, um momentane
Sterbewünsche, die sich Organisationen angeblich zunutze machten, was man
verhindern müsse.

Martina Stamm-Fibig (SPD) wies darauf hin, dass die Realität Menschen mit
verschiedenen Gründen für einen selbst gewählten Todeszeitpunkt umfasst. Es
sei nicht die Aufgabe des Bundestages, diese Gründe zu bewerten bzw.
darüber zu entscheiden. Das Parlament solle im Karlsruher Urteil eine
Chance zum Sterben in Würde sehen und das Recht darauf nicht durch
behinderndes Verhalten untergraben.

Thomas Seitz (AfD) nutzte die Chance, seine Partei als besonders
verfassungstreu - jedenfalls beim Thema "selbstbestimmtes Sterben",
darzustellen. Nach den während der Pandemie entstandenen "Auswüchsen"
staatlicher Eingriffe, böte sich endlich die Chance, den Bürgern wieder
mehr Freiheit zu gewähren, selbst zu entscheiden, ob man das eigene Leben
für lebenswert hält, und ihnen für den Freitod auch das beste verfügbare
Mittel Natrium Pentobarbital (NaP) zur Verfügung zu stellen. Seine
Fraktionskollegin Beatrix von Storch teilt diese Auffassung nicht.

Im krassen Gegensatz zur Mehrheit der Redner behauptete Marc Biadacz
(CDU/CSU), es dürfe bei der Debatte nicht allein um das Recht des
Individuums gehen. Der Tod sei keine Privatangelegenheit, er betreffe auch
Angehörige, Freunde und überhaupt ginge es um den Umgang der Gesellschaft
mit Leben und Tod. Der Staat müsse Menschen und ihr Leben schützen. Damit
bewegte Biadacz sich jenseits des Urteils vom Bundesverfassungsgericht.
Sein Fraktionskollege Thomas Rachel verlangt von den Suizidenten sogar, sie
sollten Rücksicht auf das medizinische Personal nehmen und ihren
Sterbewunsch daraufhin prüfen, ob er für dieses zumutbar sei. Sein Ziel ist
es, dass Menschen nicht durch die Hand anderer, sondern an deren Hand
sterben. Für Erich Irlstorfer (CDU/CSU) hat jedes Leben einen Wert. "Der
Mensch stirbt, wenn Gott ein Leben vollendet hat", so sein Standpunkt.

Renate Künast (Bündnis 90/DieGrünen) erinnerte daran, dass es keinen
Auftrag der Karlsruher Richter gegeben habe für ein neues Gesetz und somit
auch nicht für dessen strafrechtliche Verankerung. Der Regelbedarf sei
bereits erfüllt, wenn selbstverantwortliches Handeln vorliegt und keine
Tötung auf Verlangen stattfindet. Man sollte es den Sterbewilligen weder zu
schwer noch zu leicht machen. Der von ihr zusammen mit anderen Abgeordneten
vorgelegte Gesetzentwurf weise deshalb zwei mögliche Wege: In einer
medizinischen Notlage sollte die Beratung zu Alternativen und die
Beurteilung (freiverantwortliches Handeln) durch zwei Ärzte ohne langen
Aufschub zur Entscheidung und damit zur Verschreibung des Medikaments
führen. In anderen Fällen, in denen ein glaubhafter Sterbewunsch vorliegt,
sollten Ärzte des Vertrauens zugelassen sein.

Till Steffen (Bündnis 90/Die Grünen) betont in seiner Rede, es gebe keine
Pflicht zu leben. An manchen Gesetzentwürfen und den darin aufgebauten
Hindernissen kritisiert er vor allem den strafrechtlichen Aspekt und die
Rolle des Staates sowie die Rolle durch ihn eingesetzter Ärzte und Berater,
die der Sterbewunsch eines Menschen aus seiner Sicht solange nichts angehe,
so lange dieser selbstbestimmt handelt.

Unter mehreren Abgeordneten ist die Sorge, geldgierige Menschen in der
Pharmaindustrie und in Sterbehilfe-Organisationen könnten künftig an
assistierten Suiziden Milliarden verdienen. Das sagt viel über das Bild
aus, das sich einige Abgeordnete davon machen, wie jemand zu dem Wunsch
nach einem assistierten Suizid kommt, wie wenig man diesen Menschen
zutraut, überlegt zu handeln, wie sehr man ihnen unterstellt, mal schnell
einer (übrigens nicht vorhandenen, weil verbotenen) Werbung zu folgen und
sich dann das Leben zu nehmen, als handele es sich darum, ob man am
Wochenende zum Fußballspiel geht oder einen Spaziergang im Wald macht. Auch
die "väterliche Sorge" darum, dass der Suizid zum Trend werden könne, zur
neuen Normalität, wurde ins Feld geführt.

Nina Scheer (SPD) denkt ganz anders über den Begriff "Normalität". Sie
fürchtet, dass die lebensfremden Visionen von massenhaften Suiziden dazu
führen werden, dass Karlsruhe den ganzen Prozess noch einmal aufrollen muss
und erneut für lange Zeit ein Sterben in Würde durch einen assistierten
Suizid unmöglich gemacht wird. Man könne noch so viele soziale oder
medizinische Maßnahmen ergreifen - es werde immer Menschen geben, die ihr
Lebens selbstbestimmt beenden wollen. Das war und ist Normalität. Sie ist
damit nah bei all den Medizinern, die angesichts der wachsenden
Möglichkeiten zur Lebensverlängerung schon seit mehr als zehn Jahren über
noch eine andere Form der Normalität nachdenken, publizieren und sie
praktizieren: Sterbehilfe durch Unterlassen. Alles, wirklich alles zur
Erhaltung des Lebens zu tun, wird schon längst nicht mehr von allen Ärzten
als sinnvoll angesehen und auch von vielen Patienten in Frage gestellt
wird.


Bis zur ersten Lesung im Sommer ist es nicht ausgeschlossen, dass
noch weitere Gesetzentwürfe entstehen - neue oder geänderte bzw.
kombinierte. Die endgültige Entscheidung ist für den Herbst geplant. Auch
der Ethikrat hat seinen Kommentar erst für den Herbst angekündigt.


Über die Autorin:

Christa Schaffmann ist Diplomjournalistin und arbeitet seit zehn
Jahren als freie Autorin und PR-Beraterin, nachdem sie zehn Jahre
Chefredakteurin von Report Psychologie, der Fach- und Verbandszeitschrift
des Berufsverbands Deutscher Psychologinnen und Psychologen, war.



Ein einleitender Text zum Sachstand sowie weitere Beiträge der Autorin zum
Thema "Assistierter Suizid" in Form von Gesprächen mit Expert*Innen
verschiedener Berufs- und Interessengruppen sind im Schattenblick unter dem
kategorischen Titel "Am Lebensrand - der assistierte Suizid ..." zu finden
unter:

Schattenblick / INFOPOOL → MEDIZIN → REPORT → BERICHT

http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/ip_medizin_report_bericht.shtml

Schattenblick / INFOPOOL → MEDIZIN → REPORT → INTERVIEW

http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/ip_medizin_report_interview.shtml

Weitere Artikel zur Diskussion um das Thema "Assistierter Suizid" folgen ...

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022
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INTERVIEW/046: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ...    Diplom-Politologe Michael Bauer im Gespräch (SB)

Sterben nur nach bestandener Prüfung oder: Der unfreie Freitod

Interview mit dem Diplom-Politologe Michael Bauer, Vorstand der Humanistischen
Vereinigung

Das Gespräch führte Christa Schaffmann - März 2022
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Der Diplom-Politologe Michael Bauer ist seit 2011 Vorstand der Humanistischen
Vereinigung

Foto: © by Humanistische Vereinigung



Schattenblick: Am 26. Februar 2020 verkündete das Bundesverfassungsgericht
sein bahnbrechendes Urteil zur Sterbehilfe, in dem es den umstrittenen
§ 217 StGB ("geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung") für
verfassungswidrig erklärte. Steht der zuletzt vorgelegte Gesetzentwurf
(Castellucci/Kappert Gonther), der im Unterschied zu Entwürfen von 2020 und
2021 aus dem neu gewählten Bundestag heraus entstanden ist, im Einklang mit
dem Karlsruher Urteil?

Michael Bauer: Bei diesem Entwurf fühle ich mich an das Verbot von Werbung
für den Schwangerschaftsabbruch erinnert. Schon wieder will der Gesetzgeber
etwas ganz Ähnliches vorschreiben. Der Entwurf geht weit hinter das zurück,
was ich mir unter wirklicher Autonomie der Betroffenen vorstelle. Da ist
wieder ein paternalistischer Gestus drin. Es geht den Verfassern allem
Anschein nach nicht darum, dem Einzelnen einen würdevollen Suizid zu
ermöglichen, sondern diesen so schwer wie möglich zu machen, wenn nicht gar
zu verhindern. Die Liste von Voraussetzungen - angefangen von
vorgeschriebenen Gesprächen mit Ärzten, darunter einem Psychiater, über
eine umständliche Beratung bis hin zur Festlegung von langen Fristen, um
die Ernsthaftigkeit des Suizidwunsches zu prüfen - widerspricht dem, was
eigentlich im Zentrum stehen sollte: der autonome und verantwortliche Wille
der Betroffenen.

Schattenblick: Wenn es stimmt, das 60 bis 90 Prozent aller Suizidalen an
psychischen Erkrankungen leiden, die sie unter Umständen nicht frei
entscheiden lassen - rechtfertigt das nicht eine solche psychiatrische
Untersuchung?

Michael Bauer: Dass Menschen, die ihr Leben und in vielen Fällen damit
verbundenes großes Leid beenden und dabei Unterstützung wollen, eine
psychische Erkrankung unterstellt wird, die sie nicht mehr autonom handeln
lässt, ist eine Zumutung. Es mag sein, dass viele Selbsttötungen oder
Selbsttötungsversuche mit einer psychischen Erkrankung zusammenhängen, aber
das betrifft aus meiner Sicht gerade nicht die Menschen, die Suizidhilfe in
Anspruch nehmen wollen. Man soll doch nicht glauben, dass man per Gesetz
jeglichen in Krisensituationen vollzogenen Suizid in Zukunft wird
verhindern können. Deshalb sind die von Ihnen zitierten Prozentzahlen die
falsche Faktengrundlage für dieses Gesetz. Menschen, die Sterbehilfe
nachfragen, haben z.B. eine schwere Erkrankung oder andere Gründe, aus dem
Leben scheiden zu wollen, dies aber mit ärztlicher Unterstützung tun
möchten. Das ist keine spontane Entscheidung. Allein die Vorstellung ist
völlig lebensfremd. Es braucht an dieser Stelle nach der Betreuung durch
den behandelnden oder den Hausarzt keine weitere ärztliche Diagnostik und
schon gar nicht einen Arzt, der sich auf Diagnostik von Suizidenten
spezialisiert hat.

Ich vermute deshalb, dass es den Verfassern des Gesetzentwurfes nicht um
Hilfe für Suizidenten geht, nicht um eine ergebnisoffene Beratung, sondern
um die Verhinderung der Selbsttötung generell. Wieder wird versucht,
jegliche Hilfe unter den Verdacht einer kriminellen Handlung zu stellen.
Wieder wird so getan, als ginge es dabei um ein profitorientiertes
Vorgehen, vor dem der unmündige Bürger geschützt werden muss durch
staatliche Prüfungen seiner Gründe und seines Gesundheitszustands. Diese
Art des Umgangs ist der Ernsthaftigkeit des Themas nicht angemessen.

Schattenblick: Einige Gesetzentwürfe sehen vor, dass die Assistenz durch
einen Arzt/eine Ärztin erfolgen sollte. Parallel dazu wird davor gewarnt,
dass sich nicht genug Ärzte dazu bereit erklären würden. Soll das Menschen
abschrecken?

Michael Bauer: Mit den Gesetzentwürfen wird mehrheitlich ein Bild
aufgebaut, als würden gewaltige Mengen von Menschen plötzlich um
Suizidbeihilfe bitten. Aus dieser völlig übertriebenen Prognose leitet man
dann das nächste Problem ab: Für diese Flut von Suizidenten stünden nicht
genug Ärzte als Helfer zur Verfügung. Ich bin sicher, dass es für die
tatsächliche Anzahl von Suizidenten genug Ärzte geben wird, wenn ihre Hilfe
gefragt ist.

Schattenblick: Wir haben in der Pandemiezeit erlebt, wie vielen Menschen es
nicht gelingt, sich wissenschaftlich fundierte Informationen zu beschaffen
und sie auch noch zu verstehen. Was spricht gegen Beratung z.B. über neue
Behandlungsmethoden oder zu Palliativmedizin als Alternative zum Suizid?

Michael Bauer: Ich bin nicht gegen Beratung, sie kann sogar sehr sinnvoll
sein, vorausgesetzt sie ist ergebnisoffen und der Ratsuchende erfährt bei
seiner Entscheidung eine respektvolle Begleitung. Wenn aber in
Gesetzentwürfen hierbei Schulden- und Drogenberatung für geeignete
Maßnahmen gehalten werden, dann sagt das - bei allem Respekt vor den
Verfassern - etwas über das Bild aus, das sie von Suizidenten haben.
Denkbar wäre eine Beratung ähnlich wie sie im Vorfeld eines
Schwangerschaftsabbruchs Vorschrift ist. Diese Beratung sollte zu einer
Bestätigung führen, mittels derer zum Suizid Entschlossene sich das
Medikament und ggf. Begleitung oder Assistenz für ihren Freitod suchen
können. Was die Frage nach der Palliativmedizin angeht: Suizidassistenz und
Palliativmedizin stehen nicht im Gegensatz, und sie schließen sich aus der
Sicht der Betroffenen nicht aus. Es wäre sehr wünschenswert, dass die
palliativmedizinische Versorgung, auch mit Hospizen, in Deutschland gemäß
dem tatsächlichen Bedarf ausgebaut wird. Es ist die Politik, die das bisher
mit restriktiven Finanzierungsregeln verhindert.

Schattenblick: Viele Ärzte warnen vor der langen Dauer und den hohen Kosten
für die Schaffung eines flächendeckenden Beratungsnetzes. Sehen Sie diese
Gefahr auch?

Michael Bauer: Nein. Die Humanistische Vereinigung versteht sich als einer
von zahlreichen Trägern, die für Beratung infrage kommen. Bei der Schaffung
eines Netzes von Beratungsstellen speziell für Suizidberatung kann auf
bereits bestehende Erfahrungen und Einrichtungen aufgebaut werden. Der
Finanzaufwand dafür ist übersichtlich. Viele Sozialpädagogen,
Sozialarbeiter, Psychologen und Psychotherapeuten sind dem Wert der
Ergebnisoffenheit in ihrer Beratungspraxis bereits auf der Grundlage ihrer
Berufsethik verpflichtet. Viele von ihnen sind qualifiziert, diese Beratung
übernehmen zu können. Heikel wird es, wenn die weltanschauliche
Orientierung des Trägers dagegensteht. Diese Problematik kennen wir z.B.
bereits aus der katholischen Schwangerschaftskonfliktberatung. Man muss in
jedem Fall ein pluralistisches Netz zusammenstellen, bei dem den zur
Selbsttötung Entschlossenen die Entscheidung überlassen bleibt, bei welcher
Beratungsstelle sie Rat suchen möchten.

Es wird ein Genehmigungswerk geben, in dem die Träger sicherstellen, dass
ihre Beratung ergebnisoffen ist. Wer die geforderten professionellen und
qualitativen Voraussetzungen nicht erfüllen kann, wird keine Zulassung
erhalten und damit keine öffentlichen Mittel für diese spezielle
Beratungsaufgabe. Auch wer kein multiprofessionelles Team hat, das
unterschiedliche Blickwinkel erlaubt, scheint mir weniger geeignet. Die
Frage ist doch, wie man den Menschen helfen und sie gut begleiten kann. Es
ist nicht unsere Aufgabe als Berater, sie zu bevormunden, zu steuern oder
gar darüber zu entscheiden, ob ihr Leben lebenswert ist. Denn diese
Entscheidung liegt einzig und allein bei ihnen. Die Beraterin/der Berater
gewinnt nach einem qualifizierten Gespräch einen Eindruck von der Person,
ihren Überlegungen und der Ernsthaftigkeit ihres Willens. Ärzte sind dazu
nicht oder nur in Ausnahmefällen nötig. Die Organisationen der Freien
Wohlfahrtspflege können und werden das leisten können ohne elend lange
Wartezeiten. Die Freien Träger sind sehr leistungsfähig, wenn man sie ih
re Arbeit machen lässt. Eine Überprüfung der Qualität der Beratungsstellen
ist z.B. durch Dokumentation und Stichproben möglich.

Schattenblick: Wäre ein solches Vorgehen, wie Sie es gerade beschrieben
haben, nah genug am Urteil des Bundesverfassungsgerichts, hat es doch jedem
Menschen - unabhängig von einer schweren Erkrankung - das Recht auf einen
selbstbestimmten Tod zugesprochen?

Michael Bauer: Das Gericht gibt ein juristisches Urteil ab. Danach muss man
prüfen, was gesellschaftlich mitgetragen wird und die richtige Balance
finden. Die ist m.E. mit dem zuletzt vorgelegten Gesetzentwurf
(Castellucci/Kappert-Gonthar) noch nicht gegeben. Die große Mehrheit der
Bevölkerung möchte sich in dieser Frage nicht bevormunden lassen. Dennoch:
Im staatlichen System, in der Politik und im Bereich mancher
gesellschaftlicher Akteure gibt es teilweise aus guten, teilweise aus
weniger guten Gründen an einigen Stellen keine Bereitschaft, dem Karlsruher
Urteil uneingeschränkt zu folgen. Das mag man bedauern, aber man muss es
zur Kenntnis nehmen. In dieser Lage finde ich es richtig, das Mögliche
auszuloten und damit zu vermeiden, dass es zu einer Spaltung in der
Bevölkerung kommt, dass Suizidenten stigmatisiert werden und mit ihnen
alle, die ihnen zur Seite stehen.

Schattenblick: Um diesen Konsens zu erreichen empfiehlt sich u.a. die
Debatte mit verschiedenen Gruppierungen. Interessant ist, dass die
Entscheidung des Bundestags zur Strafbarkeit der Suizidförderung seinerzeit
unter starkem Einfluss der beiden christlichen Kirchen gefällt wurde. Und
obwohl die Kirchen seit 2008 stark an Mitgliedern und Einfluss in der
Bevölkerung verloren haben, nicht zuletzt durch eine Reihe von Skandalen,
liest sich auch der jetzt vorliegende Entwurf so, als wollte der Staat mit
dem Strafrecht moralische Vorstellungen durchsetzen, was unzulässig ist.

Michael Bauer: Trotz der geringer gewordenen Bedeutung der Kirchen sind
ihnen sehr nahe stehende Vertreter wieder stark in den beratenden Gremien
präsent. Und mehrere Entwürfe lassen erkennen, dass die kirchliche
Expertise offenbar stark eingeflossen ist.

Schattenblick: Was kann die Humanistische Vereinigung unter diesen
Umständen noch tun, um Einfluss zu nehmen, und was antworten Sie einem
Bürger, wenn er Sie fragt, was er noch tun kann, damit dem Grundgedanken
des Karlsruher Urteils doch noch Rechnung getragen wird?

Michael Bauer: Sie können das gleiche tun, was wir auch getan haben: Sich
an ihre Abgeordneten wenden und ihnen ihre Sicht der Dinge und ihre Wünsche
schildern. Viele Abgeordnete sind dankbar für ein Feedback aus der
Bevölkerung, wenn es sachlich und konstruktiv gegeben wird.

Schattenblick: Würde das Bundesverfassungsgericht, wenn der Entwurf in der
jetzigen Fassung durchkäme, dann nach zwei Jahren erneut eine Änderung des
Gesetzes verlangen und wir hätten so eine "never ending story" - zu Lasten
sehr vieler Menschen, die sich im Fall des Suizidwunsches wie schon in den
zurückliegenden Jahren "völlig frei" für einen Tod auf den Gleisen, beim
Sprung aus dem 10. Stock oder durch Erhängen entscheiden müssten?

Michael Bauer: Das wäre dann wohl zu befürchten. In diesem Zustand darf der
Entwurf nicht durchkommen. Das Wichtigste für uns als Humanistische
Vereinigung ist eine positive Grundhaltung und Respekt vor den Menschen,
die die schwere Entscheidung gegen ein Weiterleben verantwortungsvoll
getroffen haben und in Würde selbstbestimmt sterben wollen. Diese Menschen
sollten wir nicht alleine lassen, das gebietet unsere Menschlichkeit.


Über die Autorin:

Christa Schaffmann ist Diplomjournalistin und arbeitet seit zehn
Jahren als freie Autorin und PR-Beraterin, nachdem sie zehn Jahre
Chefredakteurin von Report Psychologie, der Fach- und Verbandszeitschrift
des Berufsverbands Deutscher Psychologinnen und Psychologen, war.


Ein einleitender Text zum Sachstand sowie weitere Beiträge der Autorin zum
Thema "Assistierter Suizid" in Form von Gesprächen mit Expert*Innen
verschiedener Berufs- und Interessengruppen sind im Schattenblick unter dem
kategorischen Titel "Am Lebensrand - der assistierte Suizid ..." zu finden
unter:


Schattenblick / INFOPOOL → MEDIZIN → REPORT → BERICHT
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INTERVIEW/045: Am Lebensrand - der assistierte Suizid ...    Prof. Dr. Thomas Pollmächer im Gespräch (SB)

Der Fokus liegt auf der Verhinderung des Suizids

Gespräch mit dem Psychiater Prof. Dr. Thomas Pollmächer über den
Gesetzgebungsprozess zum assistierten Suizid

Das Interview führte Christa Schaffmann - März 2022






[image: Porträt von Prof. Dr. Thomas Pollmächer - Foto: © by Klinikum Ingolstadt]

Prof. Dr. Thomas Pollmächer ist Direktor des Zentrums für psychische
Gesundheit und Chefarzt der Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie in
Ingolstadt. Er ist Präsident der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und
Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN).

Foto: © by Klinikum Ingolstadt



Schattenblick: Die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte
enthält in Artikel 8 Absatz 1 eine Regelung zum Schutz des Privatlebens. In
diesem sieht der Europäische Gerichtshof das Recht jeder Person verankert,
selbst zu entscheiden, wie und zu welchem Zeitpunkt ihr Leben enden soll.
Mit seinem Urteil vom 26.2.2020 hat auch das Bundesverfassungsgericht diese
Sicht verbindlich festgeschrieben. Da die Hilfe bei einer gesetzlich nicht
strafbaren Handlung nicht unter Strafe gestellt werden kann, musste der
§ 217 im deutschen Strafgesetzbuch fallen. Der Gesetzgeber sah sich
veranlasst, dennoch gesetzliche Regelungen für den assistierten Suizid zu
schaffen. Die Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie und Psychotherapie,
Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) verfolgt und begleitet den
Gesetzgebungsprozess. An welchem Punkt befinden wir uns?

Thomas Pollmächer: Es liegen mehrere Gesetzentwürfe vor. Sie bewegen sich
im Spannungsfeld der vom Gericht vorgegebenen Freiheit des Einzelnen, sich
selbstbestimmt das Leben zu nehmen, und der Forderung eines Schutzkonzepts
für Menschen, deren Entschluss z.B. krankheitsbedingt nicht
freiverantwortlich erfolgen kann. Der Gesetzentwurf mit den wenigsten
Regularien ist der von Renate Kynast und Katja Koil. Dazwischen bewegt sich
der von Katrin Helling-Plahr und Dr. Karl Lauterbach. Und der, der am
stärksten darauf achtet, dass Menschen nicht durch die Maschen fallen,
denen man anders helfen kann und muss als mit einem assistierten Suizid,
ist der von Kirsten Kappert-Gonther und Lars Castellucci. Die DGPPN wird
den Gesetzgebungsprozess weiterhin eng begleiten.

Schattenblick: Worauf kommt es Ihnen dabei besonders an?

Thomas Pollmächer: Eine gesetzliche Neuregelung muss in erster Linie
denjenigen Hilfe und Schutz bieten, die sich aufgrund einer psychischen
Erkrankung oder Krise, sozialen Drucks oder erlebter Ausweglosigkeit das
Leben nehmen wollen und dabei nicht frei entscheiden können. Dabei sollte
auch darüber gesprochen werden, wie wir unsere Gesellschaft und das
Versorgungssystem so gestalten können, dass diese Menschen gar nicht erst
suizidal werden.

Schattenblick: Für Sie geht es also bei den Gesetzentwürfen zum
assistierten Suizid, über die wir hier sprechen, eigentlich um ein
Suizid-Präventionsgesetz und nicht um ein Versorgungsgesetz, wie das
seinerzeit beim Palliativversorgungsgesetz der Fall war?

Thomas Pollmächer: Das sehe ich so; Suizidprävention ist eine der
Aufgaben des zu beschließenden Gesetzes. Das Bundesverfassungsgericht ruft
den Gesetzgeber meines Erachtens ja nicht dazu auf, den assistierten Suizid
zu ermöglichen. Dazu braucht es ja gar keine Gesetze. Im Moment haben wir
eine Situation, in der der Paragraph 217 abgeschafft ist. Wir haben derzeit
also keine Regelung. Dadurch ist eigentlich alles erlaubt. Wir sind
für eine Regelung, die sicherstellt, dass Menschen, die z.B. durch eine
psychische Erkrankung gar nicht zu einer freiverantwortlichen Entscheidung
in der Lage sind, vor einem Suizid bewahrt werden und nicht von
irgendjemandem ein Gläschen Natrium-Pentobarbital bekommen. Gleichzeitig
erwarten wir von einer neuen Regelung, dass jeder, der sich mit einer
Suizidabsicht trägt, auf Alternativen hingewiesen wird. Was wäre das für
eine Gesellschaft, die eine solche Entscheidung kühl und desinteressiert
hinnehmen würde?

Schattenblick: Hat denn die Phase, in der, wie Sie sagen, alles erlaubt
ist, zu einer Suizidwelle geführt? Hat das Bundesverfassungsgericht mit
der Aufhebung von § 217 eine Inflation von Selbsttötungen eingeleitet?
Da Suizide statistisch erfasst werden, sollte das nachweisbar sein.

Thomas Pollmächer: Laut Statistischem Bundesamt sind 2019 an
psychiatrischen Kliniken 796.076 vollstationäre Behandlungen und 170.725
teilstationäre Behandlungen durchgeführt worden; schätzungsweise 100.000
von ihnen nach einem Suizidversuch oder zumindest in einer Situation, in
der sie suizidale Absichten oder Gedanken haben. Daten zu Suizidversuchen
werden nicht systematisch erhoben. Nach Angaben der WHO entfallen zwischen
10 und 20 Suizidversuche auf einen Suizid.

Schattenblick: Die von den Sterbehilfeorganisationen in Deutschland
vorgelegten Zahlen deuten auf keine Steigerung hin.

Thomas Pollmächer: In den Niederlanden, wo die Gesetzgebung schon länger
gelockert ist, haben assistierte Suizide und Tötungen auf Verlangen
deutlich zugenommen. Nach mir vorliegenden Statistiken sind sie von 2003
bis 2008 von unter 2000 auf über 6000 Fälle gestiegen. Ich erwarte, dass
sich die Befürworter des assistierten Suizids in Deutschland und alle, die
ihn systematisch oder kommerziell anbieten, verstärkt bemühen werden,
dieses Angebot in die Öffentlichkeit zu tragen. Schon allein durch die
mediale Reaktion auf das Karlsruher Urteil sprechen viel mehr Menschen
darüber, und in Krankenhäusern wird auch häufiger nach der Möglichkeit
eines assistierten Suizids gefragt. Statistiken dazu gibt es aber bisher
nicht. Es besteht die Gefahr, dass - nicht sofort, aber im Verlauf von
Jahren oder Jahrzehnten - der geplante Suizid zu einer Art
Standard-Procedere am Ende des Lebens wird.

Schattenblick: Aber ist das nicht in einem gewissen Grade normal, auch
angesichts immer mehr technischer Möglichkeiten zur Verlängerung des
Lebens? In den zurückliegenden Jahren haben doch bereits immer mehr
Menschen auf die Weiterentwicklung der Medizin reagiert und
Patientenverfügungen getroffen, die eine Lebensverlängerung um jeden Preis
ausschließen.

Thomas Pollmächer: Die wachsenden technischen Möglichkeiten der Medizin
bergen tatsächlich die Gefahr, dass nicht nur das Leben, sondern auch
Leiden verlängert wird. Aber solange Patienten selbst entscheiden können,
dürfen sie ja jede weitere Maßnahme ablehnen.

Schattenblick: Die vorliegenden Gesetzentwürfe sehen in ähnlicher Form fast
ausnahmslos eine medizinische Untersuchung durch speziell ausgewählte Ärzte
sowie ein ausführliches Gespräch mit dem Suizidenten über dessen Motivation
vor. Kann das nicht der Hausarzt oder der behandelnde Arzt übernehmen, der
den Suizidenten viel länger und besser kennt und dem der Betroffene auch
mehr vertraut?

Thomas Pollmächer: Wenn der Hausarzt diese Untersuchung und das Gespräch im
Sinne des Gesetzgebers durchführen würde, ja. Doch das würde m.E. in vielen
Fällen nicht geschehen - aus ganz unterschiedlichen Gründen - und ist kein
Vorwurf. Außerdem sehen die Gesetzentwürfe auch in diesem Punkt eine
unterschiedliche Abfolge vor. Der Entwurf von Lauterbach stellt den Besuch
einer nicht ärztlichen Beratungsstelle an den Anfang. Diese nicht ärztliche
Beratungsstelle stellt eine Bescheinigung aus, sofern sich keine Bedenken
gegen einen assistierten Suizid ergeben. Mit dieser Bescheinigung soll der
Suizidwillige dann zum Arzt gehen, der noch einmal unabhängig klärt, ob das
ein selbstbestimmter Entschluss ist. Wenn ja, verschreibt er dem
Suizidenten das Medikament. Beim Entwurf von Kappert-Gonther und Lars
Castellucci steht die ärztliche Untersuchung am Anfang. Eine zweite folgt
im Abstand von drei Monaten. Das ist also ein ganz aufwendiger Prozess, der
nur für Menschen gedacht ist, die einen solchen Schritt langfristig planen
und auch kein Problem damit haben, den Suizid hinauszuschieben. Das ist für
viele Betroffene sicher nicht akzeptabel, weshalb es m.E. ein
differenziertes, dem konkreten Fall angepasstes Vorgehen geben muss.
Kappert-Gonther hat für die Gruppe schwer Erkrankter, die nicht mehr warten
wollen auf den absehbar eintretenden Tod, eine Ausnahmeregelung vorgesehen.

Schattenblick: Denken Sie, dass für Suizidenten ein spezielles
Beratungsnetz geschaffen werden muss, oder würde eine personell bessere
Ausstattung bestehender Einrichtungen bereits ausreichen? Schließlich gibt
es bereits viele Träger, die Beratung auch zu diesem Thema durchführen.

Thomas Pollmächer: Ich halte eine spezielle Beratung für unerlässlich, bei
der der Fokus auf der Verhinderung des Suizids liegt. Ob dafür ein ganzes
Netz neu geschaffen werden muss bzw. geschaffen werden kann, mag ich nicht
entscheiden; in jedem Fall müsste die Beratungsstelle über speziell dafür
geschultes Personal verfügen, vom Staat autorisiert sein und damit der Idee
eines Präventionsgesetzes entsprechen.


Über die Autorin:

Christa Schaffmann ist Diplomjournalistin und arbeitet seit zehn
Jahren als freie Autorin und PR-Beraterin, nachdem sie zehn Jahre
Chefredakteurin von Report Psychologie, der Fach- und Verbandszeitschrift
des Berufsverbands Deutscher Psychologinnen und Psychologen, war.


Ein einleitender Text zum Sachstand sowie weitere Beiträge der Autorin zum
Thema "Assistierter Suizid" in Form von Gesprächen mit Expert*Innen
verschiedener Berufs- und Interessengruppen sind im Schattenblick unter dem
kategorischen Titel "Am Lebensrand - der assistierte Suizid ..." zu finden
unter:
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http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/ip_medizin_report_bericht.shtml

Schattenblick / INFOPOOL → MEDIZIN → REPORT → INTERVIEW


http://www.schattenblick.de/infopool/medizin/ip_medizin_report_interview.shtml

Weitere Interviews folgen ...


veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 174 vom 21. Mai 2022






Copyright 2022 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





STUDIE/673: EU Länderranking - Gute Bildung sorgt für eine höhere Lebenserwartung (Demografische Forschung)

DEMOGRAFISCHE FORSCHUNG - Aus Erster Hand - 2022 | Jahrgang 19 | 1. Quartal

Wittgenstein Centre for Demography and Global Human Capital

Bildung fördert Gesundheit


Länderrankings: Über die Länge der gesunden Lebenszeit wird auch in
den Schulen entschieden

von Markus Sauerberg



Gute Bildung sorgt für eine höhere Lebenserwartung und mehr gesunde
Lebenszeit. Das gilt für Individuen genauso wie für Länder. Wie gut
ein Gesundheitssystem oder wie gesund die Esskultur in einem Land
sind, ist daher nur eine Erklärung für Unterschiede bei der gesunden
Lebenszeit.


Wie stark Bildung die gesunde Lebenszeit beeinflusst, zeigt unter
anderem das Beispiel Ungarn: Während 30-jährige Männer mit niedrigem
Bildungsabschluss dort im Schnitt noch gut 24 gesunde Lebensjahre
erwarten dürfen, sind es für gleichaltrige Ungarn mit hohem
Bildungsabschluss noch fast 40 Jahre. Damit liegt das Land bei den
Bildungsdifferenzen zwar an der Spitze, aber auch in anderen Ländern
klaffen die Werte für unterschiedliche Bildungsgruppen weit
auseinander, wie Markus Sauerberg während seiner Arbeit am Wiener
Wittgenstein Centre for Demography and Global Human Capital zeigt. In
seiner Studie im Fachmagazin "SSM - Population Health" hat er diese
Differenzen für 16 europäische Länder ermittelt und auch untersucht,
inwieweit sich unterschiedlich große Anteile gering, mittel oder gut
Gebildeter an der Gesamtbevölkerung auf die durchschnittliche gesunde
Lebenszeit in den Ländern auswirken. Stützen kann sich der Demograf
dabei auf Angaben zur Sterblichkeit nach Bildungsgruppen (ISCED) in
der Datenbank Eurostat sowie auf die EU-Statistik zu Einkommen und
Lebensbedingungen (EU-SILC), die auch Informationen zum
Gesundheitsstatus erfasst. Als gesundes Lebensjahr gilt demnach jedes
Jahr, in dem die Befragten angaben, in ihrem täglichen Leben nicht
eingeschränkt zu sein.

Die Datengrundlage, schreibt Markus Sauerberg, sei nicht ohne
Schwächen und teilweise von sehr unterschiedlicher Qualität. So sind
etwa die Befragungen zum Gesundheitsstatus in den europäischen Ländern
unterschiedlich umgesetzt, die Fragen unterschiedlich übersetzt
worden. Insofern liefert die Studie keine ganz präzisen und
endgültigen Ergebnisse, kann aber interessante Schlaglichter auf den
Zusammenhang von Bildung und gesunder Lebenszeit werfen.

Insgesamt sind die Unterschiede zwischen den Bildungsgruppen bei den
gesunden Lebensjahren demnach noch größer als bei der Lebenserwartung.
Die Spanne reicht von knapp fünf Jahren in Rumänien bis zu über 15
Jahren in Ungarn. Gerade weil diese Werte so unterschiedlich sind, ist
es für das Gesamtergebnis eines Landes von großer Bedeutung, wie groß
die unterschiedlichen Bildungsgruppen sind. In Portugal etwa haben 71
Prozent der Männer einen niedrigen Bildungsabschluss, in Polen sind es
lediglich 16 Prozent. Dadurch liegt die verbleibende gesunde
Lebenszeit aller 30-jährigen polnischen Männer bei 33,4 Jahren.
30-jährigen Portugiesen dagegen bleibt im Schnitt ein gutes Jahr
weniger. Das ist umso überraschender, weil die Werte für die einzelnen
Bildungsgruppen in Portugal durchgehend höher sind. Verglichen mit
polnischen Männern der gleichen Bildungsgruppe schneiden die
Portugiesen also bei der verbleibenden gesunden Lebenszeit besser ab,
nicht aber im Durchschnitt der Gesamtbevölkerung. Ähnliches gilt für
Frauen in Bulgarien und Italien.

Während Italienerinnen in allen Bildungsgruppen höhere oder ähnlich
hohe Werte wie die Bulgarinnen haben, schneiden sie insgesamt gesehen
schlechter ab, weil in Bulgarien der Anteil der Frauen mit niedrigem
Bildungsabschluss nicht einmal halb so hoch ist wie in Italien.

Für die Gesundheitspolitik eines Landes können solche Analysen
wichtige Erkenntnisse bringen: So können einige Länder, wie etwa
Portugal, die durchschnittliche gesunde Lebenszeit dadurch verlängern,
dass sie die Bildung fördern und Bildungsungleichheiten abbauen.
Andere Länder wie Polen sollten eher an einer Verbesserung des
Gesundheitssystems oder der Ernährung arbeiten, also an den
Grundvoraussetzungen für die Bevölkerungsgesundheit.

Um besser vergleichen zu können, wie gut diese Voraussetzungen sind,
hat Markus Sauerberg in einem weiteren Schritt den "Bildungseffekt" in
allen Ländern herausgerechnet. Wenn man für die Bildungsgruppen in
allen Ländern eine Standardverteilung annimmt, die dem EU-Durchschnitt
entspricht, verändern sich demnach in einigen Ländern die Werte
deutlich. So hätten etwa die italienischen Frauen dann die
zweit- statt die vierthöchste gesunde Lebenszeit unter den 16
untersuchten Ländern, und Portugal würde bei beiden Geschlechtern
sogar um vier Plätze nach oben rutschen.










QQQ.jpg

BU: Abb. 1: 
Die verbleibende gesunde Lebenszeit 30-jähriger Europäer*innen
unterscheidet sich sehr stark, je nachdem in welchem Land sie wohnen
und welches Bildungsniveau sie haben.

Quelle: Eurostat, EU-SILC, eigene Berechnungen

BUBL:
Die Grafik zeigt die verbleibende gesunde Lebenszeit 30-Jähriger (Frauen/Männer) nach Bildungsniveau in den verschiedenen europäischen Ländern. -Quelle: Eurostat, EU-SILC, eigene Berechnungen
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ASIEN/1003: Keine Beteiligung Indiens an antirussischen Sanktionen des Westens (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Keine Beteiligung Indiens an antirussischen Sanktionen des Westens

von Alexander Männer, EuroBrics, 05.05.22






[image: Tara Gandhi Bhattacharjee legt Joe Biden einen Schal um. - Bild: David Lienemann, Public domain, via Wikimedia Commons]

Vizepräsident Joe Biden, Dr. Jill Biden, und Ashley Biden besichtigen
den Innenhof des Gandhi Smriti Museums mit Tara Gandhi Bhattacharjee,
der Enkelin von Mahatma Ghandi, in Neu-Delhi, Indien, 22. Juli
2013

Bild: David Lienemann, Public domain, via Wikimedia Commons



Der anhaltende Krieg in der Ukraine und die in diesem
Zusammenhang von westlichen Staaten geführte antirussische
Sanktionspolitik bewirken, dass die Konfrontation zwischen dem Westen
und Russland immer weiter eskaliert. Viele Länder weltweit sind
besorgt darüber und versuchen in diesem Konflikt außen vor zu bleiben.
So auch Indien, das konsequent eine neutrale Haltung einnimmt. Dass
die Regierung in Delhi dabei aber auch die besagten Sanktionen
ignoriert und weiterhin "Geschäfte" mit Moskau macht, bringt ihr unter
anderem viel Kritik aus den USA ein.

Angesichts des Krieges in der Ukraine und der antirussischen
Sanktionspolitik diverser westlicher Staaten folgt die Großmacht
Indien offenbar dem chinesischen Beispiel und lehnt es ab, Partei in
dem Konflikt zwischen dem Westen und Russland zu ergreifen. Dass Delhi
in dieser Frage konsequent und langfristig neutral bleiben könnte,
wurde bereits deutlich, als man Japan bei der Lieferung von Waffen an
die ukrainische Armee die Hilfe verweigerte. [1]

Die indische Führung spricht offiziell von "traurigen Ereignissen" in
der Ukraine und ruft in dieser Krise zu Verhandlungen und Frieden auf,
will sich an den westlichen Wirtschaftsbeschränkungen jedoch nicht
beteiligen, [2] die die USA, Großbritannien, die Mitglieder der EU und
andere Staaten bislang gegen Moskau eingeführt hatten. Diesbezüglich
ähneln sich die Positionen Indiens und Chinas, was dafür spricht, dass
Delhi seine Haltung hinsichtlich der Sanktionspolitik überlegt gewählt
hat.

Und während die Sanktionen zu einem dramatischen Rückgang der
Handelsbeziehungen zwischen dem Westen und Russland geführt haben,
wird bei dem russisch-indischen Handel [3] eine Zunahme verzeichnet.
Dieser Trend hält trotz der am 11. April abgehaltenen virtuellen
Konferenz [4] zwischen Washington und Delhi an, bei der die US-Führung
ihre indischen Kollegen aufgefordert hat, die Kooperation mit den
Russen bei der Rüstung, Energie und in anderen strategischen Bereichen
zu stoppen.

Viele Experten betonen, dass Indien definitiv nicht bereit sei, seine
Sicherheitsinteressen zugunsten der Ambitionen der Amerikaner zu
gefährden, damit diese ihre globale Hegemonie aufrecht erhalten
können. Deshalb werde Delhi weiterhin etwa die eigene
Verteidigungsfähigkeit stärken und unter anderem die militärtechnische
Zusammenarbeit mit Moskau fördern.

Dabei könnte es indischen Medien zufolge [5] künftig sowohl um neue
Lieferungen von Kampfflugzeugen, Panzern und anderen russischen
Waffensystemen als auch um den Kauf der neuesten
S-500-Luftabwehrraketen gehen. Die Russen wären bereit, mit dem Export
zu beginnen, sobald die russische Armee die Indienststellung des
Raketensystems abgeschlossen habe, heißt es.


Wirtschaft lehnt Sanktionen ab

Noch deutlicher wird die Haltung Indiens bezüglich der westlichen
Sanktionspolitik im Bereich Wirtschaft und Handel. So haben indische
Unternehmen etwa die Einfuhren von russischem Rohöl, dem auf Verlangen
der USA und anderer westlicher Staaten weltweit ein Embargo droht,
nach Ausbruch des Ukraine-Krieges sogar verdoppelt. Wie das Portal des
britischen TV-Kanals BBC [6] berichtete, soll der Umfang der
russischen Erdöllieferungen im vergangenen März nach Indien, das als
drittgrößter Ölimporteur und -verbraucher der Welt gilt, vergleichbar
mit dem Umfang der Lieferungen für das gesamte Jahr 2021 sein.

Laut Angaben des US-Senders CNBC [7] kaufen indische Unternehmen zudem
große Mengen der russischen Kohle auf, die von Europa mit einem
Embargo verhängt wurde. Indiens Kohleimporte aus Russland betrugen im
März demnach rund eine Million Tonnen - das sind Höchststände, die zum
letzten Mal vor mehr als zwei Jahren verzeichnet worden waren.

Dazu schreibt die russische Zeitung Vzgljad [8] unter Verweis auf die
Nachrichtenagentur Bloomberg, dass der indisch-russische
Rohstoffhandel nicht im Rahmen staatlicher Ausschreibungen läuft,
sondern mittels privater Initiativen. Dabei wird vor allem der
finanzielle Nutzen solcher Verträge hervorgehoben, allerdings könnte
es auch ein Weg sein, die Wirtschaftsbeschränkungen zu umgehen.

Nicht zuletzt hat Indien öffentlich angedeutet, ihre Investitionen in
den russischen Energiesektor zu erhöhen. Der Nachrichtenagentur
Reuters [9] zufolge planen staatliche Unternehmen in Indien,
Russland-Investitionen des britischen Erdölkonzerns BP zu übernehmen,
der an diversen Projekten des russischen Ölkonzerns Rosneft in
Ostsibirien beteiligt ist und aufgrund der Sanktionspolitik seine
Tätigkeit einstellen muss. BP hatte in diesem Zusammenhang bereits
angekündigt, seinen Anteil von knapp 20 Prozent an Rosneft aufzugeben.

Darüber hinaus will das indische Erdgas- und Mineralölunternehmen ONGC
Videsh offenbar US-amerikanische Anteile am Sachalin-1-Projekt zur
Förderung von Öl und Gas im russischen Fernen Osten aufkaufen, wobei
der Konzern bereits mit 20 Prozent daran beteiligt ist. Nach Angaben
von Interfax [10] könnte es für ONGC Videsh nun darum gehen, den
30-Prozent-Anteil des US-Ölriesen ExxonMobile zu erwerben, da die
Amerikaner ihre Aktivitäten in dieser Region beenden würden.


Indien soll von Sanktionen überzeugt werden

Dass Indien seine Beziehungen zu Russland offensichtlich weiterführen
will, betrachtet der Westen in der gegenwärtigen Lage als genau so ein
großes Problem, wie den chinesisch-russischen "Zusammenhalt". Doch
während die USA, Großbritannien & Co. den Chinesen mit schwerwiegenden
Konsequenzen drohen und Peking für den Fehlschlag der Sanktionen
verantwortlich machen, wird bei Indien anscheinend eine weichere
Gangart eingeschlagen.

Anders als China soll Indien nicht gezwungen werden, sondern davon
überzeugt werden, seine Haltung im Hinblick auf Moskau zu ändern. Dies
könnte mit der strategischen Einschätzung der Biden-Administration
[11] zusammenhängen, demnach China eben diejenige Kraft sei, die den
Vereinigten Staaten die globale Führung in der Welt im Rahmen
konkurrierender Ideologien - Demokratie und Autokratie - streitig
mache, während Indien, die als die größte Demokratie der Welt gilt,
keine Bedrohung für US-Interessen darstellen würde.

Im Gegenteil, die USA versuchen vehement, Indien in Bündnisse
einzubinden, um das Land geopolitisch für sich einzuspannen. So wurde
Delhi bereits Teil des von Washington geleiteten "quatrilateralen
Sicherheitsdialogs" [12] (en.: Quadrilateral Security Dialogue, QUAD),
zu dem ebenfalls Australien und Japan gehören. Die Vierergruppe trägt
gegenwärtig zwar noch einen informellen Charakter, langfristig wird es
jedoch als mögliche Grundlage für eine Anti-China-Allianz im
indopazifischen Raum [13] und sogar als eine "Asien-NATO" [14]
angesehen.

Nichtsdestotrotz setzen die Inder grundsätzlich primär darauf, neutral
zu bleiben und sich niemandem bedingungslos anzuschließen. Insofern
will man, soweit es möglich ist, mit allen Ländern den Dialog
aufrechterhalten. Dies ist eine gängige Strategie für die meisten
Staaten der Welt, nur ist Indien eben der größte von ihnen, was Delhi
so etwas wie eine Vorbildfunktion verleiht.

Wie die US-Zeitschrift Foreign Policy [15] dazu schreibt, könnte die
"strategische Neutralität" langfristig womöglich zum Problem für
Indien werden, derzeit aber seien die Eliten des Landes mit so einer
Politik durchaus zufrieden. Weil es - wie bereits erwähnt - unter
anderem viele ökonomische Vorteile mit sich bringen soll.

Zudem wird der Ansatz der Ballance auch von der Gesellschaft positiv
aufgenommen. In den indischen Medien können sowohl pro-westliche
Politiker und Aktivisten als auch ihre Gegner zu Wort kommen und
miteinander diskutieren. Dies garantiert dem Land politische
Handlungsfreiheit, die es braucht, um mit dem Druck des Westens
zurechtzukommen und die eigenen Interessen weiter zu verfolgen.


Anmerkungen:
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Das Ende der Narcodiktatur?

Von Markus Plate
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Xiomara Castro am 27. Januar bei ihrer Rede als Präsidentin von
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Der tiefe Fall des honduranischen Ex-Präsidenten Juan Orlando
Hernández und die ersten 100 Tage der neuen, linken Präsidentin
Xiomara Castro.

(San Pedro Sula, 5. Mai 2022, npla) - Ende November vergangenen Jahres
wählte Honduras einen Epochenwechsel. Nach zwölf Jahren verlor die
skandalumwitterte Nationalpartei die Macht, mit üppigen 20
Prozentpunkten Vorsprung gewann Xiomara Castro [1] die
Präsidentschaftswahlen - als erste Frau und erste Linke. Vor hundert
Tagen, am 27. Januar 2022, wurde "Xiomara" ins Amt eingeführt. Sie
steht vor riesigen Herausforderungen: Fast drei Viertel der
Bevölkerung lebt in Armut, die Menschen leiden unter Bandengewalt,
staatliche Einrichtungen wie Schulen und das Gesundheitswesen standen
vor dem Zusammenbruch. Vor allem erwarten die Menschen von ihr,
Honduras von der grassierenden Korruption und der Macht der
Drogenkartelle zu befreien. Eine Hoffnung hat sich bereits erfüllt: Am
21. April wurde Juan Orlando Hernández, ihr skandalumwitterter
Vorgänger, in die USA ausgeliefert [2].

Der Jubel war groß im nationalen Fußballstadion der Hauptstadt
Tegucigalpa, als Xiomara Ende Januar als erste Frau und erste Linke
zur honduranischen Präsidentin ernannt wurde. Ihre Antrittsrede war
zugleich Abrechnung, Bestandsaufnahme und Präsentation ihres
Regierungsprogramms. Ein Programm, das, wenn es so umgesetzt wird,
Honduras von Grund auf verändern wird: Sie werde mit all ihrer Kraft
dafür eintreten, die Wunden zu schließen und die Bedingungen zu
schaffen, damit unsere Kinder gut heranwachsen und in einem Land frei
von Gewalt leben können. "Zählt auf mich!" sagte sie vor jubelnden
Anhänger*innen.


Tiefer Fall von Ex-Präsident Hernández

Es war nicht nur ein normaler, demokratischer Machtwechsel, der sich
da in Honduras vollzogen hat. Der epische Fall von Castros
Amtsvorgänger, Juan Orlando Hernández, symbolisiert viel von dem, was
in Honduras im Argen liegt - und vor welchen Herausforderungen die
neue Präsidentin steht: Nur einen Monat nach dem Ende seiner
Präsidentschaft wurde Hernández auf Ersuchen der USA verhaftet. Nach
US-Ermittlungsakten soll Juan Orlando Hernández schon ein ganz großer
Fisch im Drogenhandel gewesen sein, als er 2010 Parlamentspräsident
wurde. Da die damalige Mehrheit der Kongressabgeordneten ebenfalls in
illegale Geschäfte verwickelt gewesen sei, sei es für Hernández ein
Leichtes gewesen, ein Netzwerk aus Abhängigkeiten zu spinnen, um
sukzessive den gesamten Staat unter seine Kontrolle zu bringen.
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Ein neuer Begriff war geboren: die Narcodiktatur. Für Iolany Pérez,
Journalistin beim jesuitischen Radio Progreso, ist die Niederlage der
Nationalpartei die Folge eines zwölfjährigen Kampfes der
Zivilgesellschaft gegen diese Narcodiktatur. Die Auslieferung von Juan
Orlando Hernández sei für die Menschen Anlass zu Freude und Hoffnung.
Das zeige, dass es Gerechtigkeit gibt: "Sehr spät zwar und im
konkreten Fall aus den USA, aber sie kommt! Immerhin wird der
Verantwortliche für Morde, Repression und Leiden seiner gerechten
Strafe zugeführt", sagt Pérez. Sie habe einen Staat am Rande des
Bankrotts übernommen, sagte die neue Präsidentin gleich zu Beginn
ihrer Antrittsrede. Die Vorgängerregierung habe systematisch den
honduranischen Staat ausgeplündert. Dennoch will und muss sie etwas
tun, vor allem für die Armen. Es brodelt in Honduras Armenvierteln,
gerade nach der Corona-Pandemie.


In Honduras' Armenvierteln brodelt es

Miriam Sierra lebt seit über zwanzig Jahren im Bordo La Esperanza. Los
Bordos, so heißen die Armenviertel von San Pedro Sula. Unasphaltierte
Straßen mit tiefen Löchern, die sich in der Regenzeit in Matschpisten
verwandeln. In den Flussbetten liegen Tonnen von Müll. In den aus
Paletten und Wellblech zusammengeschusterten Hütten drängen sich auf
engem Raum oft ein Dutzend Menschen. Über 70 Prozent der
Honduraner*innen leben unterhalb der Armutsgrenze. Die Situation habe
sich in den letzten zwölf Jahren, also in der Zeit der Narcodiktatur
unter dem nun verhafteten und ausgelieferten Juán Orlando Hernandez,
drastisch verschlechtert: "Die letzte Regierung war unsäglich. Wir
kämpfen hier ums Überleben und die stopfen sich die Taschen voll. Um
uns kümmern die sich nicht."

Miriam Sierra ist so etwas wie eine autodidaktische Sozialarbeiterin,
versucht mit anderen, die Jugendlichen des Bordos in der Schule zu
halten - und von den Maras fernzuhalten. Nicht immer sei das einfach.
Viele Mädchen würden schon mit zwölf schwanger, viele Jungen hätten
schon früher Drogenerfahrungen. Miriam Sierra freut sich über jeden
noch so kleinen Erfolg, über jeden "geretteten" jungen Menschen. Dass
sich die Menschen gegenseitig unterstützen, bei Beerdigungen oder
Flutschäden, gibt Miriam Hoffnung. Aber die Lage sei schlimm, weiß
Suyapa Uclés, Projektleiterin des mennonitischen Sozialdienstes CASM,
sie arbeitet seit vielen Jahren in und mit den Bordos:

"Die Verzweiflung hier ist enorm. Wenn wir von Migration reden, dann
spreche ich von erzwungener Migration. Die Menschen müssen hier weg,
um ihre Not zu lindern, um vor der Gewalt und Unsicherheit zu fliehen.
Die Korruption ist unbeschreiblich, öffentliche Gelder für die Bordos
verschwinden. Die Leute sind frustriert und fragen sich, was soll ich
hier? Ich werde nie studieren können, ich finde keine gute Arbeit. Die
Maras versuchen, mich zu rekrutieren und bedrohen mich. Frauen
berichten von familiärer Gewalt, ohne Möglichkeit auf ein besseres
Leben."

In der Pandemie waren die Bordos zunächst quasi abgeschottet, es gab
keine Busse und fast keine Arbeit mehr. Aus dem Gesundheitswesen hatte
das Korruptionsnetzwerk von Hernández Abermillionen abgezweigt, die
Menschen waren in der Pandemie weitgehend auf sich gestellt. Die neue
Regierung hat beschlossen, den Ärmsten in Honduras unter die Arme zu
greifen. Für sie soll Elektrizität kostenlos sein, der öffentliche
Busverkehr subventioniert werden, in den Schulen sollen
Studiengebühren wegfallen und ein kostenloses Mittagessen angeboten
werden.

Für Unternehmen war Honduras in den letzten zwölf Jahren trotz dieser
"Narcodiktatur" ein attraktiver Standort - und als solchen ließ Ex-
Präsident Hernández Honduras international vermarkten. Kaum Auflagen,
kaum Abgaben und wenn, dann ließen sich Schwierigkeiten mit Geld aus
dem Weg räumen. Ein großer Teil des Landes ist zudem konzessioniert:
an Bergbaukonzerne, die Gold im umweltzerstörerischen offenen Tagebau
fördern, Wasserkonzerne haben sich Konzessionen über Flüsse und
Wasseradern gesichert, an Holzkonzerne wurden riesige Waldstücke
übereignet.


Sonderentwicklungszonen gestoppt

Seit dem Machtwechsel liegen die Dinge anders: Einem Lieblingsprojekt
der Regierung des Juan Orlando Hernández erteilte Xiomara Castro
gleich in ihrer Antrittsrede eine Abfuhr. Per Dekret werde sie die
ZEDEs stoppen. Die ZEDEs [3], sogenannte Sonderentwicklungszonen,
sollten internationalen Unternehmen die Ansiedlung in Honduras
schmackhaft machen. Sie gehen aber weit über die in Lateinamerika
verbreiteten Sonderwirtschaftszonen hinaus, in denen die Unternehmen
vor allem Steuervorteile genießen. José Ramon Ávila, Chef einer
Koalition von zwei Dutzend honduranischen NGOs, kämpft gegen die
ZEDEs, seit das Projekt zu Beginn von Hernández erster Amtszeit publik
wurde. Denn "die ZEDEs sollen kleine Staaten auf dem Hoheitsgebiet von
Honduras sein. Die Unternehmen übernehmen die volle Kontrolle über das
Gebiet, einschließlich der politischen, steuerrechtlichen,
polizeilichen und richterlichen Kontrolle. Jede einzelne ZEDE wird
also komplette interne Autonomie besitzen. Das wäre in jedem anderen
Rechtsstaat undenkbar!"

Hundert Tage ist Xiomara Castro also nun im Amt. Der noch von der
Hernández-Regierung beschlossene Haushalt 2022 wurde massiv
aufgestockt. Die Gelder werden bevorzugt ins Gesundheitswesen, in
Bildung und Armutsreduzierung, in die kleinbäuerliche Landwirtschaft
und den Umwelt- und Klimaschutz gesteckt, gesonderte Programme kommen
Frauen und Indigenen zu Gute. Einfach wird all das nicht: Während
internationale Anleger die linke Regierung mit Argwohn betrachten und
das gestiegene Budget kritisieren, sind mit dem Ukraine-Krieg die
Lebenshaltungskosten deutlich angezogen, schon jetzt gibt es Proteste
wegen der Preiserhöhungen im Nahverkehr.


Schwieriger Kampf für ein Ende der Narcodiktatur

Die entscheidende Herausforderung dürfte allerdings die Demontage der
Narcodiktatur sein. Es ist ein System aus Korruption und
Verstrickungen mit dem organisierten Verbrechen, das jeden Winkel in
Honduras erreicht. Möglicherweise braucht es auch hier Hilfe von
außen. Wie ab 2016, als in Honduras die MACCIH, eine Uno-Mission gegen
Korruption und Straffreiheit arbeitete - mit internationalen
Ermittlungsteams. 2020 schmiss Juan Orlando Hernández die MACCIH aus
dem Land. Elvia Ondina Varela Ávila ist Präsidentin der
Richter*innenvereinigung für Demokratie und kann sich eine
Wiedereinsetzung vorstellen: "Natürlich sollten wir nicht an Dritte
herantreten, um unsere Probleme zu lösen." Aber die Korruption sei so
stark, dass es vielleicht besser sei, wieder Leute von außen zu holen.
"Ich bin für eine UN-Kommission", meint die Richterin, "ich glaube,
das kann funktionieren. Wenn sie denn mit fähigen lokalen
Staatsanwälten und Menschenrechtsorganisationen zusammenarbeitet."
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Die honduranische Richterin Elvia Ondina Varela Ávila
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Programme und Gesetze gegen Korruption und Amtsmissbrauch sind
auf dem Weg, federführend ist das eigens gegründete
Antikorruptionsministerium. Und wegen besagter Hilfe von außen hat
die neue Präsidentin bereits Ende Februar die UNO um Unterstützung
gebeten. Im Kongress wird ein entsprechender, gesetzlicher Rahmen
diskutiert, der einer neuen UN-Mission ein robustes Mandat garantiert
und die Unabhängigkeit der zukünftigen Ermittler schützt. Und Mitte
Mai soll eine UN-Vorab-Mission nach Honduras kommen, um die Situation
und die Petition zu analysieren. Eine "CICIH", wie die neue UN-Mission
heißen könnte, scheint sich zu kristallisieren. Bei korrupten
Funktionär*innen und Unternehmer*innen dürften die Alarmglocken
schrillen.


Unterstützung von UNO und IWF

In der letzten Aprilwoche war der Internationale Währungsfonds in
Honduras. Es geht um frische Kredite, vor allem für die sozialen
Initiativen der Regierung. IWF-Repräsentantin Joyce Wong sagte, man
sei sehr offen, Honduras in diesen komplizierten Zeiten zu helfen. Der
IWF hat da durchaus einiges gut zu machen: IWF und Weltbank haben über
Jahre die Narcodiktatur des Juan Orlando Hernández mit hunderten
Millionen Dollar unterstützt.

Die Journalistin Iolany Pérez und Radio Progreso werden auch die neue
Regierung kritisch begleiten, ihr auf die Finger schauen, sie
regelmäßig an die Forderungen ihrer Wählerinnen erinnern. Einen
Kritikpunkt hat sie schon. Die Rolle von Mel Zelaya, Ehemann von
Xiomara Castro und somit Primer Caballero, Präsidentinnengatte. Der
Ex-Präsident Mel Zelaya, der 2009 aus dem Amt geputscht [4] wurde. Es
gibt wenig Zweifel, dass er sich für den eigentlichen Machtfaktor in
Honduras hält, sogar eine Kabinettssitzung hat er schon geleitet.
Beobachter sehen mit Sorge, dass die Linkspartei Libre von Beginn an
nur einen Vorsitzenden hatte, Mel Zelaya, und nur eine Kandidatin,
Ximoara Castro. In der Fraktion spielt Mel Zelayas Bruder Carlos eine
exponierte Rolle, Sohn Héctor leitete den Wahlkampf und die Übergabe
der Regierungsgeschäfte. Droht hier nach der Narcodiktatur des Juan
Orlando Hernández nun eine Familiendynastie der Zelaya-Castro? Wieder
die alte Leier also, vom Caudillo, vom machtbesessenen,
charismatischen, männlichen Führer? Nicht nur Iolany Pérez von Radio
Progreso wird da weiter genau hinschauen.


Zu diesem Artikel gibt es auch einen Podcast bei Radio onda:

https://www.npla.de/thema/allgemein/das-ende-der-narcodiktatur/


Anmerkungen:
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URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/urbanes-leben/das-ende-der-narcodiktatur-2/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/2043: Brasilien - Linke Parteien bilden Wahlbündnis um Präsidentschaftskandidat Lula (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Linke Parteien bilden Wahlbündnis um Präsidentschaftskandidat
Lula
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Brasiliens Ex-Präsident und aktueller Präsidentschaftskandidat Lula
(links) mit der PT-Vorsitzenden Gleisi Hoffmann (rechts)
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Arbeiter-, Kommunistische und Grüne Partei haben sich
zusammengeschlossen, um Lula da Silva in den Präsidentschaftswahlen im
Oktober zu unterstützen.

(Montevideo, 18. April 2022, la diaria) - Leitende Vertreter*innen der
Arbeiterpartei PT, der Kommunistischen Partei Brasiliens PCB und der
Grünen Partei PV haben angekündigt, sich zum Wahlbündnis Federação
Brasil da Esperança (FE Brasil, "Brasiliens Verband der Hoffnung")
zusammenzuschließen. Wie die PT selbst mitteilte, soll damit nicht nur
ein Wahlbündnis entstehen, sondern auch eine politische Basis zur
Unterstützung einer möglichen Regierung unter Luiz Inácio Lula da
Silva (Lula). Der Ex-Präsident Brasiliens tritt bei den
Präsidentschaftswahlen am 2. Oktober unter anderen gegen den
amtierenden Präsidenten Jair Bolsonaro an.

"Die Parteien von FE Brasil werden im Kongress und in der Gesellschaft
zusammenstehen, um den Wiederaufbau des Landes, die Verteidigung der
brasilianischen Souveränität, der Demokratie und der Rechte der
Bevölkerung voranzutreiben. So soll die Kandidatur von Präsident Lula
und seiner parlamentarischen Basis gestärkt werden", hieß es in einer
Pressemitteilung der PT.


Parteien bilden gemeinsame 60-köpfige Generalversammlung


Der Zusammenschluss, der für vier Jahre vereinbart wurde, sieht vor,
dass die Parteien des Bündnisses künftig wie eine einzige Partei
agieren - und das, obwohl sie unterschiedliche interne
Entscheidungsmechanismen nutzen. Das Bündnis wird über eine
Institution zur Beratung verfügen. In dieser Generalversammlung sollen
60 Mitglieder an Entscheidungen teilhaben können, die mit einer
Dreiviertelmehrheit getroffen werden sollen. Dabei werden aus jeder
Partei drei Vertreter*innen gewählt. Die weiteren 51 Sitze werden
gemäß dem Ergebnis der jeweiligen Parteien bei den
Abgeordnetenhauswahlen von 2018 verteilt.

Um die Generalversammlung zu bilden, soll jede der drei Parteien
Mitglieder aufstellen. Darunter müssen mindestens 30 Prozent Frauen
und mindestens 20 Prozent BIPoC (Black, Indigenous, People of Colour)
sein, wie die PT mitteilte. Das Bündnis soll außerdem von einer
landesweiten Exekutivkommission geführt werden. Diese Kommission soll
aus den leitenden Mitgliedern der drei Parteien und 15 weiteren
Mitgliedern zusammengesetzt sein. Letztere wiederum setzen sich
wiederum nach den Ergebnissen der letzten Abgeordnetenwahl zusammen.


Bündnis will demokratisch-progressive Kräfte des Landes
vereinen

In der Pressemitteilung der Arbeiterpartei PT heißt es, die
Parteivorsitzende und Abgeordnete Gleisi Hoffmann würde nun als erste
das Amt der Präsidentin des Bündnisses FE Brasil einnehmen. Demnach
wird Luciana Santos, Vorsitzende der PCB, Vizepräsidentin und José
Luis Penna von der Grünen Partei zweiter Vizepräsident. Ihre Mandate
sollen ein Jahr gelten und können durch einstimmige Entscheidungen
erneuert werden oder rotieren.

In einer vorhergehenden Presseerklärung hatten die drei Parteien die
Bildung des Bündnisses angekündigt: "Dieser 18. April ist ein
historischer Meilenstein im politischen Leben Brasiliens. Die
Federação Brasil da Esperança (FE Brasil) ist geboren. Das
Bündnis sieht sich als Ausdruck der Notwendigkeit und der Sehnsucht
nach Einheit der demokratischen und progressiven Kräfte der
Bevölkerung. Es soll mit einer breiten Allianz die Demokratie
wiederherstellen, den Wiederaufbau und die Transformation Brasiliens
voranbringen und ein würdevolles Leben für die Menschen in Brasilien
ermöglichen".

Die Parteien hoben hervor, dass sie "ein neues Instrument aufbauen,
die Art und Weise, wie Politik gemacht wird, innovieren und erneuern
und dabei auf Einheit und Konvergenz in Bezug auf Ideale und hohe
Verpflichtungen" gegenüber dem Land setzen. "Wir schätzen die interne
Demokratie und bauen ein Statut auf, das die Suche nach einem Konsens
fördert", hieß es außerdem.


Das Ziel: Brasilien "von der unheilvollen Regierung durch
die Ultrarechte befreien"

Die Parteiführungen der drei Parteien, die als Unterzeichner*innen der
Pressemitteilung aufgeführt sind, machten außerdem darauf aufmerksam,
dass FE Brasil die Herausforderung annehme, "als entscheidende Kraft
zu handeln", um Brasilien "von der unheilvollen Regierung durch die
Ultrarechte zu befreien". "Angesichts dieser gigantischen Aufgabe muss
der Verbund rund um die Führung durch Ex-Präsident Lula ihre breiten
Kräfte zusammenbringen, wiedervereinen und mobilisieren. Diese Kräfte
müssen politisch, sozial, ökonomisch und kulturell aufgestellt sein,
damit die Menschen und die Demokratie die Wahl im Oktober gewinnen",
heißt es. Andere Ziele des Bündnisses seien es laut der Erklärung, im
Nationalkongress und den gesetzgebenden Versammlungen der
Bundesstaaten "große progressive Lager zu bilden" und eine große Zahl
von Gouverneur*innen zu stellen.

Wie die Nachrichtenagentur Télam berichtete, hält ein Gesetz von 2021
fest, dass Bündnisse von Parteien, die sich zur Wahl aufstellen,
mindestens vier Jahre zusammenbleiben müssen und im Kongress wie eine
einzige Partei zu agieren haben. Dazu gehört ein gemeinsames
inhaltliches Programm und die Geschlossenheit in allen Wahldistrikten
nach landesweiten Richtlinien. Aus diesem Grund hat sich die
sozialdemokratische Partei PSB, die in manchen Regionen über
Abspaltungen verfügt, gegen die Teilnahme am Bündnis entschieden.
Dennoch wird die Partei, die einen eigenen Präsidentschaftskandidaten
aufgestellt hat, wohl zusammen mit FE Brasil Teil einer
Regierungsmehrheit sein, falls Lula die Wahlen am 2. Oktober gewinnt.
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Mexiko 

Ukrainische Geflüchtete an der Grenze zu den USA festgenommen



Zu den 234.000 Migrant*innen, die im April an der Grenze zu
Mexiko festgenommen wurden, zählen auch ukrainische Geflüchtete. In
den USA wütet derweil ein Rechtsstreit um Titel 42.

(Mexiko-Stadt, 16. Mai 2022, La Jornada) - Mitte Mai gaben die
US-amerikanischen Behörden bekannt, im April 2022 mehr als 234.000
Migrant*innen an der Grenze zu Mexiko festgenommen zu haben. Diese
Zahl ist eine der höchsten seit Jahrzehnten. Derzeit bereitet sich die
US-Regierung von Präsident Joe Biden darauf vor, die pandemiebedingten
Einschränkungen des Asylrechts zurückzunehmen.

Die Behörde U.S. Customs and Border Protection (CBP) verzeichnete im
April 234.088 Festnahmen an der Grenze zu Mexiko. Das bedeutet einen
Anstieg um 5,8 Prozent gegenüber den 221.303 Festnahmen im März. So
hält es ein Dokument der Justizabteilung fest, dass die
US-Bundesstaaten Texas und Missouri angefordert hatten.


Ukrainische Geflüchtete sollen von Europa aus direkt in die
USA einreisen

Zu der großen Zahl der Festgenommenen gehören auch die mehr als 23.000
Personen - vor allem ukrainische Geflüchtete, denen in den USA ein
bedingter humanitärer Aufenthaltsstatus gewährt wird - die die Grenze
bei San Diego überquerten. Die Zahl der Ukrainer*innen, die an der
Grenze festgenommen wurden, ist jedoch seit dem 25. April deutlich
gefallen. An diesem Tag hatte die US-Regierung Ukrainer*innen, die vor
der russischen Invasion flüchten, geraten, aus Europa direkt in die
USA zu fliegen, statt über die Südgrenze aus Mexiko einzureisen.


Rechtsstreit um Titel 42

Die US-amerikanischen Zentren für Seuchenkontrolle und -prävention
planen, die Beschränkungen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie am 23.
Mai aufzuheben. Die Regelungen hatten Migrant*innen bislang daran
gehindert, nach US-Recht und internationalen Verträgen in den USA Asyl
zu beantragen.

Seit März 2020 wurden über 1,9 Millionen Migrant*innen im Rahmen des
Titels 42, benannt nach einem Gesetz aus dem Jahr 1944, aus den USA
abgeschoben. Der Titel ist derzeit Thema eines wichtigen Rechtsstreits
in den USA: Die Biden-Regierung hatte den Titel Anfang April
abgeschafft. 24 Bundesstaaten der USA haben jedoch angekündigt, ihn
beizubehalten, solange keine Entscheidung des Bundesgerichts darüber
gefallen ist. Es wird erwartet, dass ein Bundesrichter in Louisiana zu
ihren Gunsten entscheidet: Der von Präsident Donald Trump ernannte
US-Bezirksrichter Robert Summerhays sagte, er werde seine Entscheidung
bis zum 23. Mai - dem Stichtag, an dem die Corona-Einschränkungen an
der Grenze auslaufen - bekannt geben.

Selbst wenn der Richter den Titel 42 auslaufen lassen sollte, könnte
der Kongress versuchen, ihn durch eine Allianz zwischen
Republikaner*innen und einigen Demokrat*innen am Leben zu erhalten.
Sie befürchten, dass die zu erwartende Zunahme der illegalen
Grenzübertritte sie in einem ohnehin schon schwierigen Wahljahr in die
Defensive drängen wird.
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Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 20. Mai 2022

german-foreign-policy.com

Die Hungerkrise (II)

Der Westen sabotiert den Versuch des UN-Generalsekretärs, die globale
Versorgung mit Nahrungsmitteln zu sichern: Er verweigert Zugeständnisse bei
den Russland-Sanktionen.



BERLIN/KIEW/MOSKAU - Die westlichen Mächte, darunter die
Bundesrepublik, sabotieren einen Versuch von UN-Generalsekretär António
Guterres, die kriegsbedingt gefährdete globale Nahrungsmittelversorgung zu
sichern. Guterres dringt seit Wochen darauf, einerseits die russische
Blockade ukrainischer Häfen zu beenden, um von dort ukrainisches Getreide
exportieren zu können. Andererseits fordert er zumindest Zugeständnisse bei
den westlichen Russland-Sanktionen, um die Ausfuhr von Getreide und
Düngemitteln aus Russland nicht zu beeinträchtigen. Beide Länder zählen bei
den genannten Gütern zu den wichtigsten Exporteuren weltweit. Die
eskalierende Nahrungsmittelkrise sei nicht lösbar, "ohne die ukrainische
Nahrungsmittelproduktion und ebenso die Nahrungs- und Düngemittel, die von
Russland und von Belarus hergestellt werden, in die Weltmärkte zu
reintegrieren", erklärt Guterres. Für Letzteres ist eine Einschränkung der
westlichen Sanktionen notwendig, der sich die westlichen Mächte verweigern.
Damit tragen sie zu der beginnenden Verschärfung von Hunger und Not bei,
die sich in den nächsten Monaten dramatisch zuzuspitzen droht.

Getreideexporte blockiert

Die Gefährdung der globalen Nahrungsmittelversorgung nimmt weiterhin rasant
zu - aus zwei Gründen. Zum einen kann die Ukraine, die zu den wichtigsten
Getreideexporteuren der Welt zählt, ihr Getreide kaum noch exportieren. Bis
zu Kriegsbeginn wickelte sie mehr als 90 Prozent ihres Exports über ihre
Schwarzmeerhäfen ab; diese sind nun entweder von Russland besetzt oder
werden von der russischen Marine blockiert. Laut dem Sprecher von Präsident
Wladimir Putin, Dmitri Peskow, sind sie stark vermint; eine Aufhebung der
Blockade wäre daher eine komplexe Operation.[1] Hinzu kommt, dass Aussaat
und Ernte aufs Schwerste beeinträchtigt sind. Branchenexperten weisen
darauf hin, dass der Weizenanbau vor allem im Osten der Ukraine
konzentriert ist und deshalb von den Kampfhandlungen am stärksten getroffen
wird.[2] Zumindest fraglich ist, ob ausreichend Treibstoffe, Düngemittel
sowie vor allem Arbeiter zur Verfügung stehen, um die Agrarindustrie des
Landes in Gang zu halten. Nicht nur die aktuellen Exportausfälle, auch die
kaum zu vermeidenden künftigen Einbrüche in der ukrainischen Landwirtschaft
wiegen für die globale Nahrungsmittelversorgung recht schwer.

Düngemittelexporte sanktioniert

Gravierende Folgen hat zum anderen die westliche Sanktionspolitik, die
neben Russland auch Belarus trifft. Beide Länder gehören zu den
bedeutendsten Düngemittelexporteuren der Welt; Russland ist zudem der
größte Weizenexporteur. Belarussische Düngemittelexporte sind in den USA
und in der EU seit 2021 mit Strafmaßnahmen belegt. Für russische
Düngemittel- und Getreideexporte haben Washington und Brüssel zwar
offiziell Ausnahmen von den Sanktionen erlassen, um die
Nahrungsmittelversorgung nicht zu gefährden. Die Wirkung dieser
Ausnahmeregelungen ist allerdings eher beschränkt. Das liegt nicht nur
daran, dass die westlichen Sanktionen gegen die russische Finanzbranche
unangetastet bleiben und damit die Bezahlung von Düngemittel- oder
Getreidelieferungen behindert wird. Hinzu kommt, dass wegen der Komplexität
und der Undurchsichtigkeit der Sanktionsgesetze der gesamte Handel mit
Russland von Ungewissheit überschattet wird.[3] Das Phänomen ist aus
anderen Ländern bekannt, die von westlichen Sanktionen getroffen wurden,
beispielsweise aus Iran; es führt regelmäßig dazu, dass auch theoretisch
legale Lieferungen nicht getätigt werden, da die Händler kaum kalkulierbare
Risiken zu vermeiden suchen.

"Guter Wille erforderlich"

UN-Generalsekretär António Guterres ist seit Wochen bemüht, in
Verhandlungen mit allen Seiten Verbesserungen in der globalen Versorgung
besonders mit Getreide und Düngemitteln zu erreichen. Dazu strebt er
einerseits an, die ukrainischen Häfen für Getreidetransporte zu öffnen; die
Türkei, die unverändert gute Beziehungen sowohl zu Russland als auch zur
Ukraine unterhält, hat sich angeboten, bei der Beseitigung der Minen und
der Realisierung der Schiffstransporte zu helfen.[4] Guterres drängt
andererseits, der Westen solle gleichzeitig seine Sanktionen zumindest so
weit reduzieren, dass russische und belarussische Getreide- und
Düngemittellieferungen nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch
durchgeführt werden können. Gestern wurde Guterres mit der Äußerung
zitiert: "Es gibt keine erfolgreiche Lösung für die Nahrungsmittelkrise,
ohne die ukrainische Nahrungsmittelproduktion und ebenso die Nahrungs- und
Düngemittel, die von Russland und von Belarus hergestellt werden, in die
Weltmärkte zu reintegrieren."[5] Allerdings verlange der Versuch, die
höchst komplexen Folgen der dazu nötigen Schritte für Wirtschaft, Finanzen
und Sicherheit zu steuern, "guten Willen auf allen Seiten".

Auf Granit gebissen

Zumindest im Westen beißt Guterres dabei bislang auf Granit: Die
Bereitschaft, bei den Sanktionen gegen Russland wenigstens soweit Abstriche
zu machen, dass Getreide sowie Düngemittel wieder ungehindert exportiert
werden können, ist nicht vorhanden; der Machtkampf gegen Moskau hat für
Berlin, für Brüssel und Washington Vorrang vor dem Kampf gegen den
weltweiten Hunger. Außenministerin Annalena Baerbock nutzte am
Mittwochabend ein Treffen bei den Vereinten Nationen in New York, um Moskau
vorzuwerfen, den Krieg gegen die Ukraine "nicht nur mit Panzern, Raketen
und Bomben", sondern auch "mit einer anderen schrecklichen und leiseren
Waffe" zu führen: "Hunger und Entbehrung".[6] Auf die Folgen der westlichen
Sanktionen, die ebenfalls "Hunger und Entbehrung" im großen Stil anfachen,
ging Baerbock nicht ein. Mit der Weigerung der westlichen Mächte,
Zugeständnisse in puncto Sanktionen zu machen, bleibt aber Guterres'
Versuch, die Versorgungslage zumindest ein wenig zu verbessern, fast
aussichtslos.

Die "Getreidebrücke"

Berlin setzt stattdessen darauf, das ukrainische Getreide per Zug
abzutransportieren und es über Häfen an der Nordsee oder auch an der Adria
auf den Weltmarkt zu bringen (german-foreign-policy.com berichtete [7]).
Die "Getreidebrücke" soll von der Deutschen Bahn in Kooperation mit den
Bahnkonzernen Polens, Tschechiens, der Slowakei und Rumäniens realisiert
werden. Wie berichtet wird, gelingt es inzwischen bereits, mit immerhin
drei Güterzügen pro Tag ukrainische Nahrungsmittel über Polen
weiterzutransportieren.[8] Der Plan hat gegenüber Guterres'
Vermittlungsversuch den Nachteil, dass er deutlich höhere Kosten
verschlingt - der Transport per Bahn ist erheblich teurer als der per
Schiff. Zudem kann er nur erheblich geringere Gütermengen bewältigen. Aus
Sicht Berlins hat er aber zugleich den Vorteil, dass er die ukrainische
Logistik noch enger an diejenige der EU und Deutschlands bindet und damit
die wirtschaftliche Integration der Ukraine vorantreibt - mitten im Krieg.

Das ukrainische Schienennetz

Inwieweit das Vorhaben erfolgreich sein kann, hängt auch davon ab, ob das
ukrainische Schienennetz intakt genug bleibt, um den Abtransport von
Getreide aus allen Regionen des Landes an die Westgrenze zu Polen zu
bewerkstelligen. Seit die westlichen Mächte begonnen haben, auch schwere
Waffen an die Ukraine zu liefern, greift Russland, um deren Transport an
die Front zu behindern, immer häufiger das Schienennetz an. Dies geht
letztlich auch zu Lasten der Transportmöglichkeiten für ukrainisches
Getreide; das Anheizen des Krieges schadet der Nahrungsmittelversorgung
weltweit.
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NATO oder Neutralität

Parallel zum NATO-Beitritt Finnlands und Schwedens nähert sich auch die
Schweiz dem Militärpakt weiter an, kauft teure F-35-Kampfjets und sucht
nach neuen Kooperationsformen.



BERN/BRÜSSEL - Parallel zum bevorstehenden NATO-Beitritt Finnlands und
Schwedens bereitet die Schweiz ihre weitere Annäherung an den westlichen
Militärpakt vor. Man strebe "neue Formen der Zusammenarbeit" zwischen der
Schweiz und der NATO an, erklärt Verteidigungsministerin Viola Amherd; das
sei trotz der offiziellen Neutralität des Landes ohne weiteres möglich.
Konkrete Vorschläge für einen Ausbau der Kooperation sollen im September
vorgelegt werden. Ungeachtet ihrer Neutralität arbeitet die Schweiz seit
den 1950er Jahren mit der NATO zusammen, freilich zunächst vor allem
informell und erst seit ihrem Beitritt zum Partnership for Peace-Programm
des westlichen Bündnisses 1996 in aller Form. Anlässlich eines aktuellen
Luftwaffenmanövers von NATO-Staaten, an dem eine Schweizer Fliegerstaffel
teilnimmt, heißt es, man verfüge längst über "gemeinsame Taktiken,
Techniken und Verfahren für Missionen". Einer weiteren Annäherung an die
NATO dient nicht zuletzt der Kauf von F-35-Kampfjets, den Bern im Sommer
2021 beschlossen hat, gegen den sich aber Protest erhebt. Der Ukraine-Krieg
erleichtert es, die NATO-Annäherung zu legitimieren.

"Westliche Neutralität"

Die Schweiz hat ungeachtet ihrer traditionellen Neutralität immer
gedeihliche Beziehungen zur NATO unterhalten, wenngleich dabei seit den
1950er Jahren "inoffizielle Kontakte" die Regel waren - allerdings
"durchaus auf allen Stufen", wie es in einem Überblick über die Entwicklung
der beiderseitigen Beziehungen heißt.[1] Offizielle Absprachen mit der NATO
über ein gemeinsames Vorgehen im Fall eines Krieges gegen die Staaten des
Warschauer Vertrags, auf die die USA zeitweise gedrungen hätten, habe Bern
stets abgelehnt; doch habe "das überragende gegenseitige Interesse, das
schweizerische Territorium nicht zu einer potenziellen Einfallsachse für
die ... Streitkräfte des Warschauer Paktes werden zu lassen", schon früh zu
Absprachen "informeller ... Natur" etwa über "Anschlusspunkte" entlang der
deutsch-schweizerischen Grenze "für den Schulterschluss benachbarter
Verbände" oder bezüglich des "Austausch[s] von Radardaten" geführt. Später
habe sich unter den neutralen bzw. blockfreien Staaten "immer wieder" eine
"Übereinstimmung der schweizerischen mit insbesondere amerikanischen
Positionen" gezeigt, heißt es weiter; die Schweiz habe aus diesem Grund
stets als "westlicher Neutraler" gegolten.

"Ins westliche Waffentransfersystem eingegliedert"

Jenseits der Kontakte zur NATO selbst sind die Beziehungen der Schweiz zu
einzelnen NATO-Staaten, wie es in dem Überblick heißt, spätestens seit den
1950er Jahren "in jeder Hinsicht ... intensiv" gewesen. Dies galt nicht nur
für die Ausbildungskooperation, die vor allem Schweizer Offiziere
regelmäßig ins NATO-Ausland führte, sondern auch für die
Rüstungskooperation. Schon aufgrund simpler technologischer Abhängigkeiten
habe die Schweiz "eine Eingliederung ins westliche Waffentransfersystem"
erlebt, konstatieren die Autorinnen einer Untersuchung der
Rüstungsindustrie des Landes in den Jahrzehnten des Kalten Kriegs; dies
habe das politische Konzept der Neutralität in der Praxis systematisch
"unterminiert".[2] Parallel hat die Schweiz stets auf geheimdienstlicher
Ebene eng mit NATO-Staaten kooperiert. Bekannt ist etwa, dass die
Geheimorganisation P-26, die im Fall einer feindlichen Besetzung der
Schweiz im Untergrund Widerstand organisieren sollte - ähnlich wie 
Gladio-Strukturen in der Bundesrepublik [3] -, dabei mit britischen Diensten
kooperierte [4]. Im Februar 2020 wurde bekannt, dass die Schweizer Firma
Crypto AG, die Verschlüsselungstechnologie herstellte, zeitweise im Besitz
von BND und CIA war und beiden Diensten weltumspannende Abhörmaßnahmen
ermöglichte (german-foreign-policy.com berichtete [5]).

"Gemeinsame Taktiken"

Intensiviert hat die Schweiz - ungeachtet ihrer Neutralität - ihre
Kooperation mit der NATO im Jahr 1996 mit dem Beitritt zum NATO-Programm
Partnership for Peace (PfP). In diesem Rahmen nehmen die Schweizer
Streitkräfte seither an gemeinsamen Manövern mit NATO-Staaten teil. Das war
freilich nicht völlig neu: Die Fliegerstaffel 11 der Schweizer Luftwaffe
ist seit 1981 beim NATO Tiger Meet präsent, einer Luftwaffenübung
zahlreicher NATO-Mitglieder. Anlässlich des diesjährigen NATO Tiger Meet,
das am morgigen Freitag im griechischen Araxos zu Ende geht, heißt es nun,
es spiele "keine Rolle", dass "die Schweiz kein Nato-Mitglied" sei: Man
habe längst "gemeinsame Taktiken, Techniken und Verfahren für Missionen"
entwickelt.[6] Als "Quantensprung [in den] Beziehungen der Schweiz zur
NATO" ist die Entsendung einer Logistikeinheit in Kompaniestärke 1999 in
das Kosovo bezeichnet worden; noch heute sind dort mehr als 180 Schweizer
Soldaten stationiert, rund dreimal so viel wie deutsche.[7] Etwas
verkompliziert wurde die Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und der NATO
zunächst ab 2014 mit der starken Fokussierung der NATO auf den Machtkampf
gegen Russland. Beobachter konstatieren freilich bereits seit 2017 ein
Streben nach neuer "Konvergenz".[8]

Der Krieg als Chance

Aktuell nimmt Bern den Ukraine-Krieg zum Anlass, um die Beziehungen zur
NATO weiter aufzuwerten. In der vergangenen Woche hielt sich
Verteidigungsministerin Viola Amherd in den Vereinigten Staaten auf und
verhandelte dort mit der stellvertretenden Außenministerin Kathleen Hicks
über etwaige "Möglichkeiten einer noch engeren sicherheitspolitischen
Zusammenarbeit"; Details wurden nicht bekannt.[9] Zudem stellte Amherd eine
intensivere Kooperation mit der NATO in Aussicht: Man strebe "neue Formen
der Zusammenarbeit" an; dazu lasse die Schweizer Neutralität immer noch
"einen gewissen Handlungsspielraum".[10] Berichten zufolge sind zum
Beispiel regelmäßige Treffen nicht nur von Politikern, sondern auch von
militärischen Befehlshabern beider Seiten im Gespräch. Ein offizieller
Bericht, der konkrete Optionen vorschlägt, soll bis Ende September
vorgelegt werden. Lediglich der förmliche Beitritt zur NATO gilt als mit
der Neutralität unvereinbar und daher - zumindest vorläufig - als
ausgeschlossen. Umfragen zeigen, dass der Ukraine-Krieg sowie die
Berichterstattung über ihn die Zustimmung zu einer engeren Kooperation mit
der NATO von einem langfristigen Durchschnitt von 37 Prozent auf jetzt 56
Prozent in die Höhe schnellen ließen. Sogar ein NATO-Beitritt, den bislang
nur 21 Prozent befürworteten, würde heute von 33 Prozent der Schweizer
Bevölkerung gebilligt.

"Partner für viele Jahre"

Die weitere Annäherung der Schweiz an die NATO ist schon lange vor dem
Ukraine-Krieg vorbereitet worden. Das zeigt der Beschluss der Regierung in
Bern, 36 US-Kampjets vom Typ F-35 zu beschaffen. Der offizielle Kaufpreis
für das Flugzeug, das für seine Pannen berüchtigt ist, beläuft sich auf
sechs Milliarden Schweizer Franken. Einschließlich der bis 2060 anfallenden
Betriebskosten wird laut offiziellen Angaben mit Gesamtkosten von 15,5
Milliarden Franken gerechnet, wobei Kritiker davon ausgehen, dass der
Betrag im Lauf der Jahre noch erheblich weiter steigen wird.[11] Mit Blick
darauf, dass nicht nur die USA, sondern auch diverse europäische 
NATO-Mitglieder den F-35 beschaffen, erklärte Amherd jetzt in Washington: "Das
bedeutet, dass die Schweiz zuverlässige Partner für viele Jahre gewinnen
wird, bis ins Jahr 2060". "Das gibt einen Austausch, eine Zusammenarbeit,
die noch intensiviert wird."[12] Amherd traf in den USA auch mit
Repräsentanten der US-Rüstungsindustrie zusammen, nicht zuletzt, weil der 
F-35-Hersteller Lockheed Martin und Raytheon, der Hersteller des
Raketenabwehrsystems Patriot, das die Schweiz ebenfalls beschafft,
Gegengeschäfte im Wert von mindestens 4,2 Milliarden Franken in der Schweiz
zugesagt haben.

Kampfjet vs. Demokratie

Dem Milliardengeschäft zur Festigung der Beziehungen zwischen der Schweiz
und den USA bzw. der NATO steht lediglich eine Initiative im Weg, die den
milliardenschweren Kauf des F-35 stoppen will. Die Initiative, die von der
Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) auf den Weg gebracht wurde, weist
darauf hin, dass der F-35 "einzig und allein für Angriffskriege entwickelt"
wurde und für "luftpolizeiliche Einsätze", wie sie für die Schweiz
vorgesehen sind, "massiv überdimensioniert und ungeeignet" ist.[13] Zudem
"sitzen bei diesem Flugzeug die US-Geheimdienste immer mit im Cockpit",
heißt es. Die Initiative sammelt Unterschriften für ein - in der Schweiz
verbreitetes - Referendum über den Kauf. Verteidigungsministerin Amherd
plädiert dafür, die Verkaufsverträge, die fertig, aber noch nicht
unterzeichnet sind, noch vor dem Referendum endgültig abzusegnen: Man solle
"nicht warten", wird Amherd zitiert.[14] Ob die Schweizer Regierung sich
ihrer Position anschließt und die NATO-Bindungen über die Demokratie
stellt, ist noch ungewiss.
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HEGEMONIE/1839: Grenzkonflikt der Großmächte in Europa mit Zigtausenden Toten ... (SB)



Ein Plasmaball, heißer als die Sonne - alles innerhalb eines Radius
von zwei Kilometern verdampft im Bruchteil einer Sekunde. Die bei der
Explosion der Bombe freigesetzte Hitze entzündet brennbares Material
im Umkreis von 13 Kilometern, also einer Fläche von 500
Quadratkilometern. Die hochgradig erhitzte und verdichtete Luft dehnt
sich mit Überschallgeschwindigkeit explosionsartig aus. Diese
Druckwelle reißt alles nieder bis auf massive Stahlstrukturen. Auf
einer Fläche von ungefähr 175 Quadratkilometern bleibt kein Gebäude
stehen, Menschen werden unter ihnen begraben oder wie Staubkörner im
Sturm davon geweht. Noch in 21 Kilometern Entfernung vom Explosionsort
kann es geschehen, dass das Anschauen des unglaublichen Geschehens
tödliche Folgen hat, weil die nun auch dort eintreffende Druckwelle
Fenster bersten lässt und einen Blizzard von Glassplittern erzeugt.

Ein aus Staub, Asche und strahlenden Partikeln gebildeter Atompilz
steigt in den nächsten Minuten kilometerweit in den Himmel. Der dabei
entstehende Unterdruck zieht schlagartig frischen Sauerstoff an, der
das Zerstörungswerk in Gegenrichtung vollendet und die Brände weiter
anfacht. Nun sinken die radioaktiven Partikel der Explosionswolke
wieder zu Boden und verurteilen viele, die sie einatmen, innerhalb
weniger Tage zu einem quälenden Strahlentod. Dieser Effekt wird
möglicherweise verstärkt durch radioaktiv verseuchten Regen, der die
in der Atmosphäre verteilte Asche aufnimmt und alle kontaminiert, die
mit ihm in Berührung kommen.

Je nach Dichte der Besiedlung sind Hunderttausende oder gar Millionen
der den Atomangriff überlebenden Menschen verletzt und sterben in den
nächsten Tagen aufgrund der vollständig zusammengebrochenen
medizinischen Infrastruktur. Viele sind zumindest temporär erblindet,
weil sie im Moment der Explosion hingeschaut haben, oder durch die
Druckwelle taub geworden, und irren desorientiert umher. Auf einen
atomaren Angriff, dessen Folgen schlimmer sind als mehrere
gleichzeitig eintretende Naturkatastrophen, gibt es keine humanitäre
Antwort - die Bombe schafft eine Todeszone, in der die Menschen tage-
und wochenlang auf sich selbst gestellt sind, also auch an sekundären
Folgen wie Wassermangel und Unterversorgung sterben.

Dieses modellhafte Szenario, entnommen einer Visualisierung des
öffentlich-rechtlichen Jugendsenders funk [1], geht von den
Auswirkungen der größten US-amerikanischen Atombombe, einer B 83 mit
1,3 Megatonnen TNT Sprengwirkung, aus, die im oder über dem Zentrum
einer Großstadt gezündet wird. In einem Atomkrieg ist jedoch
hoch wahrscheinlich, dass es nicht bei einer einzigen nuklearen
Detonation bleibt, sondern es zu Dutzenden Atomangriffen auf die
Städte und urbanen Großräume der Konfliktparteien kommt. Das wiederum
hätte nicht nur den Tod von vielen Millionen Menschen zur Folge,
sondern längerfristige Auswirkungen auf das Weltklima, das stark
abkühlte und einen schwerwiegenden Einbruch in der globalen
Lebensmittelversorgung bewirkte.

Wir wurden geboren

Geboren in den Fünfzigern (...)

Meine Mutter weinte

Als Präsident Kennedy starb

Sie sagte es waren die Kommunisten

Aber ich wusste es besser.

Würden sie die Bombe auf uns abwerfen

Während wir uns am Strand liebten?

Wir waren die Klasse, die sie nicht unterrichten konnten,

Weil wir es besser wussten

The Police - Born In The 50's (1978) [2]


Vom Fulda Gap nach Ramstein

In den 60er und 70er Jahren im Schatten stets möglicher atomarer
Massenvernichtung aufgewachsen war die ultimative Katastrophe
permanent präsent und dadurch abwesend - die Gefahr war so normal wie
die tägliche Mahlzeit. Westeuropa sollte Aufmarschfeld sein, die
Fulda-Gap der Punkt des strategischen Durchbruchs einer Roten Armee,
deren Soldaten begierig darauf warteten, die vom Marschieren
erschöpften Füße im Atlantik erfrischen zu können. Osthessen war ein
atomares Schlachtfeld im Wartestand, plante die NATO doch, einen
sowjetischen Angriff mit dem Ersteinsatz von Atomwaffen zu
beantworten. Der Weg zur Rhein-Main Air Base in Frankfurt, dem
logistischen Zentrum der US-Truppen in der BRD, war kurz, und es ist
kein Zufall, dass das Treffen der mehr als 40 Kriegsminister zur
Unterstützung der Ukraine am 26. April auf der Ramstein Air Base nahe
Kaiserslautern stattfand.

Wo nach der Schließung der Rhein-Main Air Base 2005 das Hauptquartier
der United States Air Forces in Europe und Air Forces Africa sowie
das Allied Air Command der NATO - also das logistische Zentrum eines
Atomkrieges in Europa - angesiedelt wurde, hatte
Verteidigungsminister Lloyd Austin öffentlich erklärt, dass es den
USA darum gehe, Russland wegen seiner "ungerechten" Invasion - um
keinen Zweifel daran aufkommen zu lassen, dass Aggressionen der NATO
"gerecht" sind - nachhaltig zu schwächen. Da Austin auch beim
angekündigten Ziel, diesen Krieg siegreich zu beenden, in der ersten
Person sprach, war offiziell ausgesprochen, dass die USA und damit
die NATO Kriegspartei sind.

Siegen ohne Rücksicht auf Verluste an Menschenleben war schon vor 50
Jahren ein Thema für die NATO. Die Rote Armee hatte mit ihren
Landstreitkräften im Vorstoß nach Westen den deutschen Faschismus
besiegt und galt im Bereich konventioneller Streitkräfte als
hocheffizient, so dass zumindest der Eindruck erweckt wurde,
Bundeswehr, US-Armee und NATO-Verbündete hätten einem von der Grenze
der DDR aus vorgetragenen sowjetischen Angriff wenig
entgegenzusetzen. Ein solcher Fall hätte die in der Fulda Gap lebenden
Menschen pulverisiert und die idyllischen Landschaften Osthessens
mit ihren alten Fachwerkhäusern, Obststreuwiesen und bewaldeten Höhen
in ein nukleares Inferno verwandelt. Das Sperrfeuer taktischer
Atomwaffen, die innerhalb von 90 Minuten 114 Zielpunkte in der Fulda Gap
praktisch flächendeckend vernichten sollten, hätte eine verstrahlte
Wüste hinterlassen.

Den jungen Wehrpflichtigen der US Army, die in den Parks der
hessischen Städte die Pfeifen kreisen ließen und sich stets über
Gesellschaft deutscher Jugendlicher freuten, war dieses
Schreckensszenario kaum weniger verhasst als jener Minderheit der
potentiell davon betroffenen Bevölkerung, die sich nicht von der
Stahlhelm-Fraktion des hessischen Ministerpräsidenten Alfred Dregger
vertreten fühlte. Kontakte mit jungen GIs, die schon im Alter von 17
Jahren ihre erste Tour of Duty im Vietnamkrieg hinter sich hatten,
gaben ihren deutschen AltersgenossInnen Einblicke in eine Realität,
die nur entschiedenen Widerstand gegen Militarismus und Krieg
erzeugen konnte. "Unsere amerikanischen Freunde" waren ansonsten bei
der einheimischen Bevölkerung so wenig wohl gelitten, dass zumindest
den Mannschaftsdienstgraden, unter denen sich auch viele schwarze GIs
befanden, vor manchen Discos und Restaurants das ablehnende Schild
"Off Limits" entgegen prangte.

Die Fulda Gap hatte Hessen zu einem wichtigen Aktionsfeld der
Antikriegsbewegung in der BRD gemacht, wie eine Aktion 1983 zeigte,
als AktivistInnen rund 200 Sprengkammern auf Straßen und Brücken im
Osten des Bundeslandes durch ihr Auffüllen mit Beton unbrauchbar
machten. Sie sollten im Ernstfall neben konventionellen Sprengkörpern
mit sogenannten Atomminen befüllt werden, von denen mindestens 300
Stück zum schnellen Einsatz vorrätig gehalten wurden. In den frühen
1980er Jahren gingen Millionen Menschen gegen den
NATO-Doppelbeschluss, der die Vorwarnzeit für die Sowjetunion bei
einem Angriff atomar bewaffneter US-amerikanischer
Mittelstreckenraketen Pershing II und Cruise Missiles auf ein
gefährliches Minimum reduziert hätte, in der BRD auf die Straße. In
Hessen wurden Militärdepots der US-Streitkräfte durch
NachrüstungsgegnerInnen blockiert, und noch 1986 protestierten
200.000 Menschen gegen die Stationierung von Marschflugkörpern mit
Atomsprengköpfen im Hunsrück.

Der 1983 präsentierte Plan des US-Präsidenten Ronald Reagan, das
Territorium seines Landes im Rahmen der Strategic Defense Initiative
(SDI) für Atomangriffe unangreifbar zu machen, konnte zwar nicht
realisiert werden, aber aus damaliger Sicht spitzte sich alles auf
einen Atomkrieg in Mitteleuropa zu. An das Ausmaß der Mobilisierung
der Friedensbewegung vor vier Jahrzehnten, an der auch ein Olaf
Scholz teil hatte, konnte seitdem keine pazifistische oder
antimilitaristische Bewegung mehr anknüpfen. Ganz im Gegenteil, die
zu einem Gutteil aus der Friedensbewegung dieser Jahre entstandene
Partei der Grünen gehört heute zur Speerspitze deutschen
Großmachtstrebens, nicht etwa im Gewand eines NS-gesättigten
Revanchismus, sondern eines Werteuniversalismus, der der selektiven
Moral derjenigen unterliegt, die die Kommandohöhe eines neuen, als
durchaus wohlwollend präsentierten Imperialismus besetzt haben.

Sieg oder Niederlage? So heißt die Losung des herrschenden
Militarismus in jedem der kriegführenden Länder, und so haben sie,
wie ein Echo, die sozialdemokratischen Führer übernommen. Um Sieg
oder Niederlage auf dem Schlachtfelde soll es sich jetzt nur noch
auch für die Proletarier Deutschlands wie Frankreichs, Englands wie
Rußlands handeln, genau so wie für die herrschenden Klassen dieser
Länder. Sobald die Kanonen donnern, soll jedes Proletariat am Siege
des eigenen, also an der Niederlage der anderen Länder interessiert
sein.

Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie VIII (1916) [3]


Es darf wieder gesiegt werden

Wenn Außenministerin Annalena Baerbock erklärt, ihre Partei stehe
"auf den Schultern Joschka Fischers", dann meint sie damit die von
ihm angestoßene Militarisierung deutscher Schuld im Kampf gegen neue
Autokraten zum angeblichen Zwecke der Verhinderung eines neuen
Auschwitz. Ob Jugoslawien 1999 oder Ukraine 2022, Deutschland steht
auf der Seite des gerechten Krieges und rehabilitiert sich dabei
höchst wirksam von historischen Vergehen, die im Angesicht
russischer Aggression auf das Format einer lässlichen, durchaus
verzeihlichen Sünde zu schrumpfen scheinen. Mit dem Verbot des
Zeigens sowjetischer Fahnen zum Tag der Befreiung vom Faschismus bei
den Gedenkfeierlichkeiten am 8. Mai in Berlin werden die Sowjetunion
und Russland in eins gesetzt, womit die Brücke zur Exkulpation des
NS-Regimes in seinen genozidalen Ambitionen beim Griff nach der
eurasischen Landmasse geschlagen wird.

Die Russische Föderation ist jedoch nicht mit der Sowjetunion
gleichzusetzen, auch wenn sie als größte staatliche Entität nach
deren Auflösung 1991 so erscheinen mag. Völkerrechtlich gilt die RF
aufgrund der von der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
übernommenen Anerkennung der mit ihr geschlossenen Verträge als
Fortsetzerstaat der UdSSR. Von den 15 aus der Sowjetunion
hervorgegangenen Staaten verfügt die RF über das mit Abstand größte
Territorium und weist neben 80 Prozent als RussInnen definierter
BürgerInnen rund 100 weitere Ethnien mit entsprechender
Sprachvielfalt auf. Verwaltungstechnisch verfügt die RF über 85
Föderationssubjekte von ganz unterschiedlicher Größe und
verschiedenem administrativen Status.

Die Russischen Streitkräfte sind nicht die Rote Armee, erst recht
dann nicht, wenn sie Krieg führen gegen eine frühere Republik der
Sowjetunion. Der Angriff auf die Ukraine ist ein völkerrechtswidriger
Krieg, daran ändert auch der Verweis auf den seit 2014 im Donbass
zwischen der Ukraine und den beiden sezessionistischen
"Volksrepubliken" Lugansk und Donezk geführten Krieg nichts. Wäre es
um deren Verteidigung gegen Übergriffe der ukrainischen Streitkräfte
gegangen, dann hätte die Besetzung ihrer Gebiete durch die russischen
Streitkräfte und den gegnerischen Angriffen adäquate militärische
Reaktionen diesen Zweck erfüllt. Statt dessen jedoch wurde die
Ukraine von mehreren Seiten aus angegriffen, und das mit ganz
unterschiedlichen Begründungen, die von der Negation des nationalen
Selbstbestimmungsrechts der Föderationssubjekte der UdSSR über die
"Denazifizierung" der Ukraine bis zur offensiven Verteidigung der
regionalen Hegemonie Russlands gegen die expansive Strategie der NATO
reichen.

Diese genauer zu untersuchen ist zum einen für das Einschätzen der
Möglichkeit einer atomaren Eskalation des Krieges relevant, die mit
der zunehmenden Intervention der NATO in den Konflikt nicht weniger
wahrscheinlich wird. Was in deren Mitgliedstaaten gerne
heruntergespielt wird, um das fortwährende Austesten roter Linien des
Kreml legitimieren zu können, ist für viele Menschen Anlass zu großer
Sorge. Die seitens der russischen Führung in Anschlag gebrachten
Kriegsgründe vermitteln einen Eindruck davon, dass die atomare
Bedrohung vielleicht größer als vermutet ist, weisen diese doch
ihrerseits ein Ausmaß an nationaler Kränkung auf, die die rational
kaum mehr aufzuklärende Grauzone potentieller Handlungsoptionen noch
mehr verdunkelt.

Im Vorfeld dieses Krieges hat die NATO viel dafür getan, dass sich in
Russland ein nationaler Revanchismus aufbauen konnte, der mit der
Instrumentalisierung des Versailler Vertrags zum Schüren
nationalchauvinistischer Ressentiments in der Zwischenkriegszeit in
Deutschland durch Nationalkonservative und Nationalsozialisten zwar
nicht gleichzusetzen ist, aber ähnliche Züge aus Vergeltungsabsicht
schöpfender Mobilisierung aufweist. Dieser historischen Signatur hat
sich der Bundeskanzler in seiner Rede am 13. Mai bedient, als er
erklärte, keinen "Diktatfrieden" für die Ukraine zu akzeptieren.
Indem er einen wohlbekannten Terminus aus dem Arsenal des deutschen
Revanchismus und des damit von Hitler legitimierten Zweiten
Weltkriegs gegen das heutige Russland in Stellung bringt,
signalisiert er, dass ein Kriegsende zu Bedingungen Russlands den
Widerstand in der Ukraine verlängerte, also die bestehende
Konstellation inklusive eines Kriegseintritts der NATO unverändert
ließe.

Tatsächlich gilt gerade auch in diesem Krieg, dass seine Beendigung
ohne Eskalation bis zur Kapitulation allen Seiten abverlangte,
Abstriche von ihren Kriegszielen zu machen. Da die NATO einen Sieg
der Ukraine zu ihrem Ziel erklärt hat, müssten ihre Regierungen
Abstand von den bisher bezogenen Positionen nehmen. Danach sieht es
nicht aus, wenn der Eindruck stimmt, dass zumindest einige
Regierungen in der NATO den Zeitpunkt für gekommen halten, Russland
entscheidend zu schwächen und als Hindernis bei der viel
bedeutsameren Konfrontation mit China zu beseitigen.

Der Premierminister Großbritanniens, dessen Regierung sich als
aggressivster Akteur auf Seiten der NATO zu erkennen gegeben hat,
könnte dafür verantwortlich sein, dass die zuvor einer Einigung mit
dem Angreifer nicht abgeneigte Ukraine nach seinem
Überraschungsbesuch in Kiew am 9. April eine deutlich weniger
kompromissbereite Haltung eingenommen hat. Die Times hatte schon am
4. April einen Berater Johnsons zitiert, der sich Sorgen um ein allzu
schnelles Ende der Kämpfe machte. Dies solle erst geschehen, wenn die
Ukraine "in der stärkstmöglichen Position" sei - sprich den
strategischen Gewinn der NATO eingefahren habe, schreibt Jörg
Kronauer in der jungen Welt.

Zum andern bietet der Blick auf die am häufigsten genannten
Kriegsgründe Anhaltspunkte dafür, ob die Bewertung zutrifft, dass
Russland Ziel einer westlichen Offensive sei, in der sich die
Grundlinien der Blockkonfrontation reproduzierten. Dass eine
monokausale Deutung des Konflikts, der als Folge einer geopolitischen
Konfrontation zwischen Staaten quasi systemtheoretisch zu regulieren
sei, auf der Ebene "internationaler Politik" und damit eines
Herrschaftsdiskurses verbleibt, entspricht dem kritiklosen Umgang mit
dem Begriff der Diplomatie. Miteinander zu reden ist besser als
aufeinander zu schießen, doch ein Ausgleich staatlicher Interessen
auf dem Feld einer imperialen Aufteilung der Welt kann lediglich eine
Notlösung vor dem Hintergrund dessen sein, die materiellen und
sozialen Voraussetzungen des Staatenkrieges aufzuheben.

Demgegenüber wird die Bedeutung sozialer Kämpfe und linker
Befreiungsbewegungen für den Widerstand gegen Kapitalismus und
Kolonialismus, Patriarchat und Militarisierung, gegen den Ausbau
menschenfeindlicher Grenzen und die existenzbedrohende Zerstörung
natürlicher Lebensvoraussetzungen gezielt ausblendet. Die
Fragmentierung einer Restlinken, die bereits in den
Auseinandersetzungen um die Frage, wie weitgehend staatliche
Intervention zur Pandemiebekämpfung akzeptabel sei, arg dezimiert
wurde, negiert mit der jeweiligen Parteinahme für NATO oder Russland
den Kampf der Unterdrückten und Ausgebeuteten, so dass von
sozialrevolutionären Aufbrüchen in diesen Zusammenhängen keine Rede
mehr sein kann.

Der Imperialismus mit all seiner brutalen Gewaltpolitik und
Kette unaufhörlicher sozialer Katastrophen, die er provoziert, ist
freilich für die herrschenden Klassen der heutigen kapitalistischen
Welt eine historische Notwendigkeit. Nichts wäre verhängnisvoller,
als wenn sich das Proletariat selbst aus dem jetzigen Weltkriege die
geringste Illusion und Hoffnung auf die Möglichkeit einer idyllischen
und friedlichen Weiterentwicklung des Kapitalismus retten würde. Aber
der Schluß, der aus der geschichtlichen Notwendigkeit des
Imperialismus für die proletarische Politik folgt, ist nicht, daß sie
vor dem Imperialismus kapitulieren muß, um sich fortab in seinem
Schatten vom Gnadenknochen seiner Siege zu nähren.

Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie VIII (1916) [4]


Kriegsmotiv Geopolitik

Die expansive Strategie der NATO ist ein einleuchtendes Motiv für die
Offensive, in die der Kreml mit dem Angriff auf die Ukraine zu kommen
versuchte, auch wenn es den völkerrechtswidrigen Charakter dieses
Krieges nicht aus der Welt schafft. Die ihrerseits illegalen
Angriffskriege von NATO-Staaten wie insbesondere der USA zur
Blaupause russischer Kriegsstrategie zu machen ist ein bestenfalls
legalistisches Manöver - den einen Rechtsbruch mit dem anderen zu
rechtfertigen führt weiter in den Abgrund entfesselter militärischer
Gewalt, weshalb revanchistische Kriege aus internationalistischer
Sicht stets abgelehnt wurden.

Zwar haben der historische Internationalismus und die
Blockfreienbewegung bei der Verhinderung imperialistischer Kriege nur
begrenzten Erfolg gehabt, ansonsten wäre es kaum zu einer Neuauflage
der Frontlinie des Kalten Krieges gekommen, die vor dem Horizont
angestrebter sozialer Befreiung nur als Scheitern aller damit
verbundener Kämpfe und Mühen zu verstehen ist. In den Trümmern
verwehter Hoffnungen die Position einzunehmen, dass der Feind meines
Freundes mein Feind sei, und sich dabei auf einer Seite der Gleichung
imperialer Ambitionen einzufinden, fordert zur Unterwerfung unter
ideologische Staatsapparate auf, die nicht über sich hinausweisen
können, weil sie die kapitalistische Wertabstraktion als
prinzipiellen Modus der Reproduktion akzeptiert haben.

Der russische Versuch, den Angriffskrieg als antikolonialistisches
oder antifaschistisches Projekt zu verkaufen, scheitert unter anderem
daran, dass die Russische Föderation kein sozialistischer Staat ist,
dessen Existenz von der NATO im Kampf gegen seine revolutionären
Energien negiert wird, und dass sie kein kolonisiertes Gebiet ist,
auf dem ein Befreiungskrieg gegen Okkupatoren geführt wird. Ganz im
Gegenteil, zumindest im Fall Tschetscheniens hat die russische
Führung zwei Kolonialkriege gegen eine nationale Entität der
Sowjetunion geführt.

Die geopolitische Herausforderung der RF besteht vor allem darin,
dass die strategische Parität zwischen den NATO-Staaten und der
Sowjetunion im Kalten Krieg spätestens seit deren Ende 1991
systematisch zugunsten ersterer revidiert wurde. Unter US-Präsident
Bill Clinton wurden die Aufgaben der U.S. Arms Control and
Disarmament Agency (ACDA) in andere Regierungsbehörden integriert,
was mit einer Schwächung ihrer zentralen Aufgabe der
Rüstungskontrolle auch bei Atomwaffen einherging. Sein Nachfolger
George W. Bush kündigte 2001 einseitig den 1972 zwischen den USA und
der Sowjetunion abgeschlossenen Anti Ballistic Missile Treaty auf,
ein zentraler Pfeiler gegenseitiger Rüstungskontrolle, der das
atomare Eskalationsrisiko erheblich gesenkt hatte, angeblich um sich
gegen Interkontinentalraketen von Drittstaaten schützen zu können.
Russlands Präsident Wladimir Putin, damals noch um Integration in
westliche Bündnissysteme bemüht, gestand zu, dass russische
Sicherheitsinteressen davon nicht berührt seien.

US-Präsident Barack Obama betrieb die Aufstellung von
Raketenabwehrsystemen in Polen und Rumänien, was die im Kalten Krieg
gültige Doktrin gegenseitiger Abschreckung (Mutual Assured
Destruction) weiter schwächte, weil damit die Gefahr eines
Erstschlags gegen russische Atomwaffen wuchs, da die
Zweitschlagkapazität Russlands zumindest geschwächt worden wäre. Da
die operative Logik von Atomwaffen vom maximalen strategischen
Gewinn, ihrem erfolgreichen Einsatz zur Ausschaltung adäquater
Gegenmaßnahmen, geleitet wird, ist jede Maßnahme, die das Potential
eines solchen "Enthauptungsschlages" vergrößert, als besonders
brisante Form der Eskalation zu betrachten.

All das ging mit der Osterweiterung der NATO an die Grenzen der
Russischen Föderation und weiterer Offensivmaßnahmen wie der
Formulierung einer Präventivkriegsdoktrin und der Aufrüstung der
Atomdoktrin durch die US-Regierung, der Avancen der NATO in Richtung
Ukraine und Georgien als auch der Unterstützung von Umsturzbewegungen
in ehemaligen Sowjetrepubliken durch den Westen einher. Schon zuvor
war die Anpassung des Vertrages über Konventionelle Streitkräfte in
Europa (KSE-Vertrag), die nach der Auflösung des Warschauer Paktes
erforderlich geworden war, an der Weigerung der NATO, das
Rüstungskontrollabkommen zu ratifizieren, gescheitert.

US-Präsident Donald Trump schließlich kündigte 2019 den zwischen den
USA und der Sowjetunion 1987 unterzeichneten INF-Vertrag, der die
Vernichtung aller landgestützten Flugkörper mit mittlerer und
kürzerer Reichweite vorsah und deshalb besonders für die Verhinderung
eines Atomkriegs in Europa wichtig war, einseitig auf. Zwar waren dem
Vorwürfe vorausgegangen, Russland habe den Vertrag durch die
Produktion eines neuen Marschflugkörpers verletzt, aber derartige
Differenzen waren in der Geschichte der Rüstungskontrollabkommen des
Kalten Krieges aufgrund der Strategie beider Seiten, jede nur
mögliche Vertragslücke auszunutzen, die Regel gegenseitiger
Herausforderung. Zudem wurden auf Schiffen der US Navy in Rumänien
und Polen atomwaffentaugliche Raketensysteme stationiert, die
ebenfalls von Ramstein aus eingesetzt werden.

Erst vor wenigen Monaten wurde in Wiesbaden das 56.
Artillerie-Kommando reaktiviert, dem die gesamte US-Artillerie in
Europa und Afrika unterstellt ist. Es war aufgrund des INF-Vertrags
außer Kraft gesetzt worden und kommandiert nun auch atomwaffenfähige
Trägersysteme. Im Fall einer atomaren Eskalation wären alle Standorte
in Deutschland mit strategischen Waffen vorrangige Ziele russischer
Angriffe, also auch die im Rahmen der nuklearen Teilhabe eingesetzten
Flugzeuge und Fliegerhorste der Bundeswehr. Auch
heute wäre die Bundesrepublik ein primäres Schlachtfeld eines
atomaren Schagabtausches.

Im Rückblick ist es angemessen zu behaupten, dass die Sowjetunion
respektive die Erbin ihrer Atomwaffen, die Russische Föderation,
insgesamt eher defensiv agiert hat, während NATO und USA eine auf
vielen strategischen Ebenen expansive und aggressive
Hegemonialpolitik betrieben. Der geostrategische Einfluss Russlands
wurde nach Kräften unterminiert, was durch einzelne Offensiven wie im
Georgienkrieg 2008 nicht wirklich gekontert werden konnte.
Ausgetragen wurde die Auseinandersetzung um Einflusssphären auch im
Mittleren Osten, insbesondere bei der Aufkündigung des Atomabkommens
mit dem Iran durch die Trump-Regierung und das Eingreifen Russlands
in den Syrienkrieg.

Selbst ein Kalter Krieger wie Henry Kissinger, der Wladimir Putin
über 20 Mal auf sicherheitspolitischen Veranstaltungen begegnet ist,
attestiert dem russischen Präsidenten im Gespräch mit der Financial
Times am 9. Mai, aufgrund der Absorption des mittelosteuropäischen
Raums nach dem Ende der Sowjetunion durch das westliche
Militärbündnis zutiefst herausgefordert zu sein. Damit wolle
Kissinger nicht den russischen Angriff auf ein als souverän
anerkanntes Land rechtfertigen, aber die Bedrohung Russlands durch
die NATO ist für diesen erfahrenen Geostrategen allemal gegeben.
Derart fast schon trivial zu nennende Einsichten in die veränderten
geopolitischen Konstellationen nach 1991 werden in deutschen Medien
nicht selten als Verschwörungsnarrativ gebrandmarkt. Wer es besser
weiß, wenn solche Behauptungen verbreitet werden, wird auch an
anderer Stelle nicht mehr ohne weiteres für bare Münze nehmen, was
auf den Bildschirmen oder Zeitungsseiten steht, so dass die Agenturen
vorherrschender Konsensproduktion nicht über Legitimationsverluste
wie etwa niedrige Wahlbeteiligungen oder die inflationäre Verbreitung
sogenannter Fake News erstaunt sein können.

Allein die andauernde Existenz der NATO nach dem erklärten Ende der
Blockkonfrontation und der Auflösung der Sowjetunion kann als
Herausforderung an die Adresse der geschwächten Gegenseite verstanden
werden. Die Möglichkeit der Etablierung einer europäischen
Sicherheitsarchitektur, von Russland unter anderem 2008 als Vorschlag
unterbreitet, hätte jedoch zu einer Kooperation insbesondere zwischen
der Bundesrepublik und der RF führen können, die den globalen
Führungsanspruch der USA in Frage gestellt hätte. Deren
Sicherheitsdoktrin, jegliches Streben eines Staates oder
Staatenbündnisses, zur hegemonialen und militärischen Stärke der USA
aufzuwachsen, zu verhindern, ist maßgeblich für das Torpedieren jeder
Entwicklung in diese Richtung verantwortlich.

Auch wenn die theoretische Möglichkeit eines Ausgleichs zwischen
Russland und der EU wünschenswert ist, so sorgt das Konfliktpotential
imperialistischer Konkurrenz zuverlässig dafür, dass ein dauerhafter
Frieden nicht der Paläste, sondern der Hütten unter kapitalistischem
Vorzeichen ausgeschlossen bleibt. Warum wurde der ukrainische
Präsident Janukowitsch dazu genötigt, sich zwischen einem
EU-Assoziierungsabkommen und einem Zollabkommen mit Russland zu
entscheiden, anstatt eine Lösung zu finden, in der die Ukraine eine
produktive Brückenfunktion zwischen beiden Einflusssphären hätte
einnehmen können? "Weil der Kapitalismus den Krieg in sich trägt wie
die Wolke den Regen", wie der französische Sozialist Jean Jaurès
schon vor dem Ersten Weltkrieg zu warnen wusste.

Der Verweis auf das Interesse Russlands, sich vor allem mit den
Führungsmächten der EU zu arrangieren, so noch im Dezember 2021 in
einem Verhandlungsangebot des Kreml über eine gegenseitige
Sicherheitsarchitektur vorgeschlagen, ist so berechtigt wie folgenlos
unter den Bedingungen einer Staatspraxis, die hegemoniale Kontrolle
über Rohstofflieferungen, Handelsbeziehungen, Finanzmärkte und
Bevölkerungen anstrebt und so jeden Versuch, den globalen
Flächenbrand zu löschen, sabotiert.

Für bürgerlich-liberale Ökonomen und Politiker sind
Eisenbahnen, schwedische Zündhölzer, Straßenkanalisation und
Kaufhäuser Fortschritt und Kultur. An sich sind jene Werke, auf
die primitiven Zustände gepfropft, weder Kultur noch Fortschritt,
denn sie werden mit einem jähen wirtschaftlichen und kulturellen Ruin
der Völker erkauft, die den ganzen Jammer und alle Schrecken zweier
Zeitalter: der traditionellen naturalwirtschaftlichen
Herrschaftsverhältnisse und der modernsten raffiniertesten
kapitalistischen Ausbeutung, auf einmal auszukosten haben.


Rosa Luxemburg - Die Krise der Sozialdemokratie VIII (1916) [5]


Patriotische Mobilisierung statt sozialer Widerstand

Zur Politik des Kreml gegenüber den sezessionistischen Republiken
Donezk und Lugansk erklärt der marxistische Ökonom Boris Kagarlitzky,
Koordinator des Transnational Institute Global Crisis Projects und
Direktor des Moskauer Institute of Globalization and Social Movements
(IGSO) im Interview mit der US-Journalistin Rhania Khalek [6], dass
Russland sich seit der Abspaltung dieser ukrainischen Territorien von
der Zentraladministration in Kiew wenig Mühe gegeben habe, die
Unabhängigkeitsbestrebungen der sogenannten Volksrepubliken zu
unterstützen. Russlands Präsident Putin habe 2014 sogar verhindert,
die damals verteidigungslose Hafenstadt Mariupol in die
sezessionistischen Territorien zu integrieren, um zu verhindern, dass
diese über einen von Russland unabhängigen Hafen verfügten.

Kagarlitzky hält den Interventionsgrund eines Schutzes der
Bevölkerung der Donbass-Republiken für vorgeschoben und sieht die
wesentlichen Gründe für das Umschalten des Kreml auf Kriegsmodus in
den innenpolitischen Zerrüttungen und sozialen Widersprüchen, unter
denen Russland leide. Er bestätigt die geopolitische Herausforderung
der RF durch die NATO, macht jedoch das Scheitern des neoliberalen
Akkumulationsregimes in Russland und die dauerhafte Armut vieler
Menschen hauptsächlich verantwortlich für den Entschluss der
Regierung, diesen Krieg zu beginnen. Wirtschaftlich befinde sich das
Land in der Zange zwischen technologischer Rückständigkeit und
ökonomischer Abhängigkeit von Drittstaaten, was sogar die
Überlegenheit der Russischen Streitkräfte in der Ukraine in Frage
stelle. Seiner Ansicht nach stehe die russische Führung nach dem
Scheitern der ersten Angriffswelle vor der Wahl, den Krieg durch
Verhandlungen beizulegen oder die atomare Apokalypse zu riskieren, so
Kagarlitzky in seinem vermutlich jüngsten Artikel [7].

Die Unbeliebtheit der Regierung und ihrer Bürokratie wie aller
Oligarchen habe so sehr zugenommen, dass die Wahlen zur Staatsduma im
September letzten Jahres womöglich die letzten gewesen seien, die
ohne den Ausbruch aufstandsartiger Unruhen durchgeführt werden
konnten, berichtet Kagarlitzky im Interview mit Rhania Khalek. Es
habe zahlreiche Fälle von Wahlfälschungen gegeben, was den Unmut in
der Bevölkerung weiter angefacht habe. Der sozialistische Aktivist
wurde im September 2021 aufgrund von ihm initiierter Proteste gegen
die Wahlfälschungen zu 10 Tagen Haft verurteilt. Anfang Mai 2022
wurde er auf die Liste der "ausländischen Agenten" gesetzt.

Das dazugehörige Gesetz wurde 2012 verabschiedet, um
Nichtregierungsorganisationen, die aus dem Ausland finanziert werden,
intensiver staatlicher Kontrolle zu unterwerfen. Im Dezember 2019
wurde es auf Einzelpersonen erweitert. Für alle davon Betroffenen
gilt, dass jegliche Veröffentlichung auch in sozialen Medien mit
einem Haftungsausschluss versehen werden muss, der diesen, in der
Sowjetunion auf DissidentInnen angewandten Status dokumentiert. Zudem
sind "ausländische Agenten" verpflichtet, halbjährliche Berichte zu
ihren finanziellen wie zivilgesellschaftlichen Aktivitäten bei den
Behörden einzureichen. Vor allem jedoch haftet dem Begriffspaar das
Stigma unpatriotischer und subversiver Gesinnung an, so fand es in
der Sowjetunion Verwendung.

Auch die Kommunistische Partei der Russischen Föderation (KPRF), die
bei den Duma-Wahlen mit fast 19 Prozent der ausgezählten Stimmen auf
Platz 2 kam, beklagte sich über Wahlbetrug. Sie war bei der
vorläufigen Auszählung mit fast 25 Prozent gehandelt worden, doch
ihrer Ansicht nach wurde das Ergebnis über Nacht künstlich unter die
Schwelle von 20 Prozent gedrückt, was KPRF-AktivistInnen mit
Protesten quittierten, bei denen es zu Festnahmen kam. Der Versuch
der Partei, nach dem Einreichen einer Klage wegen Wahlbetrugs weitere
juristische Schritte zu veranlassen, wurde von der Polizei
verhindert, was sie allerdings nicht daran hindert, einem Burgfrieden
zuzustimmen und den Kriegskurs der Regierung zu unterstützen.

Das ist offensichtlich eine pragmatische Entscheidung der
KPRF-Führung, die laut Boris Kagarlitzky stets zu reformistischer
Politik neigt, während die Basis sich zusehends radikalisiere.
Überall dort, wo die KPRF in den Regionen radikalere Forderungen
erhebe, sei sie für 25 bis 30 Prozent der Stimmen gut, was ihr in
einigen Gebieten der RF die Mehrheit gegenüber der Regierungspartei
Einiges Russland einbrachte. Vor einem Jahr hatte Kagarlitzky im
Gespräch [8] mit der indischen Politikwissenschaftlerin und
Präsidentin der Society for Socialist Studies, Radhika Desai,
angekündigt, am Schmieden eines großen landesweiten Bündnisses der
außerparlamentarischen Linken beteiligt zu sein, an dessen Formierung
sich auch dissidente KPRF-AktivistInnen, GewerkschafterInnen und
andere linksradikale Kräfte beteiligten. Dabei gehe es weniger um
Wahlen als darum, Basisbewegungen des Protestes und der
Selbstorganisation zum Erreichen langfristiger Ziele zu formieren,
was unter Kriegsbedingungen kaum noch möglich sein dürfte.

Hass und Krieg

Sind alles was wir heute haben

Und wenn ich die Augen schließe

Verschwindet es nicht

Du musst damit umgehen

Es ist die Währung

Hass, Hass, Hass, der Hass einer Nation

Eine Million Meilen weit weg von zuhause

The Clash - Hate & War (1977) [9]


Kriegsmotiv "Denazifizierung"

Der erklärte Angriffsgrund der "Denazifizierung" der Ukraine ist in
besonderer Weise dazu geeignet, die vom Kreml beanspruchte
Legitimität seiner Kriegsgründe zu erschüttern. Indem nicht allgemein
gegen den Faschismus zu Felde gezogen wird, sondern Nazis die
politischen Bedingungen in der Ukraine diktieren sollen, verwendet
die russische Regierung einen spezifisch für den deutschen
Nationalsozialismus stehenden Begriff. Naheliegenderweise soll damit
die Analogie zum Verteidigungskrieg gegen den Überfall
Hitlerdeutschlands auf die Sowjetunion gezogen werden, was
strukturelle Berührungspunkte zwischen der eigenen Staatsdoktrin und
den Unterdrückungsmaßnahmen des NS-Regimes eigentlich ausschließen
müsste.

Da der Anspruch auf "Denazifizierung" an die Entnazifizierungspolitik
der BRD erinnert, die bekanntlich krachend gescheitert ist, ist die
Fallhöhe dieses Projektes hoch. Schon ein Blick auf die in Russland
vorherrschenden Geschlechterpolitiken zeigt, dass dort sehr viel
nachzubessern wäre, um nicht die gleichen Fehler zu begehen, die auf
diesem Feld in der Bundesrepublik darin bestanden, die patriarchale
und homophobe Politik des NS-Regimes im strafrechtlichen Bereich
weitgehend unverändert fortzusetzen. Nicht nur auf diesem Feld hatte
die DDR sehr viel entschlossener den Bruch mit der deutschen
Vergangenheit vollzogen.

Für die Verfolgung schwuler Männer, aber auch die Diskriminierung
lesbischer Frauen wurde im NS-Staat institutionell Vorsorge
betrieben. Zum einen strafrechtlich durch die Verschärfung des
Paragraphen 175 des Reichsstrafgesetzbuches (RStGB), demzufolge seit
1935 schon begehrliche Blicke unter Männern strafbar waren. Dies
führte zur Inhaftierung von mindestens 10.000 als homosexuell
stigmatisierter Männer in Konzentrationslagern, wo ihre sexuelle
Orientierung mit einem rosa Winkel kenntlich gemacht wurde. Sie waren
zum Teil in Massenaktionen verhaftet worden, und über die Hälfte der
inhaftierten Schwulen überlebte das Lager nicht. 1936 wurde die
Reichszentrale zur Bekämpfung der Homosexualität und Abtreibung
eingerichtet. Diese vor allem von Heinrich Himmler vorangetriebene
Politik mündete 1941 in einen "Erlaß des Führers zur Reinhaltung von
SS und Polizei", der die Todesstrafe für schwule Aktivitäten der
Angehörigen dieser Gewaltorgane vorsah.

Ein wesentlicher Wegbereiter für die Schwulenverfolgung im NS-Staat
war der sogenannte Röhm-Putsch am 1. Juli 1934, als bis zu 200
Mitglieder der SA-Führung in einem Machtkampf handstreichartig
ermordet wurden. Der hauptsächlich dafür verantwortliche
Reichsführer-SS Himmler begründete dies unter anderem mit dem
zersetzenden Einfluss der Homosexualität auf den Staat, der den Nazis
als Domäne des Mannes galt.

In Russland wurde die gesellschaftlich weithin verbreitete Homophobie
2013 mit dem Gesetz gegen "Propaganda von Homosexualität"
institutionalisiert. Es verbietet Informations- und Aufklärungsarbeit
zu gleichgeschlechtlicher Sexualität unter Minderjährigen und setzt
alle von heterosexueller Binarität abweichenden Orientierungen mit
Pädophilie gleich. In Folge dieses Gesetzes sind öffentliche
Veranstaltungen und Meinungsäußerungen wie CSD-Demos nur noch unter
großen Schwierigkeiten abzuhalten. Homo-, trans- und interphobe
Gewalt ist weitverbreitet, und die Betroffenen haben bei der Polizei
schlechte Karten, auf eine unvoreingenommene Behandlung ihrer
Rechtsansprüche zu hoffen.

Vor allem jedoch wurde der Kampf gegen die Rechte von LGBTI-Menschen
schon vor dem Angriff auf die Ukraine auf das Niveau eines
Kulturkrieges gehoben, handle es sich bei der Liberalisierung des
sexuellen Strafrechtes doch um eine Waffe des Westens, mit der die
eigene Gesellschaft zersetzt werden soll. Eine zentrale Rolle dabei
spielt die Russisch-Orthdoxe Kirche und ihr Patriarch Kyrill I. Er
hat den Angriff auf die Ukraine quasi zu einem metaphysischen Krieg
gegen die Sünde und das Böse erklärt, womit er lediglich bekräftigt,
was er zum Thema nicht heterosexueller Beziehungen seit jeher zu
sagen hat, so etwa, dass die Ehe für alle zur Apokalypse führe.

Witali Milonow, Duma-Abgeordneter der Regierungspartei Einiges
Russland, ist Co-Moderator einer landesweit ausgestrahlten TV-Show
namens "Ich bin nicht schwul". Schon sein Einmarsch, in dem er sich
wie ein Boxer auf einen Fight vorzubereiten scheint, gefolgt von
mehreren Frauen in Bikinis, auf einer Schulter schwingt ein
Baseball-Schläger, teilt mit, dass hier jemand zum Schwulenklatschen
aufbricht. Im Gegenschnitt ein sportlich-attraktiver Mann in
Badehose, der unter den bewundernden Blicken anderer Männer einen
Strand entlanggeht. Im Mittelpunkt der Show steht ein
Eliminationstest, bei dem die männlichen Kandidaten mit
leichtbekleideten Frauen und Männern konfrontiert werden, um anhand
ihrer Reaktionen herauszufinden, wer schwul ist und wer nicht.

Die Show macht zudem klar, dass Frauen zu nichts anderem dienen als
Männern zu Gefallen zu sein. Homophobie und Antifeminismus gehen Hand
in Hand, was die Würdigung russischer Frauen am 8. Mai vor allem auf
ihre klassische Rolle als Hausfrau und Mutter reduziert. Da Wladimir
Putin behauptet, dass Transsexualität einem "Verbrechen gegen die
Menschlichkeit" nahekomme, stellt er sich umstandslos hinter die
homophobe Politik seiner Regierung. Seine in diesem Zusammenhang
getätigte Äußerung, der Westen wolle "aggressiv" die eigene
Geschichte auslöschen, indem er eine Politik der "Diskriminierung
gegen die Mehrheit im Interesse von Minderheiten" betreibe, negiert
denn auch jegliche Antidiskriminierungspolitik, die stets dem Schutz
von Minderheiten galt, bevor sie mit dem rechtspopulistischen
Argument einer dadurch diskriminierten Mehrheit und Männlichkeit
gekontert wurde.

Die auch von einigen sich links verortenden, vor allem aber
populistisch zu Werke gehenden PolitikerInnen in Deutschland erhobene
Klage, die Stärkung diskriminierter Minderheiten schade den einfachen
Lohnabhängigen und damit der Linken überhaupt, betrifft auch Gruppen
wie Behinderte oder anderweitig benachteiligte Menschen. Dieser
reaktionären Rhetorik liegt der neoliberale Primat der
Eigenverantwortung und eine biologistisch verankerte Leistungsdoktrin
zugrunde, wie sie sich auch im affirmativen Umgang mit dem Begriff
der "Chancengerechtigkeit" spiegelt [10].

Die Instrumentalisierung von Antidiskriminierungspolitik als Ausweis
fortschrittlicher Gesinnung zwecks Legitimation kapitalistischer
Klassenherrschaft wird im Diskurs um sogenannte Identitätspolitik
häufig mit den dabei vertretenen Gleichheitsrechten in einen Topf
geworfen, als habe das eine mit dem andern ursächlich etwas zu tun.
Wer gegen den Regenbogenkapitalismus kämpft und für queere Befreiung
eintritt, gerät damit kaum anders als LGBTI-AktivistInnen in Russland
unter die Räder eines puritanischen Ideologiediktates, das keiner
Differenzierung mehr offen steht, weil die Welt in Schwarz und Weiß
am leichtesten zu ordnen ist. Im Endeffekt arbeiten solche
Verallgemeinerungen einer biologistischen Weltsicht zu, bei der die
angebliche Natürlichkeit heterosexueller Reproduktion und die
"Ehrlichkeit" des echten Arbeiters und Mannes Hand in Hand gehen.

In Russland wurden schon vor Kriegsbeginn am 24. Februar immer mehr
Organisationen und AktivistInnen der LGBTI-Bewegung zu "ausländischen
Agenten" erklärt. Seit Beginn der Angriffe jedoch hat deren
Verfolgung eine neue Qualität harter Repression angenommen, so dass
etwa alle MitarbeiterInnen der LGBTI-Organisation Wychod das Land
verlassen und sich an einem unbekannten Ort niedergelassen haben, von
wo aus sie ihre Arbeit fortsetzen wollen.

Zu den vor dem NS-Regime aus Deutschland fliehenden Menschen haben
auch Schwule und Lesben gehört. Sie mussten sich unter fremden
Bedingungen zurechtfinden, wenn sie überhaupt ein Gastland fanden,
das sie aufnahm, und waren auch dort häufig von Diskriminierung
betroffen. Strukturelle und administrative Homo-, Trans- und
Interphobie wie in Russland gibt es in vielen Ländern der Welt, doch
dort wird nicht unbedingt behauptet, auf Basis dieser
Ausgrenzungspraxis einen antifaschistischen Kampf zu führen. Auch
wenn die gesellschaftlichen Verhältnisse in der Ukraine für nicht
heterosexuelle Minderheiten nur wenig besser als in Russland sind,
was etwa die Schwierigkeiten von Transfrauen betrifft, das Land zu
verlassen, hätten diese doch nichts von einer "Denazifizierung", mit
der ihre Ausgrenzung und Unterdrückung fortgeschrieben würde.


Gesinnungsstreit auf nach unten offener Bezichtigungsskala

Der gegen die Ukraine erhobene Vorwurf, unter dem Einfluss
rechtsradikaler Kräfte zu stehen, wird von den einen mit dem Argument
entkräftet, dass die Präsenz rechtsradikaler Parteien im Parlament
marginal sei und ein jüdischer Präsident mit einer vom Widerstand
gegen die Okkupation des Landes durch Hitlerdeutschland geprägten
Familiengeschichte einem solchen Urteil widerspreche. Andere führen
die Präsenz rechtsradikaler Milizen und ihre Integration in die
ukrainischen Streitkräfte als Beleg für die Stichhaltigkeit des
Vorwurfes an und verweisen auf die auch staatsoffiziell unterstützte
Heroisierung des Faschisten Stepan Bandera, der an der Ermordung
Tausender sowjetischer Juden mitschuldig war.

Die dabei auch ins Feld geführte Behauptung, in der Ukraine habe es
besonders viel Kollaboration mit den NS-Besatzern gegeben, trifft
zwar auf diejenigen 250.000 Ukrainer zu, die für Zwecke der deutschen
Eroberer für Polizei und Wehrmacht rekrutiert wurden, ignoriert aber
jene 4,5 Millionen UkrainerInnen, die in der Roten Armee kämpften und
dort rund 40 Prozent des gesamten Truppenbestands stellten. Den
ukrainischen RotarmistInnen wurde unter den Republiken der
Sowjetunion ein überdurchschnittlich hoher Blutzoll bei der
Verteidigung des Landes gegen die deutsche Aggression abverlangt.
Analog zum Vorwurf einer spezifischen Nazi-Vergangenheit der Ukraine
könnte behauptet werden, dass die rund 100.000 Soldaten umfassende
Russische Befreiungsarmee ROA, die unter dem Kommando des 1942 von
den Deutschen gefangen genommenen Generalleutnants der Roten Armee
Andrei Andrejewitsch Wlassow stand und auf der Seite der Wehrmacht
gegen die Sowjetunion kämpfte, eine NS-Vergangenheit Russlands
konstituiere.

Zum Stand nationalistischer bis rechtsradikaler Mobilisierung in der
Ukraine erklärte der Soziologe Wolodymyr Ischtschenko,
wissenschaftlicher Mitarbeiter am Osteuropa-Institut der Freien
Universität Berlin, noch am 17. Februar 2022 kurz vor Kriegsbeginn
auf die Frage des Jacobin-Magazins nach dem Einfluss rechtsextremer
Kräfte auf die Politik des Landes:

Die radikalen Nationalisten spielen in der ukrainischen Politik
 eine bedeutende Rolle. Einerseits üben sie direkten Druck auf die
 Regierung aus, andererseits verbreiten sie ihre Narrative. Wenn man
 sich die politischen Maßnahmen der Post-Maidan-Regierung ansieht,
 tragen sie die Handschrift der radikal-nationalistischen Parteien
 insbesondere, was die Dekommunisierung angeht, also unter anderem das
 Verbot der Kommunistischen Partei der Ukraine, und die
 Ukrainisierung, also die Verdrängung der russischen Sprache aus dem
 öffentlichen Raum. Vieles, wofür die Rechtsextremen vor dem Maidan
 gekämpft haben, wurde anschließend von nominell nicht rechtsextremen
 Parteien umgesetzt.


Nationalistische Radikalisierung eignet sich gut, um zu
 kompensieren, dass wirklich revolutionäre Veränderungen nach dem
 Maidan ausgeblieben sind. Durch ideologische Umwälzungen wenn man
 zum Beispiel Straßen umbenennt, alle sowjetischen Symbole entfernt,
 die Lenin-Statuen abbaut, die in vielen ukrainischen Städten standen,
 erzeugt man den Anschein eines Wandels, ohne dass sich tatsächlich
 etwas zugunsten der Bevölkerung verändert.


Die meisten relevanten Parteien sind in Wirklichkeit
 Wahlkampfmaschinen für bestimmte patronistisch-klientelistische
 Netzwerke. Ideologien sind dabei weitestgehend irrelevant. Viele
 Politikerinnen und Politiker sind im Laufe ihrer Karriere mehrmals
 zwischen entgegengesetzten Lagern hin und her gewechselt.


Die radikal-nationalistischen Parteien hingegen haben eine
 Ideologie, sie haben motivierte Aktivistinnen und Aktivisten und sind
 im Moment wahrscheinlich die einzigen Parteien im eigentlichen Sinne.
 Sie bilden den am besten organisierten, am stärksten mobilisierten
 Teil der Zivilgesellschaft und haben die größte Straßenpräsenz. Und
 nach 2014 haben sie auch Mittel zur Gewaltanwendung bekommen: Sie
 hatten nun die Möglichkeit, bewaffnete Einheiten und ein Netzwerk von
 Ausbildungszentren, Sommercamps, Cafés und Zeitschriften aufzubauen.


Eine solche rechte Infrastruktur gibt es vielleicht in keinem
 anderen europäischen Land. Sie erinnert mehr an den Rechtsextremismus
 der 1930er Jahre als an die heutige rechtsextreme Politik in Europa,
 die sich nicht so sehr auf paramilitärische Gewalt stützt, sondern
 sich eher darauf konzentriert, einen recht breiten Teil der
 Wählerschaft zu gewinnen. [11]


Wo der starke Zulauf militanter Rechtsradikaler aus ganz Europa seit
2014 in die Ukraine die Bürgerkriegsgefahr in ihren Herkunftsländern
ähnlich wie die rechtsradikalen Milizen in den USA steigert, ist das
Problem ohnehin nicht auf dieses Land zu begrenzen, sondern
offenkundig auch eines der EU-Staaten. Wieso aber gibt sich ein so
erfahrener Diplomat wie der russische Außenminister Sergej Lawrow die
Blöße, begründetermaßen des Antisemitismus bezichtigt zu werden? Er
hatte im Interview mit einem italienischen Sender auf die Frage, wie
Russland eine Ukraine entnazifizieren wolle, dessen Präsident
Wolodymyr Selenskyj selber Jude sei, geantwortet, dass er darin
keinen Widerspruch sehe. Anstatt darauf zu verweisen, dass der
ethnisch-religiöse Hintergrund eines Staatschefs keinen Aufschluss
über die Gesinnung vieler Millionen StaatsbürgerInnen geben müsse,
griff Lawrow ins Arsenal einer "Rassenlehre", die dieses soziale
Konstrukt mit Vererbungsargumenten naturalisiert.

Seine Mutmaßung, er könne sich zwar irren, aber Hitler habe auch
jüdisches Blut gehabt, ist allein aufgrund des Aufrufens einer qua
Genetik vererbten Zugehörigkeit zu einer ethnisch-religiösen Gruppe,
die damit biologistisch separiert und kollektiv anhand spezifischer
Merkmale identifizierbar gemacht wird, was ihrer Stigmatisierung Tür
und Tor öffnet, schlichtweg rassistisch. 2010 hatte der
Rechtspopulist Thilo Sarrazin mit dem Phantasma eines genetisch
identifizierbaren Judentums Furore gemacht und war dementsprechend
scharf auch von der bürgerlichen Presse kritisiert worden, obwohl er
damit eine biologistisch begründete Höherwertigkeit unterstellte.
Indem Lawrow zudem geltend machte, es sei eine von Juden selbst
vertretene Behauptung, "dass die eifrigsten Antisemiten in der Regel
Juden sind", griff er auf den antisemitischen Mythos zurück, die
Judenverfolgung sei selbst ein Produkt jüdischer oder zionistischer
Propaganda etwa zu dem Zweck, sich in eine politisch vorteilhafte
Opferrolle zu begeben. So haltlos und kontraproduktiv war diese
Äußerung, dass sich Präsident Putin zu einer Entschuldigung bei
Israels Ministerpräsident Naftali Bennett genötigt sah, um weiteren
Schaden von den Beziehungen zu seinem Land abzuwenden.

Der Verdacht, auf diese Weise habe Lawrow versucht, Punkte bei
Rechtsradikalen in aller Welt zu machen, erscheint von daher
begründet, als diese besonders kampfstarke Klientel unter den
AnhängerInnen faschistischer Ermächtigung nicht nur auf der Seite
ukrainischer Milizen kämpfen, sondern Sympathien für alle
ideologischen Staatsapparate hegen, die autoritäre Formen des Regierens,
weiße Suprematie, völkische Integration, patriarchale Herrschaft und
eine apologetische Form des Christentums zur Durchsetzung
europäischer Kulturmacht favorisieren. Mehreren Berichten zufolge
soll der Angriff Russlands auf die Ukraine unter den rechtsradikalen
AktivistInnen in Westeuropa Zweifel darüber gesät haben, ob die etwa
unter den "Freien Sachsen" bislang dominierende Orientierung auf die
rechten Inhalte und Akteure russischer Politik weiterhin Sinn mache.
Auf jeden Fall scheint die extrem rechte Gruppe "Dritter Weg" mit der
Parteinahme für die Ukraine und der Entsendung von Kämpfern zur
Unterstützung des Asow-Regiments einen Trend zu setzen, der erklären
könnte, wieso Lawrow das Platzieren einer solchen Provokation für
notwendig befunden haben mag.

Kurz gesagt, Rechtsradikale gibt es in Russland wie der Ukraine, und
die Frage, inwiefern sie den Kurs der jeweiligen Regierung
beeinflussen, ist letztlich situativ und strategisch bestimmt. So ist
nicht klar, inwieweit ein Präsident Selenskyj dafür verantwortlich zu
machen ist, dass sein Botschafter in Deutschland, Andrij Melnyk, sich
positiv über das rechtsradikale Asow-Regiment äußert, indem er auf
Twitter bittet, diese "mutigen Kämpfer" nicht weiter "zu
dämonisieren". Als der ukrainische Generalkonsul in Hamburg, Wassil
Maruschinetz, 2015 einen Post auf Facebook veröffentlichte, in dem er
die Parole "Ruhm der Ukraine! Tod den Antifaschisten!" ausgab, war
Melnyk bereits Botschafter der Ukraine in Deutschland. 2013 hatte der
Konsul gepostet, dass die Juden Deutschland 1934 den Krieg erklärt
hätten. 2018 wurde der Faschist, von dem auch Bilder mit Hitlergruß
im Netz kursieren, vom Dienst suspendiert, gehörte also trotz dieser
Stellungnahmen jahrelang in der Bundesrepublik dem diplomatischen
Corps an.

Deshalb muß der Internationalismus seitens der unterdrückenden
oder sogenannten "großen" Nation (...) darin bestehen, nicht nur die
formale Gleichheit der Nationen zu beachten, sondern auch solch eine
Ungleichheit anzuerkennen, die seitens der unterdrückenden Nation,
der großen Nation, jene Ungleichheit aufwiegt, die sich faktisch im
Leben ergibt.

W. I. Lenin - Zur Frage der Nationalitäten oder der "Autonomisierung" (1922) [12]


Geschichtspolitik und Kollektivschuld

All das kann keinen Krieg rechtfertigen, und eben das tut die
russische Führung mit der Behauptung, die Ukraine "denazifizieren" zu
wollen. Was mit diesem Begriff gemeint ist, wurde am 4. April in
einem Text des Politikberaters Timofei Sergeitsev spezifiziert. Der
Artikel wurde auf der Seite der staatlichen Nachrichtenagentur RIA
Novosti publiziert und wird aufgrund dessen, dass dort auch die
offiziellen Verlautbarungen des Kreml veröffentlicht werden, wie des
professionellen Status seines Verfassers - er arbeitete unter anderem
für die ukrainischen Präsidenten Leonid Kutschma und Viktor
Janukowitsch - als halboffizielle Stellungnahme gehandelt. Der
deutschen Übersetzung lag die englische Version des Textes vor, die
wiederum aus dem Russischen übersetzt wurde.

Selbst wenn bei der Diktion des Textes Abstriche aufgrund der
parteilichen, zur Zerstörung Russlands aufrufenden Übersetzerin
gemacht werden könnte, ist der Inhalt so schwerwiegend, dass eine
offizielle Bestätigung von Regierungen der NATO-Staaten, dort seien
die genuinen Absichten der russischen Führung ausgewiesen, nichts als
eine weitere Eskalation der Feindseligkeiten zwischen NATO und
Russland zur Folge haben könnte. Wünschenswert wäre eine
Distanzierung des Kreml von diesem Text, zu der es bislang nicht
gekommen zu sein scheint. An dieser Stelle sollen nur einige der
angekündigten exekutiven Maßnahmen referenziert werden, weil diese
Wasser auf die Mühlen all derjenigen sind, die das Ergreifen
drastischer Maßnahmen wie eines offiziellen Eintritts der NATO in
diesen Krieg befürworten.

Die Nazis, die zu den Waffen griffen, sollten auf dem Schlachtfeld
 so weit wie möglich vernichtet werden. Zwischen den Streitkräften der
 Ukraine und den so genannten nationalen Bataillonen sowie der
 Territorialverteidigung, die sich diesen beiden Arten von
 militärischen Formationen angeschlossen haben, sollte kein
 wesentlicher Unterschied gemacht werden. Sie alle sind gleichermaßen
 an extremer Grausamkeit gegen die Zivilbevölkerung beteiligt,
 gleichermaßen schuldig am Völkermord am russischen Volk und halten
 sich nicht an die Gesetze und Regeln des Krieges. Kriegsverbrecher
 und aktive Nazis sollten exemplarisch und drastisch bestraft werden.
 Es muss eine totale Säuberung geben. Alle Organisationen, die sich
 mit der Ausübung des Nazitums verbunden haben, sind zu liquidieren
 und zu verbieten. Zusätzlich zu den oben genannten Personen ist
 jedoch auch ein großer Teil der Massen, die passiven Nazis, Komplizen
 des Nationalsozialismus, schuldig. Sie haben die Nazi-Regierung
 unterstützt und geduldet. Die gerechte Bestrafung dieses Teils der
 Bevölkerung ist nur möglich, wenn er die unvermeidlichen Härten eines
 gerechten Krieges gegen das Nazisystem erträgt, der so vorsichtig und
 umsichtig wie möglich gegenüber der Zivilbevölkerung geführt wird.
 (...)


Der kollektive Westen selbst ist der Entwickler, die Quelle und
 der Sponsor des ukrainischen Nationalsozialismus, während die
 westlichen Bandera-Kader und ihr historisches Gedächtnis nur eines
 der Werkzeuge für die Nazifizierung der Ukraine sind. Der
 Ukronazismus stellt keine geringere, sondern eine größere Bedrohung
 für die Welt und Russland dar als der deutsche Nationalsozialismus in
 der Hitler-Version. (...)


Der Ukrainismus ist eine künstliche antirussische Konstruktion,
 die keinen eigenen zivilisatorischen Inhalt hat, ein untergeordnetes
 Element einer fremden und fremdartigen Zivilisation. Debanderisierung
 allein wird für die Entnazifizierung nicht ausreichen das
 Bandera-Element ist nur ein Instrument und eine Verkleidung für das
 europäische Projekt der Nazi-Ukraine, daher ist die Entnazifizierung
 der Ukraine auch ihre unvermeidliche Ent-Europäisierung.


Die Bandera-Eliten müssen beseitigt werden, ihre Umerziehung ist
 unmöglich. Der gesellschaftliche Schlamm, der ihn aktiv und passiv
 durch Handeln und Nichthandeln unterstützte, muss die Härten des
 Krieges überleben und sich diese Erfahrung als historische Lektion
 und Sühne für seine Schuld verinnerlichen. [13]


Im Unterschied zum Beginn des Krieges am 24. Februar, als ein
Einlenken Russlands durch das Angebot umfassender
Sicherheitsgarantien und einer Neutralität der Ukraine
wahrscheinlich noch möglich, auf jeden Fall aber einen Versuch wert
gewesen wäre, finden diejenigen, die heute das sofortige Niederlegen
der Waffen durch die Ukraine zur Verhinderung eines langen, weiter
eskalierenden Krieges vorschlagen, immer weniger Gehör. Ihnen wird
angelastet, nicht wissen zu können, ob "Putin" nicht immer neue
Kriegsziele ins Auge fasst, was angesichts des Versuchs, über den
Donbass hinaus den ganzen Süden der Ukraine zu erobern, nicht einfach
zu widerlegen ist.

Der Preis eines Verhandlungsfriedens scheint auf beiden Seiten stetig
zu steigen, dementsprechend geht der Vorwurf genozidaler Absichten
immer leichter von der Zunge. Seit die UN-Genozidkonvention 1951 in
Kraft getreten ist, hat diese Bezichtigung, die so lange eine solche
bleibt, als sie nicht beweiskräftig untermauert ist, eine
Wertsteigerung erfahren, deren Kampfkraft in Divisionen bemessen
werden kann. Dem antagonistischen Wesen jedes Staatenkrieges
entsprechend wird der Vorwurf des Genozids von derjenigen Seite, an
die er adressiert ist, verneint, was, wie im vorliegenden Fall, dazu
führen kann, dass er von beiden Seiten erhoben wird. Auch wenn es im
Endeffekt eine Frage der größeren Feuerkraft sein mag, die Anklage
mit legalistischer Vollzugsgewalt zu untermauern, verengt sich der
Manövrierraum aller Konfliktparteien, die sie erheben, zusehends.

Das gilt auch für den an die jeweilige Führung gerichteten Vorwurf
des Verübens von Kriegsverbrechen - je mehr die Feindseligkeiten mit
Rechtsimperativen armiert werden, desto schwieriger wird es allen
Beteiligten fallen, auf schnellem Weg zu einer schadensmindernden
Beilegung der Kampfhandlungen zu gelangen. Wie bei einem Gewinde,
dessen Schraube beim Anziehen einrastet, um sich nicht von selbst zu
lösen, führt die anwachsende Bezichtigung des anderen in eine
tödliche Umklammerung, die beide Kriegsakteure zu ersticken droht.

Für die Mehrzahl der unter kapitalistischem Joch lebenden
Menschen war das "Risiko" immer schon ein Armuts- und Elendsrisiko.
Und schon immer sorgte die gewaltsame "Fortsetzung der Konkurrenz mit
anderen Mitteln" dafür, dass als letzte Instanz periodisch das
unmittelbare Todesrisiko in Erscheinung trat.

Robert Kurz - Weltordnungskrieg (2003) [14]


Das Risikomanagement des neoliberalen Krieges

Viele ExpertInnen der Internationalen Sicherheitspolitik gehen davon
aus, dass die Gefahr eines Atomkrieges seit des Beginns der Existenz von Atomwaffen
nie so groß wie heute war. Fast alle diese Gefahr eindämmenden
Mechanismen wie Rüstungskontrollverträge wurden von den USA
aufgekündigt, und obwohl noch eine direkte Kommunikation zwischen den
Konfliktparteien besteht, hat die Bereitschaft, Atomwaffen
einzusetzen, schon vor dem Angriff Russlands stetig zugenommen.

Stand die Atomkriegsgefahr anfangs noch unter dem Zeichen einer
gegenseitigen Steigerung bis zum Einsatz aller verfügbaren Mittel,
hat die Idee eines ohne vollständige Zerstörung der Territorien der
Konfliktparteien möglichen Einsatzes von Atomwaffen durch die
Konstruktion sogenannter taktischer Atomwaffen zusehends an Akzeptanz
unter MilitärstrategInnen und PolitikerInnen gewonnen. Die Frage, ob
der Übergang zwischen dem Zünden einer kleinen Atombombe etwa zur
Unterbrechung des militärischen Nachschubs in der Ukraine, und dem
strategischen Einsatz von Atombomben, die ganze Städte zerstören
können, überhaupt kontrollierbar ist, weist so viele Unbekannte auf,
dass sie am besten unbeantwortet bleibt. Der führbare Atomkrieg ist
ein höchst reales Phantasma, erträumt in den Think Tanks und
Strategieschmieden von Atommächten, deren ExpertInnen so
determinierbar in ihrer Urteilskraft sind, wie aufgrund der
entfremdenden Wirkung jeder Form von Lohnarbeit und
Anerkennungskultur nicht anders zu erwarten ist.

Der volle Einsatz nuklearer Stärke hätte den Kulminationspunkt der
 Nützlichkeit so vollkommen überschritten, daß im Ergebnis eine
 vollständige Umkehrung stattgefunden hätte. Aus der Perspektive des
 jeweiligen Angreifer-Opfers wären die verheerendsten Angriffe gar
 keine Angriffe gewesen. Wären tatsächlich große Bevölkerungszentren
 zerstört worden, hätte keine Seite irgendeinen Nutzen aus der
 Katastrophe ziehen können, die der anderen parallel ebenfalls
 zugefügt worden wäre. [15]


In der Verabsolutierung des Kosten-Nutzen-Kalküls liegt die Crux
militärischer Strategiekonzepte, gehen sie doch von rationalen
AkteurInnen aus, die Vorteil und Nachteil stets mit kühlem Kopf
abwägen. In den Wirtschaftswissenschaften hatte die neoklassische
Theorie, laut der ökonomische Entscheidungen auf den Kalkulationen
rationaler Akteure beruhen, ihren Zenit längst hinter sich. Sie wird
vor allem von verhaltensökonomischen Konzepten beerbt, die die
Suggestibilität menschlicher Willensbildung methodisch einer eher
psychologisch ausgerichteten Wirtschaftstheorie zugänglich macht.
Sind Akteure, die mit zerstörerischer Unumkehrbarkeit handeln,
tatsächlich rationaler als Geschäftsleute, die versuchen, ökonomische
Wechselfälle kontrollierbar zu machen? Um das im Falle atomarer
Kriegführung herauszufinden, kann niemand vom Ende her denken, weil
es praktisch vor dem Anfang schon feststeht.

Nun, da die Position der NATO-Staaten gegenüber Russland sich im
Anstreben eines "Siegfriedens" zusammenfassen lässt, was als
begriffliche Variation des "Diktatfriedens" als nicht minder
eindeutige Mitteilung an die Adresse des Kreml zu verstehen ist, sind
nicht wenige Menschen von der Aussicht beunruhigt, dass auf diesem
Weg die Schwelle zum Atomkrieg zwischen NATO und Russland
überschritten werden könnte. Ob die britische Außenministerin
Elizabeth Truss, ihre deutsche Kollegin Annalena Baerbock,
US-Verteidigungsminister Lloyd Austin oder EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen, diese und viele weitere PolitikerInnen der
NATO-Staaten haben zum Ausdruck gebracht, dass es zum bedingungslosen
Rückzug Russlands und damit zum Sieg der Ukraine keine Alternative
mehr gibt.

Nicht nur bei den ExponentInnen politischer Macht, sondern auch in
Teilen der Bevölkerungen des Westens scheint der Jagdinstinkt erwacht
zu sein. Der Krieg läuft für Russland nicht wie geplant, die
Umgruppierung in den Süden war ein Manöver der Schadensbegrenzung, in
den aktuellen Kämpfen gewinnt der Aggressor nur langsam Land,
ökonomisch angeschlagen ist er durch die schwersten in einem Krieg
jemals gegen ein ganzes Land erwirkten Sanktionen ohnehin, und immer
mehr seiner gut ausgebildeten BürgerInnen verlassen Russland, um
politischer Verfolgung und wirtschaftlichem Niedergang zu entgehen.
Der sich ankündigende Schaden für Staat und Gesellschaft in Russland
rückt das unveränderte Ziel der NATO, den geopolitischen Konkurrenten
im Osten auszuschalten und damit Kontrolle über die im Mangelszenario
des mehrdimensionalen Krisenzyklus immer wertvoller werdende
Landmasse Eurasiens wie den strategischen Vorposten im künftigen
Krieg gegen China zu erhalten, in Reichweite.

Um dieser Offensivposition Nahrung zu geben, wird das Bild vom
wankenden, den Todesstoß erwartenden Bären konterkariert von der
angeblichen Absicht des Kreml, den Krieg auf Transnistrien und
Moldawien auszudehnen, Finnland anzugreifen, bevor es der NATO
beitritt, ja einen Krieg mit der westlichen Militärallianz selbst zu
riskieren. Verwiesen wird auf Devisenreserven, die Russland einen
langen Atem verschaffen, und mögliche Nachschublieferungen auch
militärischer Art aus Drittstaaten wie China.

Beides, einladende Schwäche und abschreckende Stärke, bekräftigt im
Ergebnis diejenigen, die immer potentere Waffen in die Ukraine
liefern wollen. Halt gemacht wird eben dort, wo die hochemotionale
Mobilisierung ihre Konsequenz finden müsste. Warum die UkrainerInnen
alleine kämpfen lassen, wenn die NATO eine derartige Überlegenheit
aufs Schlachtfeld bringen kann, dass der Krieg in Kürze zu Lasten des
Aggressors beendet wäre? Warum dem Gestalt gewordenen Bösen einen
Freibrief geben, in der Ukraine nach Belieben morden zu können,
anstatt ihm in den Arm zu fallen? Ist die NATO mit der Ankündigung,
keinesfalls Kriegspartei werden zu wollen, nicht in erheblichem
Ausmaß mitverantwortlich für die Grausamkeiten, die ihre
JournalistInnen täglich - mit dem Finger auf "Putin" zeigend -
beklagen?

An dieser Schwelle scheiden sich nicht nur die Geister, der ganze
Kriegsdiskurs erhält eine anomische Schlagseite. Das Feuer von außen
anheizen, ukrainische Soldaten in Deutschland ausbilden, aber so tun,
als sei die BRD keine Kriegspartei, als sorge sie nicht in
erheblichem Maße für Bereitstellungen im Rückraum der kämpfenden
Truppe. Verfügte Russland nicht über die ultimative Waffe, dann wäre
der Kriegseintritt der NATO längst erfolgt. Ihn zu vermeiden mit dem
Argument atomarer Eskalation, zugleich jedoch die Belastbarkeit
Russlands mit jedem Tag ein Stückchen weiter auszutesten ist nicht
nur ein Spiel mit dem Feuer, es ist das Risikomanagement der
neoliberalen Epoche angewendet auf die Strategien kriegsökonomischer
Ermächtigung. So oder so wird der Atomkrieg provoziert in der
Hoffnung darauf, dass er sich bei unterstellter Nichtbeteiligung der
NATO ganz zu deren Vorteil erweist.

Während die ukrainischen FußsoldatInnen für NATO, EU und USA sterben,
wird mit dem Szenario des sogenannten Kalten Krieges beschwichtigt.
"Et hätt noch emmer joot jejange" - so wird in Köln mit der Gewissheit
derjenigen Entwarnung gegeben, dass es sie nicht treffen könne, weil
es bisher ja immer andere getroffen hat. Der vermeintliche
Frieden wurde durch eine strategische Parität der Großmächte erkauft, die
zwischen 1948 und 1991 144 Kriege im Globalen Süden entfachte. Im
Unterschied zu damals befindet sich heute eine Seite dieser
Konstellation zum Stillhalten verpflichtender Vernichtungsandrohung
im Krieg gegen eine weitere ehemalige Republik der Sowjetunion,
sprich der angerichtete Schaden wird ganz auf der Seite des
ehemaligen Systemfeindes angerichtet.

Um diese vorteilhafte Position der NATO in der imperialen Konkurrenz
zu Russland einnehmen zu können, muss die russische Bedrohung
zugleich überzeichnet wie untertrieben werden. Ersteres, um nicht in
den Krieg eintreten zu müssen, letzteres, um die mit zunehmender
Dauer des Krieges und anwachsender Schwierigkeit Russlands, ihn
erfolgreich zu führen, gesteigerte Gefahr eines Atomkrieges
ignorieren zu können. Der Warnung des russischen Außenministers
Lawrow kurz vor dem Treffen der westlichen Verteidigungsminister in
Ramstein am 26. Februar vor der Gefahr eines Atomkrieges hielt Gesine
Dornblüth im Deutschlandfunk die Kalkulation von US-Militärexperten
entgegen, laut der die Chance für einen tatsächlichen Einsatz von
Atomwaffen bei eins zu hundert liege.

Ein solches Todesrisiko, das weit höher ist als zu jeder Zeit der
Covid-Pandemie, führte im Fall einer vergleichbaren Verbreitung eines
Infektionserregers zweifellos zu schärfsten Isolationsmaßnahmen. Wenn
ein aus mehreren Gründen für NATO, EU und USA vorteilhafter
Waffengang ansteht, scheint das Risikokalkül von ganz anderen
Schwellen des Ausschlusses eines maximalen Schadensfalls auszugehen.
So dokumentiert das Errechnen von Wahrscheinlichkeiten unter dem
Horizont vollständiger Vernichtung nichts weniger als die
Bereitschaft, davor nicht zurückzuschrecken. Anstatt die
Atomkriegsgefahr durch konsequente Nichteinmischung in diesen Krieg,
das Herbeiführen seines schnellen Endes durch umfassende
Sicherheitsgarantien und die Zusicherung, dass die Ukraine nicht in
die Militärallianz aufgenommen wird, stark zu minimieren, um im
weiteren Verlauf die Auflösung der NATO zu betreiben, an deren Stelle
regionale Abrüstungsinitiativen und Sicherheitsbündnisse zu treten
hätten, geschieht das im Kapitalismus Übliche - ein
wertproduzierendes Risikomanagement, das über Leichen geht, so lange
es nicht die eigene ist.


An der Front der Konsensproduktion

In Kriegszeiten ist Beschwichtigung zur Sicherung sozialer Kohärenz
noch vor der Feindbildproduktion oberstes Gebot in Medien und
Politik. In einer Diskussion des Deutschlandfunks zum Ukrainekrieg am
11. Mai [16], um nur ein Beispiel von zahllosen zu geben, stellt
Lydia Wachs von der dem Berliner Außenamt nahestehenden Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP) fest, das Russland trotz einer "sehr
verstörenden" Rhetorik, bei der von einem "existenziellen Konflikt
mit der NATO gesprochen" werde, bei aller Brutalität des Vorgehens
"eine gewisse Zurückhaltung" walten lasse. Russland habe "nicht so
stark, wie es eigentlich könnte, Infrastruktur angegriffen, um den
Zustrom westlicher Waffen an die Frontlinie zu stoppen, es hat auch
dem Westen noch nicht größeren Schaden zugefügt". Sie sei sich
sicher, dass "Russland an einer Ausweitung des Konflikts auf die NATO
nicht interessiert" sei, da könne es nur verlieren. Daher warnt die
Sicherheitsexpertin davor, "diese Eskalationsszenarien zu groß an die
Wand zu malen".

Für Ursula Schröder vom Institut für Friedensforschung und
Sicherheitspolitik an der Uni Hamburg ist die "nukleare
Eskalationsdimension dieses aktuellen Konflikts durchaus ein
wirklicher Grund zur Sorge, (...) allerdings sehe ich die Chance,
dass Putin tatsächlich eine taktische oder auch strategische
Nuklearwaffe einsetzt und wir dann eine Eskalationskaskade sehen, die
unfassbar erschreckend sein wird, (...) als ausgesprochen minimal an.
Es kann aber natürlich immer zu nicht intendierten Eskalationen
kommen, es kann zu Unfällen kommen, es kann zu Vorfällen kommen, die
falsch interpretiert werden", schränkt die Friedensforscherin unter
Verweis auf entsprechende Beinahe-Katastrophen im Kalten Krieg ein,
bleibt jedoch bei einer allgemeinen Entwarnung.

Lydia Wachs sekundiert: "Wir sehen zwar viel aggressive Rhetorik von
russischer Seite, aber wir sehen keine echte Vorbereitung auf einen
Einsatz von Nuklearwaffen", das hätten die Chefs der
US-Nachrichtendienste dieser Tage noch einmal bestätigt. Des weiteren
macht die SWP-Expertin ein gewisses "Muster" in den Ankündigungen
Russlands aus, das zwischen offensiver Drohung und Zurückrudern
changiere. Weil es keine "ganz klare Drohung von russischer Seite"
gebe und ein Atomwaffeneinsatz für Russland mit enorm hohen Kosten
wie einem fragwürdigen militärisch Nutzen verbunden sei, stuft Wachs
die Wahrscheinlichkeit für diese Option im Konsens mit Ursula
Schröder als "sehr gering" ein.

Allein die noch nicht erfolgte Zerstörung aller Nachschubwege für
Rüstungsgüter aus NATO-Staaten in der westlichen Ukraine mit Hilfe
von Lenkwaffen, Drohnen oder Kampfbombern lässt erkennen, dass der
Kreml noch nicht alle Mittel ausschöpft, die Situation militärisch zu
seinem Vorteil zu wenden. Auch der bisher nicht erfolgte Großangriff
auf Städte mit Flächenbombardements, was die erfolgte Zerstörung
durch Artillerie- und Raketenbeschuss nicht weniger schlimm macht,
bestätigt die von Lydia Wachs konstatierte Zurückhaltung. So, wie
diese jederzeit in eine Offensive umschlagen könnte, bei dem ein
Angriff auf Kiew erfolgte, der etwa der Bombardierung Bagdads durch
die US-Luftwaffe entspräche, so gibt es keinerlei Gewähr dafür, dass
die russische Führung nicht zu einer schockartigen Eröffnung mit
taktischen Atomwaffen in der Ukraine greifen wird.

Mögliche Eskalationsszenarios betreffen auch die geheimdienstliche
und aufklärungstechnische Unterstützung der Ukraine durch
NATO-Staaten, die zur gezielten Tötung russischer Generäle oder der
Vernichtung des Kreuzers Moskwa im Schwarzen Meer geführt haben. Die
informationstechnische Komponente der Kriegführung wird immer
bedeutsamer und ist auf Seiten der Ukraine durch die
NATO-Unterstützung auf hohem Niveau gewährleistet, während die
russische Rüstungsindustrie auf Nachschub an Mikrochips aus
Drittstaaten angewiesen ist, um die Kampfkraft der russischen
Streitkräfte zu erhalten, was durch das westliche Handelsembargo
zumindest in Frage gestellt ist.

Seit in der Bundesrepublik ukrainische Soldaten an wehrtechnischem
Gerät ausgebildet werden, ist die Bundesrepublik wieder ein Stück
näher an den offiziellen Status eines Akteurs in diesem Krieg
gerückt. Die bislang nur schrittweise erfolgende Reduzierung von
Gaslieferungen in die Bundesrepublik lässt ebenfalls erkennen, dass
eine vollständige Eskalation des Wirtschaftskrieges auf russischer
Seite noch nicht erfolgt, obwohl die westlichen Sanktionen
schwerwiegend sind. Die sofortige Aussetzung aller Energieexporte aus
Russland in die EU wäre ein sehr wirksames Mittel, deren
Gesellschaften stark unter Druck zu setzen.

In den USA wird die Atomkriegsgefahr in der Ukraine und darüber
hinaus von einem prototypischen Exponenten der US-Kriegsführung unter
anderem in Vietnam, dem 98jährigen Henry Kissinger, durchaus ernst
genommen. Im Gespräch mit Henry Luce von der Financial Times warnte
er am 9. Mai:

Wir haben es heute mit Technologien zu tun, die in der
 Geschwindigkeit des Schlagabtauschs und ihrer erfinderischen
 Subtilität Dimensionen der Katastrophe hervorbringen können, die
 früher nicht einmal vorstellbar waren. Und der merkwürdige Aspekt der
 gegenwärtigen Situation ist, dass diese Waffen sich auf beiden Seiten
 vervielfachen und ihre Wirksamkeit jedes Jahr weiter zunimmt.


Aber es findet international beinahe keine Diskussion darüber
 statt, was geschehen würde, wenn diese Waffen tatsächlich zum Einsatz
 kämen. Ganz allgemein empfehle ich allen, auf welcher Seite auch
 immer, zu verstehen, dass wir heute in einer ganz neuen Ära leben und
 wir bisher damit davongekommen sind, dies zu ignorieren. Doch da sich
 die Technologie weltweit fast wie von selbst ausbreitet, ist
 erforderlich, dass Diplomatie und Kriegführung inhaltlich anders
 aufgestellt werden, und das wird eine Herausforderung sein. [17]


Der Politikwissenschaftler Stephen M. Walt von der Harvard University
fordert die US-Regierung auf, die Atomkriegsgefahr ernst zu nehmen
und den eigenen Anteil an ihrer Entstehung, die geplante Integration
der Ukraine in die NATO, als strategischen Fehler zu erkennen. "Ich
würde mich sehr viel besser fühlen, wenn die Regierungen des Westens
die Gefahr eines Atomwaffengebrauchs sehr viel ernster nehmen und das
leichtfertige Reden über Kriegsziele einstellen. Sie sollten einer
Beendigung des Krieges mehr Aufmerksamkeit schenken, anstatt sich auf
das Erringen eines schlecht definierten, aber mutmaßlich folgenreichen
Sieges zu konzentrieren. (...) Um diesen Krieg zu beenden ist von
allen Seiten, und das beinhaltet die Vereinigten Staaten, zu
verlangen, weniger zu erhalten als ursprünglich erwartet wurde." [18]

Weitere Kommentatoren geben zu bedenken, dass Staaten, die an der
Schwelle nuklearer Bewaffnung stehen, sich aufgrund des russischen
Angriffs Atomwaffen beschaffen könnten, also das Proliferationsrisiko
wächst. Was heute, an Russland adressiert, auch in deutschen
Pressekommentaren "nukleare Erpressung" genannt wird, entspricht zwar
der Abschreckungsdoktrin des Kalten Krieges, impliziert jedoch den
Aufruf, sich einer solchen nicht zu beugen. Schon die Begrifflichkeit
trägt zur Steigerung des Atomkriegsrisikos bei, gilt hier doch wie
bei der Terrorismusdoktrin, dass sich Staaten niemals durch
Anschlagsdrohungen oder Geiselnahmen erpressen lassen dürften. Zudem
gebietet die Logik der atomaren Abschreckung, im Falle dessen, dass
die Gegenseite sich davon nicht beeindrucken lässt, mit dem realen
Einsatz von Atomwaffen nachzuziehen, um deren Wert als strategisches
Mittel zu erhalten. Wenn ein Thomas L. Friedman als personifizierter
Schreibtischkrieger der New York Times davor warnt, einen Sturz des
russischen Präsidenten zu provozieren, weil in dem sich daran
anschließenden Chaos das Risiko des Einsatzes russischer Atomwaffen
weit höher als jetzt sein könnte, dann ist zu ahnen, dass der
Kontrollverlust schon jetzt sehr groß ist.

Niemals war der Zweifel wertvoller als jetzt, da NATO und Russland
nicht etwa schlafwandlerisch in einen verheerenden Vernichtungskrieg
taumeln, sondern sehr absichtsvoll darauf hinzielen, der anderen
Seite eine Niederlage beizubringen. Viele ExpertInnen lagen mit der
Prognose, dass der Kreml eine Ausweitung des Krieges im Donbass nicht
wagen werde, falsch, wie sie heute eingestehen. Nach dem
Überschreiten der nuklearen Schwelle gibt es möglicherweise niemanden
mehr, der oder die Rechenschaft darüber ablegen müssten, dass sie
falsch gelegen hätten.

Souveränität und Selbstbestimmung der Ukraine werden von den
lokalen Eliten zusehends so verstanden, an die Eingliederung in die
"Festung Europa" und die Schaffung einer "ukrainischen Nation" von
"weisser" und "europäischer" Identität geknüpft zu sein. Das Konzept
der "Selbstbestimmung", geschaffen von der internationalistischen,
antikolonialistischen und antiimperialistischen Linken, wird heute
instrumentalisiert. Im Gebrauch westlicher und ukrainischer Eliten
wird die Geschichte des lokalen Internationalismus, Kommunismus und
Antifaschismus von der "Selbstbestimmung" durch eurozentrische
Manöver abgespalten. Ironischerweise ähnelt diese Form begrifflicher
Indienstnahme Putins eigenen Attacken auf die Selbstbestimmung der
Ukraine, wenn er verächtlich versichert, dass sie auf leninistischen
Prinzipien des Antiimperialismus und Antikapitalismus basiere.

Olena Lyubchenko - On the Frontier of Whiteness, Expropriation, War, and Social Reproduction in Ukraine [19]


Das Phantasma der Unabhängigkeit

Für die Bundesregierung wäre es ein leichtes gewesen, jegliche
Beteiligung an diesem Krieg unter Verweis auf die eigene Aggression
gegen die Sowjetunion abzulehnen. Gerade die Ukraine hat erheblich
unter dem deutschen Vernichtungskrieg gelitten, so dass ein schnelles
Ende des Waffengangs mit Russland der weiteren Zerstörung allemal
vorzuziehen wäre. Das Argument, es gehe darum, die staatliche
Souveränität der Ukraine zu verteidigen, krankt nicht nur daran, dass
sie längst von westlichen Geldgeberstaaten abhängig ist, so zur
Finanzierung der laufenden Kosten, der Aufrüstung und des
Wiederaufbaus. Seit den 1990er Jahren wächst der Berg der Schulden
Kiews beim IWF stetig an, was der Weltfinanzinstitution weitreichende
Möglichkeiten zur Durchsetzung ihrer ökonomischen Strukturanpassungen
an die Hand gibt.

Liberalisierung, Freihandel, Aufhebung von Preiskontrollen bei
essentiellen Lebensmitteln, Abschaffung sozialpolitischer Leistungen,
Privatisierung staatlicher Industrieunternehmen, Entlassung
vermeintlich überflüssiger Arbeitskräfte - das ganze Paket
neoliberaler Zwangsmaßnahmen zur Erwirtschaftung einer Freiheit, die
in der Militarisierung demokratischer Werte ihren zeitgemäßen
Ausdruck findet. 2015 war das Land Schlusslicht bei der
Reallohnentwicklung in Europa, 2021 stuften sich 67 Prozent der
Bevölkerung als arm ein, um so mehr prosperierten die
ukrainischen KapitaleignerInnen und die internationalen Gläubiger,
für die zuallererst gestorben wird.

Seit dem 24. März sind per präsidialem Dekret in der Ukraine zentrale
ArbeiterInnenrechte für die Dauer des Krieges ausgesetzt.
Verlängerung der Arbeitszeiten auf bis zu 60 Wochenstunden, Aufhebung
des Kündigungsschutzes auch im Krankheitsfall, Einschränkungen bei
Lohnansprüchen und Arbeitsschutzbestimmungen sind nur einige der
Neuerungen, über die Benjamin Kirchhoff am 27. April in der jungen
Welt berichtete. Unternehmen können Tarifverträge einseitig
aufkündigen, und die Gewerkschaften sollen auch noch die Einhaltung
der Maßnahmen in Form einer "Bürgerkontrolle" überwachen, sind also
als Akteur in Arbeitskämpfen praktisch kaltgestellt. Ob diese
Verschärfungen der Ausbeutungsbedingungen tatsächlich nach dem Krieg
rückgängig gemacht werden, wird von nicht wenigen GewerkschafterInnen
bezweifelt.

Diejenigen PolitikerInnen, die hierzulande behaupten, in der Ukraine
würden auch "unsere" Werte und Freiheiten verteidigt, wissen genau,
wen sie damit zum Sterben in die Wüste zivilisatorischer Ruinen
schicken. Es sind nicht die vielzitierten russischen Oligarchen oder
ein Kremlbewohner, dem das ganze Befindlichkeitsspektrum zwischen
psychopathologischer Verirrung und hochrationaler Durchtriebenheit je
nach Zweck und Laune einer hochgradig personalisierten und damit die
eigenen Interessen an diesem Krieg ausblendenden Berichterstattung
angedichtet wird, die darunter zu leiden haben. Im Globalen Süden
insbesondere, aber auch hierzulande bezahlen die Ärmsten am meisten
für den Krieg, in Form steigender Lebensmittel- und Energiepreise wie
auch anwachsender Repression und Einebnung demokratischer Rechte, was
ihren Widerstand gegen Waffenexporte und weitere Aufrüstung
eigentlich beflügeln sollte.

Keine der im Bundestag vertretenen Parteien ist grundsätzlich gegen
die Beteiligung der NATO eingestellt, von deren Auflösung ganz zu
schweigen, selbst in der Linkspartei halten sich viele Abgeordnete
bis auf einige Ausnahmen bedeckt. Die AfD, der vor dem Krieg
Sympathien für die russische Seite nachgesagt wurden, bestätigt ihren
nationalchauvinistischen Kurs durch die Forderung nach massiver
Aufrüstung der Bundeswehr und die Umschichtung von Waffenlieferungen in
die Ukraine auf andere Staaten, da Deutschland seine Fähigkeit zur
Kriegführung nicht weiter schwächen dürfe. Wenn der Burgfrieden
den rechten Rand umfasst, ist die Handlungsfähigkeit der Nation
vollends gesichert. Eine Linkspartei, für die Rosa Luxemburgs
Antiimperialismus Anathema ist, macht sich überflüssig.

All das sind Merkmale eines Transformationsregimes, mit dem die
Bundesregierung und die Kapitalverbände die Bevölkerung auf einen
Opfergang nach dem anderen zurichten. Unter Covid-Bedingungen
vereinzelter denn je, ideologisch zerrissen zwischen den
Schwarz-Weiß-Postulaten des professionellen Konsensmanagements,
lassen sich die Menschen vom Feindbild des Tages durch die zusehends
populistisch bewirtschaftete Arena sozialdarwinistischer
Überlebenskämpfe treiben.

Das Auslösen regelrechter Versorgungsschocks durch die
Bundesregierung mit dem Ziel der perspektivischen Unabhängigkeit von
russischen Energielieferungen ist ein geradezu klassisches Beispiel
voluntaristischer Sozialinnovation zum Zwecke einer Kriegführung, die
weit über den aktuellen Anlass hinaus die Mobilmachung der
Bevölkerung zu einer permanent abrufbaren Fähigkeit nationalen
Hegemonialstrebens machen soll. Dabei war stets offenkundig, dass die
nun als unüberlegt beklagte Abhängigkeit von russischen
Gaslieferungen eine enge Bindung an den Lieferanten voraussetzt und
der Strategie eines möglichst diversen nationalen Energiemixes
widerspricht. Die Gründe für die bisherige Ausrichtung deutscher
Energiepolitik liegen unter anderem darin, dass sie auch eine
Abhängigkeit auf der anderen Seite der Pipeline erzeugt, die
womöglich mehr Handlungsoptionen in Berlin eröffnet als in Moskau.

Hergestellt vom ukrainischen Staat und den liberalen Eliten wie
willkommen geheißen im Westen wird der ukrainische Nationalismus als
ein Prozess der "Rückkehr nach Europa" inszeniert. Dabei ist er mit
historisch ungleichen, gegenderten und rassifizierten Beziehungen des
globalen Kapitalismus verwoben, wie aus der Sicht globaler sozialer
Reproduktion zu erkennen. Die bereits verarmte, von den Ressourcen
des prekären öffentlichen Sektors und Gesundheitswesens
abgeschnittene Bevölkerung der Ukraine subventioniert den Krieg mit
Hausarbeit - so gehen die Kosten für Krieg und Verteidigung zu Lasten
des Lebensunterhalts der Menschen. (...) Mit den strukturellen
Problemen der Militarisierung, des Nationalismus und der Austerität
vor Augen stellt sich in Hinsicht auf die Nachkriegszeit die Frage,
ob der Widerstand gegen den russischen Imperialismus - verwurzelt im
zaristischen Russischen Großreich, der widersprüchlichen sowjetischen
Nationalitätenpolitik und der Enteignung der Bauernschaft - sich auf
das Schaffen von Solidarität mit den antiimperialistischen und
antikapitalistischen Kämpfen und Bewegungen im Globalen Süden
übersetzen lässt? Dies erforderte die Neukonzipierung einer Ukraine
als antirassistisches, pluralistisches, sozialistisches politisches
Projekt von unten und - insbesondere - eine Kritik des
Eurozentrismus.

Olena Lyubchenko - On the Frontier of Whiteness, Expropriation, War, and Social Reproduction in Ukraine [20]


Im Schatten eurozentrischer Imaginationen

Was gestern als willkommene Steigerung des Wachstums und der
Kapitalproduktivität der Unternehmen und Finanzinstitutionen der
Bundesrepublik akzeptabel war, soll aus heutiger Sicht falsch gewesen
sein? Und das nicht etwa aus Gründen der Klimakatastrophe, sondern
zugunsten einer geostrategischen Herausforderung, in deren Folge die
NATO zu neuer aggressiver Stärke und die EU zu kriegsgestähltem
Nationalbewusstsein aufwachsen? Die Ostpolitik der Brandt-Ära, die
der Bundesrepublik beispiellose Vorteile ökonomischer wie
hegemonialer Art eingebracht und sie zum Hegemon der EU gemacht hat,
soll doch ein Fehler gewesen sein, wie die Unionsparteien stets
behaupteten, bevor sie ihren Vorteil in der sogenannten
Wiedervereinigung suchten? Und war der deutsche Überfall auf die
Sowjetunion vielleicht sogar ein weitsichtiger Vorgriff auf die
Machtambitionen Russlands, die Schuld des NS-Staates somit eine
relative, wie die Schmähung russischer Kultur und die abträglich
gemeinte Ineinssetzung von Sowjetunion und Russland nahelegen?

Das schiere Ausmaß der Revision jahrzehntelang gültiger
Staatsdoktrinen und Geschichtspolitiken, exemplarisch vorgeführt am
Beispiel der Regierungspartei der Grünen, die die von ihnen
hinterlassene Spur linker Trümmer rechts in einem Tempo überholen,
als gebe es kein Gestern und Morgen, lässt erkennen, dass die
proklamierte "Zeitenwende" einen Innovationszyklus einleitet, in dem
die Durchsetzung des grünen Kapitalismus auf kriegerische Füße
gestellt werden soll. Um die lauter werdenden und - angesichts der
immer tieferen sozialen Verwerfungen zwischen Nord und Süd, aber auch
innerhalb der jeweiligen Klassengesellschaften - auf der Hand
liegenden Forderungen nach einer ökosozialistischen Gesellschaft als
weltweite Entwicklungsdimension zu kontern, werden nationale
Staatsakteure mit zusätzlichem Gewaltpotential aufgeladen und gegen
die stark unter der Klimakatastrophe leidenden Bevölkerungen des
Globalen Südens, aber auch die überflüssig Gemachten in den eigenen
Gesellschaften in Stellung gebracht.

Die sozialstrategische Intelligenz des Kapitalismus, an der es der
Sowjetunion so sehr mangelte, dass sie nicht nur an imperialistischer
Aufrüstungskonkurrenz scheiterte, sondern vor allem an den inneren
Widersprüchen kollabierte, die ihr staatskapitalistisches
Akkumulationsmodell aufgrund des ausbleibenden Übergangs in
kommunistische Gleichheit und Freiheit immer weniger einhegen konnte,
tritt nun in die Phase einer Mangelverwaltung ein, die Kriege aller
Art notwendigerweise provoziert, weil sie die daraus resultierenden
sozialen Brüche nicht mehr durch Konsumismus und Ideologieproduktion
kitten kann. Freiheit und Demokratie werden unglaubwürdig, wenn der
Teller leer bleibt, so dass der äußere wie innere Feind die Aufgabe
übernehmen muss, soziale Kohärenz zu schaffen.

Das um so mehr, als der Globale Süden in diesem Konflikt zwischen als
weiß und christlich-europäisch identifizierten Staaten nur sehr
bedingt auf die Forderung nach Parteinahme zugunsten des
eurozentrischen Westens einsteigt. Franco Bifo Berardi diagnostiziert
eine "Geopolitik des Chaos" [21], an der sich die von den westlichen
Metropolengesellschaften dominierte Ordnung längs der Bruchlinien von
Kolonialismus und Rassismus zerlegt.

Wie der Zerfall der Sowjetunion vor allem von der Peripherie ausging,
wo die Spannungen zwischen Moskau, den industriell entwickelten
Regionen Russlands und den eher agrarischen Unionsrepubliken stetig
zunahmen, wie die chinesischen KommunistInnen ein Bündnis zwischen
BäuerInnen und ArbeiterInnen schufen, um den revolutionären Sieg der
am wenigsten angesehenen und privilegierten Klassen herbeizuführen,
so könnte dieser weiße Krieg die weltumspannenden ökonomischen,
kolonialistischen und extraktivistischen Praktiken westlicher Akteure
empfindlich schwächen. Das müsse nicht so gut ausgehen, wie es der
kommunistische Aufbruch versprach, bevor er dem globalen Kapitalismus
unterlag, werden antikoloniale Aufstände doch auch von
nationalistischen und revanchistischen Bestrebungen dominiert.
Dennoch werde sich der Aufstieg des jahrhundertelang am Boden
gehaltenen Globalen Südens nicht vermeiden lassen, und er wird durch
diesen Krieg stark befeuert, glaubt Berardi.

Seiner Ansicht nach hätte nur eine kommunistische Internationale ein
drohendes planetares Blutbad verhindern können, in dem sich die
ArbeiterInnen des industriellen Westens und die vom Kolonialismus
Unterdrückten des Globalen Südens zusammengetan hätten. Leider sei
der Kommunismus besiegt worden, bedauert der italienische Philosoph
und Aktivist, und nun seien wir mit einem Krieg konfrontiert, der
alle im Namen von nichts betrifft. Das Scheitern für einen Aufbruch
in eine Neue Internationale zu nutzen, für die der Kommunismus noch
gar nicht stattgefunden hat, sondern erst zu schaffen wäre, und die
sich nicht mehr auf Staaten und Grenzen stützt, sondern die Vielfalt
in ihrem Lebens- und Existenzinteresse eingeschränkter und negierter
Menschen aus den Unterdecks der Gesellschaften miteinander in Kontakt
bringt, könnte daran anknüpfen. Wenn ein hochdynamisches, weil
autonom organisiertes Bündnis aus LohnsklavInnen, Erwerbslosen,
MigrantInnen, landlosen Indigenen und KleinbäuerInnen, von Rassismus
und Patriarchat betroffenen Frauen, queeren, nichtweißen und
körperlich eingeschränkten Menschen aus diesem Krieg hervorginge,
wäre noch nichts gewonnen, aber viel begonnen.
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KRIEG/1800: Eziden - eine angestammte Welt mit Panzern aus dem Weg geräumt ... (SB)



"Im Nordirak geht die Türkei laut Medienberichten und nach
Angaben des türkischen Verteidigungsministeriums seit dem 18. April
verstärkt gegen Stellungen der PKK vor. Dabei beruft sich die Türkei,
wie auch bei früheren Militäreinsätzen gegen die PKK in Nordirak, auf
das Selbstverteidigungsrecht gemäß Artikel 51 der Charta der Vereinten
Nationen ..."

Dr. Anna Lührmann (Sprecherin der Bundesregierung) [1]



Was läge einer "wertebasierten und feministischen Außenpolitik" näher,
als deren Bannerträgerin sich Annalena Baerbock in Szene setzt, als
das Leid kurdischer und ezidischer Frauen und Kinder wie auch deren
Verteidigung gegen Unterdrückung und Kriegsgefahr auf die Tagesordnung
zu setzen? Wenngleich sich die grüne Politikerin in der Vergangenheit
durchaus zum Genozid der Dschihadistenmiliz "Islamischer Staat" (IS)
an den Ezidinnen und Eziden im Sengal und den durch die PKK und die
kurdischen Volks- und Frauenverteidigungseinheiten YPG und YPJ
freigekämpften Fluchtkorridor geäußert hat, ist heute von dergleichen
Krokodilstränen und Lobeshymnen keine Rede mehr. Die grüne
Außenministerin schweigt dazu, hat sie doch im Höhenrausch ihres
politischen Gipfelsturms andernorts alle Hände voll zu tun, mittels
Dämonisierung des Feindes das Feuer der Kriegseuphorie zu schüren und
zum Endsieg zu blasen.

Von Unterlassungssünden oder Doppelmoral zu sprechen reicht da nicht
hin, erweisen sich westliche Werte und humanitäre Aufwallungen doch
noch immer als selektiv eingesetzter Brandbeschleuniger expansiver und
interventionistischer Raubgelüste, der das Rudel schützt und die Beute
markiert. Zur eigenen Meute gehört aus Sicht der Bundesregierung auch
Recep Tayyip Erdogan, der als Verbündeter der westlichen Staaten und
potentieller Friedensvermittler im Ukrainekrieg wieder einmal auf
Händen getragen wird. Das zeigte sich nicht zuletzt Anfang März bei
einem Treffen der Außenministerin mit ihrem türkischen Amtskollegen
Mevlüt Cavusoglu, von dem Baerbock begeistert Fotos und verbale
Umarmungen auf Twitter unters Volk brachte.

In den Kommandohöhen der Nato-Staaten denkt niemand daran, Erdogan in
die Parade zu fahren, mag er auch mit Bomben und Granaten, Giftgas und
islamistischen Halsabschneidern im Norden Syriens und des Iraks
marodieren und sich in neoosmanischen Großmachtambitionen dauerhaft
festsetzen. Und davon abgesehen, dass man das türkische Regime als
Flankenschutz beim Durchmarsch nach Osten für unverzichtbar hält und
ihm daher in seinem beanspruchten Hinterhof oder Vorgarten freie Hand
lässt, ist in den Statuten der Nato wie auch der EU gar nicht
vorgesehen, dass ein Mitglied wegen Bruch des Völkerrechts, Verletzung
der Menschenrechte oder Kriegsverbrechen ausgeschlossen werden kann.
Es ist auch nicht geregelt, was passiert, wenn ein Nato-Mitglied
demokratische Werte negiert und ein autoritäres Regime etabliert. Ein
Nato-Mitglied kann laut Statut nur selbst die Mitgliedschaft
aufkündigen, und eine Änderung der Statuten kann nur einstimmig
erfolgen. Sanktionen, wie sie gegen Russland ausgesprochen werden,
muss die Türkei als Nato-Mitglied daher ohnehin nicht befürchten. [2]
Das nordatlantische Bündnis ist von seiner Grundkonzeption her ein
Pakt machtpolitisch aufgerüsteter Staaten, die sich ideologisch für
unanfechtbar erklären und folglich Verfehlungen ausschließlich auf
Feindbilder projizieren.

In einer mündlichen Anfrage hatte die Bundestagsabgeordnete Gökay
Akbulut (Die Linke) am 27. April nach der Haltung der Bundesregierung
zu den völkerrechtswidrigen Angriffen der Türkei in Nordsyrien und im
Nordirak gefragt und wissen wollen, ob die Bundesregierung ähnliche
Konsequenzen ziehen wird, wie sie sie gegen Russland aufgrund des
Angriffskrieges gegen die Ukraine beschlossen hat. In ihrer eingangs
zitierten Antwort übernahm Lührmann unhinterfragt die Sichtweise der
türkischen Regierung, der zufolge es sich nicht um Angriffskrieg und
Okkupation in den beiden Nachbarländern, sondern militärische
Operationen gegen die "terroristische" PKK in Selbstverteidigung
handle. Der naheliegende Querverweis auf die nahezu identische
Argumentationslinie der russischen Regierung für ihren Angriffskrieg
in der Ukraine, die westlicherseits als absurde Verdrehung der Fakten
und üble Propaganda empört zurückgewiesen wird, ist müßig. Zwar kam
selbst der wissenschaftliche Dienst des Bundestags in Bewertung
ähnlicher türkischer Angriffe in der Vergangenheit zu dem Schluss,
dass sie nicht mit dem Völkerrecht vereinbar seien. Doch bleibt diese
inhaltlich gut begründbare und nachvollziehbare Feststellung folgenlos
für deutsche Regierungspolitik, weil es hierbei nicht um Wahrheit
sondern um Deutungsmacht in Durchsetzung hiesiger Verfügungsentwürfe
geht.

Genozid des IS im nordirakischen Sengal

Am 3. August 2014 begann der Genozid der Dschihadistenmiliz
"Islamischer Staat" an den Ezidinnen und Eziden im nordirakischen
Sengal (arabisch: Sindschar). Damals wurden bis zu 7.000 ezidische
Frauen und Mädchen entführt, misshandelt, vergewaltigt und auf
Sklavinnenmärkten verkauft. Rund 2.800 von ihnen gelten bis heute als
vermisst. Schätzungen zufolge wurden mindestens 10.000 Menschen
getötet und mehr als 400.000 aus ihrer Heimat vertrieben. Zuvor waren
die damals für die Region zuständigen Peschmerga mit ihren schweren
Waffen abgezogen und hatten damit die Ezidinnen und Eziden schutzlos
den Dschihadisten ausgeliefert.

Hingegen hatte die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) bereits am 28. Juni
ein zwölfköpfiges Guerillateam zur Verteidigung Sengals entsandt.
Zwanzig Tage vor dem Angriff des IS nahmen die Peschmerga drei
Mitglieder der Gruppe sowie einen ezidischen Unterstützer fest, die
übrigen Guerillakämpfer zogen auf den Sengal-Berg. Als am 3. August
der IS-Angriff begann, verteidigte eine neunköpfige Guerillagruppe
zehntausende Menschen, die auf den Berg geflohen waren.

Ezidische Jugendliche schlossen sich der Verteidigung an, und nachdem
die Guerilla mehrere Tage gegen die Angriffe der Dschihadisten
Widerstand geleistet hatte, kamen am 6. August zwei Einheiten der
Volks- und Frauenverteidigungseinheiten YPG und YPJ aus dem
nordsyrischen Selbstverwaltungsgebiet Rojava zur Hilfe. Gemeinsam
kämpften sie einen Sicherheitskorridor frei, über den die auf den
Sengal-Berg geflohenen Ezidinnen und Eziden nach Rojava evakuiert
werden konnten. Mehr als 200.000 Menschen gelang auf diese Weise die
Flucht.

Noch heute leben tausende Menschen auf der Hochebene von Sengal in
notdürftigen Zeltstädten. Viele haben Angst, in ihre Dörfer oder
Städte zurückzukehren. In der Tiefebene befinden sich laut Schätzungen
81 Massengräber, nur eines von ihnen wurde bisher geöffnet, um
DNA-Analysen an den sterblichen Überresten durchzuführen. Noch immer
ist für viele Menschen ungeklärt, welche Freunde und Verwandte noch
leben, wer entführt wurde oder verschollen ist. Fast 300.000 Ezidinnen
und Eziden leben in Flüchtlingscamps in der Region, zehntausende im
nordsyrischen Rojava. Die Rückkehrwilligen erhalten keinerlei
Unterstützung, sie werden im Gegenteil daran gehindert, nach Sengal
zurückzukehren.

In den vergangenen Jahren wurde in der Region eine Selbstverwaltung
auf Basis von Frauen- und Volksräten aufgebaut. Sicherheitsaufgaben
übernehmen die Asajisch ("Sicherheitskräfte") und ezidische
Selbstverteidigungseinheiten (YBS). Alle Institutionen sind
genderparitätisch mit einer Doppelspitze besetzt. Doch diese Ansätze
einer ezidischen Selbstverwaltung sehen sich immer wieder Angriffen
durch die regionalen Autoritäten ausgesetzt. Hinzu kommen Schläge der
türkischen Luftwaffe, die nicht nur Stellungen der PKK, sondern
gleichermaßen ezidischen Strukturen und Flüchtlingslagern gelten. [3]

Deutsche Regierungspolitik setzt auf die Peschmerga

Die Vereinten Nationen und das Europäische Parlament erkannten den
Völkermord an den Ezidinnen und Eziden als solchen an. Da der IS
aufgrund der Anschlagsgefahr auch in Westeuropa als Bedrohung
wahrgenommen wurde, schenkten deutsche Politik und Medien damals dem
Kampf gegen die Dschihadistenmiliz beträchtliche Aufmerksamkeit. So
wurde das grausame Schicksal der Ezidinnen beklagt und die Rettung
durch kurdische Einheiten gerühmt, Teile der Konzernpresse erörterten
gar die Frage, ob es nicht endlich an der Zeit sei, das PKK-Verbot
aufzuheben. Dieses Tauwetter im Umgang mit allen kurdischen Fraktionen
war jedoch nicht nur von kurzen Dauer, sondern wurde auch in eine
Aufrüstung ausgerechnet der Peschmerga umgemünzt, die Mitverantwortung
am Genozid tragen.

Wenngleich die kurdisch geführten Syrischen Demokratischen Kräfte
(SDF) und die Volks- und Frauenverteidigungseinheiten YPG und YPJ die
Hauptlast des Bodenkampfs gegen den IS trugen und einen hohen Blutzoll
entrichteten, was international registriert und verbal gewürdigt
wurde, fokussierte das machtpolitische Kalkül der Bundesregierung
deren Gegenpart unter den bewaffneten kurdischen Fraktionen in Gestalt
der Peschmerga. Die angesichts der ezidischen Opfer lautstark
orchestrierte Klage unterfütterte das deutsche Engagement im Irak samt
der Aufrüstung des reaktionären kurdischen Flügels. Ab Herbst 2014
lieferte Deutschland neben leichten Boden-Boden-Panzerabwehrlenkwaffen
des Typs Milan Gewehre vom Typ G3 und G36 sowie Maschinengewehre des
Typs MG3, die Panzerfaust 3 und Pistolen des Typs P1. Ab August 2016
folgten weitere Waffenlieferungen nach Erbil. Es wurden 70 Tonnen
Rüstungsgüter, darunter Sturmgewehre G36, Milan-Raketen und drei
gepanzerte Fahrzeuge vom Typ Dingo 1 geliefert. Hinzu kamen deutsche
Ausbilder, die seither tausende Peschmerga im Gebrauch dieser Waffen
unterwiesen haben.

Einige der an die Peschmerga gelieferten Waffen, darunter deutsche
G36-Gewehre, sollen auf Waffenmärkten der Region aufgetaucht und dem
IS in die Hände gefallen sowie gegen rivalisierende ezidische Milizen
eingesetzt worden sein. Laut Human Rights Watch ermordeten Angehörige
der Peschmerga zwischen dem 28. August und dem 3. September 2017
hunderte gefangene IS-Kämpfer und vergruben die Leichen in einem
Massengrab. Auch werfen Menschenrechtsorganisationen den Peschmerga
vor, unter dem Deckmantel des Kampfes gegen den IS systematisch
arabische Siedlungen zu zerstören und die Bewohner mit dem Ziel zu
vertreiben, die Gebiete kurdisch und ein in der irakischen Verfassung
festgelegtes Referendum, das über die Zukunft der Gebiete hätte
entscheiden sollen, aber nie durchgeführt wurde, obsolet zu machen.

Nachdem die kurdische Regionalregierung in eklatanter Fehleinschätzung
des Kräfteverhältnisses ein Unabhängigkeitsreferendum angekündigt
hatte, überrannte die irakische Armee mit verbündeten schiitischen
Milizen im Oktober 2017 überraschend Kirkuk. Obgleich die Peschmerga
zunächst gut aufgestellt waren, flohen sie bei Beginn der Kämpfe
zusammen mit etwa einer halben Million Menschen aus der Stadt. Wie
schon beim Massaker des IS im Sengal demonstrierten sie abermals, dass
der ihnen anvertraute Schutz der Zivilbevölkerung von nachrangiger
Bedeutung für sie ist. Dessen ungeachtet setzt die Bundesregierung auf
die Streitkräfte der Autonomen Region Kurdistan im Irak und damit auf
den feudal-konservativen Barzani-Clan und dessen Demokratische Partei
Kurdistans (KDP) als Bündnispartner in der Region.

Geschichte unablässiger Verfolgung

Ezidische Menschen standen zeit ihrer Geschichte zumeist unter dem
Druck ihrer muslimischen Nachbarn, der sich immer wieder in Gewalt
entlud und zu Massakern führte. Anders als Christen oder Juden wurde
ihnen nach islamischem Recht kein Schutz ihres Lebens und ihres
Eigentums wie auch keine Erlaubnis zur Ausübung ihrer Religion
zugestanden. Vielen Muslimen gelten sie bis heute als "Ungläubige" und
somit als nicht schützenswert, radikale Islamisten sehen sogar ihre
Tötung als heilige Tat an. Das Ezidentum ist eine monotheistische,
nicht auf einer heiligen Schrift beruhende, synkretistische Religion,
älter als der Islam und das Christentum. Die Mitgliedschaft ergibt
sich ausschließlich durch Geburt, wenn beide Elternteile ezidischer
Abstammung sind. Eine Heirat von Eziden (beiderlei Geschlechts) mit
Nicht-Eziden hat den Ausschluss aus der Gemeinschaft zur Folge.

Die ezidischen Hauptsiedlungsgebiete im nördlichen Irak, in Nordsyrien
und in der südöstlichen Türkei wurden seit dem 16. Jahrhundert von den
Osmanen kontrolliert. Ab dem 17. Jahrhundert siedelten sich Eziden,
vermutlich bedingt durch die Ausdehnung des osmanischen Reiches, im
Gebiet des Höhenzugs Dschabal Sindschar der heutigen Provinz Ninawa im
Nordirak an. 1832 und nach 1840 verübten kurdische Fürsten wiederholt
Massaker an den Eziden, die erst 1849 unter gesetzlichen Schutz des
Osmanischen Reichs gestellt wurden. Sie waren jedoch nicht als
Religionsgemeinschaft anerkannt und standen damit in der sozialen
Hierarchie noch hinter Christen und Juden. Immer wieder kam es zu
Versuchen, die als "gottlos" geltenden Eziden gewaltsam zum Islam zu
bekehren. Unter Sultan Abdulhamid II. verschlechterte sich ihre Lage
ab 1876 überdies durch Verpflichtung zum Militärdienst und
Steuererhebung beträchtlich. Es kam zu Massakern seitens der Osmanen,
doch eine Konversion zum Islam, die diesen Druck milderte, führte zum
Ausschluss aus der eigenen Gemeinschaft. 1892 schickte der Sultan
einen Sondergesandten mit dem Auftrag, die Eziden notfalls mit Gewalt
zu bekehren. Es kam zu Gefechten und nach der Niederlage der Eziden im
Jahr 1893 zu einem weiteren Blutbad. 1894 wurden während der
vornehmlich an Armeniern und Christen verübten Greueltaten der
osmanischen Truppen auch tausende von Eziden getötet.

Aufgrund der Verfolgungen flohen viele Ezidinnen und Eziden im 19. und
frühen 20. Jahrhundert nach Armenien und Georgien, weitere Wellen von
Auswanderung und Flucht auch in andere Länder sollten folgen. In den
1970er und 1980er Jahren erklärte die Baath-Partei unter Saddam
Hussein die Eziden im Nordirak zu Arabern. Im Zuge dieser
Arabisierungspolitik kam es immer wieder zu Vertreibungen, Ortschaften
und Ackerflächen wurden entvölkert, rund 400 ezidische Dörfer dem
Erdboden gleichgemacht und die Einwohner zur Umsiedlung gezwungen.
Durch Räumung und Zerstörung von Ansiedlungen in der Nähe von Bergen,
Zwangskonvertierung der ansässigen Menschen und deren Neuansiedlung in
künstlichen Städten in den Ebenen hoffte das Regime, möglichen
Widerstand zu brechen und Rückzugsräume zu eliminieren. Auch wurden
Dörfer zwangsumgesiedelt, um den Bau der Mossultalsperre
voranzutreiben. Dadurch verloren die Eziden größtenteils ihre
wirtschaftliche Unabhängigkeit, doch wer aufbegehrte, wurde
verschleppt, gefoltert und verschwand in vielen Fällen sogar. Eine
weitere Folge dieser Kampagne war die systematische Diskriminierung
der Eziden, die an öffentlichen Schulen weder Unterricht in ihrer
Sprache Kurmandschi noch in ihrer Religion erhielten und unter
Anfeindungen durch Muslime litten.

In den letzten 30 Jahren verließen ezidische Menschen aufgrund des
türkisch-kurdischen Konflikts in großen Auswanderungswellen die
Türkei, aber auch im Irak mussten sie um ihr Leben fürchten. Dort
wurden sie seit Ende des Krieges 2003 zur Zielscheibe von Islamisten.
Am 14. August 2007 verübten Attentäter aus dem Umfeld der al-Qaida
vier Anschläge in den ausschließlich von Eziden bewohnten Dörfern El
Khatanijah und El Adnanijah, bei denen mehr als 500 Menschen starben
und über 1500 verletzt wurden. Die al-Qaida in Mossul hatte darüber
hinaus in einer Fatwa verboten, den Eziden Essen zu geben, wodurch
sich die Lebensmittelversorgung in den ezidischen Dörfern dramatisch
verschlechterte. Die Zusage der US-Amerikaner und der kurdischen
Regionalregierung, bald Lebensmitteltransporte zu schicken, nutzten
Attentäter für einen weiteren Anschlag. Diese gegen die Eziden
gerichteten Anschläge waren die folgenschwersten seit Beginn des
Irakkriegs.

Angesichts des Vormarsches des IS im Sommer 2014 flohen viele Eziden
aus Mossul und Umgebung in das kurdische Gebiet um die Stadt Erbil
sowie in das Sengal-Gebirge, wo es dann Anfang August zu dem Genozid
kam. Der IS erklärte das Ezidentum zu einer "heidnischen Religion aus
vorislamischer Zeit" und gab gefangene Frauen und Mädchen "legal" zur
Sklaverei frei. Ziel sei die völlige Auslöschung dieser Religion, was
durch islamisches Recht gerechtfertigt werde. Wer eine Konversion zum
Islam verweigerte, wurde an Ort und Stelle erschossen.

Innere Widersprüche der ezidischen Gesellschaft

Auch für Ezidinnen und Eziden gilt, dass sich Religionszugehörigkeit
von der ethnischen Zugehörigkeit unterscheidet. Die überwiegende
Mehrheit der Eziden definiert sich ethnisch als Kurden, wobei diese
jedoch überwiegend dem sunnitischen Islam angehören oder in geringerem
Anteil Aleviten sind. Vor allem in der deutschen ezidischen Diaspora,
mit schätzungsweise 200.000 Menschen die größte weltweit, herrscht
Uneinigkeit über die ethnische Zuordnung. Eher konservative,
traditionelle Eziden verstehen sich oft nicht als Kurden, sondern
setzen ihre Religionszugehörigkeit mit ethnischer Zugehörigkeit
gleich.

Die Sprache Kurmandschi ist ein nordkurdischer Dialekt, was ebenfalls
die enge Verbindung zur kurdischen Ethnie unterstreicht. Nur in zwei
ezidischen Dörfern im Nordirak wird Arabisch gesprochen. Im Irak
verteilt sich die ezidische Bevölkerung im Wesentlichen auf ein Gebiet
nordöstlich der Stadt Mossul und sowie den Höhenzug Sengal westlich
von Mossul an der Grenze zu Syrien, aber auch in der Stadt Sengal
selbst leben viele Eziden.

Wie die Angehörigen aller Religionsgemeinschaften sind natürlich auch
die Eziden keine homogene Gruppe. Während sich traditionelle Kreise
strikt an die religiösen Regeln und ihr Kastensystem halten, fordern
andere eine Modernisierung dieser Vorgaben. Die in politische und
religiöse Repräsentation unterteilte Führerschaft mit ihren
Abstammungslinien und Erbfolgen mutet recht archaisch an, was aber
aktuelle machtpolitische Intrigen, Einflussnahmen und
Auseinandersetzungen keineswegs ausschließt.

In einer politischen Entscheidung beschloss das damalige religiöse
Oberhaupt mit dem heiligen Rat, dass befreite ezidische Frauen, die in
Gefangenschaft des IS vergewaltigt worden waren, mit einem
Reinigungsritual wieder in die ezidische Gemeinschaft aufgenommen
werden dürfen. Damit sollten noch immer stattfindende "Ehrenmorde" an
diesen Frauen verhindert und sie in ihre Familien reintegriert werden.
Diese Entscheidung wurde jedoch nicht von allen Familien akzeptiert,
so dass aus der IS-Gefangenschaft befreite Frauen nach ihrem Martyrium
überdies in konservativen ezidischen Kreisen als "Verstoßene" gelten,
weshalb es neben "Ehrenmorden" immer wieder zu Selbsttötungen kommt.
Mit Rücksicht auf die konservativen Kräfte, die um die Identität der
Religionsgemeinschaft fürchten, stellten die Geistlichen klar, dass
nur die Frauen und ihre durch Eziden gezeugten Kinder wieder
aufgenommen werden. Dies hat zur Folge, dass viele Frauen notgedrungen
die Vergewaltigung verleugnen, ihre Kinder zurücklassen oder bei ihren
Vergewaltigern bleiben und sich im nordsyrischen Flüchtlingslager
al-Hol nicht als Ezidinnen zu erkennen geben. Daher forderte die
ezidische Überlebende und Nobelpreisträgerin Nadia Murad 2019, dass
überlebende Frauen, die gemeinsam mit ihren Kindern in den Irak
zurückkehren wollen, von der Gemeinschaft willkommen geheißen,
akzeptiert und auf jede erdenkliche Weise unterstützt werden. [4]

Zur Bedrohung von außen durch nach wie vor in der Region präsente
IS-Zellen, anhaltende türkische Drohnenangriffe und Erschwernisse
seitens der kurdischen Autonomieregierung, die eng mit dem türkischen
Geheimdienst MIT zusammenarbeitet, gesellen sich die inneren
Widersprüche der ezidischen Bevölkerung, die sie spalten und um so
angreifbarer machen.

Streit um die künftige Verwaltung Sengals

Die Eziden sind sich auch untereinander nicht einig, ob die Region
Sengal von der irakischen Regierung, der kurdischen Regionalregierung
oder unter Autonomie selbst verwaltet werden soll. Und die beiden
einflussreichen kurdischen Stämme der Barzanis und Talabanis mischen
kräftig mit. Nach dem Überfall des IS im August 2014 schlossen sich
die Eziden zur Verteidigung Sengals entweder den Peschmergas Barzanis,
den vom Talabani-Clan unterstützten iranischen schiitischen Milizen
der Hashd al-Shaabi oder den von der türkisch-kurdischen
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) ausgebildeten ezidischen
Selbstverteidigungseinheiten YBS an. Im gegenwärtigen
zentralirakischen Regierungsgefüge verfügen die Eziden über keine
eigene Interessenvertretung, nachdem das frühere Ministerium für
Religionsangelegenheiten zugunsten dreier neugeschaffener Ressorts für
die Angelegenheiten der Schiiten, Sunniten und Christen aufgelöst
wurde.

Anfang Oktober 2020 wurde zwischen der kurdischen Regionalregierung
und der irakischen Zentralregierung in Bagdad ein weitreichendes und
umstrittenes Abkommen geschlossen, wonach die Verwaltung Sengals
künftig der kurdischen Regionalverwaltung und die Sicherheit der
Region der Zentralregierung obliegt. Der ezidische Autonomierat, der
das Gebiet seit sechs Jahren eigenständig verwaltet hatte, wurde weder
in die Verhandlungen einbezogen noch soll er an der künftigen
Verwaltung des eigenen Siedlungsgebietes beteiligt werden. Gleiches
gilt für die ezidischen Selbstverteidigungseinheiten YBS und die
schiitischen Hashd al-Shaabi, da künftig die föderale Polizei für
Sicherheitsfragen zuständig sein soll. Diese Entscheidung über die
Köpfe der Bevölkerung hinweg ruft zwangsläufig Unmut und Sorge auf den
Plan, da ihr Schicksal in eben jene Hände gelegt werden soll, deren
kampfloser Abzug den Genozid des IS erst möglich gemacht hat. Auch
haben in den darauffolgenden Jahren weder die Zentralregierung in
Bagdad noch die Regierung der kurdischen Autonomieregion nennenswerte
Unterstützung beim Wiederaufbau der Region Sengal geleistet, über die
sie nun uneingeschränkt verfügen wollen.

Der sunnitische Barzani-Clan kollaboriert mit der Türkei und
ermöglicht die türkischen Angriffe und Geheimdienstoperationen wie
beispielsweise die gezielte Ermordung ezidischer Repräsentanten. Die
regierende Barzani-Partei KDP argumentiert im Einklang mit Ankara, die
PKK solle aus dem Gebiet vertrieben werden, weil sie die Lage im
Sengal destabilisiere. De facto hat die PKK jedoch die sich selbst
überlassenen überlebenden Eziden im Sengal beim Aufbau ihrer
Selbstverteidigungseinheiten unterstützt und sich danach aus dem
Gebiet zurückgezogen.

Strategische Offensive Ankaras

Das türkische Erdogan-Regime will zusätzliche Teile des ehemaligen
Osmanischen Reiches zurückgewinnen und eine Vormachtstellung im Nahen
Osten erringen. Davon zeugen die Annexionen in Nordsyrien und im
Grenzgebiet des Nordiraks, wobei auch die Region Sengal zunehmend zum
Schauplatz expansionistischer Kriegsführung wird. Ankara will sich
Zugriff auf Erbil und Kirkuk verschaffen, wobei diese Gebiete nicht
erobert werden müssen, da die nordirakische Regionalregierung mit ins
Boot geholt worden ist. Die kurdische Autonomieregion ist zu über 90
Prozent auf Einfuhren aus der Türkei angewiesen und der Barzani-Clan,
der die feudal-konservative KDP wie einen Familienbesitz führt, tätigt
Ölgeschäfte auf eigene Rechnung an der irakischen Regierung vorbei mit
der Türkei, die im Gegenzug auf die Unterstützung oder zumindest
Duldung der kurdischen Regierung im Kampf gegen die PKK setzt. Der
türkischen Übergriffe ungeachtet, die sie allenfalls verbal
verurteilen kann, verspricht sich auch die irakische Zentralregierung
angesichts der desolaten wirtschaftlichen Lage ebenfalls Vorteile von
einer Steigerung des Handels mit der Türkei.

Schon 2017 legte Ankara den Plan vor, vom Südosten der Türkei aus
Straßen und Eisenbahnlinien östlich an Sengal vorbei nach Mossul und
von dort bis nach Bagdad zu bauen. Die USA werden mit der Aussicht
eingebunden, die Grenze zwischen Irak und Syrien zu sichern, den
iranischen Einfluss einzudämmen und den Handel in Mossul zu fördern.
Diverse Gespräche und Konsultationen zwischen dem türkischen
Geheimdienstchefs Hakan Fidan, dem irakischen Ministerpräsidenten
Mustafa Kazimi, dem kurdischen Präsidenten Necirvan Barzani und dem
US-Sondergesandten für Syrien, James Jeffrey, ließen auf ein Reifen
dieses konzertierten Vorhabens schließen.

Während die türkischen Angriffe eskalieren, irakisches Staatsgebiet
besetzt wird und Militärposten wie Pilze aus dem Boden schießen,
sichert sich Ankara durch Handelsversprechen Zustimmung für den
Zugriff auf das beanspruchte Territorium. Das strategische Ziel, die
Verbindung zwischen der kurdischen Selbstverwaltung in Syrien und dem
Nordirak zu kappen, die Selbstverwaltung im Sengal zu zerschlagen
sowie Mossul und Kirkuk in ein türkisches Protektorat zu verwandeln,
droht der ezidischen Bevölkerung Unterwerfung an. Das Abkommen zur
Verwaltung Sengals gaukelt der internationalen Öffentlichkeit eine
bekömmliche Verfahrensweise vor, während seine Durchsetzung nun mit
repressiven Mitteln vorangetrieben wird.

Irakische Streitkräfte erhöhen den Druck

Um die Abschottung zu vervollkommnen, bauen die irakischen
Streitkräfte seit März diesen Jahres eine 250 Kilometer lange Mauer
entlang der Grenze zwischen Sengal und Nordsyrien. In den letzten
beiden Jahren hat die Barzani-Regierung im Nordirak mit Hilfe der
Türkei 66 Militärstützpunkte auf nur 33 Kilometern an der Grenze zu
Nordsyrien errichtet, die auch vom türkischen Geheimdienst MIT und dem
türkischen Militär genutzt werden. Panzerfahrzeuge von
Spezialeinheiten der Peschmerga werden mit Thermalkameras versehen und
in der Region zusammengezogen. Auf dem Nordsyrien zugewandten Berg
Bexer wurde eine Startbahn für türkische Aufklärungsflugzeuge gebaut,
so dass die Grenze vermittels der KDP-Regierung Barzanis unter
türkischer Kontrolle steht. Die Auswirkungen sind in Gestalt
verschärfter bürokratischer Hürden für Bürger aus Nordsyrien wie auch
verzögerter oder verweigerter Passagen für humanitäre Hilfstransporte,
Journalisten und Mitarbeiter von Hilfsorganisationen in umgekehrter
Richtung bereits deutlich zu spüren.

Unterdessen liefert sich die irakische Armee mutmaßlich auf Geheiß der
Türkei Gefechte mit den ezidischen Selbstverteidigungseinheiten YBS,
um sie zu entwaffnen und die Kontrolle über die Region Sengal zu
erlangen. Mitte April versuchte die Armee, einen Kontrollpunkt der YBS
bei der Stadt Sinune einzunehmen. Dabei wurden zwei Zivilisten und
mehrere Personen aus den Reihen der ezidischen und irakischen
Sicherheitskräfte verletzt. Zudem flog das irakische Militär
Luftangriffe auf YBS-Stützpunkte im Sengal. Die Kämpfe haben eine neue
Fluchtbewegung unter den Eziden ausgelöst, tausende Menschen sind
bereits in die Autonome Region Kurdistan geflohen. Nun hat die
irakische Regierung ultimativ den Abzug der YBS gefordert, ansonsten
drohe ein Großangriff. [5]

Kurz vor den Angriffen auf die Region wurden die beiden Journalisten
Marlene Förster und Matej Kavcic von irakischen Einsatzkräften
festgenommen. Marlene Förster hat einen deutschen Pass, Matej Kavcic
einen slowenischen. Die beiden arbeiteten an einem Filmprojekt über
die Selbstverwaltungsstrukturen der ezidischen Bevölkerung, offenbar
sollte ihnen die Möglichkeit der Berichterstattung über die Angriffe
genommen werden. Sie wurden in ein Geheimdienstgefängnis in Bagdad
überführt, wo sie seither praktisch ohne Außenkontakt in Einzelhaft
festgehalten werden. [6]

Kampf um eine menschenwürdige Gesellschaft

Auch die aktuelle Angriffswelle der Türkei wäre ohne grünes Licht der
USA nicht möglich gewesen, die im Nordirak und in Nordostsyrien
Militärstützpunkte unterhalten und den Luftraum kontrollieren, was im
Falle Syriens auch für Russland gilt. Appelle an eine fiktive
internationale Gemeinschaft, der Vertreibung und Vernichtung
kurdischer und ezidischer Menschen entgegenzutreten, gehen von der
Fehleinschätzung aus, dass dieses Vorhaben der türkischen Regierung
und ihrer Handlanger nicht im Interesse der anderen Nato-Staaten läge.
Wenn die kurdische und ezidische Selbstverwaltung zerschlagen werden
soll, geschieht dies mit Billigung der westlichen Mächte, die
türkische Militäroperationen unter dem Vorwand der Terrorbekämpfung
akzeptieren.

Der genozidale Hass Recep Tayyip Erdogans, den er in weiten Zügen mit
dem IS teilt, welchen er durchweg klammheimlich bis offen unterstützt
hat, erklärt sich im Kern aus seiner unversöhnlichen Feindschaft
gegenüber dem emanzipatorischen Gesellschaftsentwurf ohne Staat, mit
Basisdemokratie und Rätestruktur, einer Befreiung der Frauen auf allen
Ebenen und der Aufnahme von Menschen jeglicher Herkunft, die sich dem
Aufbau dieser Gesellschaft anschließen. Für den im islamistischen
Patriarchat verwurzelten und dem türkischen Nationalismus huldigenden
zutiefst reaktionären Despoten sind dies rote Tücher, die er zerfetzen
will. Als mit allen Wassern gewaschener Machtpolitiker kann er diese
Freiheitsbewegung nicht dulden, da ihre bloße Existenz unvereinbar mit
der von ihm angestrebten Allgewalt ist und diese in Frage stellt.

Erdogan erklärt all seine Gegner kurzerhand zu Terroristen, die er
gnadenlos verfolge. Ausländischen Kritikern hält er entgegen, dass
jeder Staat seine Terroristen habe, die er ausschalten müsse. Indem er
sich so des allseits etablierten Terrorverdikts bedient, beruft er
sich auf eine Staatsräson, die sich im Prinzip mit der aller anderen
Staaten deckt. Emanzipatorischer und noch dazu bewaffneter Widerstand
wird überall als staatsfeindlich verfolgt, weshalb sich Erdogan sicher
sein kann, dass seine Drangsalierung kurdischer und ezidischer
Menschen auch von anderen Regierungen gebilligt und in ihrem Ziel
geteilt wird, selbst wenn dabei auf der Oberfläche bisweilen gewisse
Unwuchten auftreten sollten.

Zwischen diesen Mühlsteinen kämpfen kurdische und ezidische Menschen
um ihre Existenz und Zukunft, wobei sie im Kalkül zahlreicher
Kriegsparteien und bewaffneter Fraktionen allenfalls befristet und nie
um ihrer selbst willen auftauchen. Militärische Notwendigkeiten
gebieten es, dass sie bisweilen taktische Bündnisse mit Mächten
eingehen, die ihre strategischen Gegner sind, weil sie ihre
politischen Ziele keinesfalls teilen. In dieser Welt, so scheint es,
haben die Kurdinnen und Kurden, Ezidinnen und Eziden letzten Endes nur
sich selbst und ihren Kampf um eine menschenwürdige Gesellschaft.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/tp/features/Kriegsschauplatz-Irak-Wo-wertebasierte-und-feministische-Aussenpolitik-aufhoert-7078022.html

[2] www.heise.de/tp/features/Wenn-ein-Nato-Mitglied-sein-Nachbarland-angreift-7066289.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/407833.völkermord-an-jesiden-erinnerung-wachhalten.html

[4] www.heise.de/tp/features/Streit-unter-den-Eziden-4960336.html

[5] www.heise.de/tp/features/Kriegsschauplatz-Irak-Angriffe-der-Armee-auf-das-ezidische-engal-Gebiet-7078649.html

[6] www.jungewelt.de/artikel/425936.medienschaffende-in-haft-festgehalten-im-irak.html
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Brasilien 

Studie über Kinderarbeit - Fast ein Fünftel der Kinder
erwerbstätig
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Über 5,6 Millionen Kinder in Brasilien arbeiten, so eine neue
Untersuchung - fast 700.000 von ihnen im Kakaoanbau.

(Montevideo, 13. April 2022, la diaria/poonal) - Laut einer
gemeinsamen Untersuchung der Universitäten von Zürich und Pennsylvania
ist der Anteil an erwerbstätigen Kindern in Brasilien deutlich höher
als bisher angenommen. Die Zahl der arbeitenden Kinder zwischen sieben
und 14 Jahren sei etwa sieben Mal höher als offizielle Statistiken
angegeben hatten.

Offizielle Daten des World Development Indicators (WDI), einer
Datenbank der Weltbank, zeigten noch im Jahr 2015, dass 2,5 Prozent
der brasilianischen Kinder erwerbstätig seien, dies entspreche etwa
738.600 Kindern. Die nun von den Professoren Lichand und Wolf
durchgeführte Studie zeigt, dass diese Zahl deutlich höher ist:
5.650.000 Kinder und demnach ein Anteil von 19,15 Prozent sei
erwerbstätig, wie die Tageszeitung Folha de São Paulo die
Studie zitiert.


Eltern machen häufig falsche Angaben

Der Grund für den großen Unterschied in den Statistiken: Die Zahlen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) basieren auf Umfragen,
die in zahlreichen Ländern durchgeführt werden. "Diese Umfragen folgen
einer Methodik, bei der zuerst die Eltern gefragt werden, ob ihre
Kinder arbeiten. Wenn die Eltern lügen - etwa aus Angst vor einer
Strafe, aus Scham oder aus anderen Motiven - zeigen die Statistiken am
Ende eine deutlich kleinere Zahl", so der brasilianische
Wissenschaftler Guilherme Lichand, der an der Universität Zürich
forscht.

Die Parameter, die die Forschenden nutzen, um Kinderarbeit zu
definieren, folgen den Richtlinien internationaler Organisationen wie
UNICEF und wurden gemeinsam mit Schulkindern entwickelt. "Wenn ein
Kind jünger als 12 Jahre alt ist, arbeitet - egal wie viele Stunden -
und dafür eine Entschädigung bekommt, dann sprechen wir bereits von
Kinderarbeit. Wenn das Kind zwischen 12 und 14 Jahren alt ist, spricht
man ab 14 Wochenstunden von Kinderarbeit, wenn es sich nicht um
gefährliche Beschäftigungen handelt. Ab 15 Jahren gilt die Schwelle
von 41 Wochenstunden", erklärte die Wissenschaftlerin Sharon Wolf von
der Universität Pennsylvania.


Viele Kinder im Kakaoanbau tätig

Laut der Studie führt die Tatsache, dass Kinder direkt nach ihrer
Erwerbstätigkeit gefragt werden, zu einer deutlich genaueren Quote,
als wenn den Eltern die gleiche Frage gestellt wird. Dieser
Unterschied wurde auch in der Befragung von Kindern und Eltern
deutlich, die im Kakaoanbau im ländlichen Gebiet der Costa de Marfil
tätig sind. Eine Nichtregierungsorganisation hatte dort Untersuchungen
durchgeführt.

"Es geht hier nicht darum, den Eltern ab und zu im Haushalt zu helfen.
Es geht um bezahlte Kinderarbeit. Wenn Präsident Jair Bolsonaro zum
Beispiel sagt, es sei gut, dass die Kinder arbeiten: Von welcher
Arbeit spricht er da? Seine Definition ist unklar, das bremst die
Debatte aus", so die Forscherin Wolf.

Der Bereich des Kakaoanbaus wurde in Brasilien zur weiteren
Untersuchung und Datensammlung ausgewählt, weil es dort historisch
einen hohen Anteil von Kinderarbeit gibt. Die ILO hatte im Jahr 2018
deshalb die Organisation Papel Social beauftragt, die Aktivitäten im
Inneren des Landes zu untersuchen. "Etwa 700.000 Kinder und
Jugendliche arbeiten in der Produktionskette von Kakao, vor allem in
den Bundesstaaten Bahía und Pará. Es ist das gleiche Phänomen wie beim
Palmöl, bei Tabak oder bei Gips", erklärte Marques Casara,
Geschäftsführer von Papel Social.
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Einstimmiger Kongressbeschluss gegen Sonderwirtschaftszonen
(ZEDEs)

Von Giorgio Trucchi



Historische Entscheidung: Mit der Abschaffung der ZEDEs hat sich
eins von Castros Wahlversprechen in weniger als drei Monaten
erfüllt.

(Tegucigalpa, 22.04.22, nicaraguaymas) - Am 20. April hat der
honduranische Kongress sich einstimmig für die Aufhebung der
Beschäftigungs- und Wirtschaftsentwicklungszonen (ZEDE) entschieden.
Die "Modellstädte" oder "Charterstädte" waren von Anfang an stark
umstritten. Eine Zweidrittelmehrheit (86 Stimmen) wäre ausreichend
gewesen, um das Projekt abzuwenden, doch letztendlich schlossen sich
alle 128 Mitglieder des Kongresses der Initiative an.
Kongresspräsident Luis Redondo legte zwei Dekrete vor, die die
Aufhebung aller Normen oder Verfassungsreformen im Zusammenhang mit
den ZEDEs einschließlich des 2013 verabschiedeten Organgesetzes
vorschreiben. Damit der Beschluss rechtskräftig wird, muss er in der
nächsten Legislaturperiode (2023) ratifiziert, dann von Präsidentin
Xiomara Castro genehmigt und schließlich im Amtsblatt veröffentlicht
werden. Alle in den letzten Jahren bereits erteilten Konzessionen
wären damit hinfällig.


Die Verelendung etlicher Menschen wurde in Kauf
genommen

Nachdem die Umsetzung des ZEDE-Konzepts in den letzten Jahren immer
massiver vorangetrieben worden war, nahm auch der Protest
unterschiedlicher Sektoren der honduranischen Gesellschaft zu. Die
Aufhebung der Sonderzonen avancierte dabei zu einer der wichtigsten
Forderungen an die neuen Behörden. Bei ihrer Amtseinführung Ende
Januar sparte Präsidentin Xiomara Castro nicht mit Vorwürfen gegen
ihre Vorgänger. "Die Sonderwirtschaftszonen sind ein Angriff auf die
Souveränität des Volkes. Die Gebiete wurden einfach wie eine Ware
gekauft und die gesamte Gesetzgebung den [privatwirtschaftlichen]
Interessen angepasst, ohne Rücksicht auf die Bevölkerung, der sie
damit einen brutalen Schaden zugefügt haben. Die Verelendung etlicher
Menschen wurde in Kauf genommen. Deshalb wurde dem Nationalkongress
der Gesetzesentwurf zur Aufhebung der ZEDEs vorgelegt".


Die Vorgeschichte

Vor etwa zehn Jahren hatte der honduranische Kongress mehrere
Artikel der Verfassung reformiert und eine Verordnung zur
Schaffung von Sonderentwicklungsregionen (Regiones Especiales de
Desarrollo - RED) verabschiedet. Die von dem US-amerikanischen
Wirtschaftswissenschaftler Paul Romer konzipierten REDs basierten auf
der Idee, große staatliche Gebiete mit einem sehr hohen Maß an
Autonomie auf unbestimmte Zeit dem transnationalen Kapital anzubieten,
um angeblich Arbeitsplätze zu schaffen. Ausgehend von Romers Idee
wurde das Konzept der ZEDEs entwickelt. Zahlreiche
zivilgesellschaftliche Initiativen und juristische Organisationen
kritisierten das Projekt und bezeichneten es als einen plumpen
Versuch, die schwere politische, wirtschaftliche und soziale Krise
nach dem Staatsstreich (2009) zu lindern. Breite Teile der
honduranischen Gesellschaft schlossen sich der Kritik an.

Im ganzen Land wurden Unterschriften gesammelt und mehr als 50
Anzeigen wegen Verfassungswidrigkeit eingereicht. Der Verband Juristen
für den Rechtsstaat ("Asociación de Juristas por el Estado de
Derecho") beschuldigte den damaligen Präsidenten Porfirio Lobo, den
Kongresspräsidenten Juan Orlando Hernández und 126 Abgeordnete
offiziell des Hochverrats. Vier der fünf Richter der Verfassungskammer
stellten die Verfassungswidrigkeit des Projekts fest, woraufhin auch
der Oberste Gerichtshof mitzog und es für verfassungswidrig erklärte.
Der Kongress konterte mit einem Amtsenthebungsverfahren und lies die
vier "rebellischen" Richter absetzen. Einen Monat später wurden alle
für die Einrichtung der ZEDEs notwendigen Verfassungsänderungen
abgesegnet.

Sieben Jahre später wurden die ersten ZEDEs (Roatán, La Ceiba,
Choloma, Choluteca) eingerichtet. Für die Durchführung ihrer
wirtschaftlichen Aktivitäten wurde ausländischen Investoren nun
völlige Autonomie bezüglich ihrer Steuer-, Zoll-, Arbeits-, Justiz-
und Sicherheitspolitik gewährt. Als der Kongress Ende Mai 2021 weitere
Steuerbefreiungen und -vergünstigungen sowie die Einrichtung einer
Sondergerichtsbarkeit beschloss, nahmen die Proteste nochmals zu. Mit
der Abstimmung am 20. April wurde nun das gesamte Projekt für
verfassungswidrig erklärt.


"Die Würde unserer Nation ist wiederhergestellt"

"Mit dieser historischen Entscheidung erfüllen wir unsere Pflicht
gegenüber den Menschen unseres Landes. Den Beschluss über die
Einrichtung der ZEDEs hat dieser Kongress entgegen unserer Verfassung
und unseren Gesetzen gefasst und sich stattdessen ausschließlich an
den wirtschaftlichen Machtgruppen und der regierenden Narco-Partei
orientiert", erklärte Silvia Ayala, Vorsitzende der Sonderkommission
zur Aufhebung der ZEDEs, gegenüber den nationalen Medien. "Es ist
eindeutig erwiesen, dass die Genehmigung der auf staatlichem Gebiet
eingerichteten ZEDEs gegen verfassungsrechtliche Bestimmungen
verstößt. Wir sind bereit, in jede Instanz zu gehen und die
Unrechtmäßigkeit und Verfassungswidrigkeit dieser Projekte
nachzuweisen".

Auf ihrem Twitter-Account dankte Präsidentin Xiomara Castro dem
Kongress für die Entscheidung: "Danke! Danke an Präsident Luis
Redondo, Fernando García und die Abgeordneten, die für die Aufhebung
der kriminellen ZEDEs gestritten und den Sieg errungen haben über
diejenigen, die unsere Souveränität stehlen wollten. Die Erfüllung
dieses Versprechens ist ein weiteres Element unseres Neubeginns",
heißt es dort. Außenminister Enrique Reina erklärte dazu: "Die ZEDEs
waren eine Fehlentwicklung der Diktatur, die die Souveränität verletzt
hat. Mit ihrer Entscheidung hat die Regierung von Präsidentin Xiomara
Castro, haben die Abgeordneten mit Luis Redondo an der Spitze die
Würde unseres Landes wiederhergestellt". Mit der Abschaffung der ZEDEs
hat sich eins von Castros Wahlversprechen somit in weniger als drei
Monaten erfüllt.
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Steigerung der Steinkohle-Exporte angekündigt

Von Ulrike Bickel
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Scholz und Duque vereinbaren Ersatzlieferungen für Kohle aus
Russland. Menschenrechtsgruppe fordert: "Keine Importe kolumbianischer
Blutkohle".

(Bogotá/Berlin, 23. April 2022, amerika21) - Nach einem Telefonat mit
Bundeskanzler Olaf Scholz im Kontext des Ukraine-Kriegs hat Kolumbiens
Präsident Iván Duque angekündigt, die kurzfristige Erhöhung seiner
Kohleexporte nach Deutschland zu prüfen. Damit sollen, "aktuelle
Energieengpässe überwunden" und die "Energiesicherheit" Deutschlands
im Zuge des geplanten Stopps russischer Kohleimporte gestärkt werden.
Beide besprachen zudem, wie der "Energienotstand in Europa" durch
kurz-, mittel- und langfristige Kooperationen überwunden werden könne.
Dies geht aus einer Pressemitteilung des kolumbianischen
Präsidialamtes vom 6. April hervor.

Duque nannte gegenüber CNN [1] drei Bereiche, in denen sein Land
bereit wäre, die Produktion sofort zu steigern: die traditionelle
Öl- und Gasförderung, Steinkohle sowie erneuerbare Energien wie
"grüner Wasserstoff". Kolumbien verfüge über einige der größten noch
ungenutzten Energieressourcen der Welt.


Kohlemine El Cerrejón seit Jahren umstritten

Gefördert wird die Exportkohle vor allem in der Mine El Cerrejón [2]
der Bergbaukonzerne Anglo American, BHP Billiton und Glencore. Sie ist
einer der weltgrößten Steinkohle-Tagebaue und seit Jahren wegen
massiver Umweltverschmutzung und Menschenrechtsverletzungen in der
Kritik. Das Bergwerk befindet sich im Gebiet der indigenen Wayuu in La
Guajira, deren Lebensgrundlagen durch die Kohleförderung zunehmend
zerstört und die von Zwangsumsiedlungen betroffen sind. Im Jahr 2020
forderte daher der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für
Umwelt und Menschenrechte, David Boyd, Cerrejón zu schließen [3].

Entsprechend lehnt "Unidas por la Paz - Alemania" [4] die Vereinbarung
zwischen der Bundesregierung und Duque vehement ab. Das Kollektiv der
kolumbianischen Diaspora erklärt: "Es ist erwiesen, dass die größten
Kohleexporteure in Kolumbien zahlreiche Menschenrechts- und
Umweltverletzungen begangen haben, von denen vor allem die in den
Abbaugebieten lebenden Gemeinden betroffen sind. Die schlimmsten
Missstände treten in den Regionen La Guajira und Cesar auf, wo 90
Prozent der Kohle des Landes gefördert wird". Die Stellungnahme
enthält die Forderung: "Keine Importe kolumbianischer Blutkohle mehr
nach Europa!".


Strom aus Kohle ist billiger

Die EU ist derzeit bei rund 45 Prozent ihrer Kohle-, 45 Prozent ihrer
Gas- und rund 25 Prozent ihrer Ölimporte von der Russischen Föderation
abhängig. Aufgrund der explodierenden Gaspreise auf dem Weltmarkt ist
derzeit die Stromerzeugung aus Kohlekraftwerken profitabler als durch
Gaskraftwerke, weshalb eine Substitution bei der Brennstoffbeschaffung
stattfindet.

Die deutsche Außenministerin Annalena Baerbock kündigte indes am
Mittwoch den "vollständigen Ausstieg" aus russischen Energieimporten
an: "Aus Kohle bis zum Sommer, Öl halbieren wir bis zum Sommer und
werden bis Jahresende bei null sein." Beim Erdgas suche man ebenfalls
nach Lösungen. Laut dem Verband der Kohleimporteure sind Alternativen
zu russischen Steinkohleimporten allerdings mit technischen Problemen
und höheren Kosten verbunden.


Deutsche Kohleimporte stark gestiegen

Die deutschen Steinkohle-Importe aus Kolumbien betrugen im März 2022
1,3 Millionen Tonnen - ein Anstieg um 47,3 Prozent im Vergleich zum
Vorjahr. Daneben steigerte Deutschland im März 2022 die Einfuhr aus
den USA (809.000 Tonnen) und importierte im ersten Quartal 2022 auch
Steinkohle aus Südafrika (287.000 Tonnen) sowie aus Australien
(537.000 Tonnen). Die EU sucht auch nach alternativen Lieferquellen
von metallurgischer Kohle zur Stahlherstellung und hat beispielsweise
beim australischen Unternehmen Coronado Global Resources angefragt,
das Hüttenkohle in Australien und den USA fördert. Indonesien und
Australien, die zu den größten Kohleexporteuren der Welt gehören, sind
jedoch an ihre Produktionsgrenzen gestoßen und können den europäischen
Bedarf an zusätzlichen Lieferungen laut Branchenprognosen nicht
decken.

Neben der Steigerung fossiler Energieexporte will Kolumbien mit
deutscher Unterstützung auch zum Exporteur von "grünem Wasserstoff"
werden.


Anmerkungen:

[1] https://cnnespanol.cnn.com/2022/04/13/colombia-suministro-energetico-occidente-importaciones-rusas-duque-trax/

[2] https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/wenn-nur-die-kohle-zaehlt-der-tagebau-el-cerrejon-im-norden-kolumbien/

[3] https://amerika21.de/2020/10/243881/kolumbien-un-cerrejon-stopp-un-vertreter

[4] https://twitter.com/unidasporlapaz?lang=es
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Lithium-Produktion verstaatlicht
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Das 'weiße Gold' - Lithium 
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In Zukunft sollen nur noch staatliche Institutionen Lithium
fördern und verkaufen dürfen, so hat es der mexikanische Senat
entschieden.

(Mexiko-Stadt, 19. April 2022, La Jornada/poonal) - Der mexikanische
Senat hat am 19. April eine Reform des Bergbaugesetzes verabschiedet.
Der von Präsident Andrés Manuel López Obrador (AMLO) eingebrachten
Reform, die unter anderem eine Verstaatlichung der Lithiumproduktion
vorsieht, war zuvor im Abgeordnetenhaus zugestimmt worden. Im Senat
erhielt der Vorschlag 76 Ja- und 45 Nein-Stimmen, neben Senator*innen
der Regierungspartei Morena stimmten auch Abgeordnete anderer Parteien
für die Reform.

Laut dem Gesetzesvorschlag wird Lithium nun als "nationales Erbe"
anerkannt und die Erkundung, Gewinnung und Nutzung des Leichtmetalls
unter staatliche Verwaltung gestellt. Hierfür soll nun eine dezentrale
staatliche Stelle geschaffen werden. Somit unterliegt die Nutzung von
Lithium und anderer Mineralien, die für die Energiewende strategisch
wichtig sind, nicht mehr in Konzessionen von Privatunternehmen, seien
es mexikanische oder internationale.


Gesetzesreform ist AMLOs Plan B

Erst vor wenigen Tagen hatte eine von Präsident AMLO vorgeschlagene
Verfassungsreform zur Energiewende die notwendige Mehrheit im
Abgeordnetenhaus verfehlt. Die nun beschlossene Reform des
Bergbaugesetzes gilt als Milderung dieses Rückschlags für den
Präsidenten. Dabei wurden vier Artikel des Gesetzes verändert bzw.
ergänzt.

"Ziel dieser Initiative ist es, die Selbstbestimmung des Landes und
die Energiehoheit des Volkes über Lithium und andere Mineralien zu
gewährleisten, die für die Energiewende, die technologische Innovation
und die nationale Entwicklung von strategischer Bedeutung sind.
Außerdem soll festgelegt werden, dass eine dezentralisierte
öffentliche Einrichtung für die Erkundung, den Abbau und die Nutzung
dieser Mineralien zuständig ist", hieß es im Gesetzesvorschlag.


Das Bergbaugesetz habe bisher zum "Raubbau" an der Natur
geführt, so AMLO

In seiner Begründung mahnte Präsident López Obrador, dass der Bergbau
in Mexiko in den vergangenen drei Jahrzehnten wie nie zuvor in der
Geschichte des Landes "einen Raubbau an den Bodenschätzen zugunsten
privater, vor allem ausländischer Interessen" betrieben habe. Er fügte
hinzu, dass der Tagebau ohne Einschränkungen zugelassen wurde, dass
Flüsse und Grundwasser verschmutzt wurden und dass Oberflächen- und
Grundwasser in unvernünftiger und unverantwortlicher Weise genutzt
wurde. Dabei seien die Umwelt und die Gesundheit der Menschen
geschädigt worden.

Das 1992 in der sechsjährigen Amtszeit von Carlos Salinas de Gortari
erlassene Bergbaugesetz sei dazu bestimmt gewesen, "die Interessen
privater, nationaler und ausländischer Unternehmen zu schützen und zu
garantieren, um ohne Rücksicht auf die Rechte des mexikanischen Volkes
Konzessionen zu erhalten", so AMLO. Auch die Reformen dieser
Rechtsvorschriften in den Jahren 1996, 2005, 2006 und 2014 seien alle
in diese Richtung gegangen. "Fast 60 Prozent des nationalen
Territoriums", so López Obrador, "sind für Bergbauaktivitäten
konzessioniert, zum Nachteil der Bevölkerung vor Ort und der
nationalen Interessen. Denn die Beiträge der Konzessionäre an die
Bundeskasse sind dürftig", gleichzeitig gingen die Bundesstaaten und
Gemeinden leer aus.

"Es ist an der Zeit, diese Plünderung des Landes zu beenden und den
Reichtum des Bodens in den Dienst des mexikanischen Volkes zu stellen.
Dies ist der Fall bei Lithium und anderen Mineralien, die im Zuge des
wissenschaftlichen und technologischen Fortschritts einen
strategischen Charakter für die Entwicklung des Landes erlangen",
heißt es in der nun verabschiedeten Reform.


Lithium - in Zeiten der Energiewende das "weiße Gold"

Insbesondere Lithium hat derzeit aufgrund seiner Eigenschaften
technologische und wirtschaftliche Bedeutung erlangt: Es ist das
leichteste aller Mineralien und findet im täglichen Leben der modernen
Gesellschaft vielfältige Anwendung, etwa bei der Herstellung von
Flugzeugen und Zügen, bei der Produktion von Batterien im Allgemeinen,
bei der Herstellung von Batterien für Laptops, Mobiltelefone, digitale
Geräte, bei der Luftaufbereitung und anderen Anwendungen. "Mexiko
verfügt über bedeutende Lithiumvorkommen, die zum Wohle der
Allgemeinheit und nicht für nationale oder ausländische
Handelsinteressen erhalten werden müssen", so der Präsident.

Daher solle die Erkundung, Ausbeutung und Nutzung dieses Minerals und
seiner wirtschaftlichen Wertschöpfungsketten "aufgrund seiner
strategischen Bedeutung ausschließlich dem Staat obliegen, damit
dieser die volle Verantwortung für diese Industrie übernehmen kann".

Bisher wird in Mexiko kein Lithium gefördert, obwohl das Land über
große Reserven verfügt. Zwar wurden bereits Konzessionen vergeben,
bisher jedoch kaum genutzt. In Zukunft sollen jedoch nur staatliche
Institutionen das "weiße Gold" fördern und verkaufen dürfen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/lithium-produktion-verstaatlicht/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/2850: Guatemala - Kunden reagieren auf Menschenrechtsverletzungen von Bergbauunternehmen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala 

Menschenrechtsverletzungen von Bergbauunternehmen - Kunden
reagieren



Nach "Mining Secrets" fordern Kunden des Bergbauunternehmens
Solway Erklärungen für die Verletzung der Rechte indigener
Gemeinschaften - manche entschlossener als andere.

(Guatemala-Stadt, 4. April 2022, Prensa COMUNITARIA) - Mindestens vier
europäische Unternehmen, die das im guatemaltekischen El Estor [1]
gewonnene Nickel kaufen, haben die russisch-schweizerische
Betreiberfirma Solway sowie die guatemaltekische Regierung wegen
Vorwürfen von Menschenrechtsverletzungen und Bestechung um Erklärungen
gebeten. Eines der Unternehmen hat seine Geschäfte mit Solway
vorübergehend eingestellt.

Die journalistische Recherche "Mining Secrets" [2] hat seit ihrer
Veröffentlichung Anfang März weltweit Reaktionen ausgelöst. Nun haben
die europäischen Unternehmen Outokumpu, Bosch-Siemens, IKEA und
Voestalpine Böhler Edelstahl - alle Abnehmer des in El Estor
geförderten Nickels - die Muttergesellschaft Solway der
guatemaltekischen Nickelgesellschaft CGN sowie Pronico, die
Betreiberfirma der Mine in Izabal, um Erklärungen gebeten.


Rechte der indigenen Gemeinschaften werden seit
Jahrhunderten missachtet

Seit dem 6. März haben rund 20 Medien in aller Welt, darunter die
guatemaltekische Prensa Comunitaria und The Store Project,
ausführliche Berichte veröffentlicht, die offenlegen, wie Solway und
der guatemaltekische Staat die Menschenrechte der in El Estor und den
umliegenden Gemeinden ansässigen Maya-Gemeinschaften der Q'eqchi' seit
Jahrhunderten verletzen, damit die Mine ungehindert betrieben werden
kann.

Journalistische Recherchen deckten auch andere Unregelmäßigkeiten und
Verhaltensweisen auf, die gegen guatemaltekisches Recht verstoßen.
Dazu gehört die Erstellung von Profilen und die Überwachung
derjenigen, die die Minenbetreiber als politische Gegner*innen
betrachteten. Über eine Stiftung gab die Firma Geld an die
guatemaltekische Polizei, die bei mehreren Gelegenheiten Gewalt
anwendete, um Maya-Gemeinschaften der Q'eqchi' zu unterdrücken.
Durch die Stiftung wurden außerdem Gemeindemitgliedern und
öffentlichen Amtsträger*innen Geschenke gemacht. So sollten die
Q'eqchi'-Gemeinschaften gespalten werden, um günstige Ergebnisse bei
der gesetzlich vorgeschriebenen Befragung der Gemeinden zu erzielen.
Außerdem deckten die Recherchen auf, dass der Betrieb der Förderanlage
in El Estor das Wasser des Izabal-Sees verschmutzt hat.


Kunde Outokumpu kündigt eigene Untersuchungen an

"Die Vorwürfe gegen den Bergbau in Guatemala sind sehr ernst und
wurden uns nicht zur Kenntnis gebracht. Wir reagieren entschlossen auf
die neuen Informationen und haben zusammen mit einem externen Partner
für Nachhaltigkeitsbewertungen eine eigene Untersuchung der Vorwürfe
eingeleitet", schrieb Outokumpu, eine in Finnland ansässige
Unternehmensgruppe schwedischen Ursprungs, die Edelstahl für
Küchenzubehör vertreibt.

Outokumpu erfuhr erstmals im Oktober vergangenen Jahres von den
Anschuldigungen gegen Solway, als Uppdrag Granskning
("Aufgabenüberprüfung"), eine landesweit ausgestrahlte schwedische
Fernsehsendung, das Unternehmen besuchte. In der Sendung hieß es, es
gebe Beweise, die die Beteiligung des Bergbauunternehmens an der
Verschmutzung des Izabal-Sees belegen. In dem Programm wurde auch
darauf hingewiesen, dass Mayaníquel, einer der Lieferanten der
Fénix-Mine, angeblich in einen Fall von Korruption und Bestechung des
guatemaltekischen Präsidenten Alejandro Giammattei verwickelt war.


Unternehmen stellt Zusammenarbeit mit Solway vorübergehend
ein

Dies veranlasste Outokumpu am 25. Februar dieses Jahres zu der
Ankündigung, "keine neuen Aufträge für Produkte aus den Minen Solway
und Mayaníquel in Guatemala zu erteilen, bis wir eine unabhängige
Bewertung der Situation vorgenommen haben. Ein Vor-Ort-Besuch ist für
den 27. Februar 2022 geplant". Sie bekräftigten diese Entscheidung in
einer Erklärung, die am 6. März auf ihrer Website veröffentlicht
wurde - dem Tag, an dem rund 20 Medien in aller Welt die
Bergbaugeheimnisse von Solway, CGN und Pronico aufgedeckt hatten:
"Unser Engagement für ökologische und soziale Nachhaltigkeit ist nicht
verhandelbar. Im Rahmen dieses Engagements wird unser Team demnächst
eine Exkursion in das Departement Izabal in Guatemala unternehmen."


Drei weitere betroffene Unternehmen zeigen sich weniger
entschlossen, darunter IKEA

Tage später gaben drei weitere Unternehmen kurze Mitteilungen zu den
Vorwürfen gegen Solway heraus. Kein Unternehmen zeigte sich jedoch so
entschlossen wie Outokumpu. Hierzu gehört Bosch-Siemens, ein deutsches
Unternehmen, das von Outokumpu Edelstahl für die Herstellung von
Haushaltsgeräten bezieht. Am 11. März schrieb Bosch an Forbidden
Stories: "Bosch wurde erst durch Medienberichte auf die Vorwürfe gegen
die Fénix-Nickelmine in Guatemala aufmerksam. Wir nehmen diese
Anschuldigungen sehr ernst und gehen ihnen nach. Bosch hat den
Lieferanten Outokumpu sofort aufgefordert, den Sachverhalt zu
erklären".

Auch IKEA, das international vertreibende schwedische
Möbelunternehmen, ist Kunde der Solway-Gruppe. In seiner Antwort an
das Untersuchungsteam äußerte sich das Unternehmen nicht dazu, ob es
seine Geschäftsbeziehungen mit Solway aufgrund der Vorwürfe aussetzen
würde. "Wir sind zutiefst besorgt über die Umwelt-, Gesundheits- und
Korruptionsvorwürfe, die sich negativ auf die Menschen im Umfeld der
Fénix-Nickelmine in Guatemala auswirken", so IKEA.

Ein viertes Unternehmen, das deutsche Voestalpine Böhler Edelstahl,
das rostfreien Stahl vertreibt, behauptete lediglich, dass das von ihm
verwendete Material nicht direkt aus der Mine in Fénix stammt, sondern
aus einem Werk in der Ukraine.


Anmerkungen:
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[2] https://forbiddenstories.org/case/mining-secrets/
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Kuba 

Kryptowährungen ab Mai zugelassen



Kryptowährungen werden nun auch in Kuba als Zahlungsmittel
zugelassen. Damit erhofft sich der Inselstaat einen besseren Zugang zu
den internationalen Finanzmärkten.

(Buenos Aires, 28. April 2022, ecupres) - Kuba wird ab dem 16. Mai
2022 nach vorheriger Genehmigung durch die Zentralbank des Landes BCC
(Banco Central de Cuba) die Verwendung von Kryptowährungen auf der
Insel zulassen. Dies geht auf eine Verordnung der BCC vom August des
vergangenen Jahres über digitale Währungen als Zahlungsmittel zurück.
Darin wurde die Ausstellung von Lizenzen für Anbieter von "Finanz-,
Devisen-, Inkasso- oder Zahlungstätigkeiten im und aus nationalem
Staatsgebiet" erlaubt.

Die Lizenzen können an natürliche und juristische Personen mit und
ohne Tätigkeit außerhalb des Landes vergeben werden. Dafür werde die
Zentralbank "die Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und das
sozioökonomische Interesse des Vorhabens, die Merkmale des Projektes,
die Verantwortung der Antragssteller und deren Erfahrung auf dem
Gebiet" berücksichtigen. Um einen möglichen Betrug zu verhindern,
müssen sich die Anbieter von Kryptowährungen des Landes Kontrollen
unterziehen.


Kuba hofft auf besseren Zugang zu Finanzmärkten

Im vergangenen Jahr hatte Präsident Miguel Díaz-Canel erklärt, er
werde die "Zweckmäßigkeit" der Verwendung von Kryptowährungen
untersuchen mit dem Ziel, dass das Land leichteren Zugang zu den
internationalen Finanzmärkten bekomme und so Komplikationen durch die
Wirtschaftssanktionen der Vereinigten Staaten und deren Verschärfungen
durch Washington vermieden werden könnten. Da es immer schwieriger
ist, aus dem Ausland Überweisungen an Familienangehörige zu tätigen,
fordern viele Kubaner*innen die Verwendung von Kryptowährungen um
sicherzustellen, dass das Geld bei ihren Verwandten auf der Insel
ankommt.
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DATENSCHUTZ/043: Zensus 2022 - Datenschutz, Probleme und Pflicht zur Teilnahme (Dr. Datenschutz)

"Dr. Datenschutz"-Fachbeitrag vom 17. Mai 2022

Zensus 2022: Datenschutz, Probleme und Pflicht zur Teilnahme

von Fokko Oldewurtel



Nach 11 Jahren ist es wieder so weit: In der Bundesrepublik werden wieder
Bürger gezählt. Seit dem 15.05.2022 findet der Zensus statt und wird von
den statistischen Ämtern durchgeführt. Der ein oder andere Leser mag in den
letzten Tagen Post bekommen haben und sich fragen, was es damit auf sich
hat und wie damit umzugehen ist. Welche Rechte und Pflichten die Befragten
trifft und welcher Skandal den Zensus 2022 dieses Jahr begleitet, haben wir
in unserem Artikel zusammengefasst.

Was ist der Zensus?

Das Volk wird gezählt. Und immer wieder bringt dies neue Erkenntnisse mit
sich. In einer Stichprobe werden unter anderem ca. 10 Prozent der
Bevölkerung direkt dazu gefragt, wie sie leben, wohnen und arbeiten.
Daneben werden auch Daten zu Alter, Geschlecht, Familienstand,
Staatsangehörigkeit, Ausbildung und Berufstätigkeit erhoben. Auf die
Ergebnisse der Erhebung, werden viele Entscheidungen von Bund, Ländern und
Gemeinden gestützt. Auch die Berechnung für EU-Fördermittel und der
Länderfinanzausgleich beruhen auf den Zensusdaten.

Darf der Staat das? Gibt es dafür eine Rechtsgrundlage?

Kurz gesagt: Ja. Wie einige der Leser wissen werden, hat dies jedoch
bereits in den 80er-Jahren für Unruhe gesorgt und bescherte den
Bundesbürgern das sogenannte Volkszählungsurteil des
Bundesverfassungsgerichts [1]. Dieses Urteil sprach grundsätzlich jeder
einzelnen Person das Recht zu, selbst darüber zu bestimmen, wer bestimmte
Daten über sie erhält (Recht auf informationelle Selbstbestimmung [2];
entwickelt aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht gem. Art. 2 Abs. 1 GG
[3] i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG [4]). Aufgrund dessen wurde damals das
Bundesdatenschutzgesetz novelliert und das Vorgehen hinsichtlich der
Volksbefragung neu geplant. Auch im zweiten Anlauf der Volkszählung gab es,
trotz verfassungsgemäßer Umsetzung, dennoch viel Gegenwind aus sämtlichen
Teilen der Bevölkerung.

Mittlerweile existiert bereits seit 2008 mit der Verordnung (EG) Nr.
763/2008 über Volks- und Wohnungszählungen [5] eine europaweit einheitliche
Rechtsgrundlage, aufgrund derer alle Mitgliedsstaaten verpflichtet sind,
alle zehn Jahre einen Zensus durchzuführen. Auch Deutschland ist somit zur
Volkszählung verpflichtet.

Gibt es datenschutzrechtliche Bedenken?

Bereits in der Vorbereitung des Zensus wurde für Aufruhr in der
Datenschutzwelt [6] gesorgt. Es wurden echte personenbezogene Daten, wie
Name, Adresse, Datum der letzten Eheschließung etc. zu Testzwecken
zusammengeführt, ohne dass eine Anonymisierung oder eine Trennung der
Klarnamen erfolgte.

Bei der tatsächlichen Durchführung gab es erneut Bedenken im Hinblick auf
die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung. Für Kritik sorgte die technische
Umsetzung durch das Statistische Bundesamt. Für die Website Zensus2022 [7]
wird das Content Delivery Network des US-Anbieters Cloudflare eingesetzt.
Zunächst war dies nicht in der Datenschutzerklärung des Statistischen
Bundesamtes [8] aufgeführt und wurde erst auf Nachfrage ergänzt. Hierzu
äußerte sich das Statistische Bundesamt mittlerweile folgendermaßen:

"Die Datenverarbeitung durch Cloudflare betrifft nicht die
 Befragungsdaten der Auskunftspflichtigen zum Zensus, sondern lediglich die
 allgemein zugänglichen Informationen auf der Website www.zensus2022.de.
 Nach erfolgreichem Einloggen werden Sie auf die Seite
 fragebogen.zensus2022.de weitergeleitet. Die Daten, die an
 fragebogen.zensus2022.de übermittelt werden, sind mit einem
 Sicherheitszertifikat des Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) 
 Ende-zu-Ende-verschlüsselt und werden ohne Nutzung des CDN Cloudflare
 weitergeleitet. Die von den Auskunftspflichtigen bereitgestellten
 Informationen sind in diesem Bereich als private Daten sicher und werden
 ausschließlich in Rechenzentren des Bundes in Deutschland
 verarbeitet."


Entsprechend kann zumindest davon ausgegangen werden, dass die im
Fragebogen angegebenen Daten auf europäischen Servern verarbeitet werden
und US-Dienstleister nicht mitlesen können. Wo genau im Hintergrund beim
statistischen Bundesamt die Daten verarbeitet und wie die Daten
weitergeleitet werden, lässt sich als Außenstehender jedoch nicht
überprüfen. Eine befriedigende Antwort, warum trotz europäischer
Alternativen auf einen US-Anbieter zurückgegriffen wird, erfolgte bislang
nicht.

Gibt es eine Pflicht zur Auskunft beim Zensus 2022?

Ja, tatsächlich hat der Gesetzgeber eine Verpflichtung zur Auskunft in § 23
des Zensusgesetzes 2022 [9] festgelegt. Soweit man als befragte Person die
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
erteilt, droht eine Geldbuße entsprechend § 23 BStatG [10]. Darüber hinaus
besteht für die Statistikämter die Möglichkeit, die Auskunftserteilung über
Verwaltungszwangsverfahren durchzusetzen. Dabei werden gegenüber der
befragten Person so lange Zwangsgelder festgesetzt, bis diese die Auskunft
erteilt hat.

Bei der Auskunft und Befragung ist jedoch Vorsicht geboten. Die Erhebung
wird von Interviewern durchgeführt. Diese kündigen sich in jedem Fall vorab
an und erscheinen nicht ohne eine solche Vorankündigung bei den
Betroffenen. Außerdem können Sie ihre Aufgabe mit einem speziellen Ausweis
nachweisen. Zudem ist niemand verpflichtet, den Interviewer in die eigene
Wohnung zu lassen. Es reicht aus, sich Zugangsdaten aushändigen zu lassen,
um die Antworten online direkt an das Statistikamt übermitteln zu können.
Telefonische Umfragen finden nicht statt. Insofern sollten auf diesem Wege
also auch keine Informationen weitergegeben werden.

Auskunftspflicht von Vermietern

Im Rahmen des Zensus 2021 werden allerdings nicht nur grundlegende Daten
über die Bevölkerung, sondern auch der Gebäude- und Wohnungsbestand sowie
die Wohnsituation der Haushalte ermittelt. Auch Vermieter und Verwalter von
Wohnräumen werden daher von den Ämtern kontaktiert und sind dazu
verpflichtet, Auskunft über bestimmte Angaben zu den von ihnen vermieteten
Wohnungen zu geben. Nach § 10 Abs 2 Nr. 3 ZensG [11] sind für jede Wohnung
im Gebäude die Vor- und Nachnamen von bis zu zwei Personen, die am 15. Mai
2022 in der Wohnung wohnen, anzugeben. Dabei müssen die Vermieter und
Verwalter auch ihren Pflichten nach der DSGVO nachkommen und die Mieter
nach Art. 13 DSGVO [12] über die Weitergabe an die Ämter informieren.

Passt das alles mit dem Datenschutz?

Klammert man die beschriebenen Bedenken aus, so kann man davon ausgehen,
dass das Vorgehen verfassungskonform ist. Hinsichtlich der Vorgehensweise
und der Erhebungsmethode hat dies das BVerfG bereits im September 2018 zum
Zensusgesetz 2011 [13] bestätigt. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass
äußerst umfassend personenbezogene Daten verarbeitet werden. Insofern ist
der transparente Umgang durch die Behörden von besonderer Bedeutung. Auch,
wenn sich im Verlauf gezeigt hat, dass die Transparenz beim Bundesamt für
Statistik ausbaufähig ist, so liefern einem zumindest die
Datenschutzaufsichtsbehörden wie Berlin [14] und Hamburg [15] viele
Informationen zu dem Thema auf ihren Webseiten.

Update 19.05.2022: Aufgrund der Berichterstattung der Presse hat der
Bundesbeauftragte für Datenschutz und Informationssicherheit eine Prüfung
eingeleitet. In einer Pressemitteilung [16] bestätigte er heute, dass
"keine Gefahr für die auf der Zensus-Webseite eingegebenen Daten bestanden
hat." Die Prüfung der Seite zensus2022.de sei aber noch nicht
abgeschlossen. Unklarheit bestünde noch bei den Metadaten wie Datum und
Uhrzeit des Abrufs, übertragene Datenmenge, Herkunftsverweise und 
IP-Adresse.


Über den Autor

Fokko Oldewurtel: Die immer größeren Datenmengen bergen sowohl Gefahr als
auch Nutzen für die Gesellschaft. Hier den bestmöglichen Ausgleich zwischen
dem Risiko für den Einzelnen und dem gesellschaftlichen Interesse zu
finden, motiviert mich.

Fokko Oldewurtel ist Jurist und Consultant für Datenschutz. Sein Studium
der Rechtswissenschaften absolvierte er an der Universität zu Münster.
Neben seinem Referendariat arbeitete er als Mitarbeiter am Landgericht
Hamburg. Bereits während seines Referendariats konnte er bei seiner
Tätigkeit im IT-Recht und Datenschutz die Digitalisierung von
verschiedensten Seiten betrachten. Sein Interesse gilt insbesondere den
Bereichen IT und Recht. Die hohe Affinität zu diesen Bereichen kommt ihm
bei der Bearbeitung datenschutzrechtlicher Fragestellungen zu Gute.


Fußnoten:

[1] https://openjur.de/u/268440.html

[2] https://www.dr-datenschutz.de/informationelle-selbstbestimmung-was-ist-das-eigentlich/

[3] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_2.html

[4] https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_1.html

[5] https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2008:218:0014:0020:DE:PDF

[6] https://www.dr-datenschutz.de/zensus-2021-erste-volkszaehlung-unter-der-dsgvo/

[7] https://www.zensus2022.de/

[8] https://www.zensus2022.de/DE/Service/Datenschutz/_inhalt.html

[9] https://www.gesetze-im-internet.de/zensg_2021/__23.html

[10] https://www.gesetze-im-internet.de/bstatg_1987/__23.html

[11] https://www.gesetze-im-internet.de/zensg_2021/__10.html

[12] https://www.zensus2022.de/DE/Wer-wird-befragt/GWZ/dsgvo-gwz.html?nn=11706178

[13] https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2018/09/fs20180919_2bvf000115.html

[14] https://www.datenschutz-berlin.de/infothek-und-service/themen-a-bis-z/zensus-2022

[15] https://datenschutz-hamburg.de/pages/zensus2022/

[16] https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2022/05_Zensus-2022-Cloudflare.html
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ES GESCHAH.../028: Der Anekdotenkammer achtundzwanzigste Tür, Schachgeister, Teil 1 (SB)
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Was ein Genie sein soll, ein Mensch mit kolossaler Denkkraft, darüber
lässt sich weitschweifig streiten. Jedenfalls hat sich der Genius in
den Zeitenläufen inzwischen rar gemacht. Fände man heute einen unter
Tausend, der diesen Namen zu tragen verdient, wäre es gut getanes
Tageswerk, doch dienen müsste er nur seiner Leidenschaft. Ansonsten
rollt mit dem Golde bloß sein Ansehen ins Tal hinab. Die
Adlerschwinge will hoch hinauf. Als begründet genommen werden darf,
dass ein Mensch, der sich mit einem solchen Titel schmückt, nicht
allein auf einem Spezialgebiet brillieren müsste, sondern mit
scharfem Verstand und einzigartiger Intuition die gesamte Breite
geistiger und intellektueller Herausforderungen, wie sie
Wissenschaft, Kultur und Kunst aufbieten, im Sturme aufwirbelt und
kraft kühner Ideen und Entwürfe die Grenzen seiner Zeit um
Jahrhunderte überspringt.

Im Schach hat man es sich angewöhnt, von einem Genie zu sprechen,
wenn ein Meister dieser Kunst, so sie denn mehr ist als ein Spiel und
gleichrangig mit der gelehrten Wissenschaft, seiner Epoche einen
fortwirkenden Stempel aufdrückt. Wer war das erste Genie in der
Geschichte der stummen Schachzüge? Philidor vielleicht? Immerhin
konnte er Noten und zugleich die Notation im Schach lesen,
Musikstücke komponieren und Schlachten auf dem Brett zu seinen
Gunsten lenken. Aber so sehr man ihm auch eine Besessenheit auf dem
Gebiet der Schachkunst unterstellt, viel mehr, als dass er den Bauern
zur Seele des Spiels erklärte, hat er alles in allem nicht
zustandegebracht, eben aufgerüttelt und in eine lose Theorie
verpackt, was der Zeitgeschmack gewohnheitsmäßig ohnehin spielte,
nicht aber als Priorität begriff. Der Nachwelt war es dann zu
verdanken, dass Philidor in den himmlischen Pantheon erhoben wurde.
So geht es vielen, deren Taten, kaum göttergleich zu nennen, erst
durch den Ruhm der Zeiten an Strahlkraft gewinnen. Manches von dem,
was Philidor als oberste Maxime verstand, gilt heute als revidiert.

Und Paul Morphy? Zumindest sorgte er mit seinem Sieg beim ersten
amerikanischen Schachkongress für Aufsehen in einem Land, das nicht
zu den führenden Schachnationen zählte und beileibe nicht auf eine
blühende Schachtradition zurückblicken konnte. Mit seiner Ankunft in
Europa sprach plötzlich die ganze Welt von ihm. Was zuvor niemandem
gelungen war, vollbrachte Morphy elegant aus dem Handgelenk, als er
die Galerie der besten Schachdenker des alten Kontinents mit der
Urgewalt eines Wirbelwinds leerfegte.

Morphy verstand es wie kaum ein anderer, das Prinzip der schnellen
Figurenentwicklung in Verbindung mit seinem stoßsicheren
Kombinationsgeschick zu einem Degen von tödlicher Präzision zu
formen. So gesehen war er sicherlich ein hervorragender Taktiker. Die
Rede ging, er müsse von einem anderen Stern kommen. Doch selbst im
Moment vor dem schwindelerregenden Siegeszug schien um seine
Mundwinkel der Hauch einer tiefen Melancholie zu liegen, wie
Spinnenweben, die nie zerrissen. Kündigten sich hier schon die ersten
Anzeichen einer schweren Gemütskrankheit an? In die Staaten
zurückgekehrt, verfiel Morphy, als er den von ihm angestrebten
Anwaltsberuf zunächst wegen des Sezessionskrieges und später aus
Mangel an Klienten nicht ausüben konnte, in Depressionen und verstarb
schließlich in geistiger Umnachtung. Was von seinem Namen in
Erinnerung blieb, war eine knapp zweijährige schillernde
Erfolgsgeschichte. Aber war er deswegen ein Genie?

Wie immer man es dreht und wendet: Ein Genie in der Schachgeschichte
scheint jemand zu sein, dem etwas Geheimnisvolles anhaftet, dessen
Wirken in die Turnierhallen mit der hellen Wucht eines Blitzes
einschlägt. Seine Erscheinung hinterlässt im Gedächtnis aller, die
das Glück hatten, ihn kennenzulernen und gegen ihn zu spielen, ein
rätselschweres Stirnrunzeln.

All diese Elemente der Unbegreiflichkeit vereinigte in seiner Person
Sultan Khan. Ähnlich wie bei Morphy beschränkte sich seine
Schaffenszeit auf wenige Jahre, und gleich ihm erhellte er mit dem
Licht einer aufgehenden Sonne die Turnierstätten Europas. Als er von
der Bühne abtrat, genauso plötzlich, wie er aus einem fernen
asiatischen Land gekommen war, wusste die Welt von ihm kaum mehr als
den Namen. Wer war dieser Mensch Sultan Khan, der wie ein Meteor am
europäischen Schachhimmel auftauchte, um dann gegen eine dunkle Nacht
zu verglühen? Mit dieser Frage öffnet sich die Tür zur
achtundzwangzisten Anekdotenkammer.

Wenn man den Dokumenten Glauben schenken darf, wurde Sultan Khan 1905
in einer kleinen Stadt im Sargodha-Distrikt geboren. Ein Landstrich,
der seinerzeit noch indisches Hoheitsgebiet und damit Teil von
Britisch-Indien war, nach dem Zweiten Weltkrieg jedoch als Provinz
Punjab zu Pakistan gehört. Wirklich reich war seine Familie wohl
nicht, gehörte aber auch nicht zur armen Landbevölkerung. Dass Sultan
Khan heutzutage in Indien wenig bis gar nicht bekannt ist und schon
gar nicht die Rolle eines Volkshelden spielt, erklärt sich aus seiner
religiösen Zugehörigkeit und dem Umstand, dass er einer niederen
Kaste entstammte, die in der kulturellen Seele Indiens keine
Bedeutung besaß und deren Vertreter niemals in der Geschichte des
Landes im Licht der Öffentlichkeit standen.

Sultan Khan war neun Jahre alt, als er das Schachspiel von seinem
Vater erlernte. Nun muss man wissen, dass es sich dabei um eine
indische Linie des Schachspiels handelte, die in diesem Kulturkreis
seit dem 17. Jahrhundert eine eigene Entwicklung und Ausprägung
erfahren hat und Elemente des arabischen als auch europäischen
Schachs enthielt. Sie weist bei alledem einige markante Unterschiede
zum europäischen Schach auf. So darf ein Bauer im indischen Schach
von seiner Anfangsposition aus keinen Doppelschritt ausführen. Aus
selbigem Grund ist das En-passant-Schlagen dort unbekannt. Auch die
Rochade kannten die Inder nicht, was nicht weiter verwunderlich ist,
zumal die Araber diesen gemeinsamen Zug mit König und Turm ebenfalls
nie praktiziert haben. Tatsächlich ist die Rochade eine genuine
Erfindung der Europäer.

Erst spät mit zwanzig Jahren lernte Sultan Khan das europäische
Schach kennen, und nach nur zwei Jahren Praxis mit diesem für ihn
zwar nicht gänzlich fremden, so aber doch ungewohnten Regelwerk
gelang ihm der große Wurf, als er 1928 in Neu-Delhi die sogenannte
"All India Championship" gewann. In dem neunrundigen Wettkampf gab
Sultan Khan nur ein einziges Remis ab und sicherte sich die
Meisterschaft mit 8,5 Punkten.

Zu dieser Zeit stand er bereits in den Diensten des Militärs und
Politikers Umar Hayat Khan, eines in Sargodha einflussreichen
Großgrundbesitzers, der das Talent von Sultan Khan früh erkannt und
dafür gesorgt hatte, dass sein Schützling das Schach der Europäer
erlernte. Ende 1928 reiste Umar Hayat Khan zu diplomatischen
Gesprächen nach Großbritannien. Er galt als überzeugter Anhänger der
britischen Krone. Gleichwohl waren die Zeiten unruhig und turbulent,
in der Kronkolonie gärte der Unmut der Inder gegen die Steuer- und
Verwaltungspolitik der Briten. So war London auch in hohem Maße
beunruhigt vom politischen Bestreben Indiens nach Unabhängigkeit. Ein
wichtiger Absatzmarkt mit Abermillionen Konsumenten drohte für die
britischen Waren verlorenzugehen.

Sultan Khan begleitete seinen Herrn als Teil des Personals bei dieser
Amtsreise. Dies geschah mit Bedacht, spekulierte Umar Hayat Khan doch
darauf, ihn im Sinne einer weichen Diplomatie den britischen Eliten
als veritablen Schachspieler präsentieren zu können. Denn die Briten
liebten das Schach, vergötterten es gar als den tiefgründigsten
Ausdruck des von ihnen geschätzten gesunden Menschenverstandes. Und
doch litten sie unter der Kränkung, dass sie, die einer Welt den
Marschbefehl gaben und sich als moralische Speerspitze der
Zivilisation dünkten, auf einem engumgrenzten Brett mit 64 Feldern,
kaum größer als ein afrikanischer Kochkessel, der emporkriechenden
Konkurrenz aus Frankreich, Deutschland, Russland oder Staaten, deren
Namen kein Schulkind kannte, in der Vergangenheit immer wieder den
kürzeren gezogen hatten. Umar Hayat Khan wusste um diese Wunde der
Briten, und er wusste auch, dass ihr Hochmut grenzenlos war und die
Inder verachtete, weil sie, wie die Affen es tun, mit den Fingern
aßen, im Rindvieh eine Gottheit verehrten bzw., wenn sie Muslime
waren, den Verzehr von Schweinefleisch ablehnten.

Als im Frühjahr 1929 auf Anregung von Umar Hayat Khan in London ein
Trainingsturnier organisiert wurde, traf Sultan Khan auf drei
namhafte Vertreter des britischen Schachs: H.G. Conde, William Winter
und Frederick Yates. Der Kontrast hätte nicht größer sein können, als
der kleingewachsene Inder mit dem engumwickelten Turban auf dem Kopf
an der Seite seines Herrn in den Spielsaal trat, begafft aus
staunenden Augen, die mehr Verwunderung als Missfallen ausdrückten,
denn selbst in einer Kulturmetropole wie London waren Begegnungen mit
Angehörigen der Kolonialvölker nichts Alltägliches.

Als der junge Mann mit dem olivgrünen Teint seine Gastgeber mit einem
devoten Lächeln begrüßte, das sich seltsam verkrampft um seine Lippen
spannte, weckte er eine gewisse Neugierde in den Blicken seiner
Herausforderer. Sultan Khan war in einen engen Frack gekleidet, ganz
wie es sein Herr von ihm gewünscht hatte. Britisch, mondän, elegant
sollte seine Erscheinung wirken, aber er selbst kam sich dennoch vor
wie ein verschnürter Baumwollballen, wie eine nach fremdem Belieben
ausstaffierte Modepuppe, den leicht eingeschüchterten Blick starr auf
den Holzfußboden gerichtet.

In London verkehrten die besten Schachmeister Europas. Wie sollte er
es mit ihnen aufnehmen können? Gegen seine Landsleute zu spielen,
hatte ihm nie Kummer bereitet. Er fühlte sich ihnen gleichgestellt,
nun aber, hineingeworfen in einen weiträumigen Saal, der so gänzlich
anders roch als die Hütten seiner Heimat, mit kostbaren Möbeln, die
an ein Fürstenpalais erinnerten, wurde ihm seine geringe Herkunft
erst richtig bewusst. Selbst der Schemel in der Ecke, dachte er,
wiegt zehnmal den Wert meines Hausrats auf.

Trotz des brennenden Kamins war ihm kalt zumute. Oh, wie vermisste er
die schwüle, würzige Luft indischer Nächte. Die Züge huschten wie
wandernde Schatten über das Schachbrett. Wie nicht anders zu
erwarten, spielte Sultan Khan seine Partien schwach, obwohl er sich
Mühe gab, die strategische Bedeutung der Züge seiner Gegner
nachzuempfinden. In London spielte man anders als in Neu-Delhi, sein
Eröffnungswissen wirkte stolpernd und unbeholfen. Am Ende des
Wettkampfs teilte sich Sultan Khan mit Conde den letzten Platz hinter
den Co-Siegern Winter und Yates.

(Fortsetzung folgt)

17. Mai 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 174 vom 21. Mai 2022
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SCHACH-SPHINX/07343: Von unverwüstlicher Dauer (SB)

Ja, die Frage ist von unverwüstlicher Dauer und Hartnäckigkeit,
ob die alten Meister des 19. Jahrhunderts, die ihre Schlachten
auf dem Brett kombinationsreich gestalteten, risikovollen Opfern
immer und gerne zugeneigt waren, tatsächlich das schwächere
Schach spielten, die es Wilhelm Steinitz mit erhobenem Finger
behauptete, als er mit seinen Grundregeln für das positionelle
Spiel eine neue Ära einleitete und damit dem romantischen Schach
seiner Zeit den erkenntnistheoretischen Todesstoß versetzte?
Waren Meisterspieler wie Anderssen, Zukertort, Winawer oder
Neumann wirklich nur auf den goldenen Einfall eineschworen, der
manchmal aus einer mangelhaften Verteidigung des Gegners
resultierte? Also nur Hasardeure und Glücksritter? Kritik an
Steinitz wurde schon damals laut, seine Schule sei zu viel auf
langschweifige Strategie aus, es fehle ihr an Kraft und
Originalität der Gedanken. Tatsächlich hatten die alten Meister
unnachahmliche Werke geschaffen. Daß der Brettrivale nicht immer
den besten Verteidigungszug fand, ist kein Einwand gegen die
Schachromantiker. Auch in unserer strategischen Zeit werden viele
Siege eben durch die Fehler der Gegenseite errungen. Im heutigen
Rätsel der Sphinx hatte Dely mit Weiß gegen den holländischen
Meister Jan Hein Donner eine ungewohnte kreative Eröffnungsidee
ausgegraben, die taktisch herausfordernd und durchaus überzeugend
war, Wanderer.
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Dely - Donner

Budapest 1961


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Viel schöner und vor allem kunstvoller war der Sieg mit 1...Df3-
f1+!! 2.Kg1xf1 Sf5-e3+ 3.Kf1-g1 Tf6-f1# zu erzwingen, was von
Tarrasch sicherlich mit goldenen Worten bedacht worden wäre.

17. Mai 2022

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 174 vom 21. April 2022
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SCHACH-SPHINX/07342: Ein Ekel für Tarrasch (SB)

Partien leichten Stils waren für Siegbert Tarrasch ein Greuel.
Auf sie verwandte er nur ein paar Kommentarzeilen, aber von einer
tiefgründigen Analyse sah er ab. Dass man auf dem Brett der
schnöden Taktik willen eine Partie spielte, beispielsweise, indem
man das Königsgambit erprobte, dem aus seiner Sicht so rein gar
nichts anhaftete an gehaltvollem strategischen Spiel, lehnte
Tarrasch aus Prinzip ab. Dafür hatte er kein Verständnis.
Schachkunst bedeutete für ihn immer: Einsatz strategischer Ziele
und nicht das Verschwenden von Gedanken an kurzatmige taktische
Gefallsucht. Was er wohl zum heutigen Rätsel der Sphinx gesagt
hätte, wo Casa, nur dem Materialgewinn verpflichtet, mit 1...Le5-
d4+ 2.Kg1-h2 Sf5-e3 3.Le1-g3 Se3-f1+ 4.Kh2-h3 Sf1xg3 5.Dd3xf3
Tf6xf3 6.Te2-e8+ Kg8-f7 zwar den Sieg davontrug, aber die starke
kunstvolle Siegespointe übersah, Wanderer?






[image: SCHACH-SPHINX/07342: Ein Ekel für Tarrasch (SB)]



Langeweg - Casa

Lugano 1968


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auf die Drohung gegen seinen Läufer auf c4 gab Stein nichts, weil
er mit 1.Sf5xg7! die schwarze Königsstellung von Portisch
zertrümmern konnte. Auf 1...Kh8xg7 2.Lg5-f6+ Kg7-g6 3.De2-f3
siegt Weiß rasch, aber auch der Partiezug 1...Le6xc4 2.Lg5-f6!
Lc5-e7 - 2...Lc4xe2 3.Sg7-f5+ Kh8-g8 4.Sf5-h6# - 3.De2-f3 half
nicht gegen den Mattangriff.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07341: Fragen nach Wirklichkeit und Schein (SB)

Ein älterer Herr mit Namen Grünspan sitzt in einem Kaffeehaus für
sich allein an einem Tisch. Als er den Blick hebt, sieht er auf
dem Glas eines großen Spiegels ihm gegenüber zwei Männer Schach
miteinander spielen. Der eine trägt einen langen weißen Bart und
scheint seinen nächsten Zug zu überdecken, während das Gesicht
des anderen nicht zu erkennen ist. Er sitzt mit dem Rücken zu
Grünspan. Als er sich im Raum umschaut, kann er die Schachspieler
nirgends finden. Nur im Spiegel scheinen sie wie festgefroren in
der Zeit zu verharren. Der Alte mit dem Bart grübelt und grübelt,
aber regt sich nicht. Das Spiegelbild mit der seltsamen Szene, so
kommt es Grünspan vor, muß aus der Vergangenheit stammen, muß
sich magisch ins Glas eingebrannt und die Zeiten überdauert
haben. Grünspan fragt sich, wer wohl der andere Mann ist, dessen
Rücken und Hinterkopf er nur sehen kann. Irgendetwas Vertrautes
geht von ihm aus, und die Frage brennt sich plötzlich in seine
Gedanken ein: Welches Bild ist wirklich, das im Spiegel über der
Theke oder das Bild in meinem Bewußtsein mit mir an dem einsamen
Tisch? Mit ganz anderen Fragen nach Wirklichkeit und Schein
kämpfte im heutigen Rätsel der Sphinx Portisch, der den
weißen Läufer auf c4 in eine doppelte Drohung genommen hatte,
doch als sein Kontrahent Stein die Hand nach vorne schob, lag auf
seiner Miene das Lächeln eines Mattangriffs, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07341: Fragen nach Wirklichkeit und Schein (SB)]



Stein - Portisch

Stockholm 1962


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Drohung Se5-g4+ hatte noch nicht genügend Kraft, deswegen
mußte Cabral zunächst mit dem Lenkungszug 1...Lc5-g1+!! der
weißen Dame die Möglichkeit zu Df1-h3 nehmen. Danach erfolgte das
Matt planmäßig: 2.Df1xg1 Se5-g4+ 3.h3xg4 Df4-h6+ 4.Lg3-h4 Dh6xh4#
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/290: Propagandanot ... (SB)



"Im Gegensatz zu ihren jeweiligen Regierungen sind diese 
paralympischen Athleten und Funktionäre nicht die Aggressoren. Sie 
sind hier, um wie alle anderen an einem Sportereignis teilzunehmen." 
[1]

(Andrew Parsons, Präsident des Internationalen Paralympischen Komitees)



Werden demnächst auch politisch missliebige BehindertensportlerInnen 
von den Paralympics ausgeschlossen, die im Rahmen von 
Kriegshandlungen der teilnehmenden Länder versehrt wurden? Bekanntlich 
nehmen an den Paralympischen Spielen immer mehr ehemalige Soldatinnen 
und Soldaten teil, von denen niemand ausschließen kann, ob sie sich 
nicht bei militärischen Konflikten Menschenrechtsverletzungen schuldig 
gemacht haben oder Opfer derselben geworden sind. So könnte 
beispielsweise einem afghanischen Versehrtensportler "aus 
Sicherheitsgründen" verboten werden, an den Spielen teilzunehmen, weil 
US-AmerikanerInnen es für "emotional und moralisch" unzumutbar halten, 
mit ehemals feindlichen Kombattanten die gleichen Wettkampfstätten zu 
benutzen oder im selben Hotel zu wohnen. Genausogut könnte eine 
Afghanin den Ausschluss der US-Athleten fordern, weil sie einem Land 
dienen, das bei seinen Drohnenüberfällen auch die Ermordung von 
unschuldigen Zivilisten als Kollateralschäden in Kauf nimmt. Und 
werden demnächst auch türkische Vereine, Verbände und SportlerInnen 
boykottiert, weil Erdogan in Nordsyrien und -irak auf die dortige 
Bevölkerung Bomben niedergehen lässt, ohne dass dieser Angriffskrieg 
auch nur einen Bruchteil der Aufmerksamkeit und Empathie in den Medien 
der NATO-Partnerländer erzeugt wie etwa der Stellvertreterkrieg von 
Russland und der NATO in der Ukraine? 

Das sind nur einige Beispiele, die nach der Kehrtwende des 
Internationalen Paralympischen Komitees (IPC), aufgrund von 
Boykottdrohungen anderer Länder die russischen und belarussischen 
BehindertensportlerInnen von den Winterspielen in Beijing 
auszuschließen, an Brisanz gewonnen haben. Würde künftig die 
Austragung und die Teilnahme an Sportwettkämpfen davon abhängig 
gemacht werden, welche Länder gerade in offene oder verdeckte Kriege 
verwickelt sind oder innerhalb einer mehrwöchigen Frist den 
"Olympischen Frieden" gebrochen haben - was noch perverser wäre, denn 
Krieg ist auch dann nicht akzeptabel, wenn er außerhalb des "Olympic 
Truce" stattfände -, dann dürften wohl nur noch die wenigsten Staaten 
den Sport als Bühne der nationalen Selbstdarstellung nutzen können. 
Was ja auch nicht schlecht wäre, denn dann würde deutlich werden, 
dass alle Länder, auch der sich überlegen gebende "Wertewesten" mit 
seiner vermeintlich "regelbasierten Ordnung", ihre Aktien im Krieg 
haben. Bevor es allerdings dazu käme, würden wieder die doppelten 
Standards zur Anwendung kommen und die alten Verhältnisse 
fortschreiben - allen berechtigten Einwänden und Zweifeln zum Trotz. 

Selbst die britische Zeitung "The Guardian", die aus einem Land 
kommt, das stramm auf Kriegskurs ist und die Ukraine mit Waffen aller 
Art regelrecht vollpumpt, meldet Bedenken an und fragt, ob jetzt auch 
saudi-arabische Athleten sanktioniert und Veranstaltungen in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten aufgrund ihrer jeweiligen Rolle im 
anhaltenden Krieg und der humanitären Katastrophe im Jemen unterbunden 
werden müssten. Und ja, auch israelische Athleten könnten wegen des 
Umgangs mit den Palästinensern, den Human Rights Watch als "Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit" und "Verbrechen der Apartheid" bezeichnet, 
gesperrt werden. [2]

Aufgrund des Drucks der britischen Regierung um den "Politclown" Boris 
Johnson, der Anfang April wesentlich dazu beigetragen haben soll, dass 
es während eines kurzfristigen Fensters der Annäherung zwischen Kiew 
und Moskau zu keinem Waffenstillstand kam, werden im kommenden Juni 
keine russischen und belarussischen TennisspielerInnen beim 
prestigeträchtigen Turnier in Wimbledon zugelassen. Diese Entscheidung 
wurde nicht nur von den Spielerorganisationen ATP (Herren) und der WTA 
(Damen) sowie von betroffenen SpielerInnen kritisiert, sondern auch 
von aktuellen oder ehemaligen ProfispielerInnen, die dem "westlichen 
Lager" zugerechnet werden. "Die WTA hat immer wieder betont, dass 
einzelne Sportlerinnen und Sportler nicht aufgrund ihrer Herkunft oder 
aufgrund von Entscheidungen der Regierungen ihrer Länder bestraft oder 
an der Teilnahme gehindert werden dürfen", teilt die WTA mit [3]. Der 
pauschale Bann gegen alle russischen und belarussischen Profis richtet 
sich auch gegen SpielerInnen, die keine politischen Bekenntnisse pro 
Russland abgegeben oder sich sogar gegen den Krieg ausgesprochen 
haben. Die ATP warnte vor einem "schädlichen Präzedenzfall" und 
betonte, dass Spieler aus Russland und Belarus weiterhin unter 
neutraler Flagge an Turnieren der Profiserie teilnehmen dürften.

Man kann indessen davon ausgehen, dass viele SportlerInnen 
unterschiedlichster politischer Systemrivalität ihre Meinung über 
den Krieg und seine Hintergründe gar nicht publik machen können, weil 
sie ansonsten Gefahr liefen, mit sozialen Sanktionen, beruflichen 
Nachteilen oder sonstigen Strafen leben zu müssen. Wovon Kunst- und 
Kulturschaffende bereits ein Lied singen können, gilt auch im 
Sportbereich. Ukrainische SportlerInnen, die öffentlich zu erkennen 
geben wollten, dass sie auch um die Tausenden von verletzten und 
getöteten Menschen während des achtjährigen ukrainischen Krieges gegen 
die beiden Volksrepubliken Lugansk und Donezk weinen (über die in den 
deutschen Leitmedien so gut wie nicht berichtet wird), würden 
von Selenskij, Klitschko und Co., die alle oppositionellen Parteien 
und Medien im Land ausgeschaltet haben und Kriegsdienstverweigerer 
gnadenlos verfolgen, sofort als VaterlandsverräterInnen geächtet 
werden. Deshalb hört man in den Medien auch nur Stimmen von 
ukrainischen SportlerInnen, die den Regierungskurs bedingungslos 
unterstützen. 

Das gilt in Abstufung ebenso für Deutschland, das völkerrechtlich 
aufgrund von Waffenverschiebungen und der Ausbildung von ukrainischen 
Soldaten immer mehr zur tatsächlichen Kriegspartei wird. Wer mit den 
Wölfen der Ampelkoalition heult, auf einen ruinösen Siegfrieden mit 
Russland setzt und zeitenwendisch die Militarisierung der Gesellschaft 
bei gleichzeitiger Verarmung großer Bevölkerungsteile hinzunehmen 
bereit ist, dürfte im Augenblick weniger Probleme haben als jemand, 
der z.B. eine Sportförderstelle bei der Bundeswehr besetzt und eine 
von der Regierungslinie abweichende Meinung vertritt, etwa dergestalt, 
dass die NATO eine Mitschuld am Ukraine-Krieg trägt und die Lieferung 
schwerer Waffen an Kiew einer fahrlässigen, wenn nicht gar 
absichtsvollen Verhinderung von Verhandlungslösungen gleichkommt. 

Wenn schon der ehemalige Berater von Bundeskanzlerin Angela 
Merkel, Ex-Brigadegeneral Erich Vad, die Empfehlung ausspricht, den 
laufenden Krieg zwischen Russland und der Ukraine vom Ende her zu 
denken ("Wenn wir den Dritten Weltkrieg nicht wollen, müssen wir 
früher oder später aus dieser militärischen Eskalationslogik raus und 
Verhandlungen aufnehmen." [4]), dann sollte das erst recht für den 
organisierten Sport gelten, dessen VertreterInnen zwar hohe 
Ansprüche vom "Aufbau einer friedlichen und besseren Welt 
durch Sport und das Olympische Ideal" formulieren (siehe 
UN-Resolution), jedoch drauf und dran sind, die SportlerInnen zu 
Geißeln einer eskalierenden Isolations- und Kriegspolitik zu machen, 
die nicht Brücken baut, sondern für immer abbricht. 

Vor der Entscheidung, die russischen und belarussischen Athleten von 
den Winterspielen in China auszuschließen, hatte IPC-Präsident Andrew 
Parsons noch erklärt: "Im Gegensatz zu ihren jeweiligen Regierungen 
sind diese paralympischen Athleten und Funktionäre nicht die 
Aggressoren. Sie sind hier, um wie alle anderen an einem Sportereignis 
teilzunehmen." Nach seiner drastischen Kehrtwende infolge dessen, 
dass sich Lettlands Curling-Team weigerte, gegen Russland zu spielen, 
wie die Süddeutsche Zeitung "leicht" verkürzt behauptete, will das IPC 
nun eine außerordentliche Generalversammlung im November einberufen. 
Die Mitglieder sollen darüber abstimmen, ob die Mitgliedschaft der 
russischen und belarussischen NOKs "ausgesetzt oder beendet" werden 
soll, wie der brasilianische IPC-Chef gegenüber dem Branchendienst 
insidethegames [5] bestätigte. Des Weiteren wird die Frage gestellt, 
ob die Einhaltung des "Olympischen Friedens" - eine Absichtserklärung 
zum Waffenstillstand eine Woche vor den Olympischen bis eine Woche 
nach den Paralympischen Spielen - eine "Mitgliedschaftsverpflichtung" 
sein soll. Bei Verstößen könnten dann Sanktionen gegen die 
Mitgliedsverbände verhängt werden - obwohl in der Regel weder die 
Funktionäre noch die SportlerInnen an Kriegshandlungen ihrer 
Regierungen beteiligt sind oder sie herbeigeführt haben. 

Trotz der Unerträglichkeit des Krieges, seiner Leidtragenden, 
Mitläufer, Antreiber und Profiteure, galten die Paralympics bislang 
immer als Sportereignisse, bei denen die BehindertensportlerInnen aus 
gutem Grund nicht danach fragten, ob sie es wohl aushalten würden, mit 
Leuten sportlich zu konkurrieren, die aus Ländern stammen, deren 
Regierungen zahlreiche Kriegsverletzte und Leichen im Keller haben, 
vielleicht sogar die der eigenen Familien und Verwandten. Eine solche 
Aufrechnung von Schuld und Teilhaberschaft hätte die aktuell 182 
Mitgliedsverbände im IPC mit Sitz in Bonn zweifellos 
auseinanderdividiert und das Ziel der Behindertenbewegung, allen 
Paralympioniken - auch den ehemaligen Soldatinnen und Soldaten - eine 
Teilnahme am sportlichen Wettstreit zu ermöglichen, unterminiert. 
Dieser internationale Konsens zum "Ruhme des Sportes" droht nun 
auseinander zu brechen, wenn das IPC selektive Kriegsklauseln in seine 
Statuten aufnimmt und den Krieg, über dessen Ursachen und Verursacher 
sich weitere Kriege zu entzünden pflegen, zur Richtschnur der 
Mitgliedschaft macht. 

Anschauungsunterricht, dass Militaristen, Faschisten und Rassisten 
auch in Demokratien das Regiment übernehmen und die Massen mit weit 
nach rechts offenen Medien aufpeitschen können, dürfte der 
brasilianische IPC-Präsident Andrew Parsons in seinem eigenen Land zur 
Genüge haben. Nachdem der rechtsextreme Präsident Jair Bolsonaro mit 
Unterstützung der Bullen-, Bibel- und Bleifraktion ("boi, bíblia e 
bala") 2019 die Macht übernommen hatte, ließ der ehemalige 
Fallschirmjäger kaum eine Böswilligkeit aus: Als Bewunderer der 
früheren Militärdiktatur bedauerte er, dass die damaligen Generäle nur 
gefoltert, aber ihre Opfer am Leben gelassen haben, hetzte gegen 
Homosexuelle, Frauen, Indigene, Arbeitslose und Minderheiten, 
sabotierte das Justizwesen, griff die Pressefreiheit an, machte 
soziale Reformen rückgängig und gab den Amazonasregenwald dem 
ungehinderten Raubbau preis. Ähnlich seinem großen Vorbild 
Ex-US-Präsident Donald Trump verdammte er die auch in Brasilien 
auflebende Bewegung "Black Lives Matter" und kanzelte die Aktivisten 
als "kiffende Terroristen" ab. 

Dass man den Stellvertreterkrieg in der Ukraine, den das 
waffenliefernde westliche Bündnis offenbar bis zum letzten Ukrainer 
und vielleicht sogar über die Schwelle des Atomkrieges führen will, 
auch anders bewerten kann, als ihn die Ampelparteien und ihre Medien 
in Deutschland propagandistisch ausmalen, zeigen die Reaktionen in 
einem überwiegenden Teil der Welt. Zwar verurteilen die meisten Länder 
den Angriffskrieg, doch trotz massivster Interventionen seitens des 
westlichen Militärblocks beteiligt sich außer den Staaten der EU und 
Nordamerikas sowie deren sechs engsten asiatisch-pazifischen 
Verbündeten kein Land an den Sanktionen gegen Russland und Belarus. 
Auch das NATO-Land Türkei verzichtet auf Wirtschaftssanktionen (u.a. 
wegen des eigenen Kriegs gegen die Kurden). [6]

Damit dürfte auch höchst unwahrscheinlich sein, dass die gesamte 
Sportwelt Russland als Sportnation "ruinieren" will, um es einmal in 
der Baerbock-Sprache auszudrücken. Kaum Geringeres propagierte 
auch die neue Außenamtsstelle der Grünen, der Lobbyverein "Athleten 
Deutschland", der nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine den 
vollständigen Ausschluss von Russland und Belarus aus dem Weltsport 
als alternativlos hingestellt hatte, und sei es zum Schaden der davon 
betroffenen SportlerInnen. In den russophoben Medien wird zwar immer 
der Eindruck erweckt, als stünde die ganze Welt Gewehr bei Fuß gegen 
Russland. Doch dieser Eindruck täuscht. Noch sind nicht alle Stimmen, 
die das perfide Spiel der imperialistischen Staaten beim Namen nennen, 
verstummt. Während selbst der argentinische Papst vorsichtig mutmaßt, 
dass für die Eskalation des Ukraine-Konflikts womöglich "das Bellen 
der Nato an Russlands Türe" gesorgt habe, nimmt der brasilianische 
Präsidentschaftskandidat Luiz Inacio Lula da Silva, der bereits von 
2003 bis 2010 Präsident Brasiliens war, ehe ihn eine politisch 
korrupte Justiz aus dem Weg räumte, kaum ein Blatt vor den Mund. "Auch 
die USA und die EU sind schuldig", sagte Lula in einem Interview des 
Time-Magazins, und er sprach neben dem russischen auch dem 
ukrainischen Präsidenten eine Schuld zu: "Er wollte den Krieg. Wenn er 
keinen Krieg gewollt hätte, hätte er ein wenig mehr verhandelt." [7]

Die Konstruktion und Inszenierung des Spitzen- und Breitensports als 
quasi ökonomie- und politikfreier Handlungsraum, der eine Welt für 
sich bildet und in dem sich die Akteure politisch neutral verhalten 
können, hat ihm gerade wegen der eklatanten Widersprüche, die 
KritikerInnen jedweder Couleur auf den Plan rufen, seine in weiten 
Teilen kommerzialisierte Existenz gesichert. Von blöd bis 
intellektuell - jeder kann im Theater des Sports seinen 
repressiv-toleranten Narren spielen. Dass unter den Bedingungen einer 
emotionalisierenden, Dramatisierung, Personalisierung, Rivalität, 
Siegermentalität und Nationalpathos befeuernden Sportberichterstattung 
auch antimilitaristische Positionen eine Chance auf Wahrnehmung 
hätten, die sich der polarisierenden Rhetorik der Systemkonkurrenz 
("Ost" gegen "West") oder der Zeitenwende ("Wir" gegen "Putin") 
verweigern, kann getrost als traumtänzerisch bezeichnet werden. 

Von den Militärs, die seit jeher für das heute insbesondere von 
den einst pazifistischen Grünen verfochtene Motto "Frieden 
schaffen mit Waffen" stehen, wird der Ukraine-Krieg offenbar viel 
nüchterner und unaufgeregter gesehen. Während sich der zivile 
westliche Mediensport in antirussischen Kraftmeiereien ergeht, will 
der International Military Sports Council (CISM) keine Sanktionen 
gegen Russland und Belarus verhängen. So sollen die diesjährigen 
Militärweltmeisterschaften der Kadetten (Military World Cadet 
Games), zu dem 1000 Kadetten aus 17 Ländern erwartet werden, 
weiterhin im August in St. Petersburg stattfinden. Der 1948 gegründete 
CISM hat 140 Mitglieder, darunter Deutschland, Russland, Belarus und 
die Ukraine, und will nach eigenen Angaben "den Sport zur 
Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung zwischen Ländern nutzen". 
[8] Damit hält ausgerechnet der internationale Militärsportverband 
jenes Ideal (noch) hoch, das ein großer Teil der olympischen 
Sanktions-Bewegung in den Staub der Geschichte treten will, indem sie 
den Militärsport von wertekriegerischer Seite aus überholt. 

Fußnoten:

[1] https://taz.de/Paralympics-mit-Russland-und-Belarus/!5835505/. 02.03.2022.

[2] https://www.theguardian.com/sport/2022/apr/22/wimbledons-decision-bar-russian-belarusian-athletes. 22.04.2022.

[3] https://www.berliner-zeitung.de/news/wimbledon-2022-ausschluss-von-russen-ist-regelbruch-li.223437. 21.04.2022.

[4] https://www.zdf.de/nachrichten/politik/waffenlieferung-merkel-berater-ukraine-krieg-russland-100.html. 12.04.2022.

[5] https://www.insidethegames.biz/articles/1122850/russia-belarus-ipc-membership-vote-egm. 07.05.2022.

[6] https://www.wiwo.de/politik/ausland/ukraine-krieg-infografik-welche-laender-russland-sanktionieren-und-wer-sich-enthaelt/28312140.html. 06.05.2022.

[7] https://time.com/6173232/lula-da-silva-transcript/. 04.05.2022.

[8] https://www.insidethegames.biz/articles/1122351/world-cadet-games-to-remain-in-russia. 25.04.2022.
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INFOPOOL / UMWELT / INDUSTRIE





ENERGIE/1544: Der große Bluff - Die EU propagiert Holzverbrennung als klimaneutral (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Frühjahr 2022

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Der große Bluff

Die EU propagiert Holzverbrennung in Kraftwerken als klimaneutrale
Form der Energiegewinnung. Doch das Gegenteil ist der Fall.

von Helge May



Der Ausstieg aus der Kohle ist beschlossene Sache und so schauen sich
die großen deutschen Stromerzeuger nach Alternativen um. Bevor
Kraftwerke ganz eingemottet werden, scheint es manchen naheliegend,
statt Kohle künftig einfach Holz zu verbrennen.

Unter anderem überlegt die Steag mit Sitz in Essen, das gerade mal
zehn Jahre alte Steinkohlekraftwerk Walsum 10 mit einer Leistung von
790 Megawatt auf den "CO2-neutralen Brennstoff Holzpellets"
umzurüsten. Ähnliche Pläne gibt es in Wilhelmshaven mit dem
730-MW-Kraftwerk von Onyx, hinter dem das US-Unternehmen Riverstone
Holdings steht. Riverstone ist auch Haupteigentümer des weltgrößten
Holzpelletherstellers Enviva.

Atom und Biomasse  - Vorbild für die deutschen Vorhaben ist
Großbritannien. Dort rühmt man sich, den Kohleausstieg schon jetzt
weitgehend vollzogen zu haben. Tatsächlich wurden auf der Insel Solar-
und vor allem Windkraft stark ausgebaut. Neben Gas stützt sich der
britische Kohleverzicht aber auch auf Atomenergie und Biomasse. Allein
das Drax-Kraftwerk im nordenglischen Yorkshire erzeugt nach Umrüstung
3.000 MW via Holzpellets. Für das Unternehmen lohnt sich das aufgrund
milliardenschwerer Subventionen.

Traditionell hat Holz als Brennstoff auch in Skandinavien große
Bedeutung, in den Niederlanden wurde Biomasse ebenfalls lange
subventioniert, bis man 2021 einen stufenweisen Ausstieg beschloss.
Angetrieben wird das Ganze durch die EU. Die
Erneuerbare-Energien-Richtlinie (Renewable Energy Directive - RED)
stuft die Verbrennung von Holz nämlich als "erneuerbar" und damit auch
klimaneutral ein: "Die Emissionen bei der Nutzung des Kraftstoffs
werden für Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe mit null
angesetzt". Das gibt den Mitgliedstaaten grünes Licht für Subventionen
und schönt die gesamtstaatliche Klimabilanz. Auch der Emissionshandel
wird nicht belastet. Auf dem Papier also eine Win-win-Situation, für
die Umwelt leider nicht.

Schnell verbrennen, langsam wachsen - Tatsächlich entsteht bei
der Holzverbrennung in erheblichen Maße CO2, je erzeugte
Energieeinheit sogar mehr als bei Kohle. Durch die Null-Einstufung der
RED wird diese Wirklichkeit aber komplett ignoriert. Unternehmen und
Regierungen brüsten sich mit Klimaschutz per Holzverbrennung, selbst
wenn Millionen Tonnen Abgase durch die Schornsteine rauschen. Das
Argument dahinter ist so alt wie durchschaubar: Da für gefällte und
verbrannte Bäume wieder neue nachwachsen und Kohlenstoff binden, sei
die Bilanz ausgeglichen. Der Faktor Zeit wird dabei komplett
übergangen. Bis wieder genügend Biomasse nachwächst, dauert es viele
Jahrzehnte, in der Zwischenzeit entsteht durch die Verbrennung eine
Kohlenstoffschuld. Ein Bericht des Forschungsrates der Europäischen
Kommission weist darauf hin, dass so EU-weit pro Jahr 350 Millionen
Tonnen CO2 ausgestoßen werden, die über Jahrzehnte oder gar
Jahrhunderte in der Atmosphäre verbleiben.

Importe aus den USA - Dazu kommt: Alleine bei Drax in Yorkshire
geht mehr Holz in Flammen auf, als in ganz Großbritannien geerntet
wird. Folgerichtig werden die gesamten Pellets importiert, vor allem
aus Nordamerika. 2020 verließen die USA 7,26 Millionen Tonnen
Holzpellets im Wert von gut einer Milliarde US-Dollar, fast
ausschließlich nach Europa, mit einem Enviva-Marktanteil von 75
Prozent. Dazu werden vor allem im Süden der USA im Großmaßstab Wälder
gerodet. Naturschützer*innen beklagen, dass dem auch wertvolle
Sumpfwälder zum Opfer fallen.

In Europas Wäldern ist die Lage gleichfalls angespannt, vor allem in
Skandinavien und im Baltikum. Selbst in durch die
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie geschützten Gebieten findet Holzernte
bis hin zum Kahlschlag statt. Seit der Jahrtausendwende nahm der
Energieholzeinschlag EU-weit um 47 Prozent zu, inzwischen wird die
Holzernte zur Hälfte verfeuert.

Bei der Holzverbrennung entsteht in erheblichem Maße CO2, je
 erzeugte Energieeinheit sogar mehr als bei Kohle.


Druck auf den Wald - Deutschland macht da keine Ausnahme. Mehr
als 60 Millionen Kubikmeter Holz werden hierzulande jährlich
verbrannt, davon 25 Millionen in den Kaminen der Privathaushalte. Die
Nutzungskonkurrenz ums heimische Holz ist enorm, damit steigt der
Druck, möglichst viel zu ernten. In der EU hat Deutschland noch die
Wälder mit den größten Holzvorräten und noch führen wir genauso viel
Holz aus, wie wir importieren. Sollten tatsächlich Großkraftwerke
umgerüstet werden, gehen Expert*innen jedoch davon aus, dass 85
Prozent der Pellets eingeführt werden müssten.

Chancen auf EU-Ebene liegen in der anstehenden Überarbeitung der RED.
Allzu optimistisch sollte man jedoch nicht sein. Doch egal wie es
ausgeht: Die EU ermöglicht Subventionen, sie erzwingt sie nicht.
Deutschland muss also Holzverbrennung nicht fördern.

Was macht die Ampel? - Bisher ist die Biomassestrategie der
neuen Bundesregierung noch in Arbeit. Bei der Vorlage seiner
Eröffnungsbilanz kündigte Wirtschafts- und Klimaschutzminister Robert
Habeck eine Deckelung der Energiegewinnung aus Biomasse auf das
"nachhaltig verfügbare Potenzial" von 1.000 bis 1.200 Petajoule an.
Zum Vergleich: Aktuell stehen wir in Deutschland bei 880 Petajoule, es
soll also ausgebaut werden.

Dabei ist bereits der jetzige Umfang nicht naturverträglich, denn
Bioenergie wird zu einem großen Teil aus speziellen Energiepflanzen
sowie eben aus Holz erzeugt. Bioenergie trägt zum Artenverlust in der
Landwirtschaft und zur Übernutzung der Wälder bei. Zudem hat
Bioenergie im Vergleich zu Energie aus Wind und Sonne einen höheren
Flächenbedarf.

Das Umweltbundesamt kommt übrigens in einer Studie zu dem Schluss,
dass künftig - Zieljahr 2050 - nur gut 200 Petajoule genutzt werden
sollten. Zum Verheizen ist Holz einfach zu schade.


Weitere Infos:

www.NABU.de/Holzverbrennung

Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Für den Holzbedarf des Biomasse-Kraftwerks der Firma Drax in England
wurden in den letzten Jahren in den USA bereits 4.000 Quadratkilometer
Wald gerodet.
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Wehrlos

von Katharina Hennemuth, WWF



Mit ihrem massigen Körper und den großen Hörnern wirken Nashörner oft,
als könnte ihnen nichts und niemand etwas antun. Doch tatsächlich
gehören sie zu den schutzbedürftigsten Tieren auf unserem Planeten.
Vor allem die Wilderei in Afrika bedroht nach wie vor ihre Bestände.

"Nashörner sind faszinierende Geschöpfe, die jeden Menschen tief
 berühren, der sich mit ihnen befasst."

 Katharina Hennemuth, WWF


Nashörner gibt es seit etwa 50 Millionen Jahren. Die Vorfahren der
heutigen Rhinozerosse waren in vielen Arten weit über die Erde
verteilt. Auch in Europa und Nordamerika lebten sie. Viele sahen noch
nicht so aus wie heute - manche hatten nicht mal ein Horn. Heute sind
von dieser Vielfalt noch fünf Arten übrig geblieben: Java-Nashorn,
Sumatra-Nashorn und Panzernashorn in Asien sowie Spitz- und
Breitmaulnashorn in Afrika. Drei der fünf Arten sind vom Aussterben
bedroht. Es liegt heute in unserer Hand, ob und wie die
Lebensgeschichte der Nashörner weitergeht. Tatsache ist: Die
zweitgrößten Landtiere der Erde sind sehr wichtig für die Ökosysteme,
in denen sie leben. Darüber hinaus sind sie faszinierende Geschöpfe,
die jeden Menschen tief berühren, der sich mit ihnen näher befasst.


Landschaftsgestalter und Schildkrötenfreunde

Nashörner gehören zu den Schlüsselarten, die ihre Umgebung in
herausragendem Maße prägen. Damit schaffen sie die Lebensbedingungen
für viele andere Arten. Breitmaulnashörner etwa leben in den Savannen
Afrikas und fressen das Gras so rasenmäherkurz am Boden ab, dass sie
die Flächen offen halten und das Wachstum bestimmter Gräserarten
begünstigen. Und diese wiederum sind eine wichtige Nahrungsgrundlage
für andere Pflanzenfresser wie zum Beispiel Gnus. Grasflächen sind
außerdem bei Buschbränden Rettungsinseln für Tiere wie Schildkröten,
die nicht schnell genug fliehen können, denn auf den kurz gefressenen
Flächen kann sich das Feuer nicht ausbreiten. So gesehen sind
Nashörner durchaus Schildkrötenfreunde. Daneben graben sie mit ihren
Hörnern Wasserstellen frei, wenn sie verschlammen. Auch das kommt
anderen Tieren zugute. Nashörner produzieren eine ganze Menge Dung.
Von ihm ernähren sich Insekten - wovon auch insektenfressende Tiere
profitieren. Rhinos haben sogar eine "eigene" Fliege, die zur
Fortpflanzung die Unpaarhufer benötigt (die Nashorn-Dasselfliege).
Außerdem gehören Nashörner - wie Elefanten - zu den letzten noch
lebenden Tierarten, die über eine Tonne Lebendgewicht auf die Waage
bringen und sich von rein pflanzlicher Kost ernähren. Ohne Frage also:
Nashörner sind wichtige Elemente eines komplexen Ökosystems.


Wo die Wilderer wüten

In Südafrika leben mit Abstand die meisten Nashörner auf diesem
Planeten. Dort finden sich drei Viertel der afrikanischen Bestände.
Hier wurden auch Anfang des 20. Jahrhunderts die letzten Vertreter des
südlichen Breitmaulnashorns gefunden. Damals sollen weniger als 100
Tiere überlebt haben. Aus diesem Bestand wurde die Unterart in
mühevoller Naturschutzarbeit über die vergangenen 100 Jahre wieder
aufgebaut. Mit Erfolg: 2012 gab es afrikaweit wieder mehr als 21.000
Tiere. Doch die seit über zehn Jahren heftig wütende Wilderei macht
diesen hart erkämpften Erfolg allmählich wieder zunichte. 2017 wurden
nur noch etwas mehr als 18.000 Breitmaulnashörner gezählt - ein
Verlust von 15 Prozent. Es ist zu befürchten, dass sich der
Abwärtstrend weiter fortgesetzt hat. Aktuelle Bestandszahlen wird es
voraussichtlich kurz vor oder nach Erscheinen dieses Magazins geben.
Diese finden Sie auf wwf.de/nashorn.

Auch das vom Aussterben bedrohte Spitzmaulnashorn leidet unter der
anhaltenden Wilderei. Nachdem in nur 20 Jahren erschreckende 96
Prozent seiner Bestände vernichtet wurden, gab es Mitte der
1990er-Jahre nur noch rund 2500 Tiere. Seitdem wird versucht, die
letzten Populationen wieder zu vermehren. Eine wichtige Methode dabei:
Tiere aus Schutzgebieten zu entnehmen, in denen die Bestände groß
genug sind, und sie in neue Gebiete umzusiedeln, damit auch dort
größere Populationen entstehen können. Denn in jedem Gebiet kann nur
eine bestimmte Anzahl an Nashörnern leben - Faktoren wie Futter und
Platz begrenzen ihre Anzahl. So wurden beispielsweise innerhalb der
Provinz KwaZulu-Natal mit Unterstützung des WWF Südafrika Tiere von
einem zum anderen geeigneten Schutzgebiet umgesiedelt. Die Methode ist
erfolgreich: 2018 gab es in Afrika schon wieder rund 5500
Spitzmaulnashörner.

Doch das Populationswachstum des Spitzmaulnashorns hat sich durch
Wilderei spürbar verlangsamt. Wo es die meisten Nashörner gibt, wird
auch am meisten gewildert. Südafrika musste in den vergangenen Jahren
die Hauptlast der Wilderei tragen: Rund neun von zehn in Afrika
gewilderten Tieren wurden hier getötet. 2014 war bisher der traurige
Höhepunkt. Mehr als 1200 gewilderte Nashörner wurden in diesem Jahr im
Land gezählt. In großen Schutzgebieten wie dem Krüger-Nationalpark
geht man sogar von noch höheren Verlusten aus, da einige Kadaver
schlicht unentdeckt bleiben. 2021 hat der wohl berühmteste Park
Südafrikas und Heimat der größten Nashornbestände der Welt die letzte
Zählung veröffentlicht - mit einem sehr schlechten Ergebnis. In
weniger als zehn Jahren fiel die Zahl der Nashörner von gut 10.600 um
75 Prozent auf rund 2600 Tiere.


Wachsam bleiben

Doch es gibt auch eine gute Nachricht: Seit 2015 war die Wilderei in
Südafrika rückläufig - ein konkreter Erfolg vieler Akteure, zu denen
auch der WWF zählt. 2020 wurden noch knapp 400 Tiere als gewildert
gemeldet - ein Drittel von 2014. Das ist allerdings vermutlich auch
ein Effekt der Corona-Pandemie und der Ausgangsbeschränkungen in
Südafrika. Nichtsdestotrotz müssen wir wachsam bleiben: Das Jahr 2021
zeigte mit 451 gemeldeten Wildereivorfällen wieder einen deutlichen
Anstieg. Allein im Dezember gab es Meldungen, wonach Wilderer in
Südafrika in nur zwei Wochen 24 Tiere töteten. Doch was treibt die
Wilderei erneut an? Zum einen die nach wie vor bestehende große
Nachfrage nach Rhinohorn in Asien, vor allem in Vietnam und China. Das
Horn der Tiere war ursprünglich Teil der dortigen traditionellen
Medizin. Man sagte ihm nach, dass es eine kühlende und entgiftende
Wirkung habe. Weil Rhinohorn wie menschliche Fingernägel oder Haare
vor allem aus Keratin besteht, wurde diese Wirkung jedoch nie
bestätigt. Offiziell wurde es in den 1990er-Jahren aus dem Handbuch
der traditionellen chinesischen Medizin genommen, weil es von
gefährdeten Tierarten stammt.


Tradition und Luxuskonsum

Doch der traditionelle Glaube an die Wirkung besteht bei vielen
Menschen weiter. Hinzu kommt, dass sich in jüngster Zeit Gerüchte über
die vermeintliche Heilung eines vietnamesischen Regierungsbeamten von
Krebs nach der Einnahme von Rhinohorn verbreitet haben. Ob und
inwieweit diese Behauptungen zur Eskalation der Nashornwilderei
beigetragen haben, ist nicht belegt. Jedoch führte die rapide
steigende Nachfrage nach den Hörnern zu massiven Preisanstiegen und
somit auch zu verstärkter Wilderei.

Das Horn der Nashörner gehört heute zu einem der teuersten illegalen
Wildtierprodukte der Welt. Nicht zuletzt deswegen entstand eine zweite
Konsumentengruppe, die Rhinohorn als Statussymbol und Luxusobjekt
schätzt, um damit den eigenen Wohlstand zur Schau zu stellen. Aufgrund
dieser Nachfrage sind in Afrika seit 2008 mehr als 9000 Nashörner der
Wilderei zum Opfer gefallen, rund 8000 davon allein in Südafrika. Und
das sind nur die Tiere, von denen wir wissen.

Armut und fehlende Einkommensperspektiven sind zwei der wichtigsten
Gründe, weshalb sich Menschen in der Wilderei und im illegalen Handel
mit Wildartenprodukten das schnelle Geld erhoffen. Aber auch
Korruption, fehlender politischer Wille und unzureichende Kapazitäten
bei den Strafverfolgungsbehörden entlang der gesamten Ermittlungskette
machen die Wilderei zu einem lukrativen Geschäft mit noch immer
vergleichsweise geringem Risiko. Hinzu kommt das Problem vieler
Schutzgebiete, in denen Wildtiere nicht ausreichend geschützt werden
können. Es mangelt an Ausrüstung, Technologie und vor allem an
Wildhüter:innen. Für sie braucht es ein sicheres Arbeitsumfeld,
angemessene Ausbildung und das passende Equipment, damit sie
professionell und erfolgreich ihre Arbeit machen können.


Der WWF als wichtiger Partner vor Ort

Genau bei diesen Problemen setzt der WWF mit seiner Arbeit in Afrika
an. Gerade durch Corona und den Ausfall des Tourismus gerieten viele
Schutzgebiete in Not - und sind es bis heute -, weil wichtige
Einnahmen wegbrachen. Dank der Unterstützung des
Bundesumweltministeriums (BMUV) konnten wir zum Beispiel Reservate mit
einem Corona-Nothilfepaket dabei unterstützen, regelmäßige
Anti-Wildereipatrouillen am Laufen zu halten, indem wir Benzin für
Fahrzeuge und Helikopterstunden sowie wichtige Ausrüstung und
Wildhütertrainings finanziert haben.


Wildhüter ausbilden und ausrüsten

Auch auf anderen Wegen machen wir uns für den Schutz der Nashörner
stark. Seit Jahren unterstützen wir die Arbeit unserer Kolleg:innen
vor Ort, stellen Mittel zum Kauf von Ausrüstung und Trainings für
Wildhüter:innen zur Verfügung und fördern den Wissensaustausch und die
Koordination zwischen unseren Büros im südlichen Afrika. Denn Wilderei
ist ein grenzübergreifendes Problem. Bis heute haben wir mehr als 180
Wildhüter:innen in so wichtigen Bereichen wie Erster Hilfe oder Tatort-
 und Beweissicherung geschult und ihre Arbeit mit notwendiger
Ausrüstung unterstützt.

Einfache Dinge des täglichen Bedarfs machen dabei oft einen großen
Unterschied: Funkgeräte etwa, damit Ranger:innen sich bei ihren
täglichen Patrouillen verständigen und im Notfall Hilfe holen können.
Bereits 2019 haben wir drei Fahrzeuge für eines der wichtigsten
Nashornreservate, den Hluhluwe-iMfolozi-Park in Südafrika,
angeschafft. Die Kontrollfahrten konnten damit auf einer Fläche von
400 Quadratkilometern verdreifacht und die Reaktionszeiten halbiert
werden. Wie wichtig das ist, zeigt ein Fall, bei dem Wildhüter:innen
dank eines Fahrzeugs schnell reagieren konnten und einen verdächtigen
Wilderer im Besitz von Waffen und Rhinohörnern erwischt haben. Die
Verhaftung führte im weiteren Verlauf zur Aufdeckung eines bis dahin
unbekannten Wildereirings, der in der Gegend aktiv war. Doch
angesichts der erneut ansteigenden Wilderei 2021 dürfen wir in unseren
Schutzbemühungen für Nashörner nicht nachlassen.


Die Ärzte von morgen erreichen

Zusätzlich müssen wir noch mehr tun, um die Nachfrage zu senken. In
Vietnam fördern wir deshalb die Arbeit mit Universitäten der
traditionellen Medizin. Wir wollen die nächste Generation Ärzte
erreichen, damit sie künftig kein Rhinohorn mehr als
Behandlungsmethode empfiehlt. Durch Aktivitäten wie Online-Workshops,
Wettbewerbe und Aktionen in den Ausbildungsstätten haben wir bereits
mehr als 10.000 Studierende und Lehrkräfte angesprochen. Eine
Befragung vor und nach Kampagnen zeigte, dass 85 Prozent der Befragten
in Zukunft keine Produkte aus gefährdeten Wildtieren mehr empfehlen
werden. Davor waren es nur 68 Prozent. Das heißt: Die
Aufklärungsarbeit des WWF wirkt.

Wichtig sind außerdem die Zusammenarbeit und der Dialog mit
politischen Akteuren, Kliniken für traditionelle Medizin und der
Pharmaindustrie. Damit wollen wir erreichen, dass bestehende Gesetze
effektiv durchgesetzt werden und dass sich politische Akteure und
Geschäftsleute nicht am illegalen Geschäft beteiligen. Hierzu wurde
zum Beispiel gemeinsam mit dem vietnamesischen Gesundheitsministerium
ein Leitfaden für Kliniken entwickelt, der aufzeigt, wie der Konsum
und die Verschreibung von Rhinohorn und anderen illegalen
Wildtierprodukten eingedämmt werden kann.

Bei aller Projektarbeit behält der WWF mit seiner Arbeit zugleich das
große Ganze im Blick: die illegale Rhinohorn-Handelskette, die sich um
den halben Globus zieht. An allen Schaltstellen dieses kriminellen
Förderbands - vom Schutzgebiet in Südafrika bis zum Schwarzmarkt in
Vietnam - setzen wir an und machen es den Täter:innen immer schwerer,
ihrem tödlichen Geschäft nachzugehen. Es ist ein zähes Ringen um die
letzten Rhinos. Wie Sie ganz aktuell den Nashörnern helfen können,
erfahren Sie auf der nächsten Seite.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Das afrikanische Breitmaulnashorn ist ein ausdauernder Savannenläufer. Der Nachwuchs geht dabei meist voraus - mit der wachsamen Rhinomutter als Schutz im Rücken.

	In Afrika leben neben Breitmaul- auch Spitzmaulnashörner (im Bild): Beide Arten lassen sich vor allem anhand ihrer Oberlippenform unterscheiden. Nashörner prägen durch ihre Lebensweise entscheidend das Ökosystem in ihren Lebensräumen. Bestimmte Pflanzen und Tiere profitieren von den schwergewichtigen Vegetariern.

	Dieses weibliche Nashorn hat einen brutalen Überfall überlebt. Die Wilderer kamen mit dem Helikopter und sägten dem Tier mit einer Kettensäge sein Horn ab. Dabei verletzten sie die Schädelknochen des Nashorns, das dennoch wie durch ein Wunder überlebt hat.

	Um Nashörner zu schützen, wird noch immer einigen Tieren das Horn abgesägt. Leider weden sie trotzdem gewildert. Erfolgreicher ist die Umsiedlung von Nashörnern wie sie auch der WWF in Südafrika unterstützt. So hat das dortige Umsiedlungsprogramm maßgeblich dazu beigetragen, dass Nashörnern andernorts neue Lebensräume erschlossen wurden, wo sie sich fortpflanzen konnten.

	Nashorn-Horn muss dem tödlichen Kreislauf von Angebot und Nachfrage entzogen werden: Hier werden Hörner sichergestellt.

	Nashörner teilen ihre Savannenreviere mit vielen anderen Arten (Bild oben und rechts). Offene Wasserstellen sind für die Dickhäuter ganz wichtig - nicht nur wegen des Wassers. Sich im Schlamm zu wälzen, hilft, ihre Haut vor Parasiten und Insekten zu schützen. In der Trockenheit tut es auch ein Staubbad. Die Rotschnabel-Madenhacker warnen Nashörner vor herannahenden Menschen (Bild unten).



Steckbriefe zu allen fünf Nashornarten

finden Sie auf wwf.de/rhino-arten



Anmerkung der SB-Redaktion:

zum Thema siehe auch im Schattenblick: "Verhalten zu ändern, braucht
Zeit" - Interview von Katharina Hennemuth mit Trinh Nguyen,
Länderdirektorin von TRAFFIC Vietnam, über den mühsamen Weg, die
Nachfrage nach Nashorn-Horn zu verringern unter:

www.schattenblick.de / Infopool → Umwelt →
Internationales →

FRAGEN/029: Der mühsame Weg, die Nachfrage nach Nashorn-Horn zu
verringern (WWF Magazin)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/internat/uifr0029.html
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ARTENSCHUTZ/285: Costa Rica - Isla del Coco zum Naturschutzgebiet für Haie erklärt (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Costa Rica 

Isla del Coco zum Naturschutzgebiet für Haie erklärt



Mit einem Regierungsdekret wird Isla del Coco offizielles
Schutzgebiet für Haie. Es beherbergt außerdem eines der größten und
artenreichsten Riffe der Region.

(San José, 25. April 2022, pressenza) - Der Nationalpark Isla del Coco
(PNIC) in Costa Rica wird nun ein Schutzgebiet für Haie. Laut einer
Erklärung der Regierung von Präsident Carlos Alvarado soll die
Maßnahme den Schutz besonderer Haiarten sicherstellen und eine
Verbindung zum Golfo Dulce, einem Naturschutzgebiet für Hammerhaie,
schaffen.

Isla del Coco ist der größte Naturpark des Landes. Das geschützte
Meeresgebiet im östlichen Pazifik wird seit 1997 international als
Weltnaturerbe anerkannt. Außerdem handelt es sich dabei seit 1998
offiziell um ein Feuchtgebiet von internationaler Bedeutung (Ramsar
Site) und seit 1999 um historisch-architektonisches Erbe Costa Ricas.


Artenreiche Riffe sind wichtig für die Meeresfauna

Wegen seiner Biodiversität, dem Vorkommen vieler endemischer Arten und
der Schönheit der Landschaft wurde Isla del Coco im Jahr 2019 auch zur
Globalen Ozeanischen Schutzzone erklärt. Es gibt dort eines der
größten und artenreichsten Riffe im östlichen tropischen Pazifik, das
einen wichtigen Sammelpunkt für die Meeresfauna und ein
Durchgangsgebiet für wandernde Haipopulationen darstellt.

Das costa-ricanische Ministerium für Umwelt und Energie (Minae)
betonte, dass der PNIC eines der reichhaltigsten Gebiete an
Biodiversität auf See und an Land ist. Mehr als 46 Prozent der
endemischen Arten des Pazifiks kämen dort vor. Durch eine Erweiterung
des PNIC im vergangenen Dezember hat sich der Anteil der geschützten
Gebiete im costa-ricanischen Meeresgebiet von knapp drei auf etwa 30
Prozent erhöht.


Korridor von Meeresschutzgebieten von Mittel- nach
Südamerika

Der PNIC bilde nun ein weiteres Meeresschutzgebiete im Meereskorridor
des östlichen tropischen Pazifik. Dazu gehören bereits der
Galapagos-Nationalpark (Ecuador), das Flora- und Fauna-Schutzgebiet
Malpelo (Kolumbien), der Naturpark der Insel Gorgona (Kolumbien), der
Nationalpark der Insel Coiba (Panama) und der Nationalpark
Revillagigedo (Mexiko).

Nach einem Besuch von Mitgliedern der costa-ricanischen Regierung Ende
April im Nationalpark unterzeichneten Präsident Carlos Alvarado und
Umweltminister Rolando Castro das Dekret, mit dem Isla del Coco zum
Hai-Schutzgebiet erklärt wird. Bei der Unterzeichnung des Dekrets
sagte Alvarado, der Schutz dieser beiden Schutzgebiete bedeute einen
Schritt nach vorn bei der Erhaltung von Arten, die für die marinen
Ökosysteme von überragender Bedeutung sind, sowie von Arten, die vom
Aussterben bedroht sind.


Costa Rica führt High Ambition Coalition for Nature and
People mit an

Während des Besuchs im Nationalpark hissten die Regierungsbehörden die
Flagge zur Zweihundertjahrfeier der Unabhängigkeit Costa Ricas
(1821-2021), während Castro bekräftigte, dass all diese Bemühungen
zusammen mit der Ausweitung des Meeresschutzgebiets zur Stärkung der
High Ambition Coalition for Nature and People beitragen. Die von Costa
Rica, Frankreich und dem Vereinigten Königreich angeführte Koalition,
der sich bereits 95 Länder angeschlossen haben, hat sich zum Ziel
gesetzt, bis zum Jahr 2030 30 Prozent der Land- und Meeresflächen der
Welt zu schützen.

Die Berücksichtigung der Kerngebiete von Malpelo, Coiba, Galapagos und
der Isla del Coco sei eine große Herausforderung. Deshalb müsse man
über flexible und effiziente Mechanismen zum Schutz dieser endemischen
Arten und ihrer Lebensräume verfügen, so Castro. Die Vizeministerin
für Wasser und Meere, Cynthia Barzuna, wies ihrerseits auf die
Bedeutung der Buchten und kleinen Inseln in den geschützten Gewässern
des PNIC hin, die 15 Haiarten als Lebensraum, Brutstätte und
Durchgangsstation dienen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/isla-del-coco-zum-naturschutzgebiet-fuer-haie-erklaert/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FRAGEN/029: Der mühsame Weg, die Nachfrage nach Nashorn-Horn zu verringern (WWF Magazin)

WWF Magazin, Ausgabe 2/2022

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Interview


"Verhalten zu ändern, braucht Zeit"


Trinh Nguyen, Länderdirektorin von TRAFFIC Vietnam, über den mühsamen
Weg, die Nachfrage nach Nashorn-Horn zu verringern.

von Katharina Hennemuth, WWF



Wie kommt das Horn von Nashörnern von Afrika nach Asien?

Es gibt grenzüberschreitende organisierte kriminelle Netzwerke im
Wildartenhandel, die im großen Stil agieren. Seit 2010 war Vietnam in
mehr als 700 Beschlagnahmungen von mindestens 2,7 Tonnen Nashorn-Horn
verwickelt. Im Juli 2021 konfiszierten die Behörden im Hafen von Da
Nang beispielsweise sage und schreibe 138 Kilogramm Nashorn-Horn, die
fast 50 Nashörnern gehörten.

Warum ist die Nachfrage nach Nashorn-Horn so hoch? Wofür wird es
verwendet?

Anhänger der traditionellen Medizin in Vietnam glauben, dass
Nashorn-Horn eine medizinische Wirkung hat bis hin zur Heilung von
schweren Krankheiten wie Krebs. Es wird aber auch als Statussymbol
gesehen und von der mittleren bis oberen Einkommensschicht als
Luxusgeschenk verwendet.

Aber der Verkauf und Kauf von Nashorn-Horn ist in Vietnam illegal
und kann mit Gefängnis bestraft werden. Warum schreckt das
Käufer:innen nicht ab?

Eigentlich hat Vietnam als eines von wenigen asiatischen Ländern
strenge Gesetze gegen Wilderei und illegalen Artenhandel. Doch
aktuelle Studien zeigen, dass hierzulande leider nur wenige
Beschlagnahmungen tatsächlich zu Verhaftungen, Strafverfolgungen und
Verurteilungen geführt haben. Und wir müssen auch anerkennen,
dass eine Verhaltensänderung bei Konsument:innen Zeit braucht.
Insbesondere bei Menschen, die an medizinische Eigenschaften des
Horns glauben.

Was tun TRAFFIC Vietnam und WWF Deutschland, um die Nachfrage
nach den Hörnern in Vietnam zu reduzieren?

Die Verbrauchernachfrage zu senken, ist ein wesentliches Ziel. Wenn es
keinen Markt für Nashorn-Horn mehr gibt, fehlt Wilderem auch der
finanzielle Anreiz, die Tiere zu töten. TRAFFIC Vietnam und der WWF
Deutschland arbeiten dazu seit fünf Jahren zusammen. Wir tun dies,
indem wir gründliche Marktanalysen betreiben und die Beweggründe für
den Konsum untersuchen. Damit wollen wir herausfinden, wie wir das
Kaufverhalten am besten beeinflussen können. Zum Beispiel, von wem die
Konsument:innen am ehesten bereit sind, Ratschläge anzunehmen, und
welche Botschaften für sie am wirkungsvollsten sind. Daraus entwerfen
wir Kampagnen zur Verhaltensänderung. Darüber hinaus arbeiten wir eng
mit der Regierung und der Wirtschaft zusammen, um die Durchsetzung von
Gesetzen zu verbessern und das illegale Angebot zu reduzieren, zum
Beispiel auf Online-Plattformen. Der WWF Deutschland ist unser
wichtigster Partner für diese Arbeit.

Welche Erfolge gab es in den vergangenen Jahren?

Unter anderem konnten wir mehr als 500 Politiker:innen, 20000
Geschäftsleute und mehr als 10000 Studierende und Lehrkräfte der
traditionellen Medizin mit maßgeschneiderter Kommunikation erreichen.
Eine Befragung danach unter einem Teil der Studierenden zeigte, dass
85 Prozent von ihnen in Zukunft keine Produkte aus gefährdeten
Wildtieren mehr empfehlen werden.

Warum ist dieses Thema für Sie so wichtig?

Ich möchte, dass die Artenvielfalt des Planeten erhalten bleibt und
dass die Menschheit vor unvorhersehbaren Umweltproblemen sicher ist.
Die Schäden, die der Mensch in verschiedenen Ökosystemen verursacht,
sind äußerst gefährlich. Ich bin sehr glücklich, zu einem Team zu
gehören, das hart daran arbeitet, unsere Welt zum Besseren zu
verändern.



TRAFFIC ist ein globales Netzwerk, das zum Handel mit wild lebenden
Tier- und Pflanzenarten und deren Produkten arbeitet. Gegründet wurde
es 1976 von der Weltnaturschutzunion IUCN und dem WWF.



Anmerkung der SB-Redaktion:

zum Thema siehe auch im Schattenblick: 

"Wehrlos", von Katharina Hennemuth

www.schattenblick.de / Infopool → Umwelt →
Internationales →

ARTENSCHUTZ/286: Wehrlos - Nashörner gehören zu den
schutzbedürftigsten Tieren auf unserem Planeten (WWF Magazin)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/internat/uiaz0286.html
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KLIMA/561: Neue Südwind-Studie zeigt dramatische soziale Auswirkungen der Klimakrise im Globalen Süden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Wien

Neue Südwind-Studie zeigt dramatische soziale Auswirkungen der
Klimakrise im Globalen Süden

Südwind-Pressemitteilung vom 5. Mai 2022






[image: Mann und Kind stehen im flachen Wasser eines breiten Gewässers neben einem Boot, das den Namen Senegal trägt. Foto: © Elena Giacomelli/Südwind]

Foto: © Elena Giacomelli/Südwind



Eingeschränkte Mobilität, fehlender Schutz und unfaire
Handelspraktiken wirken existenzbedrohend für Millionen Menschen -
Fallstudie "Beyond Panic?" beleuchtet vier von der Klimakrise
besonders stark betroffene Länder und warnt vor dramatischen
Folgen.

Im Rahmen der Südwind-Initiative Climate of Change untersuchte die
Universität Bologna soziale Auswirkungen der Klimakrise in vier
Ländern des Globalen Südens, die besonders stark von der Klimakrise
betroffen sind - Senegal, Guatemala, Kambodscha und Kenia. In allen
Ländern zeigten sich große Probleme bei der Anpassung an extremer
werdende Bedingungen, wie etwa unvorhersehbares Wetter, intensivere
Stürme, Dürren oder veränderte Meeresströmungen. Der
Handlungsspielraum wird zusätzlich durch wirtschaftspolitische
Faktoren massiv beschränkt, von hoher Verschuldung durch Mikrokredite
über Land Grabbing durch ausländische Investor*innen bis hin zu
Wasserentnahme für Monokulturen. "Die Klimakrise ist ein mächtiger
Multiplikator für bestehende Probleme in Ländern des Globalen Südens.
Gefährdungs- und Diskriminierungsfaktoren, etwa aufgrund von Alter,
Geschlecht, Einkommen oder Herkunft, werden zunehmend verschärft",
erklärt Angelika Derfler, Südwind-Sprecherin für Klimagerechtigkeit.

Das im Vorjahr verabschiedete von den Vereinten Nationen verkündete
Menschenrecht auf eine sichere, saubere, gesunde und nachhaltige
Umwelt wird in keinem der vier untersuchten Länder eingehalten. "Es
braucht dringend eine Trendwende in Wirtschaft und Politik, hin zu
einem System, in dem das menschliche Wohl und planetare
Belastungsgrenzen respektiert werden", so Derfler.

Trotz unterschiedlicher Voraussetzungen, zeigt sich in allen vier
Ländern eine enorme Gefährdung der Bevölkerung durch fehlende
Anpassungs- und Schutzmöglichkeiten. Ein wirtschaftspolitisches
Machtgefälle zugunsten der reichen Länder verschärft die Situation
zusätzlich. "Die Frage der Klimagerechtigkeit muss endlich auch in der
europäischen und österreichischen Außen-, Entwicklungs- und
Wirtschaftspolitik einen größeren Stellenwert einnehmen.
Ausbeuterische Wirtschaftspraktiken auf Kosten der Menschen im
Globalen Süden müssen endlich ein Ende haben", sagt Angelika Derfler.
Die Menschenrechtsorganisation Südwind fordert daher von der
Österreichischen Bundesregierung vollen Einsatz auf allen Ebenen für
genügend Mittel für Anpassungsmaßnahmen sowie zur Kompensation von
Schäden und Verlusten. Außerdem braucht es einen Know-How-Transfer und
einen strengen Rechtsrahmen, einerseits gegen ausbeuterische
Wirtschaftspraktiken und Arbeitsbedingungen zum Vorteil reicher Länder
oder internationaler Konzerne und andererseits zum Schutz von Menschen
und Menschenrechten.

Beim Einfluss der Klimakrise auf Migrationsbewegungen ist diese laut
der Studie je nach Land unterschiedlich ausgeprägt. Für die
Entscheidung zu migrieren spielen demnach meist mehrere Faktoren eine
Rolle. Die Klimakrise wirkt mit bereits bestehenden Ursachen und
traditionellen Migrationsbewegungen zusammen. In den meisten Fällen
sind Migrationsbewegungen innerhalb des Landes oder in die
Nachbarländer zu beobachten. Nur ein geringer Teil migriert in den
Globalen Norden.


Fallbeispiel Senegal: Dürre und Erosion treffen auf
Müllimporte und Ocean Grabbing

Besonders eindrücklich zeigte sich der Zusammenhang zwischen
Wirtschaft und Klimakrise am Beispiel Senegal: Etwa 65 Prozent der
Bevölkerung lebt an der Küste. Der jährliche Anstieg des
Meeresspiegels liegt bei 3,5 bis 4 Millimeter. Gerade für die
Bevölkerung der Küstenstädte St. Louis und Dakar ist Erosion ein
enormer Gefährdungsfaktor. Im Zuge der Recherche gaben
Interviewpartner an, dass sie mitansehen mussten, wie ihre Häuser im
Meer versanken.

Im Landesinneren wiederum führen vermehrte Dürren zu weitreichenden
Einbußen in der Landwirtschaft. Dies befördert die rasante
Urbanisierung und eine Überforderung der städtischen Infrastruktur.
Die daraus resultierenden Müllentsorgungsprobleme werden erheblich
verschärft durch Müllimporte aus Europa. Etwa 70 Prozent der
Feststoffabfälle werden in nicht genehmigten Mülldeponien entsorgt.

Etwa jede*r fünfte Arbeitnehmer*in ist im Fischereisektor beschäftigt.
Zum Zeitpunkt der Recherchen 2021 bleiben die Fische aufgrund
veränderter Meeresströmungen, Verschmutzung und Artenverlust fast
gänzlich aus. Hinzu kommt das so genannte "Ocean Grabbing": Mithilfe
neuer rechtlicher Rahmenbedingungen wurden Zugang, Nutzung und
Kontrolle von Fischereiressourcen in Küstengebieten von europäischen
Unternehmen zum eigenen Vorteil neu verteilt. Zugunsten der
industriellen Fischerei wird der lokalen Bevölkerung die
Lebensgrundlage entzogen.


Zum Download:

Ergebnisübersicht des Fallstudienberichts (6 Seiten, Deutsch)

https://www.suedwind.at/fileadmin/user_upload/suedwind/PDF_Downloads/Suedwind_Ergebnisuebersicht_Fallstudienbericht_2022.pdf

Fallstudienbericht: Senegal Guatemala, Kambodscha, Kenia. Kurzfassung
(42 Seiten, Deutsch)

https://www.suedwind.at/fileadmin/user_upload/suedwind/PDF_Downloads/Suedwind_Fallstudienbericht_Kurzfassung_2022.pdf

Die Gesamtstudie "Beyond Panic? - Exploring Climate Mobilities in
Senegal, Guatemala, Cambodia and Kenya" von der Universität Bologna,
im Auftrag der Initiative Climate Of Change (186 Seiten,
Englisch)

https://www.suedwind.at/fileadmin/user_upload/suedwind/PDF_Downloads/ClimateOfChange_Final_report_2022.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Mai 2022 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





ÖKOSYSTEME/120: Klimawandel - Was wird aus der Arktis? (WWF Magazin)

WWF Magazin, Ausgabe 1/2022

WWF Deutschland - World Wide Fund For Nature

Was wird aus der Arktis?

von Eva Klebelsberg und Dr. Max Boxleitner, WWF



Nirgendwo sonst auf der Erde ist der Klimawandel so deutlich
sichtbar wie nördlich des Polarkreises. Die mittlere Lufttemperatur
dort ist in den vergangenen 50 Jahren um mehr als drei Grad Celsius
gestiegen. Warum ist das so? Und wie können wir der Natur dort
helfen?



In der Arktis wird normalerweise ein Großteil des sommerlichen
Sonnenlichts durch Schnee und Eis reflektiert und trägt daher nicht
zur Erwärmung der Erdoberfläche bei. Doch mit steigenden Temperaturen
werden immer mehr Flächen schnee- und eisfrei - und beschleunigen so
die Erwärmung. Diese und weitere Rückkopplungen führen dazu, dass der
Temperaturanstieg in der Arktis zwei- bis dreimal stärker ausfällt als
im globalen Mittel. In den WWF-Projektgebieten in der russischen
Arktis sind wir Zeugen dieser Veränderung. Das Meereis schmilzt - und
damit schwindet die Lebensgrundlage nicht nur für Eisbären und
Walrosse, sondern für ein ganzes Ökosystem. Gleichzeitig wird der
Zugang für Schifffahrt, Fischerei und Rohstoffabbau einfacher. Das
Auftauen des Dauerfrostbodens führt zu Schäden an Straßen, Gebäuden
und Industrie und setzt zusätzliches klimaschädliches Methan und CO2
frei. In der arktischen Tundra verschiebt sich die Baumgrenze nach
Norden. Dadurch werden Ökosysteme und an sie speziell angepasste Arten
verdrängt - wie der Polarfuchs durch den Rotfuchs.

Mit diesen gravierenden Veränderungen müssen nun alle arktischen Tier-
und Pflanzenarten klarkommen. Auch Rentiere: Die vermutlich am
weitesten wandernden Landsäugetiere der Erde spielen eine wichtige
Rolle für das Ökosystem der Tundra. Doch immer mehr Öl- und
Gaspipelines, Straßen und Zäune zerschneiden ihren Lebensraum und
behindern die Wanderung der Herden. Durch die immer früher einsetzende
Eisschmelze ertrinken viele Jungtiere beim Durchqueren der
kilometerbreiten Flüsse. Unter den Veränderungen - Pflanzen blühen
früher, Insekten schlüpfen zu anderen Zeiten - leiden auch die
Zugvögel. Insgesamt sind 279 Arten bekannt, die teilweise riesige
Entfernungen zurücklegen, um im Sommer in der Arktis zu brüten. Auch
Lemming-Populationen gehen drastisch zurück, weil ihre Baue im Schnee
zu nass werden und die Tiere sterben.


Zerstörerische Hitzewellen

Forscher:innen des russischen Geophysikalischen Observatoriums
Voeikov in Sankt Petersburg und des WWF Russland haben 2018
mit komplexen Modellen die Folgen des Klimawandels in der
russischen Arktis simuliert. Sie befürchten, dass in der Arktis
besonders Hitzewellen zunehmen werden. Solche Ereignisse werden
noch plötzlicher und zerstörerischer wirken als das vergleichsweise
langsame Schmelzen des Meereises. Abhängig von der zukünftigen
Begrenzung des CO2-Ausstoßes halten die Forscher:innen in der
Arktis um durchschnittlich 15 Grad Celsius wärmere Winter zum
Ende des Jahrhunderts für möglich (im Vergleich zu den
Durchschnittstemperaturen von 1990 bis 1999). Das bedeutet:
Klimaschutz ist Arktisschutz.

Laut Observatorium wird es regional große Unterschiede geben.
Dort, wo die Veränderungen weniger heftig ausfallen werden,
können wir daher gegensteuern. Dort will der WWF große Rückzugsgebiete
für Arten schaffen. Die Arktis ist eines der letzten großen
Wildnisgebiete auf unserem Planeten. Die Natur kann hier einen
Weg finden, mit den Veränderungen fertigzuwerden - wenn man
sie lässt. Deshalb setzen sich der WWF Deutschland und der WWF
Russland - unterstützt durch die Internationale Klimaschutzinitiative
des Bundesumweltministeriums - gemeinsam für den Erhalt der
Biodiversität in der russischen Arktis durch eine natürliche Anpassung
ein. Dazu hat der WWF mithilfe der Voeikov-Daten ein
"klimasmartes" Schutzgebietsmodell entwickelt, in dem wichtige und
miteinander vernetzte Schlüsselgebiete für arktische Arten
identifiziert wurden. Dort hätten sie die besten Überlebenschancen,
weil große und zusammenhängende Ökosysteme widerstandsfähiger sind.
Insgesamt 87 Refugien in drei Projektregionen wurden bestimmt, von
denen aktuell fünf mit einer Fläche von fast drei Millionen Hektar
unter Schutz gestellt wurden. 31 weitere Gebiete sind in Planung.


Partnerschaft mit Indigenen

Bei unseren Schutzvorhaben in der russischen Arktis sind indigene
Volksgruppen mit ihrem Naturwissen wichtige Partner. Das
WWF-Projektteam unterstützt lokale Gemeinden dabei, ihr traditionelles
Wissen und Handwerk wie Knochenschnitzerei, Bootsbau oder
Schlittenhundezucht wieder zu beleben, Geschäftsideen zu entwickeln
und über den Klimawandel zu lernen. Inzwischen gibt es sogar
ein offizielles gemeinsames Klimaanpassungsprogramm mit der
Regierung Tschukotkas im äußersten Nordosten Russlands. Wie entlang
der gesamten Küste der russischen Arktis nehmen dort wegen
der immer längeren eislosen Zeit seit einigen Jahren Zwischenfälle
mit Eisbären zu. Deshalb unterstützt der WWF insbesondere in
Tschukotka auch sogenannte Eisbärpatrouillen. Die engagierten
Freiwilligen im Dorf Ryrkaipij zum Beispiel warnen frühzeitig vor den
Tieren, vertreiben sie, wenn es nötig ist, und leisten Aufklärung in
Schulen. Zusätzlich sammeln sie Daten, die helfen, in allen
Arktis-Anrainerstaaten solche Konflikte zu vermeiden. Auch das globale
Eisbär-Konflikt-Monitoring-Programm wird vom WWF Deutschland
unterstützt. Die dramatische Entwicklung in der russischen Arktis
macht deutlich, dass globaler Klimaschutz und lokale
Anpassungsmaßnahmen Hand in Hand gehen müssen. Dabei kommt dem WWF mit
seinem großen Netzwerk über die russische Arktis hinaus eine
Schlüsselrolle zu. Wir sitzen im Arktischen Rat, sind als
Regierungsberater:innen aktiv und engagieren
uns im arktischen Meeresschutz. So können wir beim Natur- und
Klimaschutz im hohen Norden entscheidend mitreden.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Lemminge leben in Tunnelsystemen unter dem arktischen Schnee. Durch die frühe Schmelze werden ihre Höhlen zerstört.

	Weil die eisfreie Zeit in der Arktis immer länger wird, finden Eisbären nicht mehr genug Nahrung - und kommen deshalb vermehrt in die Dörfer. Rechts: Wetterstationen wie diese erfassen immer häufiger außergewöhnlich hohe Temperaturen.

	Im äußersten Nordosten Russlands unterstützt der WWF die örtlichen Eisbärpatrouillen. Freiwillige überwachen die Tiere, helfen dabei, Zwischenfälle zwischen den Raubtieren und den Einheimischen zu vermeiden, und leisten Aufklärungsarbeit.
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PROTEST/145: Mexiko - Deponiebrand in Industrieregion gefährdet indigene Gemeinden (Philipp Gerber)

Mexiko: Deponiebrand in Industrieregion gefährdet indigene Gemeinden

Von Philipp Gerber, 17. Mai 2022



Tehuacán. Der anhaltende Großbrand der Mülldeponie bei Tehuacán
bedroht die Bevölkerung und das Biosphärenreservat Tehuacán-Cuicatlán im
Südosten Mexikos. Davor warnten lokale Aktivist:innen auf einer
Pressekonferenz in Puebla, der Hauptstadt des gleichnamigen
Bundesstaates.

Das Feuer auf der offenen Mülldeponie in Santa Maria Coapan außerhalb der
Industriestadt Tehuacán brach am 6. Mai aus. Die lokalen Behörden gaben
bekannt, dass sie diesen Brand mitten in der Hitzesaison bisher zwar
eingrenzen konnten, doch die Feuerwehr rechnet damit, dass das Feuer auf
dem Abfallberg bis Ende des Monats weiter schwelt.

Über mögliche gesundheitsschädliche Auswirkungen der giftigen Wolke über
dem Tal von Tehuacán ist nichts bekannt. Die Stadtbehörden entgegnete auf
die Forderung nach einer Gesundheitswarnung an die Bevölkerung, dass sie
über keine Instrumente zur Messung der Luftverschmutzung verfügen. Die
Bevölkerung solle einen Mundschutz tragen und Aktivitäten im Freien
vermeiden.

Das lokale indigene Komitee der Gemeindeländereien von Santa Maria Coapan
verurteilte die Untätigkeit der Behörden von Tehuacán, die von der
sozialdemokratischen Morena-Partei gestellt werden, als vorsätzliche
Umweltverschmutzung. Das Komitee fordert, dass die im 2021 gerichtlich
verordnete Schließung des Müllbergs endlich umgesetzt und das zu diesem
Zweck enteignete Territorium der Nahua-Gemeinde zurückgeben wird.

Zudem wiesen die Gemeindemitglieder darauf hin, dass die giftigen
chemischen Abfälle aus der Textilindustrie von Unternehmen wie der
spanischen Gruppe Navarra seit bald 30 Jahren auf dieser Deponie landeten
und die Umwelt vergiften. Die Gruppe produziert in Tehuacán Jeans für
globale Marken wie Levis, Gap und Calvin Klein.

Unterstützt wird der indigene Widerstand gegen die Mülldeponie von
Menschenrechtsorganisationen wie dem Nationalen Zentrum zur Unterstützung
indigener Missionen (Cenami). Lizy Peralta Mercado von Cenami erinnerte auf
einer Pressekonferenz daran, dass der Müllberg seit Jahrzehnten ohne
offizielle Genehmigungen in Betrieb ist. Zudem blieben auch die zuständigen
Bundesbehörden zum Schutz der Umwelt absolut untätig.

Der Konflikt um die Mülldeponie in Tehuacán ist eine der zahlreichen
sozialen Brennpunkte im teilweise stark industrialisierten Bundesstaat
Puebla, wo auch die Autoindustrie mit Werken von Volkswagen und Audi
präsent ist. Neben der Umweltverschmutzung ist die immer größere
Wasserknappheit ein zentrales Thema, wobei die Privatisierung und
Plünderung der Wasserressourcen durch Industrieunternehmen auf Widerstand
der sozialen Bewegungen stößt (amerika21 berichtete [1]).


Anmerkung:

[1] https://amerika21.de/2022/04/257475/karawane-wasser-leben-bedroht

Quellen:

https://www.lajornadadeoriente.com.mx/puebla/relleno-sin-permisos-toxico/

https://www.lajornadadeoriente.com.mx/puebla/controlado-parcialmente-el-incendio-en-el-relleno-sanitario-de-tehuacan/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2022/05/258072/mexiko-deponiebrand-gefaehrdet-gesundheit
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Chile 

Wasser in der Hauptstadt wird knapp



Nach zwölf Jahren Dürre und Wasserprivatisierung haben die
chilenischen Behörden einen Notfallplan vorgestellt, um das Wasser in
der Hauptstadt Santiago zu rationieren.

(Lima, 13. April 2022, servindi/poonal) - Aufgrund der lang
anhaltenden Dürre hat der Gouverneur der chilenischen
Hauptstadtregion, Claudio Orrego [1], einen Notfallplan zur
Rationierung des Wassers in Santiago vorgestellt. "Wir haben bereits
seit zwölf Jahren eine Dürre", erklärte der Gouverneur am 11. April.
"Es ist also gut möglich, dass wir eine solche Rationierung haben
werden." Der Notfallplan besteht aus vier Stufen und würde über 1,5
Millionen Menschen betreffen.

Die erste dieser vier Notfallstufen nennt sich "Grüner Alarm" und
wirbt für sparsamen Wasserverbrauch und die Nutzung von Grundwasser.
Darauf folgen die Warnstufen "Präventiv" und "Gelb", die jeweils die
Überprüfung der Wasservorräte und die Reduzierung des Wasserdrucks
vorsehen.

Die vierte und höchste Stufe ist demnach der "Rote Alarm". In diesem
Fall können die Behörden den Stadtteilen reihum das Wasser für bis zu
24 Stunden abdrehen. Diese Rationierung würde über 1,5 der knapp acht
Millionen Menschen betreffen, die in der Hauptstadtregion leben und
mit Wasser aus den Flüssen Mapocho und Maipo versorgt werden.


Lang anhaltende Dürre

Der Notfallplan für Santiago soll dann in Kraft treten, wenn die
Regierung eine Rationierung anordnet. Das hängt von der Menge der
Niederschläge im kommenden Winter ab. Präsident Gabriel Boric konnte
nicht ausschließen, dass dies kurz- oder mittelfristig geschehen
könnte, besonders in drei Bezirken im Osten Santiagos, in denen die
Situation besonders kritisch ist. Diese Bezirke, Las Condes, Lo
Barnechea [2] und Vitacura gehören zu den Wohlhabendsten in Chile und
verbrauchen laut einer Studie der chilenischen Universität am meisten
Wasser.

Durch eine bereits seit zwölf Jahren anhaltende Dürre wird die Lage in
Chile langsam kritisch, da der Pegel der Flüsse, die die Hauptstadt
versorgen, erheblich gesunken ist. Nach Schätzungen der Regierung ist
die Verfügbarkeit des Wassers in Chile in den letzten 30 Jahren um
zehn bis 37 Prozent zurückgegangen. Im Norden und in der Mitte des
Landes könnte die Verfügbarkeit bis 2060 um weitere 50 Prozent sinken.

Nach Angaben von Greenpeace ist Chile das Land mit der größten
Wasserkrise in der gesamten westlichen Hemisphäre; 76 Prozent des
Staatsgebietes sind bereits von der Dürre betroffen. Expert*innen
führen die Wasserknappheit jedoch nicht nur auf ausbleibende
Niederschläge zurück sondern auch darauf, dass sich 80 Prozent des
Wassers [3] in Privatbesitz befindet, vor allem in den Händen großer
Unternehmen für Landwirtschaft, Bergbau und Energie. Dieser Umstand
geht auf das Wasserrecht zurück, das während der Pinochet-Diktatur
1981 reformiert worden ist.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Claudio_Orrego

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/Lo_Barnechea

[3] https://www.swissinfo.ch/spa/chile-sequ%C3%ADa_chile-se-prepara-para-posible-racionamiento-de-agua-con-un-plan-de-emergencia/47510014
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Eiszeit der Technokraten

Zur Geschichte des Climate Engineering

von Rüdiger Haude - 22.10.2021



Seit einem dreiviertel Jahrhundert boomt die Idee, das Erdklima mit
Hilfe gigantischer technischer Lösungen zu manipulieren. Dieser Ansatz
war immer von militärischen Interessen durchtränkt, und er hat immer
dieselben größenwahnsinnigen Instrumente propagiert: Dammbau-Projekte
zur Umleitung von Meeresströmungen; riesige kosmische Sonnenspiegel;
eine großmaßstäbliche Ausbringung von Giftstoffen in die Atmosphäre
oder die Meere; allen voran aber: die "friedliche" Verwendung von
Atombomben und Atomkraftwerken, um das Antlitz der Erde zu verändern.
All das sollte mal gegen eine neue Eiszeit, mal gegen die globale
Erwärmung helfen. - Man sollte sich die Geschichte dieser Ideen vor
Augen halten, wenn man heutige Vorschläge zur Klimarettung durch
Geoengineering beurteilen will.



Die chaotische Struktur des Wetters hat Menschen von jeher veranlasst,
sich um eine Manipulation dieser Vorgänge zu bemühen. Lange wurde das
Wetter als Ausfluss des absichtsvollen Handelns höherer Wesen
gedeutet, und die Versuche einer Beeinflussung waren folglich
magischer Natur. Aus vielen Weltregionen werden Rituale des
Regentanzes überliefert, die Phasen der Trockenheit beenden sollten.
Auch in Mitteleuropa ist die Anrufung von "Wetterheiligen" im Rahmen
der katholischen Volksreligiosität verbreitet gewesen und
wahrscheinlich bis heute nicht ganz verschwunden.
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Mit der europäischen Neuzeit trat das Denken über die
Wetter-Beeinflussung aber in eine neue Phase ein. Entsprechend den
wachsenden Möglichkeiten, die Erde mit technischen Mitteln zu
verändern - Tunnel, Kanäle, Stauwerke zu bauen - rückte auch die
Manipulation des Klimas in den Bereich des Denkbaren. Dies zeigt sich
schon in der utopischen Literatur der frühen Neuzeit. Die erdachte
Insel Utopia, mit der Thomas Morus 1516 dem Genre seinen Namen gab,
ist das Ergebnis eines Geo-Engineering-Projekts, denn der Gründer
Utopus schuf sie durch die Durchtrennung einer Landenge, die sie
vorher mit dem Festland verband.[1] Der Gedanke, dass Menschen
sich ihre Umwelt durch Ingenieurtätigkeit so gestalten, wie sie sie
zu brauchen meinen, ist hier bereits voll entfaltet.

Der utopische Sozialist Charles Fourier wandte diese
Allmachtsphantasie dann auch auf die geplante Beeinflussung des
Weltklimas an. In seiner "Theorie der vier Bewegungen" schilderte er
1808, wie durch eine Kultivierung der nördlichen Regionen das polare
Eis zum Schmelzen gebracht und auf der ganzen Erde ein gemäßigtes
Klima etabliert werden könne. Das kosmologische Verständnis, auf dem
er dieses Ziel basierte, war jedoch recht spekulativ: Das Nordlicht
betrachtete er als Samenerguss, der durch menschliches Zutun mit
seinem angenommenen südlichen Gegenstück in Verbindung gebracht werden
müsse.[2]

Die Abschaffung der Wetterextreme beschäftigte das vom "Kampf gegen
die Elemente" durchdrungene 19. Jahrhundert. Eine wirkungsreiche Idee,
dies zu erreichen, bestand in der Korrektur der Erdachse, deren
Neigung gegenüber der Ekliptik behoben werden sollte. In Jules Verne's
Roman "Der Schuss am Kilimandscharo" (Sans dessus dessous, 1889) dient
die größte Kanone der Welt diesem Unterfangen, das übrigens durch den
geplanten Abbau von Kohle unter den Nordpolarregionen motiviert ist.

Im Laufe des 19. Jahrhunderts hat die physikalische Forschung die
atmosphärischen Mechanismen enträtselt, die dafür sorgen, dass es
relativ warm auf der Erde ist. Svante Arrhenius beschrieb 1896 den
Treibhauseffekt und die dominierende Rolle, die Kohlendioxid dabei
spielt. Er erörterte auch, in welchem Maße die Verbrennung von Kohle
durch die Menschen zu einer Erderwärmung führen müsse.[3] Die
zeitliche Variabilität des Klimas war zuvor schon durch das wachsende
Wissen über die Eiszeiten und durch die Vermehrung der geologischen
Kenntnisse erkannt worden. Die Geologie als Wissenschaft nahm ihren
Aufschwung übrigens im Zusammenhang mit den ersten Großprojekten
dessen, was man als Geo-Engineering beschreiben kann: Die
großräumliche, intentionale Veränderung des Antlitzes der
Erde. Zunächst waren es vor allem Tunnel- und Wasserbauprojekte wie
Kanal- und Staudammbauten, in denen sich die Interaktion mit der
geologischen Schichtenstruktur der Erdoberfläche intensivierte.[4]

Das Militär tritt auf

Zu den Besonderheiten des Denkens über den Treibhauseffekt gehört,
dass es auf dem Weg von der Grundlagenforschung zu den
Umweltschutzdiskursen zunächst bei den geostrategischen Thinktanks der
Militärs einen Zwischenstopp machte. Nach dem Zweiten Weltkrieg und
der Herausbildung einer bipolaren Weltordnung entstand das Phantasma,
dass die Wettermanipulation ein wichtiges Kriegsmittel der Zukunft
sei. Da man dem gegnerischen Lager Forschung auf diesem Gebiet
unterstellte, sah man sich gerechtfertigt, dasselbe zu tun. Der
pensionierte Captain der US Navy Howard T. Orville, Chef eines von
Präsident Eisenhower eingesetzten "Beratenden Ausschusses für
Wetterkontrolle", brachte es bei einem Hearing des US-Kongresses 1958
auf den Punkt: die Wetterkontrolle könne "beängstigende und
katastrophale Folgen haben, wenn es einer unfreundlichen Nation
gelingt, vor uns den Durchbruch zu erzielen". Der Kongress solle
deswegen Mittel für einschlägige Forschung bewilligen.[5]

Wir kommen gleich auf Herrn Orville zurück. Zuvor werfen wir einen
Blick auf die Ideen, die schon 1945 bei Kriegsende aufblühten. Der
Technik- und Klimahistoriker James Rodger Fleming hat sie zu einem
eindrucksvollen Potpourri zusammengetragen: Julian Huxley, einer der
Gründer der UNESCO, schlug vor, Atombomben als "atomares Dynamit" zu
verwenden, um die Erdoberfläche "landschaftlich zu gestalten"
("landscaping the Earth"). Das Jagdflieger-Ass aus dem Ersten
Weltkrieg, Eddie Rickenbacker, sprach sich für eine Verwendung
der neuen Waffe aus, um "die antarktische Kühltruhe zu knacken". Der
Rundfunkpionier David Sarnoff prophezeite 1946, künftig könne man
Regen oder Sonnenschein "durch das Drücken von Radioknöpfen" bestellen
- was die Frage aufwarf, wer denn dann am Ende entscheiden würde, ob
ein Tag sonnig oder regnerisch sein solle, oder wo genau ein
umgeleiteter Sturm sich denn austoben solle. Vladimir Zworykin, einer
der "Väter" der Fernseh-Technik, hatte 1945 über die Instrumente
solcher Sturmlenkung nachgesonnen und war neben gigantischen
Flammenwerfern - wenig überraschend - auf Atombomben gekommen.
Zworykins Ideen wurden damals u.a. von dem berühmten Mathematiker John
von Neumann unterstützt, der in der ebenfalls jungen
Computer-Technologie das Instrument sah, das komplexe Wetter- und
Klimageschehen analytisch in den Griff zu bekommen. (Später wandelte
von Neumann sich zu einem Mahner gegen die zerstörerischen Potenziale
der Wettermanipulation.)[6]
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An welche Maßnahmen dachte Captain Orville ein gutes Jahrzehnt später?
Einerseits hatte er a) gigantische Wasserbauprojekte vor Augen. Er
erwähnt sowjetische Pläne, die Fließrichtung sibirischer Flüsse
umzudrehen, und mit ozeanischen Dämmen die Meeresströmungen zu
blockieren bzw. umzuleiten, um so aus dem Nordmeer ein warmes Gewässer
zu machen. Ein leichter Anflug systemischen, wenn auch
block-verhafteten Denkens zeigt sich, wenn Orville hierzu schreibt:
"Das bedeutet, dass Russland dann in den Genuss von Warmwasserhäfen
und milden Temperaturen kommen könnte, [...] allerdings auf Kosten
einer starken Überflutung der Küstengebiete der westlichen Länder."[7]
Nur der westlichen?

Andererseits ging es um dieselben Kategorien, die auch heute
diskutiert werden: b) Die Veränderung der Zusammensetzung der
Atmosphäre, c) sonstige Manipulationen der solaren Strahlungsbilanz.
Zu b) zählte etwa eine bewusste Erwärmung durch gezielt gesteigerten
CO2-Gehalt, oder umgekehrt eine Abkühlung durch radioaktiven "Staub".
Edward Teller ("Vater der Wasserstoffbombe" und reale Vorlage für
Stanley Kubricks "Dr. Seltsam") habe vorgerechnet, dass man mit der
Detonation von 2000 Wasserstoffbomben eine neue Eiszeit hervorrufen
könne. Zu c) gehörte die Idee, die polaren Eiskappen mit farbigen
Pigmenten abzudecken, um die Albedo zu verringern. Außerdem ein
Gedanke, den der deutsche Raketenpionier Hermann Oberth bereits 1923
vorgetragen hatte: die Nutzung gigantischer Spiegel im Orbit, um
Sonnenlicht auf Orte zu lenken, die wärmer oder heller werden
sollen.[8] Oberth hatte ein orbitales Spiegelsystem mit 100 oder gar
1000 km Durchmesser erwogen und zu den Anwendungsmöglichkeiten
ausgeführt: "Es könnte z.B. der Weg nach Spitzbergen oder nach den
nordsibirischen Häfen durch solche konzentrierten Sonnenstrahlen
eisfrei gehalten werden." Auch könne der Sonnenspiegel "durch
zerstreutes Licht weite Länderstrecken im Norden bewohnbar machen, in
unseren Breiten könnte er im Frühjahr die berüchtigten Wetterstürze
(Eismänner) und im Herbst und im Frühjahr die Nachtfröste verhindern
und damit die Obst- und Gemüseernten ganzer Länder retten".[9]

Wenn Oberth es für "sogar nicht einmal ausgeschlossen" hielt, "daß
einer der Kulturstaaten bereits in absehbarer Zeit an die Ausführung
dieser Erfindung geht", dann allerdings aus dem Grunde, dass "ein
solcher Spiegel leider auch hohen strategischen Wert haben könnte (man
kann damit Munitionsfabriken sprengen, Wirbelstürme und Gewitter
erzeugen, marschierende Truppen und ihre Nachschübe vernichten, ganze
Städte verbrennen und überhaupt den größten Schaden anrichten)".[10]

Das bringt uns zurück zu Orville, der ja das Climate Engineering als
Militär erwog. Die eher bescheidenen praktischen Versuche einer
Wettermanipulation, die in den 60er Jahren durch die Administration
des US-Präsidenten Lyndon B. Johnson unternommen wurden, zeigten genau
diese Logik: Feldversuche mit dem "Impfen" von Wolken (cloud seeding)
durch Silberiodid zwecks künstlicher Abregnung wurden in Indien und
auf den Philippinen durchgeführt, vermeintlich um Hungerkrisen zu
beenden, jedoch unter Federführung des US-Militärs.[11] Die Ergebnisse
dieser Missionen wurden offenbar genutzt, um in Vietnam künstlich
erzeugten Regen mit dem Ziel zu verwenden, den Ho-Tschi-Minh-Pfad
unpassierbar zu machen ("Operation Popeye").[12] Der Pionier dieser
Methode, Chemie-Nobelpreisträger Irving Langmuir, hatte übrigens nach
ersten fehlgeschlagenen Versuchen, die Zugrichtung tropischer
Wirbelstürme zu verändern, 1955 vorgeschlagen, weitere Versuche
im Südpazifik anzustellen, "wo es weniger Bevölkerung gibt" und wo
deshalb ja auch schon die überirdischen Atombombentests durchgeführt
wurden.[13]
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By United States Department of Energy - Trinity and Beyond: The Atomic
Bomb Movie. 
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Zwischen 1958 und 1962 brachten übrigens die US-Amerikaner und die
Sowjets Megatonnen von nuklearen Sprengkörpern auch im erdnahen
Weltraum zur Detonation. Pionier war hier der berühmte Physiker James
A. van Allen, der den Plan verfolgte, die Ionosphäre mit
hochenergetischen Nuklearteilchen zu "impfen" ("seed").[14]

1978 wurde eine UN-Konvention verabschiedet, welche angesichts der
gescheiterten "Operation Popeye" die militärische oder sonstwie
feindselige Verwendung von umweltverändernden Techniken verbietet
(ENMOD). Dennoch spuken Ideen für Klima- und Wetter-Manipulationen bis
heute in den Strategiepapieren des Pentagon herum. In einem Report der
US-Luftwaffe mit dem Titel "Weather as a Force Multiplier: Owning the
Weather in 2025" (Das Wetter als Machtverstärker: 2025 das Wetter
beherrschen) wird 1996 unter Hinweis auf die erkennbare Klimakrise
gefordert, "die technologischen Fortschritte der letzten 20 Jahre zu
nutzen, um eine hochpräzise und einigermaßen genaue
Wetterbeeinflussungsfähigkeit zu erreichen". Ein Kommentar schreibt
hierzu: "Am auffälligsten ungsfähigkeit zu erreichen". Ein Kommentar
schreibt hierzu: "Am auffälligsten ist hier, dass unsere gegenwärtige
Umweltkrise nicht als Einschränkung, sondern als Schmiermittel für die
öffentliche Akzeptanz gesehen wird, wobei zivile Bedenken kulturelle
und technologische Entwicklungen zum Vorteil des Militärs
vorantreiben."[15]

Die üblichen Sieger der Geschichte stehen also bereit, um die immer
auswegloser werdende Klimakrise für eine weitere Militarisierung und
Kommodifizierung (auch dies steckt ja in der Formulierung "Owning the
Weather") zu nutzen. Diese Kräfte haben kein Interesse an einer
raschen Dekarbonisierung, denn eine Verschärfung der Krise spielt
ihrem technokratischen Größenwahn in die Hände.


Eiszeit verhindern?

Veränderungen der solaren Strahlungsbilanz wie auch der
atmosphärischen Zusammensetzung und die marinen Großprojekte können
sowohl mit dem Ziel einer Erwärmung als auch einer Abkühlung des
globalen Klimas projektiert werden. Aber nach dem Zweiten Weltkrieg
bis in die 70er Jahre hinein wurde überwiegend an künstliche
Aufheizung gedacht. Dies hängt mit einer klimatischen Entwicklung
zusammen, bei der zwischen 1945 und 1970 die globalen Temperaturen
vorübergehend nicht stiegen, sondern sanken. Gerade in der Zeit der
massivsten Steigerung des CO2-Ausstoßes zeigte sich der anthropogene
Treibhauseffekt nicht, weil er durch den gleichzeitigen starken
Ausstoß von Sulfaten und weiteren industriellen Partikel-Emissionen
(den sogenannten "Braunen Wolken") "maskiert" wurde: Diese Substanzen
schirmen das Sonnenlicht ab und haben deshalb einen abkühlenden
Effekt, der die Wirkung des Treibhauseffekts ausgleichen oder sogar
übersteigen kann. Jedoch ist ihre Verweildauer in der Atmosphäre
vergleichsweise kurz (sie gelangen als "saurer Regen" wieder auf die
Erde), während CO2 für Jahrhunderte in der Atmosphäre verbleibt. Jede
Wirtschaftskrise und jede Gesetzgebung, die aus Umweltschutzgründen
den Ausstoß dieser giftigen Substanzen begrenzt, führt seitdem
unbeabsichtigt dazu, dass die globalen Temperaturen nach oben schießen
- ein fürchterliches Dilemma, vor dem wir stehen.[16]
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Die Climate Engineers haben jedenfalls das absichtliche Ausbringen von
Schwefel-Aerosolen in die Atmosphäre schnell in ihren
Maßnahmen-Katalog aufgenommen - worauf wir gleich zurückkommen wollen.
Einen Moment müssen wir noch bei der Cooling-Fraktion bleiben, die es
als technische Herausforderung sah, das Abgleiten der Erde in eine
neue Eiszeit zu verhindern. Einer ihrer späten Exponenten war Lowell
Ponte. Er hielt in seinem Buch 1976 eine unmittelbar bevorstehende
Eiszeit für nicht unwahrscheinlich. Er erörterte zahlreiche
Gegenmaßnahmen, vom "cloud-seeding" bis zur künstlichen Schließung von
Meerengen wie der Straße von Gibraltar oder der Dardanellen, des Roten
Meeres oder des Ärmelkanals. Die Abdeckung von Eisflächen und Wüsten
zwecks Verringerung der Albedo durfte nicht fehlen. Aber viele
Maßnahmen, die Ponte begeistert schilderte, konnten kaum der
Verhinderung einer Eiszeit dienen; so, wenn er von dem Plan sprach,
mittels Atomexplosionen einen neuen Kanal durch Mittelamerika zu
treiben, um den Golfstrom zu schwächen. Oder von Plänen, "Löcher in
die Berge nördlich von Los Angeles zu sprengen, um Smog und Hitze zu
vertreiben".[17] Und dies sind nur einige seiner Vorschläge, das Klima
auf regionaler Ebene zu manipulieren. Für die globale Klimaregulierung
dachte er etwa an ein planmäßiges Auftauen der Permafrostböden. Andere
Ideen erschienen ihm allerdings "grob oder bizarr", z.B. der Betrieb
von Atomreaktoren zu dem einzigen Zweck, die Ozeane aufzuheizen, oder
die Ausbringung von "metallischem Staub" oder CO2 in die Atmosphäre,
um den Treibhauseffekt zu "verbessern". Neben Orbitalspiegeln
erörterte er auch unabgeschirmte Atomreaktoren im Orbit, die als "neue
Sonnen" fungieren könnten.[18]

All diese erörterten Maßnahmen atmen einen Geist: den einer
technokratischen Gigantomanie, die glaubt, letztlich den gesamten
Kosmos durch menschliches Handeln regulieren zu können. Jules Verne's
literarische Riesenkanone zur Abschaffung der Erdneigung war am Ende
aufgrund eines simplen Rechenfehlers um den Faktor eine Milliarde zu
klein dimensioniert. Ponte hatte aber eine neue Energiequelle zur
Hand: die Atomkraft. Damit sollte doch - wie heute noch in jedem
zweiten Hollywood-Katastrophenfilm - jede größere Bedrohung zu
bewältigen sein. Immerhin warnte er: "Aber einmal geschehen,
können diese Dinge nicht mehr ungeschehen gemacht werden."[19] Aber
von komplexen Systemzusammenhängen und unbeabsichtigten Nebenfolgen
ist in seinem Buch, das von einer völlig falschen Prämisse ausgeht,
nichts zu finden.

Wir können heute über solche Unbekümmertheit und die ihr zugrunde
liegende Sozial- und Sexualpathologie schmunzeln, über die immer
wieder gleichen, ermüdenden Phantasien von gigantischen Machtmitteln,
die eine durchaus männlich zu denkende "Potenz" ins Unermessliche
steigern sollen ... aber ist dieses Denken bei den heutigen Climate
Engineers tatsächlich überwunden? In einer jüngeren
klimageschichtlichen Arbeit werden folgende aktuell diskutierte
Maßnahmen aufgezählt: "mit chemischen Maschinen, die den Kohlenstoff
in gebrannten Kalk umwandeln, CO2 buchstäblich aus der Luft zu
waschen"; Eisendüngung der Meere; Ausbringen von Sulfataerosolen in
der Atmosphäre; Versprühen von Meerwasser zwecks "whitening" von
Stratosphärenwolken; Sonnenlicht-Reflektoren im Orbit; "tägliche Flüge
in die Atmosphäre, um tonnenweise Kalksteinmehl zu verteilen". Solche
"Lösungen", gibt der Autor zu bedenken, würden "Jahrhundert um
Jahrhundert sorgfältiger Wartung erfordern, denn die Abschaltung
solcher Technologien, während die Treibhausgaskonzentration in der
Atmosphäre überhöht bleibt, würde in der Tat einen höllischen Anstieg
der katastrophalen Erwärmung auslösen. Andererseits könnte es durchaus
eine kluge Politik sein, diese Technologien in Reserve zu halten, da
sie im schlimmsten Fall eingesetzt werden könnten."[20]


Teufel durch Beelzebub austreiben

Hier tauchte sie wieder auf - die Idee, die Verschmutzung der
Atmosphäre mit Treibhausgasen durch eine andere Verschmutzung zu
bekämpfen, nämlich mit Sulfataerosolen. Aus der Beobachtung, dass nach
größeren Vulkanausbrüchen die globalen Temperaturen vorübergehend
durchaus absinken konnten, hatte der Umweltwissenschaftler Reid Bryson
bereits seit den 60er Jahren die These entwickelt, die wachsende
Menschheit wirke aufgrund ihrer Emissionen klimatologisch als ein
"human volcano" und führe so die nächste Eiszeit herbei.[21] Auf
Bryson hatte sich auch der schon zitierte Ponte berufen. Da war es bis
zu dem Vorschlag nicht weit, diesen Effekt bewusst einzusetzen und
abkühlende und aufwärmende Emissionen als bewussten Temperaturregler
einzusetzen. 1983 konnte man lesen: "Es scheint, dass die
Demonstration, die uns der Mount Tambora und andere Vulkane von Zeit
zu Zeit gegeben haben, wie die Temperatur der Welt durch eine fast
unmerkliche Menge an Staub verändert werden kann, auf einen
Mechanismus hinweist, der uns alle im nächsten Jahrhundert davor
bewahren kann, unter der Wolke des Kohlendioxids zu schwitzen, die uns
bis dahin umhüllen wird."[22]

Wird sie? War es 1983 so unausweichlich, dass der Kohlendioxid-Ausstoß
mit der Weltbevölkerung wachsen müsse? Mir scheint, dass die Climate
Engineers seit ihrer Entstehung einen problematischen Hang zum
Business-as-usual hatten und dass man ihnen daher auch heute diesen
Verdacht nicht ersparen hatten und dass man ihnen daher auch heute
diesen Verdacht nicht ersparen sollte. Inzwischen kann niemand mehr
bestreiten, dass eine Welt ohne anthropogenen Treibhausgasausstoß sehr
wohl möglich ist; nur die Frage nach dem Tempo dorthin ist umstritten.
Ob die Sirenengesänge der Climate Engineers bei der Klärung dieser
Frage hilfreich sind? Die erste Prämisse aller klimaregulierenden
Maßnahmen muss doch sein, diesen Ausstoß mit maximalem Tempo zu
beenden. Die zweite Prämisse muss lauten, nur solche Maßnahmen zu
erwägen, deren Nebenwirkungen nicht wiederum katastrophal sind. Würden
Sie Ihren kranken Planeten einem Arzt anvertrauen, dessen Methoden zur
massiven Übersäuerung der Meere und der Böden führen?


Planeten-Fieber und ein falscher Guru

Eine beliebte Metapher in den Klimadiskursen ist tatsächlich der Satz,
die Erde sei krank: sie habe "Fieber". Dieses Bild kann in zweierlei
Richtung ausgedeutet werden: a) die Menschheit wird als der
Krankheitserreger betrachtet, gegen den diese personifizierte Erde
sich zur Wehr setzen müsse. b) Menschen sehen sich als planetarische
Ärzte, die diese Krankheit zu heilen hätten. Im letzteren Fall
konkurrieren, um J.R. Fleming zu zitieren, zwei Therapie-Vorschläge:
"eine strikte Kohlenstoff-Diät", und eine "planetare Chirurgie namens
climate engineering".[23] Es ist sicher nicht abwegig, diese Ansätze
so scharf gegeneinander abzugrenzen, denn dem ersten liegt das Prinzip
zugrunde, die anthropogene Manipulation der Erdsysteme möglichst zu
minimieren, dem zweiten hingegen, die angerichteten Schäden mit immer
neuen großmaßstäblichen Manipulationen in den Griff bekommen zu
können. Einmal Ökologie - einmal technokratische Hybris. Einmal
Schadensbegrenzung - einmal Leugnung ihrer Notwendigkeit. Wodurch das
Geoengineering "jüngst verstärkt ins Licht der Öffentlichkeit gerückt
ist", urteilt Martin Meiske im Jahr 2021, das sei "der offensichtlich
fehlende Handlungswille zur Reduzierung der CO2-Emissionen, das sich
rapide schließende Zeitfenster" und der IPCC-Sonderbericht von
2018.[24] Aber dürfen wir dem fehlenden Handlungswillen der
Staatenlenker tatsächlich ein solches Schlupfloch lassen?

Bleiben wir noch kurz bei der Arzt-Metapher. Einer derjenigen, die
sich als "Planetenarzt" bezeichnen, ist der britische
Naturwissenschaftler James Lovelock.[25] Lovelock wurde berühmt durch
die "Gaia-Hypothese", in der die Erde wie ein lebendiger Organismus
beschrieben wird. Die Biosphäre lasse sich, so der frühe Lovelock,
"als eine einzige lebende Wesenheit betrachten [...], die fähig ist,
die Erdatmosphäre nach ihren allgemeinen Bedürfnissen auszurichten,
und die mit Fähigkeiten und Kräften begabt ist, die weit über jene
ihrer einzelnen Komponenten hinausgehen".[26] Mit der Gaia-Hypothese,
die nicht den Menschen, sondern seine Umwelt ins Zentrum stellt,
avancierte Lovelock zu einem Säulenheiligen der Ökologie-Bewegung.
Sehr zu Unrecht, wie ein genauerer Blick in seine Werke zeigt. Seine
Einsichten hatte er als Angestellter des Shell-Konzerns gewonnen, für
den er (ab 1966!) die Folgen der Verbrennung fossiler Kraftstoffe
untersuchte. Diese Verbrennung könnte sich, so argumentierte er nun,
"auf eine von der Biosphäre kontrollierte Lufthülle ganz anders
auswirken als auf eine passiv-anorganische Atmosphäre. Es könnten
Anpassungsvorgänge anlaufen, die Störungen, wie sie etwa durch die
Ansammlung von Kohlendioxyd auftreten, abmildern."[27] Mehr noch: Die
Rolle der Menschheit in jenem Gaia-Organismus betrachtete er (wenn
auch in Frageform) als das Nervensystem und Gehirn, welches bewusst
die Stellschrauben des Erd-Systems bedienen könne - der klassische
Traum des Climate Engineering. Wenn wir z.B. "durch Fortschritte in
der Wetterkunde erkennen, daß eine besonders strenge Eiszeit droht"
(was zwar Gaia nichts anhaben könnte, aber doch uns als Teil von ihr),
dann wäre eine "mögliche Handlungsweise", "mit unseren industriellen
Möglichkeiten eine riesige Menge von Chlor-Fluor-Kohlenwasserstoffen
herzustellen und sie in die Atmosphäre zu schicken".[28]

In späteren Arbeiten ist Lovelock weniger optimistisch; doch sein
Vertrauen in großtechnologische Lösungen ist ungebrochen. In einem
Buch von 2007 bekennt er: "Wir missbrauchen die Erde mittlerweile so
sehr, dass sie sich vielleicht aufbäumt und in jene heiße Phase
zurückfällt, in der sie vor 55 Millionen Jahren war."[29] Wir nähmen
der Erde mit unserer urbanen Daseinsform "so viel weg, dass sie nicht
länger in der Lage ist, die vertraute und komfortable Umwelt
aufrechtzuerhalten, die wir als gegeben hingenommen hatten. Jetzt
verändert sie sich nach ihren eigenen, internen Regeln und geht in
eine Phase über, in der wir nicht länger willkommen sind."[30] Das ist
der Gedanke von der Menschheit als Bazillus, als
"Menschenepidemie"[31]. Die menschliche Spezies, schreibt er, sei "so
etwas wie eine Krankheit des Planeten".[32] Aber Lovelock selbst sieht
sich hier ja als "Planetenarzt", wie bereits zitiert. Als solcher
bittet er seine "grünen Freunde inständig, ihren naiven Glauben an
nachhaltige Entwicklung und erneuerbare Energie zu überdenken". Vor
allem müssten sie "ihre Starrköpfigkeit gegenüber der Atomenergie
aufgeben." Denn "wir haben jetzt keine Zeit, mit visionären
Energiequellen zu experimentieren". (Als ob ein Atomkraftwerk
schneller zu planen und zu errichten wäre als tausend Windräder!)
Später können Erneuerbare und "die saubere und immerwährende
Fusionsenergie" die Rolle übernehmen.[33] Er wendet sich auch gegen
die "unkluge Gesetzgebung zum Stoppen von Schwefelemissionen"[34],
wobei er an deren oben geschilderte Wirkung denkt, die Treibhausgase
zu "maskieren" und die Erderwärmung so zu verzögern. Dementsprechend
gehört zu seinen Engineering-Vorschlägen vielmehr, dafür zu sorgen,
dass Flugzeuge in der Stratosphäre "Treibstoff verbrennen, der eine
kleine Menge Schwefel enthält".[35] Ansonsten: ein "Sonnenschirm" im
Weltall. Die "Produktion von marinen Stratuswolken". Die Bindung von
Kohlenstoff in Karbonatgestein.[36] Am Ende schreibt er: "Die
Vorstellung, Menschen seien intelligent genug, um die Erde zu
verwalten, zählt zum Vermessensten, was je gedacht wurde."[37] Da hat
sich der "Planetenarzt" diese vermessenste Vorstellung aber bereits
sehr ausgiebig zu eigen gemacht. Es ist völlig unverständlich, wie
dieser Technokrat jemals zum Guru eines Teils der Ökologiebewegung hat
werden können.

Aber freilich müssen wir uns immer wieder damit auseinandersetzen,
dass Wissenschaftler, auf deren diagnostischer Brillanz wir unsere
Arbeit aufbauen, bei den Therapien plötzlich mut- oder phantasielos in
alte Muster zurückfallen. Der NASA-Klimaforscher James E. Hansen, dem
wir die Einsicht verdanken, der CO2-Gehalt der Atmosphäre müsse (von
inzwischen 420) auf 350 ppm zurückgeführt werden,[38] hat ebenfalls
mehrfach als Lösung eine Renaissance der Atomenergie befürwortet.[39]
Paul Crutzen, der als erster den Begriff des "Anthropozäns" in die
Debatte einbrachte,[40] entwarf angesichts der Unfähigkeit der
Weltgemeinschaft, den Ausstoß von Treibhausgasen zu verringern, den
uns bereits vertrauten Vorschlag, in der oberen Atmosphäre
Schwefelpartikel auszubringen, um das Klima abzukühlen.[41]


Welchen Kompass brauchen wir?

Im letzteren Fall kann man fast schon von Verzweiflung sprechen. Aber
insgesamt spricht doch aus diesen gefährlichen Vorschlägen ein Bias
(eine typische Voreingenommenheit) des naturwissenschaftlichen
Denkens: Diesen Schriftstellern ist es unmöglich, aus der Logik
großer, zentralisierter technischer Lösungen auszuscheren. Als habe
sich nicht z.B. in der Welt der Information die Rhizom-Struktur des
Internet als jeder Zentralsteuerung überlegen erwiesen. Als würde in
einem Bienenvolk die "Königin" jeder einzelnen Biene sagen, wo sie
jetzt hinzufliegen hat. Als seien homöostatische, dezentrale Systeme
nicht die effizientesten. Im gleichen Sinne sollten wir bei der
Aufgabe einer CO2-Rückholung an ökologische, dezentral umzusetzende
Lösungen ohne verheerende Nebenwirkungen denken. Es gibt sie ja.[42]

Der Historiker Fleming mahnt uns, die militärische Herkunft vieler der
heute diskutierten Methoden der Klimamanipulation nicht zu vergessen,
die von dem Phantasma einer umfassenden Kontrolle bzw. Beherrschung
getrieben werden. "Geoengineering", schreibt er, sei "unerprobt und
gefährlich. Wir verstehen es nicht, wir können es nicht auf einer
kleineren Ebene als der des Planeten testen [...]. Das Herumbasteln am
Planeten ist nicht 'billig', wie einige Ökonomen behaupten, da die
Nebenwirkungen unbekannt sind. Es stellt ein moralisches Risiko dar,
da es möglicherweise die Anreize zur Schadensbegrenzung verringert. Es
könnte [...] in die Hände von Schurkenstaaten fallen, und es könnte
militarisiert werden (wie man aus der Geschichte lernt, würde es
wahrscheinlich militarisiert werden)."[43] "Schadensbegrenzung" - das
ist vor allen Dingen die rasche Dekarbonisierung. Auch eine Aufgabe
für Ingenieur*innen - aber für solche mit menschlichem Maß.

Angesichts der hier skizzierten Geschichte des Climate Engineering mit
ihren grotesken und in die völlig falsche Richtung zielenden Projekten
wäre als wissenschaftliche Grundhaltung in der Tat eine gewisse Demut
angebracht. Aber wir können, bei Strafe des Untergangs, nicht die
Augen davor verschließen, dass wir bereits viel zu viele Treibhausgase
in die Atmosphäre gebracht haben. Wir - oder genauer: unsere
industrialistische Zivilisation, bzw.: der Kapitalismus. Wir müssen
CO2 aus der Atmosphäre zurückholen. Aber ganz gewiss nicht als Alibi
dafür, den Ausstieg aus den weiteren Emissionen zu verzögern. Und
nicht als Türöffner für Weltherrschafts-Phantasien. Wenn wir zwischen
Optionen wählen müssen, sollten wir nicht auf diejenigen
zurückgreifen, deren schädliche Nebenwirkungen - saurer Regen;
Atommüll - bekannt sind, oder aber als Überraschung in den komplexen
Systemlogiken unseres Planeten lauern. Optionen, deren Nutznießer jene
gesellschaftlichen Kräfte sind, die uns den Klima-Schlamassel
zuallererst eingebrockt haben.

Bei den Maßnahmen zur CO2-Rückholung müssen folgende Prinzipien
eingehalten werden:


	Sie müssen jederzeit beendet oder sich selbst überlassen werden können, ohne neue Katastrophen hervorzurufen. D.h., sie müssen die Homöostasefähigkeit der globalen Systeme (ihre Fähigkeit zur Selbstregulierung) steigern.

	Sie müssen systemische Folgeprobleme minimieren.

	Sie müssen auf Infrastrukturen basieren, welche demokratiefähig sind, also transparent, dezentral und ohne Gefährdungs- und Missbrauchs-Potenziale. Denn mit der Erderhitzung steuern wir auf eine konfliktträchtigere globale Konstellation zu.



Den Tiger reiten - das sollten wir den Katastrophenfilmen aus
Hollywood überlassen.
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Das schmeckt giftig

Was auf unseren Tellern landet, hat oft eine bedrohliche Vorgeschichte

von Kaya Thielemann



Sie lassen sich mittlerweile überall nachweisen: Pestizide. Auf dem
Feld, im Forst oder in Lebensmitteln - Mensch und Natur sind
umzingelt. Die chemischen Stoffe werden in der Landwirtschaft
eingesetzt, um die Ernteerträge zu maximieren. Pestizide sollen die
landwirtschaftlichen Kulturen schützen, indem sie unerwünschte
Organismen töten. Sie lassen sich nach ihrer Wirkungsweise
unterteilen: Auf Pflanzen wirken Herbizide, Insekten werden mit
Insektiziden bekämpft und Pilze mit Fungiziden.

In allen Weltregionen nimmt der Pestizideinsatz zu, trotz Verschärfung
der Zulassungsverfahren. Südamerika liegt in Führung, gefolgt von
Asien und Zentralamerika. Afrika bildet das Schlusslicht.


Verboten und verschifft

Die Weltgesundheitsorganisation WHO verabschiedete 1985 einen
Verhaltenskodex für einen weniger schädlichen Umgang mit den Stoffen,
umgesetzt wurde er aufgrund fehlender Rechtsverbindlichkeit jedoch
nicht. Durch fehlende Regulierung gerät ein ganzer Wirtschaftszweig
außer Kontrolle: In Deutschlands Landwirtschaft werden 39 Pestizide
verwendet, die laut den EU-Regularien Substitutionskandidaten sind.
Das sind Pestizidwirkstoffe, die besonders gefährlich sind und
möglichst schnell ersetzt werden sollen. Ungarn ist mit 51
Substitutionskandidaten europäischer Spitzenreiter, Italien, Polen,
Frankreich und Spanien folgen dicht dahinter.

Der Markt ist für Konzerne lukrativ. Das EU-Exportvolumen hat sich in
30 Jahren fast vervierfacht. Die fünf größten Hersteller, darunter die
beiden deutschen Unternehmen Bayer und BASF, erzielen ein Drittel
ihrer Pestizidumsätze mit Wirkstoffen, die das
Pestizid-Aktions-Netzwerk PAN als hochgefährlich einstuft.

Pestizide, die in der EU und anderen Industrieländern verboten sind,
werden von europäischen Herstellern in den globalen Süden exportiert
und spielen dort täglich eine lebensbedrohliche und zerstörerische
Rolle - wobei die Agrarprodukte dann aber zu Billigpreisen nach Europa
geliefert werden. Hauptabnehmer für europäische Pestizide ist
Brasilien. In das südamerikanische Land wurden im Jahr 2018 circa
10.000 Tonnen ohne EU-Zulassung importiert. Das ist moderner
Kolonialismus.

Die Hersteller versichern, dass die Produkte ungefährlich seien,
solange sie sachgemäß verwendet werden. Das ist oft nur Theorie, wie
Umfragen zeigen. So sagen 43 Prozent der befragten Arbeiter aus Ghana,
dass sie keine Schulung für den Umgang mit Pestiziden erhalten. Sie
kennen die Warnhinweise nicht und können sich keine Schutzausrüstung
leisten. Über zwei Drittel der Befragten arbeiten ohne Schutzanzug,
Schutzbrille oder Handschuhe.


Durch die Hintertür zurück

Geht man bei uns durch einen Supermarkt, bietet sich folgendes Bild:
Bohnen aus Senegal, Weintrauben aus Südafrika, Zucchini aus Marokko -
alles Regionen, die mit giftigen Pestiziden überflutet werden.
Paradoxerweise landen diese Lebensmittel auf unseren Tellern. Der
"Bumerang-Effekt" von Pestizidexporten und Lebensmittelimporten wirft
die EU-Richtlinien über den Haufen. Im Jahr 2021 wurden importierte
brasilianische Früchte untersucht. Man stellte bei 84 Prozent der
Früchte Pestizid-Rückstände fest. Zwei Drittel dieser Pestizide waren
"hochgefährlich" - die Hälfte davon ohne EU-Zulassung.

Die Gifte kommen jedoch nicht nur auf direktem Weg zurück. Wind und
Wasser sorgen für weite Kontamination, wodurch auch Bio-Lebensmittel
ihren Status verlieren. Das geschieht etwa durch Fließgewässer, die
die Pestizide verbreiten - sogar bis in die Ozeane, so dass heute auch
Delfine, Seehunde und Schweinswale Rückstände aufweisen. Durch
Niederschläge werden Pestizide von den Feldern in Bäche und Flüsse
gespült. Nur acht Prozent der deutschen Oberflächengewässer sind laut
Umweltbundesamt in einem "sehr guten oder guten ökologischen Zustand".
Die Rückstände bedrohen das Grundwasser und somit die Gesundheit
aller.

Außerdem sorgt der Wind für eine mehr als 1000 Kilometer weite
Verbreitung, weil die Wirkstoffe verdunsten oder an kleinen
Staubkörnchen haften bleiben. Luftströmungen verteilen die Aerosole
überall: in Stadtparks, Naturschutzgebieten und schlussendlich auch in
unseren Lungen. In Südtirol wurden im Frühling auf 83 Prozent der
untersuchten Spielplätze und Schulhöfe ein oder mehrere Pestizide
nachgewiesen.


Mensch und Natur in Bedrängnis

Was die Chemikalien tatsächlich bewirken, wissen die wenigsten -
selbst die Hersteller nicht. Bei den Zulassungsverfahren werden
Pestizidmischungen nämlich nicht berücksichtigt und die Chemikalien
werden in einer vereinfachten Test-Umwelt untersucht. Hier werden die
komplexen Wechselwirkungen in natürlichen Ökosystemen kaum beachtet.

Pestizide sind ein Hauptverursacher des Artenrückgangs. Insektizide
töten neben Schädlingen auch Nützlinge wie Bakterien und Pilze.
Besonders alarmierend ist der Insektenrückgang: In den letzten 30
Jahren hat sich die Biomasse der Insekten in Deutschland halbiert. Das
Insektensterben führt zu deutlichen Lücken in den Nahrungsnetzen und
gefährdet das menschliche Wohlergehen. Gibt es keine Insekten, die die
Pflanzen bestäuben, fallen die Erträge deutlich knapper aus.

Mit steigender Verwendung von Pestiziden wird auch menschliches Leiden
größer. Jährlich kommt es weltweit zu 385 Millionen Vergiftungen.
Betroffen sind 44 Prozent aller Beschäftigten der Landwirtschaft. Die
Gifte sind neben akuten Gesundheitsproblemen auch für chronische
Krankheiten -beispielweise neurologische Erkrankungen und Diabetes -
verantwortlich. Wissenschaftliche Studien belegen den Zusammenhang
zwischen Pestiziden und Parkinson sowie Leukämie. Etliche Chemikalien
werden als krebserregend eingestuft. Die Bayer AG musste bereits
geschätzte 11,6 Milliarden Euro Schadenersatz an Menschen zahlen, die
mit dem Totalherbizid Glyphosat in Kontakt gekommen waren und
daraufhin an Krebs erkrankten.

Im schlimmsten Fall führt der Kontakt mit Pestiziden zum Tod. 10.000
Menschen sterben jährlich durch den Kontakt mit Pestiziden - vermutlich
ist die Dunkelziffer hoch.


Mehrheit für Ökologie auf dem Acker

Für die Reduktion des Pestizideinsatzes und die Begrenzung der
negativen Auswirkungen fehlt bisher politischer Wille. In Frankreich
soll immerhin in diesem Jahr ein Gesetz in Kraft treten, das die
Herstellung, Lagerung und den Export von verbotenen Pestiziden unter
Strafe stellt. Eine Passage im neuen Koalitionsvertrag sieht das
Gleiche für Deutschland vor. Vor allem junge Menschen sind besorgt und
fordern Veränderungen. In Umfragen stufen über zwei Drittel der
befragten Jugendlichen die Auswirkungen auf Gewässer, Luft, Boden und
die eigene Gesundheit als ziemlich bis sehr besorgniserregend ein.
Ebenso viele plädieren für mehr Unterstützung von landwirtschaftlichen
Betrieben und mehr Ökologie auf dem Acker.

Am besten wäre ein gänzlicher Verzicht auf Pestizide oder der Umstieg
auf sogenannte Biopestizide. Die Nachfrage nach den natürlichen
Wirksubstanzen wächst, doch weltweit betrachtet ist sie weiterhin
gering.

Zukunftsaufgabe der Politik ist die Kontrolle und Regulierung des
Umgangs mit Pestiziden, zum Wohl von Menschen und Natur. Die nötige
Agrarwende ist darüber hinaus ein essenzieller Faktor im Kampf gegen
die Klimakrise.



Weitere Informationen: 

Pestizidatlas - Daten und Fakten zu Giften in der Landwirtschaft 2022,
Heinrich-Böll-Stiftung, 

www.boell.de/pestizidatlas

Tel.: (030) 285340



Zur Ausgaben-Übersicht

https://www.grueneliga-berlin.de/publikationen/der-rabe-ralf/archiv/jahrgang-2022/

https://www.grueneliga-berlin.de/publikationen/der-rabe-ralf/aktuelle-ausgabe/pestizidatlas/
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NATURSCHUTZ heute - Winter 2021

ODER-AUSBAU


Natur oder Schiffe?


Die Oder ist ein besonderer Fluss, im Sommer wie im Winter. Ausbau-
und Staustufenpläne bedrohen die deutsch-polnische Lebensader.

von Helge May



Je strenger der Frost und je höher das Wasser in den Auenwiesen steht,
desto mehr geflügelte Wintergäste zieht das Odertal an. Neben Gänsen
und Enten sind es vor allem die eindrucksvollen nordischen
Singschwäne, die einen Besuch lohnen.

Gänse ohne Flügel - Nur alle paar Jahre zu sehen sind die
Brieger Gänse, auch sie mögen es besonders kalt. Brieger Gänse können
nicht fliegen, sie lassen sich treiben. Es handelt sich nämlich um
besondere Eisschollen, ihren Namen haben sie von der
niederschlesischen Oderstadt Brieg - heute Brzeg - und den Geräuschen
beim Zusammenstoßen im Wasser. Andernorts ist das Phänomen als
Grundeisschollen oder Pfannkucheneis bekannt. Die Schollen entstehen
aus Eiskristallen, die sich über dem kiesigen Flussgrund bilden und
drehend nach oben steigen. Durch die andauernde Kollision der
"Pfannkuchen" erhalten sie einen wulstigen Rand.

Ob Brieger Gänse oder gewöhnliche Schollen: Kritisch wird es, wenn
sich diese zu Eisbarrieren zusammenschieben und damit den Fluss
versperren. Das stoppt die Schifffahrt und fördert das Hochwasser.
Deshalb tut auf der Oder eine kleine Flotte deutscher und polnischer
Eisbrecher zusammen Dienst.

Die Oder ist einer der letzten Flüsse, den Fische noch über
 hunderte Kilometer barrierefrei bis zum Meer durchwandern
 können.


Hunderte Kilometer barrierefrei - Die in Tschechien
entspringende Oder fließt zunächst gut 500 Kilometer durch Polen,
bevor sie ab der Mündung der Lausitzer Neiße 160 Kilometer lang die
Grenze zwischen Polen und Deutschland bildet. Zwar ist die Oder längst
kein natürlicher Fluss mehr, auch hier gibt es Begradigungen und
Buhnen. Als Grenzfluss verlor sie aber an Bedeutung, die Eingriffe
waren spärlich. Sie ist einer der letzten Flüsse in Europa, den Fische
und andere Tiere noch über hunderte Kilometer barrierefrei bis zum
Meer durchwandern können. Immer wieder finden wir hier gut erhaltene
große Waldkomplexe, artenreiche Auen und Wiesen sowie für Flusstäler
typische Altwasser.

Das könnte sich nun ändern. Bereits 2015 haben Deutschland und Polen
weitgehend unbeachtet ein "Abkommen über die gemeinsame Verbesserung
der Situation an den Wasserstraßen im deutsch-polnischen Grenzgebiet"
geschlossen.

Eisbrecher nur vorgeschoben - Angeblich damit die Eisbrecher
besser arbeiten können, soll der Fluss deutlich vertieft werden. Dabei
ist bisher kein einziger Eisbrechereinsatz an Untiefen gescheitert.
Entscheidend für das Abkommen sind vielmehr wirtschaftliche
Interessen. Die Bundesrepublik möchte den Binnenhafen in Schwedt für
Küstenmotorschiffe zugänglich machen und Polen will die Häfen Stettin
und Swinemünde für Hochseeschiffe ausbauen.

Die deutsche Seite behauptet zwar, ein "Ausbau der Oder für den
Schiffsverkehr" werde "nicht angestrebt". Doch auch unsere
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung will die Grenzoder gemäß dem
Abkommen von 2015 regulieren - das sei aber kein Ausbau, sondern nur
"Unterhaltung", heißt es. Die alten Buhnen seien eben in die Jahre
gekommen und müssten ersetzt werden.

Wird der Fluss zum Kanal? - Die polnischen Pläne gehen noch
weiter. Am Mittellauf soll eine Kette von Staustufen entstehen, damit
die Oder durchgehend für große Binnenschiffe befahrbar wird. Zusammen
mit Tschechien träumt man gar von einem Donau-Oder-Elbe-Kanal, der die
Nord- und Ostsee mit dem Schwarzen Meer verbindet. Die gigantische "E
30"-Wasserstraße wäre für Schiffe mit einer Länge von mehr als 80
Metern ausgelegt. Die kanalisierte Oder müsste dafür mindestens 2,5
Meter tief sein, der Fluss, wie wir ihn heute kennen, würde zerstört.

Durch den Ausbau würde die Oder in ein engeres Flussbett gepresst. Und
das würde das Hochwasserrisiko erhöhen. Schnellere und steilere
Hochwasserwellen seien möglich, warnt das Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei. Auch Dürreperioden würden
aufgrund von Sohlerosion und sinkendem Grundwasserspiegel begünstigt.
Sohlerosion bedeutet, dass sich der Fluss immer tiefer eingräbt.

Grün ist die Hoffnung? - Gegen den Ausbau haben sich
Flussschützer*innen aus Tschechien, Polen und Deutschland im Bündnis
"SaveOder" zusammengeschlossen. In Deutschland sprechen sich
Politiker*innen aus fast allen Parteien gegen den Oderausbau aus. Das
Brandenburger Umweltministerium legte sogar Widerspruch gegen die
polnische Umweltverträglichkeitsprüfung ein, weil diese wichtige
Aspekte außer Acht ließ.

Der Bund hält sich bisher zurück. Ein Vorgehen auf EU-Ebene sei "keine
erfolgversprechende Möglichkeit", sagte das Bundesumweltministerium
gegenüber dem Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND). Ob sich das
ändert? "Nötig ist ein Moratorium für den Ausbau der Oder, solange die
Planungen nicht im Einklang mit dem Umweltrecht stehen und das
Hochwasserrisiko ungeklärt ist", zitierte RND im März Grünen-Chefin
Annalena Baerbock. Und Grünen-Bundesgeschäftsführer Michael Kellner
verkündete: "Es wäre schön, wenn es eine Bundesregierung gäbe, die
Widerspruch einlegen würde."

Tipp

Oder-Natur erleben

Besonders artenreich ist der Unterlauf der Oder. im 10.000 Hektar
großen Nationalpark Unteres Odertal nahe Schwedt lassen sich unter
anderem Fischotter, Trauerseeschwalbe und Rohrdommel erleben, dazu
kommen zahlreiche Wintergäste.

Info: www.nationalpark-unteres-odertal.eu

 * 
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TITELTHEMA

Pestizide belasten kleine Gewässer

von Benjamin Haerdle



Sie sind unscheinbar, wenig erforscht und oft unterschätzt: Kleine
Fließgewässer durchziehen Deutschland wie ein Netz und fungieren als
wichtiger Lebensraum für zahlreiche im Wasser lebende Tier- und
Pflanzenarten, die wichtig für die Selbstreinigungskraft des Wassers
und Teil des Nahrungsnetzes sind. Doch das Ökosystem Kleingewässer ist
gefährdet: Pestizide werden insbesondere bei Niederschlägen in die
Gewässer eingetragen. Dass dort die behördlichen Grenzwerte in 80
Prozent überschritten werden, hat ein Forschungsteam unter Leitung des
UFZ in einem bundesweit und auch weltweit einmaligen
Monitoringprogramm herausgefunden - und fordert Konsequenzen für die
Umweltrisikobewertung der Pestizide.



Die Leine zieht sich auf einer Länge von nicht mal 20 Kilometern
nördlich von Leipzig durch Sachsen und fließt in den
Lober-Leine-Kanal, der anschließend in die Mulde mündet. An manchen
Stellen ist der Bach nur einen Meter breit, stellenweise stark
begradigt, gelegentlich mit Büschen und Bäumen bewachsen. Er grenzt an
Äcker und Wiesen, fließt durch kleinere Ortschaften, trocknet in
manchen Sommern abschnittsweise aus - und ist in Deutschland keine
Besonderheit, denn Kleingewässer wie die Leine gibt es hierzulande
sehr viele. Betrachtet man Kleingewässer mit einem Einzugsgebiet von
weniger als 10 Quadratkilometer, macht deren Lauflänge dem Bundesamt
für Naturschutz zufolge immerhin rund 65 Prozent der Gesamtlänge aller
Fließgewässer bundesweit aus. Doch wie es um den Zustand der Bäche
bestellt ist, dazu ist nicht viel bekannt. "Der Wissensstand zu großen
Flüssen wie etwa von Elbe, Rhein oder Donau in Deutschland ist groß,
weil sie entsprechend der EU-Wasserrahmenrichtlinie intensiv in Bezug
auf ihren ökologischen und chemischen Zustand untersucht werden. Im
Gegensatz dazu fehlen solche Informationen für die meisten
Kleingewässer", sagt Prof. Matthias Liess, der sich als Ökotoxikologe
bereits seit den 1980er Jahren mit der Schadstoffbelastung von
Gewässern, auch über Deutschland hinaus, beschäftigt. Um die
ungewollten Wirkungen der Pestizide zu erforschen, mit denen
Ackerkulturen vor Pilzen, Unkräutern oder Schadinsekten geschützt
werden sollen, dabei aber auch in angrenzende Fließgewässer gelangen,
hat er zusammen mit dem Umweltbundesamt (UBA), anderen
Forschungseinrichtungen und Umweltbehörden zahlreicher
Bundesländer ein deutschlandweites Monitoringprogramm entwickelt. Zwei
Jahre lang stand Matthias Liess als Koordinator einem
interdisziplinären Team vor, das mehrheitlich aus Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern des UFZ bestand. Sie untersuchten in den Jahren
2018 und 2019 nicht nur an der Leine in Nordsachsen, sondern an über
100 weiteren kleineren Fließgewässern nahezu im gesamten Bundesgebiet,
wie stark diese Gewässer durch Pestizide belastet sind und welche
Konsequenzen dies für die Artenvielfalt hat.


Schlechte Noten für die intensive Landwirtschaft

Die Ergebnisse des UFZ-Forschungsteams für die Agrarlandschaft fielen
eindeutig aus: Mit 81 Prozent weist die überwiegende Mehrzahl der
Gewässer im landwirtschaftlichen Raum im Untersuchungszeitraum
mindestens eine RAK-Überschreitung auf - das ist die im behördlichen
Zulassungsverfahren eines Pflanzenschutzmittels festgelegte maximale
Konzentration eines Wirkstoffs, die im Gewässer nicht überschritten
werden darf, um inakzeptable Auswirkungen auf die Umwelt zu vermeiden.
Bewertet man den ökologischen Zustand dieser Wirbellosengemeinschaft
entsprechend der EU-Wasserrahmenrichtlinie anhand des am UFZ
entwickelten Bioindikators SPEARpesticide, zeigt sich: Nur rund ein
Viertel (27 Prozent) der Kleingewässer sind in einem guten
ökologischen Zustand.

Die Forschenden identifizierten 75 Wirkstoffe als häufig eingesetzte
Pestizide. 20 von ihnen verursachten 93 Prozent aller
RAK-Überschreitungen (siehe Abbildung rechts). Gravierend fallen die
Ergebnisse zum Wirkstoff Thiacloprid aus. An 50 von 112 Messstellen
wurde der RAK-Wert für dieses zur Klasse der Neonikotinoide zählende
Insektizid, das in der Landwirtschaft gegen Acker- und Obstschädlinge
wie Blattläuse, Apfelwickler und Rüsselkäfer eingesetzt wird,
überschritten; an vier Messstellen um deutlich mehr als das 100-Fache.
Auch die Wirkstoffe Clothianidin, Methiocarb, Fipronil, Imidacloprid
und Thiamethoxam - allesamt verboten in Deutschland, weil sie als
Hauptverursacher des Bienensterbens ausgemacht wurden - lagen an
vielen Kleingewässern deutlich über den jeweiligen RAK-Werten.
Rätselhaft ist dabei unter anderem der häufige Nachweis des Wirkstoffs
Fipronil. Zwar hatte das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) zwischen 2010 und 2015 befristete
Notfallzulassungen für den Einsatz gegen Drahtwürmer bei Kartoffeln
erteilt. "Die hohen Konzentrationen sind für uns trotzdem schwer zu
erklären. Entweder ist Fipronil deutlich persistenter in der Umwelt
als bislang angenommen oder es gibt Eintragsquellen ins Gewässer, die
wir nicht kennen", sagt Matthias Liess. Fündig wurden die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auch in Sachsen an der Leine:
Dort gab es im Jahr 2018 insgesamt sieben RAK-Wert-Überschreitungen,
die vor allem von Thiacloprid, aber auch von Methiocarb und
Clothianidin verursacht wurden. "Die Probe mit der größten
Überschreitung von Thiacloprid hatte eine achtfach höhere
Konzentration als der zulässige Grenzwert", sagt der Umwelthydrologe
Philipp Vormeier, der als Doktorand für die Pestizidmessungen
zuständig war.



Anfang Texteinschub

Der Bioindikator SPEARpesticide


Der SPEARpesticide ist ein biologisches Indikatorsystem, das in
Fließgewässern anhand der Zusammensetzung der dort lebenden
wirbellosen Wasserorganismen sehr spezifisch die Belastung und die
Wirkung von Pestiziden abschätzen kann. Der von Prof. Matthias Liess
am UFZ entwickelte Indikator fokussiert dabei auf pestizid-vulnerable
Arten, deren Anteil an der Artenzusammensetzung in Fließgewässern
kleiner wird, je höher die Schadstoffbelastung ausfällt. Dafür
verwendet das System Arteigenschaften wie Sensitivität,
Expositionswahrscheinlichkeit, Vermehrungspotenzial und
Migrationsfähigkeit, um Wirbellose in empfindliche und unempfindliche
Arten einzuteilen. Der SPEARpesticide wurde entsprechend den
Qualitätsklassen der EU-Wasserrahmenrichtlinie in fünf
Belastungsklassen von "sehr gut" bis "schlecht" eingeteilt.


www.ufz.de/index.php?de=38122

Ende Texteinschub




Routinemonitoring reicht nicht

Dass die Forschenden des UFZ in ganz Deutschland zu deutlich höheren
Konzentrationsnachweisen als behördliche Gewässeruntersuchungen kamen,
liegt an der speziellen Monitoring-Methode, die sie wählten. Im
Routinemonitoring der Bundesländer für die EU-Wasserrahmenrichtlinie
beproben die zuständigen Landesbehörden die Fließgewässer mit der
sogenannten Schöpfprobe, die in der Regel monatlich nach einem
festgelegten Probenahmeprotokoll genommen wird. Dem UFZ-Forscher
Matthias Liess genügte das nicht. Seine Begründung: "Pestizide werden
insbesondere bei stärkeren Niederschlägen durch den Oberflächenabfluss
vom Acker in die Gewässer eingetragen. Und weil genau in diesen Fällen
die Auswirkungen auf im Wasser lebende Tiere am größten sind und
sensible Arten diesen Eintrag nicht überleben, müssen die
Pestizidkonzentrationen auch während solcher Niederschläge gemessen
werden." Das UFZ-Team nahm sich deshalb nicht nur die behördlich
festgelegte Schöpfprobe vor, sondern baute zusätzlich an den
Messstellen Probenehmer auf, die bei einem bestimmten Pegelanstieg
automatisch gesteuert Wasserproben nahmen. Das Ergebnis: Diese
sogenannten ereignisbezogenen Proben wiesen bei Spitzenbelastungen
gegenüber den Schöpfproben eine im Mittel zehnfach höhere
Pestizidbelastung auf.




[image: Abb.: 20 Substanzen sorgen für mehr als 90 Prozent der Grenzwertüberschreitungen -Quelle: Matthias Liess et.al: Pesticides are the dominant stressors for vulnerable insects in lowland streams. Water Research (2021)]
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Als Fakt galt schon lange, dass der Eintrag von Herbiziden,
Insektiziden und Fungiziden das Leben in den Gewässern schädigt. Der
Anteil der Pestizide an der Degradation der Lebensgemeinschaft im
Vergleich zu Stressoren wie mangelnde Gewässerstrukturgüte,
Sauerstoffsättigung oder zu hohem Nährstoffgehalt konnte aber bislang
nicht quantifiziert werden. Den UFZ-Forschenden gelang es nun erstmals
nachzuweisen, dass der Pestizideintrag für in Fließgewässern lebende
pestizidempfindliche wirbellose Tierarten, die rund 40 Prozent des
Artenspektrums ausmachen, der entscheidende, wenn auch nicht der
einzige Faktor ist. "Vor allem empfindliche Arten wie Kleinlibellen
und Eintagsfliegen, die höhere ökologische Ansprüche an den Lebensraum
haben, leiden stark unter den Einträgen und werden seltener oder
verschwinden gar komplett", sagt Matthias Liess. Dagegen stiegen die
Bestände unempfindlicher Arten wie Würmer, Schnecken und Zweiflügler
(siehe Abbildung oben). Somit verändert sich insgesamt die
Artenzusammensetzung. "Normalerweise ist in einem natürlichen
Fließgewässer das Verhältnis zwischen empfindlichen und
unempfindlichen Arten etwa gleich. Das verschiebt sich aber zu
Ungunsten der empfindlichen Arten, je höher die Belastung durch
Pestizide ist." Eine Tendenz, die sich nach Erkenntnissen anderer
Untersuchungen des UFZ-Forschers durch die Klimaerwärmung verschärfen
wird. "Zum einen wird der Einsatz von Insektiziden in der
Landwirtschaft weiter zunehmen, da Schadinsekten von höheren
Temperaturen profitieren und eine hohe Vermehrungsrate haben. Zum
anderen wird es durch den Klimawandel mehr Starkniederschläge geben,
sodass tendenziell mehr Pestizide in die Kleingewässer eingetragen
werden", sagt Matthias Liess. Reduzieren ließe sich der
Pestizideintrag durch eine ökologischere Landwirtschaft oder auch
durch breitere Randstreifen entlang der Gewässer, die damit einer
intensiven Bewirtschaftung entzogen werden. Und er hat auch eine Idee,
wie diese sich gegenfinanzieren ließen. "Man könnte dafür die
Einnahmen aus einer Pestizidabgabe nutzen, die von
UFZ-Wissenschaftlern im Jahr 2015 erstmals vorgeschlagen
und in diesem Jahr weiterentwickelt wurde." Zusätzlich sorge die
Abgabe dafür, dass sich der Absatz an Pestiziden und die damit
behandelbare Fläche in Deutschland halbieren ließe, so Liess weiter
(siehe Seite 9).




[image: Reduzierung des Wirkstoff-Absatzes in Deutschland je nach Abgabenkonzept. Die Grafik zeigt den Vergleich verschiedener Abgaben-Konzepte mit dem gemittelten tatsächlichen Umsatz in Deutschland von 2014 bis 2018. Mit dem UFZ-Konzept 2021 ließe sich demnach die Menge an verkauften Pestiziden halbieren. Abb.: © UmweltPerspektiven, Dezember 2021 / Matthias Liess]
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Pestizidabgabe


www.ufz.de/pestizidabgabe


Die Europäische Kommission will im Rahmen ihres Green Deals den
Pestizideinsatz in der EU bis 2030 generell und insbesondere von
besonders gefährlichen Pestiziden halbieren. Die erforderlichen
Maßnahmen will sie im kommenden Jahr präsentieren. Einen
erfolgversprechenden Weg haben der Umweltjurist Dr. Stefan Möckel, der
Umweltökonom Prof. Erik Gawel, der Ökotoxikologe Prof. Matthias Liess
und der unabhängige Pestizidexperte Lars Neumeister im Auftrag der GLS
Gemeinschaftsbank und von 15 Nicht-Regierungsorganisationen
erarbeitet. In der Studie "Wirkung verschiedener Abgabenkonzepte zur
Reduktion des Pestizideinsatzes in Deutschland - eine
Simulationsanalyse" zeigen sie, dass mit einer Abgabe oder Steuer auf
chemische Pflanzenschutzmittel der Einsatz und die mit Pestiziden
behandelbare Fläche in Deutschland um die Hälfte reduziert werden
könnten. Laut Autoren entstünde mit einer solchen Abgabe ein
ökonomischer Anreiz, Pestizide sparsamer zu verwenden und vermehrt
alternative Pflanzenschutzmaßnahmen zu ergreifen.


Allerdings sind bei der Ausgestaltung bestimmte Kriterien zu beachten,
wie der simulierte Vergleich von vier verschiedenen Abgabenkonzepten
in der Studie verdeutlicht. Neben einer ausreichenden Abgabenhöhe ist
insbesondere wichtig, dass eine Abgabe an die maximal zulässige
Aufwandmenge je Hektar und Jahr anknüpft, da diese innerhalb der
Pestizide bis zum 1000-Fachen variiert. Die Aufwandmenge spiegelt die
Wirksamkeit auf dem Feld einschließlich der ökologischen
Nebenwirkungen und Risiken wider. Während bei hochwirksamen Pestiziden
wie beim Herbizid Metsulfuron oder beim Insektizid lambda-Cyhalothrin
nur wenige Gramm erlaubt sind, sind die zulässigen Dosen bei weniger
wirksamen Mitteln deutlich höher und zum Beispiel beim Herbizid
Glyphosat im Kilogrammbereich. In der Studie wurde ein entsprechender
Ausgestaltungsvorschlag erarbeitet. Die Abgabenhöhe je
Pflanzenschutzmittel bestimmt sich danach anhand der Wirksamkeit des
Mittels, den gesundheitlichen Risiken seiner Wirkstoffe sowie der
Einstufung in der Zulassung als Substitutionskandidat oder Haus- und
Kleingartenmittel. Aufgrund der besonderen Auswirkungen von Herbiziden
und Insektiziden auf die biologische Vielfalt sieht der UFZ-Vorschlag
bei diesen Pflanzenschutzmitteln einen erhöhten Abgabensatz vor.


Eine solche Abgabe könnte rechtlich sowohl auf Bundesebene als auch
durch die EU eingeführt werden. Auf Bundesebene käme eine Einführung
als sogenannte Verkehrssteuer in Betracht, bei der das Aufkommen in
die Landeshaushalte fließen würde. Möglich wäre auch die Einrichtung
eines Fonds für nachhaltigen Pflanzenschutz, finanziert von einer
Sonderabgabe auf Pflanzenschutzmittel.

Ende Texteinschub




Umweltmonitoring und Zulassungsprozess neu justieren

Spannend sind die Ergebnisse aus dem UFZ-Kleingewässermonitoring auch,
weil sich daraus Erkenntnisse für die Umweltrisikobewertung im Rahmen
der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ableiten lassen. Eine wichtige
Basis für deren Weiterentwicklung ist der Nationale Aktionsplan zur
nachhaltigen Anwendung von Pflanzenschutzmitteln (NAP) der
Bundesregierung. Laut NAP sollen die Spitzenkonzentrationen bei einem
ereignisbezogenen Monitoring bei 99 Prozent der Proben eines Jahres
unterhalb des RAK liegen. Das soll bis zum Jahr 2023 erreicht werden.
Doch davon ist man noch weit entfernt, nimmt man die UFZ-Analysen der
Ereignisproben mit 59 Prozent RAK-Überschreitungen bei 296 Proben als
Maßstab. Matthias Liess zieht deswegen folgende Schlussfolgerungen:
"Wir kennen jetzt Konzentration und ökologische Wirkung der Pestizide
aus der Landwirtschaft. Nun müssen wir die fehlerhaften Eintrags- und
Wirkmodelle der Risikobewertung optimieren, Maßnahmen für eine
Verbesserung der Situation einleiten und ein behördliches Monitoring
aufbauen, um die tatsächliche Wirkung der Pestizide in der Umwelt zu
erfassen. Ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass viele der sich
langsam einschleichenden Umweltkatastrophen erst durch Monitoring
erkannt wurden. Wenn wir davon ausgehen, dass ein Großteil der
Landwirte entsprechend guter landwirtschaftlicher Praxis die Regeln
der Pestizidausbringung entsprechend der Zulassung befolgt, bedeutet
das, dass die Risikobewertung der Pestizide grundsätzlich verbessert
werden muss." Zudem müssen neue wissenschaftliche Erkenntnisse
schneller als bisher in den Zulassungsprozess von
Pflanzenschutzmitteln einfließen. Bislang ist es so, dass ein
Pflanzenschutzmittel so lange genutzt werden kann, bis die
Produktzulassung überprüft wird. Diese findet aber offensichtlich
durch die EU-Behörden viel zu schleppend statt. Mögliche Änderungen in
der EU-weiten Risikobewertung finden somit auch erst viel zu spät
Eingang in die Zulassungspraxis. "Dass heutzutage noch Pestizide
eingesetzt werden, deren Zulassung viele Jahre zurückliegt und damit
oft auf einer überholten Risikobewertung beruht, muss sich ändern",
fordert Matthias Liess.




[image: KgM Kleingewässer Monitoring - Basierend auf der EU-Rahmenrichtlinie 2009/128/EG zur nachhaltigen Verwendung von Pestiziden hat die Bundesregierung im Jahr 2013 den Nationalen Aktionsplan Pflanzenschutz (NAP) verabschiedet. Das Kleingewässermonitoring (KgM) dient als Pilotstudie, um das im NAP geforderte Monitoring umzusetzen. Es wurde vom Umweltbundesamt (UBA) beauftragt und in den Jahren 2018/2019 unter Leitung des UFZ umgesetzt. Außerdem beteiligt waren die Universität Koblenz-Landau sowie Landesumweltämter aus 12 Bundesländern mit Ausnahme der Stadtstaaten und dem Saarland. Finanziert wurde das KgM mit 1,5 Millionen Euro durch das UFZ und das UBA. www.ufz.de/kleingewaessermonitoring - In den Jahren 2018 und 2019 wurden deutschlandweit 124 Messstellen an Kleingewässern beprobt. Es wurden mehr als 100 Pflanzenschutzmittel-Analyten untersucht, mehr als 1.000 Wasserproben und mehr als 500 biologische Proben analysiert. - Abb.: © UmweltPerspektiven, Dezember 2021 / Matthias Liess]
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Das Citizen Science-Projekt "FLOW"


www.bund.net/flow


Belastbare Daten zum ökologischen Zustand von Kleingewässern und dem
Vorkommen dort lebender wirbelloser Tiere sind in Deutschland bislang
nur lückenhaft vorhanden. Das im Jahr 2020 gestartete Citizen
Science-Projekt FLOW soll mit der Hilfe von Freiwilligenteams die
Wissenschaft unterstützen, diese Datenlücke zu schließen. Es wird vom
UFZ, dem Deutschen Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung
(iDiv) und dem Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) umgesetzt. "Die
Bürgerwissenschaftlerinnen und Bürgerwissenschaftler, die sich im
Projekt FLOW engagieren, werden durch ihre Aktivitäten erheblich dazu
beitragen, Gewässer und Lebensgemeinschaften zu untersuchen und den
Gewässerschutz zu verbessern", sagt Julia von Gönner,
Projektkoordinatorin und Doktorandin an UFZ und iDiv im Department
Ökosystemleistungen von Prof. Aletta Bonn.


Im Jahr 2021 haben insgesamt 27 Gruppen bestehend aus Schulklassen,
Studierenden, Naturschutzorganisationen oder Angelvereinen in FLOW
zusammengefunden und 38 Bäche in landwirtschaftlich oder naturnah
geprägten Landschaften nach den methodischen Anforderungen der
EU-Wasserrahmenrichtlinie untersucht - vor allem in Sachsen,
Thüringen, Niedersachsen sowie vereinzelt in Sachsen-Anhalt und
Hessen. Um das dafür notwendige wissenschaftliche Niveau der
Datenerfassung zu gewährleisten, wurde jede Projektgruppe durch
FLOW-Mitarbeitende geschult und bei ihren Einsätzen begleitet.
Unterstützt wurden sie zudem vom Umweltmobil der Sächsischen
Landesstiftung Natur und Umwelt. Die Freiwilligen bestimmten zum
Beispiel die in den Kleingewässern vorkommenden wirbellosen Tierarten
und bewerteten die Gewässerstruktur, also zum Beispiel, wie natürlich
der Verlauf und die Uferstruktur eines Baches sind. Zudem analysierten
sie mit Chemie-Test-Kits Wasserproben und ermittelten damit die
Konzentrationen von Nährstoffen wie Nitrat, Nitrit oder Phosphat.


Der Vorteil der so erhobenen Daten ist, dass die UFZ-Ökotoxikologen
und weitere Interessierte über längere Zeiträume Informationen zu
einer sehr hohen Anzahl von Kleingewässern erhalten. Je mehr
Freiwilligenteams sich in Deutschland gründen, umso größer wird die
Datendichte. Die Daten können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
anschließend nutzen, um Trends der Gewässerbelastung zu entdecken,
Risikofaktoren für die Kleingewässer abzuleiten und Maßnahmen zur
Reduktion von Pestizideinträgen zu entwickeln. Um die Datenqualität zu
überprüfen, beprobten die FLOW-Teams in diesem Jahr auch 30
Messstellen, die Teil des UFZ-Projektes "Kleingewässermonitoring"
waren.


Im kommenden Jahr soll das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
(DBU) und dem Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
geförderte FLOW-Projekt auf ganz Deutschland ausgeweitet werden. Zum
Einsatz kommen soll dann auch eine Web-Applikation, die das UFZ
gemeinsam mit dem Institut für Angewandte Informatik der Universität
Leipzig entwickelt. Damit können die Freiwilligen dann ihre Daten
digital erfassen.

Ende Texteinschub



Hinzu kommt, dass in der derzeitigen Zulassungspraxis von
Pflanzenschutzmitteln die hohe Empfindlichkeit der Lebensgemeinschaft
in den Gewässern für die Mehrzahl der Wirkstoffe unterschätzt wird.
Bislang wird das ökologische Risiko von Pestiziden im Freiland auf
Basis von Laborstudien, künstlichen Ökosystemen und
Simulationsmodellen vorhergesagt. Diese Laborergebnisse spiegeln
jedoch nicht die Realität wider. "Im realen Ökosystem wirken
zahlreiche weitere Stressoren auf die Organismen, sodass sie dann auf
Pestizide deutlich empfindlicher reagieren", sagt der Ökotoxikologe.
Natürliche Stressoren wie der Räuberdruck oder die Konkurrenz der
Arten untereinander seien in der Zulassung nicht ausreichend
berücksichtigt. "Die Tiere sterben im Freiland, da sie unter
Umweltbedingungen empfindlicher gegenüber Schadstoffen sind als in
künstlichen Testsystemen, wo optimale Bedingungen herrschen." Deshalb
müsste die Wirkung der zugelassenen Pestizide nach einem bestimmten
Zeitfenster überprüft werden - und zwar unter realen Bedingungen. Um
das Risiko der Pestizideinträge realitätsnäher zu modellieren, müssten
die Rechenmodelle der deutschen und europäischen Zulassungsbehörden
zudem durch Daten aus der landwirtschaftlichen Praxis unterfüttert
werden. Der UFZ-Forscher plädiert dafür, dass die Landwirte
offenlegen, welche Pestizide sie wie oft und in welchen Mengen auf
ihre Felder ausbringen. "So könnten wir die Modelle, auf deren
Grundlage die Pestizidwirkstoffe derzeit zugelassen werden, mit Werten
aus der Realität verbessern."

Doch selbst wenn Maßnahmen beschlossen werden, bleibt offen, ob
 sich in der Praxis wirklich etwas ändert.


Inwieweit diese Erkenntnisse Eingang finden in die
Umweltrisikobewertung der Pestizide, wird sich zeigen. Handlungsbedarf
sieht auch das Umweltbundesamt, das das Monitoring in Auftrag gab.
Pflanzenschutzmittel, die besonders häufig gefundene Wirkstoffe
enthalten, überprüft die Behörde derzeit außerplanmäßig dahingehend,
ob die bestehenden Altzulassungen auch vor dem Hintergrund aktueller
wissenschaftlicher Kenntnisse zum Wirkstoff weiterhin die
Zulassungskriterien erfüllen. Wo erforderlich, soll die sofortige
Anpassung von Risikominderungsmaßnahmen eingefordert werden.
Allerdings ist der Einfluss des Umweltbundesamts begrenzt.
Zulassungsbehörde in Deutschland ist das Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, das das UBA und weitere
Behörden im Zulassungsverfahren beteiligt. Zwar verweigert das UBA
sein Einvernehmen zur Zulassung einzelner Pflanzenschutzmittel, wenn
es in seiner Bewertung zu dem Schluss kommt, dass beim Einsatz des
Mittels die Umwelt geschädigt werden kann. Neue Erkenntnisse aus noch
nicht abgeschlossenen EU-Wirkstoffüberprüfungen darf es aber dabei
nicht berücksichtigen. Auch auf regelmäßige Notfallzulassungen von
Pflanzenschutzmitteln, zu deren genereller Zulassung das UBA sein
Einvernehmen verweigert hatte, kann es keinen Einfluss nehmen.

Doch selbst wenn Maßnahmen beschlossen werden, bleibt offen, ob sich
in der Praxis wirklich etwas ändert. Matthias Liess hat hier seine
grundsätzlichen Zweifel. "In den 1970er Jahren wurde DDT aufgrund
seiner Anreicherung in der Nahrungskette und den hormonähnlichen
Wirkungen verboten, danach kamen Lindan, E605 und Neonikotinoide auf
den Markt und wurden in den folgenden Dekaden sukzessive in der
Landwirtschaft verboten, da das Umweltrisiko im Nachhinein als zu hoch
eingeschätzt wurde", sagt er. Somit werden immer wieder neue
Wirkstoffe zugelassen, die sich nach einigen Jahren als untragbar
herausstellen. Aktuell könnte das zum Beispiel bedeuten, dass auch das
Verbot der Neonikotinoide Thiacloprid, Imidacloprid, Clothianidin und
Thiamethoxam im Freiland nicht die gewünschte Wirkung erzielt, da
diese entweder durch andere Wirkstoffe ersetzt werden, die bislang
noch nicht verboten sind, oder gänzlich neue Wirkstoffe zum Einsatz
kommen. Dazu zählt Liess etwa die Pyrethroide - das sind synthetische
Insektizide, deren Struktur an das natürliche Insektizid Pyrethrum
angelehnt ist. Die Absatzmengen der Pyrethroide sind in den
vergangenen Jahren gestiegen. Wie verbreitet mögliche Ersatzstoffe in
der Umwelt bereits sind und ob ihre Anwendung ähnliche Umweltrisiken
mit sich bringt, untersucht der UFZ-Forscher derzeit in einem vom UBA
beauftragten Folgeprojekt.

Die Belastung für das Ökosystem Kleingewässer durch Pestizideinträge
wird wohl auch in Zukunft nicht schwinden, wenn es keine
grundsätzlichen Änderungen der Zulassung und der Anwendung von
Pestiziden gibt. "Kleingewässer wie die Leine werden leicht übersehen.
Doch sie sind für das gesamte Gewässernetz entscheidend, da sie wie
Kapillaren die Landschaft durchziehen. Und auch für den Erhalt der
Biodiversität sind sie unabdingbar, da sie besondere Biotope sind und
Lebensräume miteinander vernetzen", sagt Matthias Liess.

Prof. Dr. Matthias Liess

Leiter des Departments System-Ökotoxikologie



Bildunterschrift einer der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Kurzzeitige Pestizid-Belastungspitzen in Kleingewässern nach einem
Starkregen können durch ereignisgesteuerte Probenehmer
gut erfasst werden. Die Doktoranden Oliver Weisner und Philipp
Vormeier (v.l.) installieren einen automatischen Probenehmer, der
einen Pegelanstieg erfassen, Proben nehmen und kühlen sowie eine SMS
für die Abholung der Proben senden kann.
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MASSNAHMEN/315: Steinbruch Malapertus - In der Grube tobt das Leben (Naturschutz heute)
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Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

STEINBRUCH

In der Grube tobt das Leben

von Lisa Gebhard



In einem ehemaligen Steinbruch siedelt der NABU Hessen seit 2016
parallel zum Wiederverfüllungsprozess Amphibien um und renaturiert
wertvolle Lebensräume. Für viele Arten bieten die besonderen
Bedingungen Zuflucht.

Es ist einiges los in der Grube Malapertus, einem stillgelegten
Steinbruch bei Wetzlar. In insgesamt drei Gruben wurde hier bis 2008
Kalkstein abgebaut, jetzt liefert Lkw nach Lkw Bauschutt und Erde an,
um sie zu verfüllen. Das ist der erste Schritt der vor langer Zeit
geplanten Rekultivierung für die fast 100 Hektar große Fläche. Am Ende
des Prozesses sollte sie für Menschen wieder forst- und
landwirtschaftlich nutzbar sein. Doch nun kommt es anders.

Ideale Lebensräume - "Eine komplette Wiederverfüllung wäre ein
enormer Verlust für den Artenschutz gewesen. Allein die Zählung
'rufender' Kreuz- und Geburtshelferkröten im Steinbruch, also Männchen
beim Balzen zur Abendzeit, ergab hier eines der größten Vorkommen
dieser Arten in ganz Hessen", erzählt Dominik Heinz, Referent für
Amphibienschutz und Projektleiter Steinbruchkooperation beim NABU
Hessen. Sie fühlen sich besonders wohl in flachen Gewässern wie
Tümpeln oder alten Fahrrinnen. Aber auch andere Amphibien und Vögel
finden in Steinbrüchen dynamische Lebensräume, die in dieser Form fast
gar nicht mehr natürlich vorkommen. Sie sind abgeschieden, weitgehend
sich selbst überlassen und vielfältig: Abbruchkanten mit Rohboden,
Gewässer unterschiedlicher Tiefe, Gehölz, Gebüsch, Magerstandorte und
Nischen im Kalkstein bieten ein Mosaik an Lebensräumen für viele
verschiedene Tiere und Pflanzen.

Dass auf Teilen des Areals auch Natur- und Artenschutz eine Chance
bekommen, ist Resultat einer engen Zusammenarbeit zwischen dem NABU
Hessen und der Heidelberger Sand und Kies GmbH (HSK). Im Jahr 2016
einigte man sich auf einen Kooperationsvertrag über zehn Jahre: Ein
Drittel der Fläche, die Grube Herrmannstein, ist für den Natur- und
Artenschutz reserviert. Dort setzt der NABU Hessen gemeinsam mit dem
Unternehmen Pflegemaßnahmen für die vorkommenden Arten um. Versucht
wird zudem, auf dem gesamten Areal Konflikte frühzeitig zu erkennen
und zu lösen. Beispielsweise werden Brutplätze markiert, um zu
verhindern, dass versehentlich Fahrzeuge darüberfahren.

Artenschutz ist Handarbeit  - Die vom NABU bearbeitete Fläche,
die nach Ende der Arbeiten in den Besitz der NABU-Stiftung Hessisches
Naturerbe übergehen soll, erfordert viel Pflege. Wo früher
Abbauarbeiten für sich wandelnde und neu entstehende Lebensräume
sorgten, versuchen die Haupt- und Ehrenamtlichen nun, diese zu
erhalten und neu anzulegen. Die Magerstandorte werden während des
Winters von aufwachsenden Gehölzen befreit, um die Offenlandvegetation
zu erhalten - ideal beispielsweise für die Golddistel. Felswände und
Abbruchkanten, sofern sie kein Sicherheitsrisiko darstellen, sollen
möglichst bestehen bleiben. Ihre klüftige, löchrige Struktur bietet
perfekten Wohnraum für mittlerweile zwei Uhubrutpaare, Uferschwalben,
Wildbienen und Co. In der Hoffnung auf das nötige Regenwasser von oben
werden neue Kleingewässer angelegt sowie bestehende entschlammt. Sie
sind das Zuhause einer Vielzahl von Libellen- und Amphibienarten.

Zwei der prominentesten Arten im Steinbruch sind die Kreuz- und
Geburtshelferkröte. Sie wurden und werden in Arbeitseinsätzen aus den
Verfüllbereichen in die Ersatzgewässer umgesiedelt. Dafür werden
zunächst künstliche Versteckmöglichkeiten wie Gummimatten ausgelegt
und im Anschluss die darunter versteckten Tiere abgesammelt sowie
rufende Tiere in Nachtbegehungen ausfindig gemacht.

Die nächtlichen Suchaktionen stellten sich als die effektivste - und
gleichzeitig aufwändigste - Umsetzmethode heraus. "Bis heute konnten
wir ungefähr 33.000 Amphibien umsetzen. Die Populationen sind stabil,
auch wenn es immer mal wieder trockenheitsbedingte Schwankungen gibt",
so Heinz. Ein besonderer Erfolg, da es bisher landesweit das einzige
Schutzprojekt dieser Art ist, das im aktiven Verfüllprozess
stattfindet.

"Im Sommer ist hier alles voll - Libellen schwirren umher,
 Frösche und Singvögel geben stimmlich ihr Bestes." 


Wohnraum für alle  - Auch andere Arten wie der Zwergtaucher,
Schwalbenschwänze, Schlingnattern, Zauneidechsen, Feuersalamander,
Blässhühner und noch viele mehr profitieren von der Naturschutzfläche.
Sogar Rehe und Hasen sind Stammgäste im Steinbruch. Sie lassen sich
von der Lautstärke der Maschinen viel weniger stören als von Menschen.
"Im Sommer ist hier alles voll. Libellen schwirren umher, Frösche und
Singvögel geben stimmlich ihr Bestes, es ist immer wieder
beeindruckend", schwärmt Heinz und blickt zuversichtlich auf die
kommenden Jahre.

HSK und NABU Hessen wollen weiter zusammenarbeiten, bis die
Verfüllarbeiten abgeschlossen sind. Geplant wurde mit 35 Jahren,
erfahrungsgemäß gehe es aber meist schneller, besonders wenn große
Baustellen im Umland Verfüllmaterial liefern. Die renaturierte Fläche
soll danach durch Schafe und Ziegen beweidet werden. Sogar für die am
Ende geplanten Forst- und Landwirtschaftsflächen im rekultivierten
Bereich gibt es positive Signale seitens der Betreiber und Behörden,
diese in das Naturschutzkonzept miteinzubeziehen. Eine touristische
Erschließung des Steinbruchs ist vom Tisch, die Errichtung eines
Naturwaldes und die extensive Grünlandnutzung dagegen sind ein neues
Ziel. Es sieht so aus, als könne die Grube Malapertus noch lange ein
Rückzugsraum für eine Vielzahl bedrohter Arten bleiben.



Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

Auf der renaturierten Fläche im stillgelegten Steinbruch finden
Kreuzkröte (rechts), Geburtshelferkröte (unten) und Schwalbenschwanz
ideale Lebensräume. Aber auch viele andere Amphibien und Vögel fühlen
sich wohl und nutzen flache Gewässer wie Tümpel oder alte Fahrrinnen.
(Fotos Dominik Heinz)

 * 
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STANDPUNKT/1205: Essenziell für unsere Wasserversorgung - Fließgewässer neu denken (UmweltPerspektiven)

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ


UmweltPerspektiven

Der UFZ-Newsletter - Dezember 2021

ESSAY

Fließgewässer neu denken

von Prof. Dr. Markus Weitere

Leiter des Departments Fließgewässerökologie



Gemessen an den Süßwassermengen im globalen Kreislauf erscheinen
Fließgewässer unbedeutend. Sie machen weniger als 0,1 Promille des
weltweiten Vorkommens aus. Und auch die Aufenthaltszeit des Wassers
ist verschwindend gering: Es rauscht gewissermaßen in durchschnittlich
zwei Wochen von der Quelle bis zum Meer. In Seen bleibt das Wasser im
Schnitt zehn Jahre, im Grundwasser viele Tausend Jahre. Schauen wir
uns aber die Bedeutung der Fließgewässer an - für uns Menschen, für
den Erhalt der globalen Biodiversität, für das Funktionieren eines
gesunden Wasser- und Stoffkreislaufs - dann sieht das Bild komplett
anders aus. Aus dem Unbedeutenden wird etwas Unersetzbares, etwas
Überlebenswichtiges.

Um die Bedeutung der Fließgewässer für den Menschen zu erahnen, reicht
ein Blick auf die Landkarte. Welche Stadt liegt eigentlich nicht an
einem Fluss? Die Gewässer gehören dazu, sind Teil der kulturellen
Identität. Und das hat auch handfeste Gründe: Sie stellen Trink- und
Brauchwasser bereit, sie sorgen für den Abtransport von Schmutzwasser,
den Transport von Gütern, die Ernährungssicherheit über Fischfang und
fruchtbares Land. Klar, die Prioritäten haben sich bis heute
verschoben. Aber auch heute sind Fließgewässer essenzieller Teil
unserer Wasserversorgung, indem ihr Wasser direkt als
Oberflächenwasser oder indirekt nach Versickerung als Grundwasser
genutzt wird. Und nur eine hohe Wasserqualität aus gesunden
Ökosystemen garantiert das auch zukünftig. Richtig ist daher, dass das
Wiederherstellen und Managen des naturnahen Wasserhaushaltes sowie das
Weiterentwickeln einer nachhaltigen Gewässerbewirtschaftung im Fokus
der jüngst vorgestellten nationalen Wasserstrategie stehen. Hier hat
man erkannt, dass Ökosystemgesundheit und menschliche Sicherheit
untrennbar zusammengehören.

Für den Erhalt der Biodiversität sind Fließgewässer echte Hotspots.
Viele Arten kommen nur hier vor. Sie brauchen spezielle Bedingungen,
geprägt durch die Strömung, sauberes Wasser und eine hohe Dynamik.
Verschwinden diese Besonderheiten - etwa durch Regulierung, Verbau
oder Verschmutzung - geht auch die Artenvielfalt zurück. Hier zeigt
sich einmal mehr: Die Vielfalt des Lebens kann nur geschützt werden,
wenn wir auch die Vielfalt der Lebensräume erhalten.

Für den globalen Wasser- und Stoffkreislauf zwischen unseren
Kontinenten und den Weltmeeren sind Fließgewässer das notwendige
Bindeglied. Damit landet aber nicht nur das Wasser im Meer, sondern
Flüsse transportieren auch Nährstoffe, Chemikalien und Plastikabfälle.
Und nicht nur das: Viele der Stoffe werden in Bächen und Flüssen
zurückgehalten und abgelagert, umgewandelt oder abgebaut. Meeresschutz
fängt also nicht am Außendeich hinter Hamburg an. Er beginnt im Harz
und in den Elbauen - überall dort, wo Bäche und Flüsse ausreichend
intakt sind und ihre Reinigungsfunktion erfüllen.

Wie sieht es also mit dem Schutz dieser wichtigen Gewässer aus? Leider
nicht gut. Weltweit ist die Biodiversität in Fließgewässern ebenso wie
in Seen stark gefährdet - deutlich stärker als im Meer oder an Land.
Die Inventur der EU-Wasserrahmenrichtlinie offenbart, dass unsere
nationalen Fließgewässer meist in einem mäßigen, unbefriedigenden oder
sogar schlechten Zustand sind. Das Ziel, alle Oberflächengewässer
mindestens in einen guten Zustand zu bringen, scheitert trotz teils
aufwendiger Maßnahmen krachend. Aktuell erreichen nur knapp 8 Prozent
der Fließgewässer dieses Ziel, und es ist kein positiver Trend in
Sicht. Immerhin: Der sehr schlechte Zustand vieler Gewässer in den
1970er und 80er Jahren wurde durch mehr Abwasserreinigung und Vorsorge
verbessert. Und auch die jüngsten Maßnahmen im Zuge der
Wasserrahmenrichtlinie waren alles andere als umsonst. Sie haben die
Gewässer in eine bessere Ausgangslage gebracht. Aber es reicht eben
aktuell maximal für Mittelmäßigkeit - das ist zu wenig für den
nachhaltigen Schutz der Biodiversität, zu wenig für den Erhalt der so
wichtigen Ökosystemleistungen und zu wenig, um die Gewässer fit für
den Klimawandel zu machen.

In der Priorisierung werden Fließgewässer noch zu oft als
 nachrangig behandelt; ihre enorme Bedeutung ist noch nicht überall
 angekommen.


Was muss sich also ändern, damit sich die Dinge zum Positiven wenden?
Zum Beispiel muss die Umsetzung von Ertüchtigungsmaßnahmen
ambitionierter, beherzter und konsequenter werden. Aus
wissenschaftlicher Sicht nötige Vorhaben weichen im Dickicht der
knappen Ressourcen, Kompromisse und bürokratischen Zwänge zu oft dem
kleinsten gemeinsamen Nenner. Oder sie werden schlicht nicht
konsequent genug verfolgt. So werden Renaturierungsmaßnahmen wie etwa
das Einbringen von natürlichem Totholz in Flüsse aufgrund von
Sicherheitsbedenken auf ein kaum wirksames Minimalprogramm reduziert.
Oder die Etablierung von Uferrandstreifen, der wichtigen Pufferzone
zum Fließgewässer, weicht der Konkurrenz um die Fläche. In der
Priorisierung werden Fließgewässer noch zu oft als nachrangig
betrachtet; ihre enorme Bedeutung ist noch nicht überall in den
Vollzugsketten angekommen.

Eine ambitioniertere Umsetzung alleine reicht aber nicht. Um aus der
Sackgasse herauszukommen, müssen wir Fließgewässer und deren Schutz
neu denken. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler am UFZ tun das,
indem sie sich zum Beispiel von einem zu starken lokalen Fokus lösen.
Denn vieles, was die ökologische Qualität eines Fließgewässers
bestimmt, hat seinen Grund an anderer Stelle - etwa im Oberlauf oder
an Land. Im Fokus steht daher der gesamte Wasserkreislauf in den
Einzugsgebieten der Flüsse. Der Einsatz neuer mathematischer Modelle
und moderner Technik in der Umweltüberwachung macht das möglich.

Effizienter und effektiver Gewässerschutz setzen aber auch voraus,
dass wir alle wichtigen Stressoren und deren Wirkweisen im Ökosystem
hinreichend kennen. Was nach einer Selbstverständlichkeit klingt, ist
leider noch nicht überall realisiert. Dass Pestizide etwa auf die
elementaren ökologischen Prozesse im Fließgewässer negativ wirken und
die Biodiversität gefährden, ist bekannt. Aber über welche Pfade und
in welchen Konzentrationen erreichen Pestizide die Gewässer? Ab wann
wird es kritisch für die Ökosysteme? Diese Fragen sind nicht einfach
zu beantworten, unter anderem, da die Einträge sehr dynamisch sind und
oft durch das Raster der Routineüberwachung fallen. Forschende am UFZ
haben sich des Problems angenommen und erstmalig eine deutschlandweite
Inventur der Pestizidbelastung in Bächen vorgenommen. Hochaufgelöste
Daten, modernste Techniken in der Analyse und Folgenbewertung zeigen
ein bisher zu oft unterschätztes Risiko auf. Lesen Sie mehr dazu auf
den folgenden Seiten dieser Ausgabe der UmweltPerspektiven! (*)



(*) Anmerkung der SB-Redaktion:

im Schattenblick siehe unter www.schattenblick.de / 
Infopool / Umwelt → Lebensräume →

FORSCHUNG/526: Pestizide belasten kleine Gewässer (Umwelt
Perspektiven)

www.schattenblick.de/infopool/umwelt/lebens/ulefo526.html

 * 
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KLIMA/770: Landschaftsrestverwertung oder das Kippen der letzten Vorwände für ihren Erhalt ... (SB)



Naturschutz kann tödlich sein. Im November und Dezember vergangenen
Jahres haben Parkwächter und Soldaten im ostkongolesischen
Kahuzi-Biega-Nationalpark sieben Dörfer der Volksgruppe der Batwa
restlos niedergebrannt. Die Angriffswelle zog sich über mehrere Tage
hin und wurde mit äußerster Brutalität durchgeführt. Zwei Kinder
wurden in einer Hütte eingeschlossen und bei lebendigem Leib
verbrannt. Mindestens drei Dorfbewohner wurden erschossen.
Anschließend hat man ihre Leichen verstümmelt, um, auf diese Weise
grausam zugerichtet, den anderen Dorfbewohnerinnen und -bewohnern
eine Warnung zukommen zu lassen. Bis zu 20 Frauen wurden
massenvergewaltigt.

Das fand der investigative Journalist Robert Flummerfelt bei seinen
Vor-Ort-Ermittlungen in der Demokratischen Republik Kongo für die
Organisation Minority Rights Group International heraus. Noch während
seiner Untersuchungen und Interviews mit den geflohenen und bis auf
die Knochen verängstigten Batwa hatten Parkwächter und Soldaten eine
neue Welle der Gewalt mit weiteren schwerwiegenden
Menschenrechtsverletzungen verübt, berichtete Flummerfelt in dem im
April 2022 veröffentlichten Report "To Purge the Forest by Force:
Organized violence against Batwa in Kahuzi-Biega National Park" (z.
Dt.: Den Wald gewaltsam reinigen: Organisierte Gewalt gegen Batwa im
Kahuzi-Biega-Nationalpark).

Die deutsche Regierung ist seit 1986 wichtigste Geldgeberin dieses
Parks und hat ihre Unterstützung auch dann nicht eingestellt, als sie
von den wiederholten Übergriffen auf die Batwa erfahren hatte,
berichtet die Menschenrechtsorganisation Survival International. 2017
habe sogar eine Batwa-Familie, deren 17-jähriger Sohn von
Parkwächtern umgebracht worden war, offizielle Beschwerden an die
beiden deutschen Entwicklungshilfeorganisationen GIZ und KfW
gerichtet. Indes, die erhoffte Resonanz blieb aus.

Die Diskriminierung der Batwa oder Twa, wie sie auch genannt werden,
durch andere Volksgruppen reicht weit zurück, hat jedoch seit 1970
mit der Gründung jenes Nationalparks eine neue Begründung erfahren:
Die "Natur" müsse geschützt werden, hieß es fortan, und dazu müssten
die Menschen, die seit unzähligen Generationen in und von dieser
"Natur" ihre Existenz sicherten, das Gebiet verlassen. Rund 6.000
Batwa, die traditionell von der Jagd und vom Sammeln lebten und somit
wesentlich für den Erhalt der Artenvielfalt sorgten - bei
gleichzeitig geringstem Eingriff in die natürliche Landschaft -,
wurden vertrieben. Viele starben, die Zahl der Batwa wurde hier und
in anderen Regionen des afrikanischen Kontinents teils mehr als
halbiert.




[image: Bokova und Kobler, in Polstersesseln sitzend, im gemeinsamen Gespräch - Foto: MONUSCO Photos, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/] via Flickr]

Paris, 4. März 2015 - Die UNESCO-Generaldirektorin Irina Bokova
empfängt den Leiter der UN-Friedensmission im Ostkongo (MONUSCO),
Martin Kobler, um über die Bewahrung von fünf Welterbestätten in der
Demokratischen Republik Kongo zu sprechen. Dazu gehören die
Nationalparks Kahuzi Biega, Virunga, Garamba und Solange sowie das
Okapi Wildlife Reserve. Ob auch über die Vertreibungen und
Misshandlungen der Batwa gesprochen wurde, entzieht sich unserer
Kenntnis - falls ja, kann die Besprechung nicht besonders wirksam
gewesen sein, denn die Batwa erleben immer wieder schwerste
Übergriffe.

Foto: MONUSCO Photos, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/] via Flickr



Die Demokratische Republik Kongo bildet hinsichtlich Vertreibungen
und Misshandlungen von Minderheiten aus Naturschutzgründen keine
Ausnahme. Bereits für die weltweit ersten Nationalparks, den
Yosemite-Nationalpark (1864) und den Yellowstone-Nationalpark (1872)
in Nordamerika sowie den Royal-Nationalpark (1879) in Australien und
viele andere, die noch folgen sollten, wurde die ursprüngliche
Bevölkerung umgebracht, vertrieben oder an der Ausübung ihrer bis
dahin bevorzugten Lebensweise gehindert. Die Verursacher der Not
waren und sind stets bemüht, sich ihre Repressionen schönzureden.
Gerne werden dafür höhere Instanzen bemüht. Beispielsweise hatten die
nordamerikanischen Ureinwohner rund 6.000 Jahre lang im
Yosemite-Nationalpark gelebt. Doch nach Ansicht des
Naturwissenschaftlers und Umweltschützers John Muir, der als Urheber
der Nationalparkbewegung gilt, hatten die Indigenen das Land
"entweiht". Heute würde man wohl sagen, dass sie nicht
"klimaschutzgerecht" leben.

In der Regel besitzt keine der Lebensgemeinschaften in den Regionen,
in denen Nationalparks entstanden sind, einen Eigentumstitel auf das
Land - jedenfalls nicht im Sinne der westlichen Rechtsauffassung, die
zur vermeintlichen Legitimation kolonialer Raubzüge anderen Menschen
aufgedrückt und deren Gültigkeit per Gewalt durchgesetzt wurde.

Auch wenn es im obigen Beispiel vordergründig um einen
innerkongolesischen Konflikt geht, sind daran eben auch
Industriestaaten wie Deutschland und die USA wesentlich beteiligt.
Die Bundesrepublik ist nicht nur eine wichtige Geldgeberin für den
Kahuzi-Biega-Nationalpark, sondern weltweit für viele Maßnahmen des
Naturschutzes und der Bewahrung der Biodiversität. Den Maßstäben und
Absichtserklärungen der Bundesregierung zufolge dürfte es solche
schweren Übergriffe auf indigene Gemeinschaften, wie sie hier am
Beispiel der Batwa geschildert werden, eigentlich gar nicht geben,
aber offensichtlich ist Papier geduldig.

Ebenso widersprüchlich zeigt sich die Europäische Union. Survival
International berichtete, dass die Europäische Kommission in ihrer
Biodiversitätsstrategie zwar von der "Stärkung der Verbindungen
zwischen dem Schutz der biologischen Vielfalt und den Menschenrechten
 und der Rolle der indigenen Völker und lokalen Gemeinschaften"
spricht. Ungeachtet dessen würden aber von de EU Naturschutzprojekte
in Afrika finanziert, die eben diese Gruppen ausschließen.

Nationalparks stehen der industriellen Naturverwertung beispielsweise
in Form von Bergbau nicht antagonistisch gegenüber; sie stellen nicht
das Gegenmodell dar, sondern ihre Einrichtung entspringt dem gleichen
Denken. Deshalb entspricht es zwei Seiten derselben Medaille, dass
Indigene nicht nur beispielsweise wegen des Abbaus von Erzen für die
Hightech-Wirtschaft, des Anlegens von Stauseen zur Stromgewinnung
oder Waldrodungen zum Zweck des Sojaanbaus und der Viehzucht
vertrieben werden, sondern auch für Nationalparks.

In solchen "naturbelassenen" Gebieten pflegt dann die wohlhabendere
Klientel der globalisierten Welt, deren gehobener Lebensstil ohne den
Raubbau andernorts gar nicht vorstellbar wäre, Giraffen beim
Blätterkauen, Tiger beim Zerlegen ihrer Beute oder die
Restpopulationen von Gorillas bei ihren täglichen Verrichtungen zu
beobachten und im Anschluss an die Safari als medial gespeicherte,
sozial-kommunikativ verwertbare Erinnerungsbeute mit nach Hause zu
nehmen.




[image: Silberrücken-Gorilla mit einem Jungtier im Blätterdickicht - Foto: Kbnp, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons]

Gorillas im Kahuzi-Biega-Nationalpark. Wer sie beobachten will, muss
reichlich Geld haben. Allein schon der Gorilla-Ausflug kostet 400
US-Dollar. Die Tourismus-Ökonomie soll ohne die Batwa stattfinden.

Foto: Kbnp, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



Indigene Gemeinschaften werden nicht allein aus Anlass der Gründung
oder der Bewahrung des "ungestörten" Betriebs von Nationalparks
vertrieben. Mit der Berechnung des sogenannten Naturkapitals werden
neue Verfügungskonstrukte aufgebracht, werden natürliche Ressourcen
auf umfängliche Weise in Wert gesetzt. Mit der Begründung, dass Klima
und Artenvielfalt geschützt werden müssen, wird der Raub, der
letztlich bereits in der interessengeleiteten Zuweisung "Natur" in
Abgrenzung von Kultur und somit den Menschen enthalten ist, tiefer
als bisher in die Landschaften hineingetragen.

Wurden in der Klimaschutzpolitik die biologischen Sourcen und deren
Austauschverhältnisse und Wechselwirkungen einst als Ökosysteme, die
den Menschen einen Dienst leisten, kurz: Ökosystemdienstleistungen,
bezeichnet, heißt es in Fortsetzung der auf dieser Basis entwickelten
Waldschutzkonzepte REDD und REDD+ heute "Nature Based Solutions"
(NBS), zu deutsch "naturbasierte Lösungen". Ursprünglich war diese
vielversprechende Bezeichnung als Kritik an der Klimaschutzpolitik
aufgebracht worden, da sich diese auf die Verringerung von
kohlenstoffhaltigen Treibhausgasemissionen fixiert hatte. Dabei waren
jedoch Krisenfolgen wie beispielsweise Artenschwund, Verkarstung der
Böden und großflächige Waldverluste unberücksichtigt geblieben. Also
wurde Natur nochmals "kapitalistisch umdefiniert", so Barbara
Unmüßig, Vorsitzende der Heinrich-Böll-Stiftung (23.09.2019).

Die schwammige Definition von naturbasierten Lösungen bedeutet, dass
sie durch absichtlichen oder unabsichtlichen Missbrauch gefährdet
sind, sagte Teresa Anderson, für Klimapolitik zuständige
Koordinatorin der Nichtregierungsorganisation ActionAid
International, gegenüber der Internetseite Carbon Brief (01.12.2021).
Das habe dazu geführt, dass die Auffassung von naturbasierten
Lösungen von Akteuren mit geringem Interesse an strukturellen
Veränderungen mitgestaltet wird: "Als der Begriff zum ersten Mal
auftauchte, hatten einige von uns echt große Hoffnungen, dass sich
naturbasierte Lösungen als ein wirklich nützlicher Begriff erweisen
würden, um die biologische Vielfalt als Schlüsselstrategie für den
Klimaschutz zu bewahren." Aber heutzutage könne "jeder Müll" als
naturbasiert bezeichnet werden. Der Begriff könne beliebig für
Baumplantagen, industrielle Landwirtschaft, Landraub,
Kohlenstoffzertifikate und Zertifikate für die biologische Vielfalt
verwendet werden.

Die Internationale Union für die Erhaltung der Natur (engl.
International Union for Conservation of Nature, IUCN), der sich 197
Regierungs- und mehr als 1200 Nichtregierungsorganisationen
angeschlossen haben und die in der Öffentlichkeit vor allem für das
Erstellen der Roten Liste des Artensterbens bekannt ist, hat einen
"Globalen Standard für naturbasierte Lösungen" erarbeitet. Die IUCN
definiert naturbasierte Lösungen als "Maßnahmen zum Schutz, zur
nachhaltigen Bewirtschaftung und zur Wiederherstellung natürlicher
oder veränderter Ökosysteme, mit denen gesellschaftliche
Herausforderungen wirksam und anpassungsfähig angegangen werden
können und die gleichzeitig dem menschlichen Wohlbefinden und der
biologischen Vielfalt zugutekommen".

Die Definition wurde häufiger nachgebessert und bestand 2020 aus acht
Kriterien (u. a. "Nettogewinn an Biodiversität", "inklusive
Regierungsführung" und "ökonomische Machbarkeit"), die wiederum nach
28 Indikatoren spezifiziert wurden. Dabei soll alles mit allem
verschränkt sein. Gegenüber dem ursprünglichen Definitionsversuch für
naturbasierte Lösungen bemüht sich die IUCN heute um größere
Detailgenauigkeit, kann aber dennoch nicht verhindern, dass ein
Wildwuchs der Beliebigkeit entstanden ist. Naturbasierte Lösungen
sind kein rechtlich geschützter Begriff. Deshalb stehen womöglich
unterstützenswerte Projekte beispielsweise aus der
Agroforstwirtschaft neben dem Monokulturplantagenanbau oder Projekte,
in denen das Interesse lokaler Gemeinschaften rückhaltlos anerkannt
werden, neben Projekten, die diese mit Füßen treten.

Abriss der jüngeren Entwicklung des Konzepts der naturbasierten Lösungen


2008: Seit dem Weltbank-Report "Biodiversity, Climate Change, and
Adaptation - Nature-Based Solutions from the World Bank Portfolio"
wird der Begriff "naturbasierte Lösungen" in der Umwelt- und
Klimaschutzbewegung sowie in der Politik breiter bekanntgemacht.

2009: Auf der UN-Klimaschutzkonferenz COP 15 in Kopenhagen stellt die
IUCN ein Positionspapier vor, in dem "naturbasierte Lösungen" für den
internationalen Klimaschutz ab dem Jahr 2012 gefordert werden.

2015: Auf der COP 21, die das Pariser Übereinkommen zum Klimaschutz
verabschiedet hat, wurde der Begriff "Nature Based Solutions" noch
vergleichsweise wenig verwendet. Er war auch nicht Gegenstand der
Verhandlungen. Auf der COP 26 sechs Jahre später in Glasgow dagegen
waren "naturbasierten Lösungen" zu einem der Stützpfeiler des
globalen Klimaschutzes geworden.

2016: Die IUCN legt Standards für naturbasierte Lösungen fest, die
einige Jahre später noch modifiziert und "Global Standard for NBS"
genannt werden.

2016: US-Naturschutzorganisationen wie The Nature Conservancy (TNC)
greifen das Thema auf und werben für naturbasierte Lösungen.

2017: Griscom et al. veröffentlichen im Fachjournal PNAS einen
Artikel, in dem sie Berechnungen zur Kohlenstoffbindung durch
Aufforstungen durchführen. Der Artikel wird breit rezipiert und steht
stellvertretend für eine inzwischen unüberschaubare Fülle an
thematisch ähnlichen Fachartikeln.

2019: Angeführt von China und Neuseeland wird auf dem UN Climate
Action Summit in New York City die "Nature Based Solution Coalition"
gründet, der sich mehrere Dutzend Länder anschließen.

2021: Die Vereinten Nationen rufen die "Dekade zur Wiederherstellung
von Ökosystemen" aus. Hierbei sollen naturbasierte Lösungen im Zentrum
stehen, so dass degradierte Landschaften zu Ernährungssicherheit,
sauberem Wasser, Artenvielfalt und Bindung von Kohlenstoff beitragen.

2021: In den 122 Nachbesserungen der Nationalen Klimabeiträge (engl.
National Determined Contributions, NDC) des Pariser Übereinkommens
haben sich bereits 50 Staaten und somit 41 Prozent für naturbasierte
Lösungen als Antwort auf den Klimawandel ausgesprochen.

2022, April: Die Arbeitsgruppe III des Weltklimarats IPCC
(Intergovernmental Panel on Climate Change) veröffentlicht ihren fast
3000 Seiten starken Sachstandsbericht zu Klimaanpassungsmaßnahmen.
Darin erhalten naturbasierte Lösungen einen zentralen Stellenwert.
Dieser IPCC-Bericht gilt als Referenz und dürfte die Klimapolitik der
nächsten Jahre maßgeblich beeinflussen.

Naturschutz ohne Indigene


In einem vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebenen, 81-seitigen
Gutachten des Öko-Institut e. V. Berlin vom Januar 2022 mit dem Titel
"Nature-based solutions and global climate protection" (z. Dt.:
Naturbasierte Lösungen und globaler Klimaschutz) wird zwar kritisch
angemerkt, dass die Rechte der Indigenen im internationalen
Klimaverhandlungsprozess nur vage berücksichtigt worden sind. Aber
ansonsten beschränkt sich Kritik an naturbasierten Lösungen
hauptsächlich auf Aussagen wie, dass die Erwartungen in sie nicht
überschätzt werden sollten.

Das ist eine typische Einstellung, wie sie in der Fachliteratur
häufiger anzutreffen ist: Vertreibungen von Indigenen und deren
Misshandlung sind den Regierungen bzw. ihren Institutionen bekannt
und werden heutzutage theoretisch weniger ignoriert als in der
Vergangenheit. Aber in der Praxis sieht das schon ganz anders aus.
Nach wie vor genießen ökonomische Interessen Priorität. Für das
Vorgehen von Unternehmen, die naturbasierte Lösungen in ihre
Klimaschutzpläne aufnehmen und zugleich ihre Produktion von
klimaschädlichen Waren weiter steigern, hat sich ein passendes Wort
etabliert: Greenwashing. Die Regierungen liefern für diesen
Waschvorgang den Ordnungsrahmen.

Begünstigt wird diese Einstellung von einem Weltbild, in dem Natur
und Mensch gegenübergestellt werden. In der christlich-religiösen
Variante wird der Mensch aufgefordert, sich die Erde (Natur) untertan
zu machen; in der wissenschaftlichen Variante wird technologischer
Fortschritt mit Wachstum und Naturverwertung verknüpft. In beiden
Fällen definiert sich der Mensch aus dem heraus, was er als "Natur"
interpretiert. Die Indigenen werden nicht gefragt, ob sie ebenfalls
glauben, dass sie außerhalb oder gar über der Natur stehen. Sie
sollen die Konsequenzen des ihnen aufgenötigten Weltbilds tragen und
aus ihren angestammten Lebensräumen verschwinden. Für den Erhalt der
"Natur".

Anlässlich des Internationalen Tags der Landlosen am 17. April üben
zahlreiche Landwirtschafts- und Landlosenorganisationen scharfe
Kritik am Konzept der "Nature Based Solutions". Sie begründen dies
mit bis heute anhaltenden negativen Erfahrungen mit Nationalparks
sowie anderen Klima- und Naturschutzkonzepten. Naturbasierte Lösungen
stellten einen neuerlichen Vorstoß von Konzernen, Regierungen sowohl
der reichen Länder als auch der armen Länder, die dem ausländischen
und privaten Kapital unterworfen sind, dar, heißt es in einem Aufruf.
Unter dem Vorwand, den Klimawandel eindämmen und nachhaltige
Ernährungssysteme schaffen zu wollen, solle die Verantwortung der
Konzerne und der reichen Länder für die Zerstörung der Umwelt und die
Verschärfung der Klimakrise verschleiert werden. Im Ergebnis handele
es sich bei naturbasierten Lösungen um Methoden der Landnahme und des
Greenwashings profitorientierter Unternehmen. Die Folgen seien fatal:

"Im Namen des Erhalts von Ökosystemen werden Bauern und indigene
 Gemeinschaften von ihren Feldern und aus den angestammten Gebieten
 vertrieben. Konzerne finanzieren große Naturschutzgruppen, um Wälder
 einzuschließen und Monokulturen und Baumplantagen auszuweiten.
 Anstatt die Treibhausgasemissionen aus ihrer umweltschädlichen
 Geschäftstätigkeit zu reduzieren, nutzen die Konzerne solche
 Investitionen, um die von ihnen verursachten Klimaschäden
 vermeintlich auszugleichen."


Auch der UN-Sonderberichterstatter für Menschenrechte und Umwelt,
David R. Boyd, hatte in einem Positionspapier vom August 2021
gefordert, das Naturschutzkonzept radikal zu reformieren. In seiner
bisherigen Form sei es fehlgeschlagen. Bei der Bewahrung der
Biodiversität dürfe nicht mehr die Natur im Mittelpunkt der
Bemühungen stehen, an ihre Stelle sollten indigene Völker und
Menschenrechte treten. Sie müssten primär geschützt werden, daran
hätten sich die Umweltziele zu orientieren. Nirgendwo in der Welt
existierten Gebiete, in denen keine Menschen lebten oder die nicht
von ihnen genutzt würden. Die Idee, eine von Menschen unberührte
Wildnis wiederherstellen zu wollen, dieser "Festungs-Naturschutz", so
Boyd, beruhe auf falschen Vorstellungen.

Die IPBES (Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity
and Ecosystem Services, z. Dt.: Zwischenstaatliche Plattform für
Biodiversität und Ökosystem-Dienstleistungen) der Vereinten Nationen
stellte 2019 in dem mehr als 1000 Seiten umfassenden
Sachstandsbericht "The Global Assessment Report on Biodiversity and
Ecosystem Services" fest, dass weltweit ein massives Artensterben
stattfindet. Wo aber Indigene lebten und die Verantwortung für die
Landschaft übernommen hätten, sei der Verlust an Arten am geringsten.

Allerdings haben die Vereinten Nationen ebenfalls berechnet, dass bis
zum Jahr 2030 allein mit einem Wechsel der Bewirtschaftsmethoden 30
Prozent der Treibhausgas-Reduzierungsziele erreicht werden können, um
die Beschlüsse des Pariser Übereinkommens zu erfüllen. Im Mittelpunkt
der diskutierten Maßnahmen stehen naturbasierte Lösungen. Nun zeigen
jedoch die zahlreichen Beispiele für Vertreibungen und Misshandlungen
aus Gründen des Naturschutzes, dass vom Standpunkt der indigenen und
marginalisierten Bevölkerungsgruppen jegliche Kalkulation mit
naturbasierten Lösungen als schwerwiegende Bedrohung anzusehen ist,
gewissermaßen als Fortsetzung von Imperialismus und Kolonialismus
unter neuem Vorzeichen.

An dieser Einschätzung hat sich bis heute nichts geändert, obgleich
es inzwischen politisch opportun erscheint, Indigene anzuhören oder
mit an den Verhandlungstisch zu holen. Ein typisches Beispiel hierfür
bietet die "NBS Conference 2022", die vom 5. bis 7. Juli dieses
Jahres als Hybridveranstaltung von der Universität Oxford
ausschließlich zum Thema naturbasierte Lösungen organisiert wird.
Ziel sei es, Möglichkeiten für weitere Forschungsarbeiten aufzuzeigen
und Leitlinien für die Gestaltung und Umsetzung von naturbasierten
Lösungen zu erstellen, heißt es in der Konferenzankündung. Laut dem
bereits veröffentlichten Programm werden die Rechte der Indigenen
gleich in mehreren Sessions behandelt.

Das klingt gut. Aber ob und wie die Indigenen, um deren Lebensraum
schließlich verhandelt wird - und nicht etwa um den derjenigen, die
den Klimawandel maßgeblich verursacht haben -, außerhalb wohlfeiler
Konferenzbeschlüsse Einfluss auf die Entscheidungen wirtschaftlich
mächtiger Akteure, die ihre eigenen Interessen verfolgen, haben
werden, steht auf einem anderen Blatt. Werden die Indigenen in
Zukunft ein Veto-Recht gegen jegliche Entscheidungen für
naturbasierte Lösungen erhalten, falls sie diese ablehnen? Würde das
Recht der indigenen Völker auf freie, vorherige und informierte
Zustimmung anstandslos respektiert?

Ob die Indigenen im Amazonas-Regenwald, in den weitläufigen
Waldgebieten des indischen Subkontinents oder in der Zomia, den
Bergregionen südostasiatischer Staaten, leben, stets ist die
ursprüngliche Bevölkerung umfassenden Verfolgungen und gewaltsamen
Assimilierungsmaßnahmen ausgesetzt. Und dann gibt es ja noch die
vielen nicht-indigenen Landlosen, von denen sich einige schon seit
Generationen in entlegenen Regionen angesiedelt haben, aber über
keine Besitztitel für ihren Lebensraum verfügen. Brasilien ist ein
Beispiel, wie mörderisch mit solchen Menschen, denen kein
Eigentumsanspruch zuerkannt wird, umgegangen wird.
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Die Säule der Schande - Dieses Mahnmal des dänischen Künstlers Jeans
Galschiot, die dem Rathaus von Belém gestiftet wurde, erinnert an das
Massaker von Eldorado dos Carajás im brasilianischen Bundesstaat Pará
im Amazonasgebiet. Am 17. April 1996 waren 1500 Landlose bei der
Protestblockade einer Landstraße von der Militärpolizei in die Zange
genommen und beschossen worden. 19 landlose Bauern wurden getötet,
neunundsechzig teils schwer verwundet.
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Ob Bewahrung der Böden vor Verlust an Kohlenstoff, Wiedervernässung
von Mooren, Reduzierung von Kunstdünger in der Landwirtschaft,
naturbasierte Lösungen eröffnen neue Anlageoptionen. Es winkt ein
gigantisches Geschäft auf Jahrzehnte hinaus, da die Regierungen
mittels milliardenschwerer Klimafonds und anderer Geldtöpfe die
Rettung des Planeten propagieren. Faktisch betreiben sie jedoch die
Rettung der vorherrschenden, profitgetriebenen
Produktionsverhältnisse.

Auch wenn es keinen Flecken auf der Erde gibt, der nicht entweder
einer nationalen Jurisdiktion unterstellt ist oder von gut einer
Handvoll Nationalstaaten beansprucht und verwaltet wird (Antarktis)
oder aber, wie die Hohe See bzw. "das Gebiet", außerhalb nationaler
Jurisdiktion als "gemeinsames Erbe der Menschheit" der Verantwortung
der Vereinten Nationen unterstellt wurde, können Ozeane, Seen,
Flüsse, Wälder, Savannen, Feuchtgebiete, Küstenstreifen,
Seegraswiesen und vieles mehr zumindest einem bis dahin noch nicht
existierenden Besitzanspruch unterworfen werden. All diese Naturgüter
werden zur Ware gemacht. Auch das ist zunächst nicht neu: Braunkohle
wird abgebaut und verfeuert, Wälder werden zu Holz verarbeitet und
auf den Markt geworfen, Konzerne pumpen Grundwasser hoch, füllen es
in Flaschen und verkaufen es, mit einem Etikett versehen, der
durstigen Bevölkerung als "stilles Wasser", und was der Beispiele
mehr sind.

Die Monetarisierung von Naturgütern und damit die Landnahme setzt
sich jedoch sehr viel weiter fort, indem sie tiefer in die Strukturen
eindringt. Ein Beispiel: Ein Fluss soll nicht begradigt werden,
sondern dem natürlichen Gefälle folgend mäandern, Seitenarme bilden
und bei Hochwasser angrenzende Wiesen überfluten dürfen. Ein Konzept
dazu lautet: Die Wiederherstellung dieser "Dienstleistung" des
Flusses als Hochwasserschutz, für den Erhalt der Biodiversität und
mehr Lebensqualität kann in einen monetären Wert umgerechnet werden.
Als Zertifikat anerkannt wird dadurch ein neues Handels- bzw.
Finanzprodukt geschaffen. So ist der gegenwärtig vergleichsweise hohe
Preis für Kohlenstoffzertifikate an der Leipziger Börse European
Energy Exchange (EEX) bereits Folge von Spekulationsgeschäften und
nicht notwendigerweise gleichbedeutend mit verstärktem Klimaschutz.

Ein Unternehmen, beispielsweise aus dem Bergbau, soll in Zukunft
vermehrt als Ausgleich für seine Zerstörungen andernorts Klimaschutz-
oder Biodiversitätskredite entsprechend des eingeschätzten Werts der
Schäden kaufen können und sich auf diese Weise als umweltfreundlich
gerieren, da es ja die Artenvielfalt oder ökologische Dienstleistung
auf einer bemessenen Fläche "kauft". Ein Wald wird nicht mehr, wie
noch zu Beginn der internationalen Klimaschutzpolitik, nur als
Kohlenstoffspeicher angesehen, sondern als Bestandteil eines
natürlichen Gefüges, einer Landschaft, in der permanent
Wechselvorgänge zwischen den physikalischen Strukturen, biologischen
Formen und gesellschaftlichen Vorgängen stattfinden.

Wie gesagt, mit diesem umfassenden Ansatz der naturbasierten Lösungen
wird die Kritik am reinen Klimaschutz, der nur auf die Speicherung
von Kohlenstoff abgehoben hatte, berücksichtigt. Denn darin würden
Monokulturplantagen mit schnell wachsenden Bäumen, die entsprechend
große Mengen Kohlenstoff binden, möglicherweise als genauso wertvoll
angesehen wie die gleiche Fläche tropischen Regenwalds, in dem es von
zahlreichen Tier- und Pflanzenarten nur so kreucht und fleucht. Doch
wie man das Blatt auch dreht und wendet, es bleibt das gleiche. Die
dahinterstehenden, auf Wachstum und Profitsteigerung gemünzten
Produktionsverhältnisse, die sich in der Monetarisierung und
Finanzialisierung der Natur zeigen, bleiben von der Etablierung
naturbasierter Lösungen unangetastet. Und damit auch die
zugrundelegende gesellschaftliche Eigentumsordnung. Durch diese wird
am Ende die Kette an Verantwortlichkeiten für Vertreibungen und
Misshandlungen geschützt. Marginalisierte gesellschaftliche Gruppen
haben auch im 21. Jahrhundert das Nachsehen.

Janusköpfiger Meeresschutz


Im übrigen sind von dieser Entwicklung nicht allein die Land-,
sondern auch die Meeresflächen betroffen. Sollten eines Tages 30
Prozent der Ozeane unter Schutz gestellt werden, wie es zahlreiche
Meeresschutzorganisationen und -initiativen fordern, könnte die Folge
nicht nur darin bestehen, dass die übrigen 70 Prozent um so
intensiver bewirtschaftet, sondern dass auch jene geschützten
Bereiche einer Nachhaltigkeitsökonomie unterworfen werden. "Blue
Carbon", blauer Kohlenstoff, lautet hierzu das Zauberwort der
Klimaschutzpolitik. Da sollen dann beispielsweise Mangrovenwälder und
Seegrasfelder unter anderem mit dem Ziel angelegt werden, dass sie
Kohlenstoff aus der Atmosphäre binden und so der globalen Erwärmung
entgegenwirken.

Nichts gegen Mangrovenwälder und Seegrasfelder. Aber durch diese Art
von "Schutz" der Natur, jener vermeintlichen Lösung der Klimakrise,
besteht die Gefahr, dass die Kleinfischerei eingeschränkt und
traditionelle Nutzungsformen der Küstengewässer durch die lokale
Bevölkerung verboten werden. Auch für Meeresschutzprojekte erhalten
internationale Konzerne eine Art grüner Ablassbrief, den sie
einsetzen können, um ihre klimaverändernde und naturzerstörende
Aktivitäten ungehindert fortzusetzen. "Schließlich enden wir in einer
Lage, in der die Welt für die Rettung der Meere in die Abhängigkeit
von Investmentbankern und Hedgefonds-Managern gerät und in der Blue
Economy als Riesenchance gilt, um Investoren dabei zu helfen,
Reichtum anzuhäufen", warnt Dr. Andre Standing von der Koalition für
faire Fischerei-Abkommen (Coalition for Fair Fisheries Arrangements,
CFFA) im Interview mit Cornelia Wilß für die Meeresschutzinitiative
Fair Oceans (05.05.2022).

Große Naturschutzorganisationen helfen den Investoren dabei.
Beispielsweise durch den Erwerb von Debt-Swaps
(Schuldentauschgeschäfte). Einige Naturschutzorganisationen haben
eine Entschuldung der ärmeren Länder vorgeschlagen, indem diese die
Gelder, mit denen sie ansonsten ihren Schuldendienst beglichen
hätten, in Natur- und Klimaschutzprojekte stecken
("Schulden-gegen-Naturschutz-Handel", engl. debt-for-nature-swap).
Standing bezeichnet diesen Ansatz als "vielversprechend", aber
kritisiert, dass die Debt-Swaps nicht etwa einen Erlass der Schulden
bedeuten. Die ursprünglichen Schulden würden von einer dritten Partei
aufgekauft, die eine Rückzahlung samt Zinsen eben in Form von
Investitionen in Naturschutzprojekte erwartet.

Vor einigen Jahren hat die große US-amerikanische
Naturschutzorganisation The Nature Conservancy (TNC) in Kooperation
mit der Bank Credit Suisse und den Seychellen einen
Debt-for-ocean-Swap in Höhe von rund 21 Mio. Dollar abgeschlossen.
TNC ist eine gemeinnützige Organisation mit einem Jahresumsatz von
mehr als einer Milliarde US-Dollar und rund 3000 Beschäftigten.
Geführt wird die US-Naturschutzorganisation seit vierzehn Jahren von
dem früheren Goldman-Sachs-Manager Mark R. Tercek. Einer seiner
Vorgänger, Henry M. Paulson, Jr., stammte ebenfalls aus dem
Management dieser Investmentbank und war Finanzminister der USA unter
George W. Bush Jr. Dieses Personal auf der Führungsebene spiegelt
sich wohl nicht zufällig in den Aktivitäten dieser
Naturschutzorganisation wider.

Laut Andrew Standing wurde der Schuldenstand der Seychellen mit dem
Debt-Swap-Vertrag faktisch nicht verringert, zugleich errang TNC
Einfluss auf die Regierung dieses ostafrikanischen Inselstaats.
Gleiches gilt für Belize, mit dem TNC ebenfalls einen Debt-Swap
abgeschlossen hat, und dürfte auch für weitere Länder (z. B. Kenia
und Barbados) zutreffen, mit denen in Zukunft solche und andere
Finanzgeschäfte wie zum Beispiel "Blue Bonds" getätigt werden.

Die Seychellen gelten inzwischen als Musterbeispiel für Meeresschutz,
haben sie doch 2020 das Ziel, 30 Prozent ihres Meeresgebiets mit
einem Schutzstatus zu versehen, erreicht. Dazu hat auch der
Schuldenhandel mit TNC beigetragen. Man muss sich allerdings fragen,
ob die Vorteile, die Credit Suisse und TNC auf diesem Feld erzielen,
aus dem Nichts gewonnen werden. Wenn nämlich nicht, dann muss irgend
jemand dafür bezahlen. Beispielsweise mit Einschränkungen der
staatlichen Souveränität oder, abgeschoben auf die lokale
Bevölkerung, mit der Preisgabe traditioneller Fischereirechte und
anderer maritimer Nutzungsformen. So begrüßenswert es auch erscheinen
mag, dass um die Seychellen herum ein riesiges Meeresschutzgebiet
entstanden ist, wenn dadurch Finanzorganisationen profitieren, deren
Geschäftsmodell darin besteht, dass sich andere bei ihnen
verschulden, und die Unternehmen finanzieren, die an anderer Stelle
Meeresverschmutzung betreiben, ist diese Entwicklung höchst
problematisch.

Beispielsweise hat es reichlich Geschmäckle, dass Frankreich als
Mitglied des Pariser Clubs, eines Zusammenschlusses von
Gläubigerländern, die sich gerne für ihre Politik des
"Schuldenerlasses für Meeresschutz" feiern, einst zur Verschuldung
der Seychellen beigetragen und dem Land Gelder geliehen hat, damit es
den industriellen Fischfang weiter ausbauen konnte. "Faktisch ist das
Entwicklungshilfe, von denen französische Fischereiunternehmen
profitieren und die zur Schädigung von Meeresökosystemen beitragen",
schreibt Standing in einem CFFA-Report vom 15. März 2022. Der
Unterhalt des neuen Meeresschutzgebiets der Seychellen erzeuge Kosten
in Höhe von 42 Mio. Dollar jährlich. Die Regierung der Seychellen
habe das Geld nicht übrig. Wenn aber diese Summe nicht vom Debt-Swap
mit The Nature Conservancy aufgebracht werde, wer sonst bezahle dann
dafür, fragt Standing.

Tiefgreifende Landnahme


Im Pariser Übereinkommen zum Klimaschutz haben sich die teilnehmenden
Staaten verpflichtet, den Ausstoß ihrer Treibhausgase so weit zu
verringern, dass die globale Erwärmung nicht um mehr als 2 Grad C,
möglichst sogar weniger als 1,5 Grad C gegenüber dem vorindustriellen
Niveau steigt. Um die naheliegendste Lösung des Problems drücken sich
die Staaten jedoch herum. Sie legen die Axt nicht an die Wurzel an
und steigen rasch aus der Verbrennung fossiler Energieträger aus,
sondern erfinden verschiedene, meist finanzbasierte Konstrukte, mit
denen rein rechnerisch die Klimaziele erreicht werden. Wobei bis
heute ungeklärt ist, ob die Rechnung überhaupt aufgeht.

Ungeachtet der Unsicherheiten sprechen sich zahlreiche Regierungen,
Unternehmen und einige große Naturschutzorganisationen seit einigen
Jahren vermehrt für das Konzept "Netto Null" aus. Sie wollen bis
Mitte des Jahrhunderts "Klimaneutralität" anstreben und haben sich
das Ziel gesetzt, dass dann "netto" nicht mehr Treibhausgase
emittiert als eingespart werden. An dieser Stelle kommen die
naturbasierten Lösungen ins Spiel. Nicht der Mensch soll es richten,
sondern die Natur.

Wie folgenschwer die Vorstellung sein kann, dass die Natur den
Kohlenstoff speichert, der durch die menschenverursachten
Treibhausgase emittiert wird, zeigt der Amazonas-Regenwald. Er war
lange Zeit als Kohlenstoffspeicher angesehen worden bzw. als
Kohlenstoffsenke, um den Jargon des Klimaschutzdiskurses zu bemühen.
Inzwischen wurde festgestellt, dass sich das größte zusammenhängende
Waldgebiet der Erde in eine Quelle von Kohlenstoff gewandelt hat.
Abgesehen davon, dass die gegenwärtige brasilianische Regierung einen
intensiven Raubbau betreibt (und einen Feldzug gegen die Indigenen
und Landlosen führt), nützte das Ausweisen von Schutzgebieten
überhaupt nichts, wenn an ihrer Stelle verstärkt andere Flächen
gerodet werden.
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Um sämtliche Industrieanlagen wie diese grün zu waschen, werden drei
bis vier Erden gebraucht.

Gela-Industriegebiet, Italien, 20. Oktober 2011

Foto: Civa61, CC BY-SA 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0], via Wikimedia Commons



Zu den vielen Konzernen, die inzwischen naturbasierte Lösungen in
ihre Geschäftstätigkeit aufgenommen haben, gehören BP, Chevron,
Total, Shell, Eni, BHP, Dow Chemical, Bayer, Boeing, Microsoft,
Novartis, Procter and Gamble, Olam, Coca-Cola, Danone, Unilever, Mars
und Systemiq, berichtete die Umweltorganisation Friends of the Earth
International in dem Positionspapier "Nature Based Solutions: A Wolf
in Sheeps Clothing" (Oktober 2021). Auch Vereinigungen wie der World
Business Council for Sustainable Development (WBCSD), ein Verband,
dem mehr als 200 Unternehmensvorstände der weltweit größten
Unternehmen aus der Grünen Ökonomie angeschlossen sind, sind auf
diesen Zug aufgesprungen.

Gegenwärtig werden in einer historisch nie erreichten Geschwindigkeit
weltweit und zeitgleich Werte geschöpft und Verfügungsrechte über die
Natur übertragen, um die desaströsen Folgen aus zwei Jahrhunderten
industrieller Entwicklung binnen weniger Jahre zu kompensieren.
Stellvertretend hier nur ein Beispiel von vielen: Im vergangenen Jahr
hat Shell sein Programm zu "naturbasierten Lösungen" eingesetzt, um
Flüssiggas (LNG) klimaneutral erscheinen zu lassen. Der Konzern hatte
beim US-amerikanischen Unternehmen Cheniere Energy Flüssiggas gekauft
und die damit verbundenen Kohlenstoffemissionen durch "naturbasierte
Projekte" ausgeglichen. Et voilà! Eigentlich extrem klimaschädliches
Erdgas war plötzlich grün gewaschen.

Der Energiekonzern habe einige der Einwände gegen dieses Vorgehen bei
seinem Programm zu "Nature Based Solutions" berücksichtigt, schrieb
die industrienahe Internetseite upstream online (30. Juni 2021).
Shell habe sich nach den Standards der Climate, Community &
Biodiversity Alliance ausgerichtet. Das ist eine Initiative der
Naturschutzorganisationen Conservation International, CARE,
Rainforest Alliance, Wildlife Conservation Society und - da ist sie
wieder - The Nature Conservancy. Diese haben sich
zusammengeschlossen, um die Entwicklung von Landmanagementaktivitäten
zu fördern, also naturbasierte Lösungen anzubieten.

Zu den Prestigeprojekten, mit deren Hilfe grüner Ablasshandel
betrieben werden kann, gehört das Rimba-Raya-Biodiversitätsprojekt in
Zentralkalimantan, Indonesien. Abgesegnet durch den Standard für
naturbasierte Lösungen der Climate, Community & Biodiversity
Alliance. Auch wenn es in diesem asiatischen Land noch krassere
Beispiele für Landkonflikte gibt, sie seien in Indonesien
"endemisch", schreiben Enrici und Hubacek im Fachjournal "Ecology and
Society" (Juni 2018, online). Einige Jahre zuvor hatte der
Alternative Nobelpreisträger Nnimmo Bassey aus Nigeria das
Biodiversitätsprojekt kritisiert:

"Shell, Gazprom (russischer Öl- und Gasriese) und die
 Clinton-Stiftung finanzieren das bahnbrechende REDD-Projekt Rimba
 Raya auf 100.000 ha in der Provinz Zentralkalimantan in Indonesien.
 REDD ermöglicht es Umweltverschmutzern wie Shell, Rio Tinto und
 Chevron-Texaco, sich von der Reduzierung ihrer Treibhausgasemissionen
 an der Quelle freizukaufen, indem sie angeblich die Wälder erhalten."


Man kann sich wohl nicht deutlich genug vor Augen führen, wie diese
Art des grünen Ablasshandels funktioniert. Das Grundprinzip des
Naturschutzes hat sich nicht gewandelt, darin gleichen sich die
Methoden, ob sie unter Titeln wie REDD, REDD+ oder Nature Based
Solutions firmieren: Erst aus der Androhung, einen Wald zu zerstören,
wird Wert geschöpft. Konzerne können sich vom Klimaschutz freikaufen,
indem sie dafür bezahlen, dass der Wald (oder ein Feuchtgebiet, Moor,
etc.) nicht zerstört wird. Die Unversehrtheit wird in Kohlenstoff-
oder Biodiversitätszertifikate umgerechnet.

Wobei "Unversehrtheit" nicht unbedingt zutrifft. Denn wenn Menschen,
die in oder von dem Wald leben, aus diesem vertrieben werden, dann
stellt das eine Verletzung des komplexen Lebensraums Wald dar. Oder
wenn Flächen gerodet werden, um an der gleichen Stelle
Monokultur-Baumplantagen zu errichten, über die dann
Kohlenzertifikate generiert werden, kann man ebenfalls nicht von
Unversehrtheit sprechen.

In anderen Varianten des grünen Ablasshandels werden Landschaften
rekultiviert oder Wälder aufgeforstet. Doch auch da stellen sich
Fragen wie, wer für die vorausgegangene Zerstörung der Naturräume
verantwortlich war, warum der Staat das nicht verhindert hat, warum
er nicht sowieso schon Aufforstung und Rekultivierung betreibt und
warum er Greenwashing zulässt.

In unserem Beispiel hat Shell "carbon credits" erworben und
eingelöst, um Erdgas, das per Fracking gefördert und unter hohem
Energieverbrauch verflüssigt wurde, vermeintlich sauber zu waschen.
Womöglich wird das LNG quer über den Atlantik geschippert, in Europa
in Gas zurückverwandelt und verbrannt. Wobei dann - real und nicht
bloß rechnerisch - das Treibhausgas Kohlenstoffdioxid freigesetzt
wird.

Das Versprechen, "naturbasierte Lösungen" könnten entscheidend zur
Bewältigung der Klimakrise beitragen, erweist sich aus verschiedenen
Gründen als unhaltbar. Würde man zum Beispiel die Fläche addieren,
die laut den Absichtserklärungen von Erdölkonzernen,
Fluggesellschaften und vielen Branchen mehr in die Aufforstung
gesteckt werden sollen, um klimatechnisch auf "netto null" zu kommen,
müssten viele Flächen doppelt, dreifach oder vierfach belegt werden.
Sie stehen überhaupt nicht zur Verfügung.

Ähnlich wie der Konsum der Industriegesellschaften zu Lasten der
endlichen Ressourcen und zum Überschreiten von Belastungsobergrenzen
führt - Deutschland hat in diesem Jahr bereits den
"Erdüberlastungstag" erreicht und lebt bis Ende des Jahres auf Pump
-, wäre rechnerisch die verfügbare Landfläche mehrerer Erden zur
Aufforstung als Gründen der Kohlenstoffspeicherung erforderlich.

Naturbasierte Lösungen zur Bewältigung der multiplen Krisen der
Erdsysteme sind ein Beispiel dafür, wie vielleicht noch so gut
gemeinte Natur- oder Umweltschutzideen von eben jenen, die damit in
die Schranken gewiesen werden sollen, übernommen, verwässert oder
sogar ins Gegenteil verkehrt werden. Das Ausmaß, mit dem auf diese
Weise neue Verfügungsrechte über das Land der indigenen
Gemeinschaften geworfen werden, lässt sich noch gar nicht absehen.
Die Erfahrungen lehren, dass mit solchen Innovationen die Schraube
der kolonialen Unterwerfung weiter angezogen wird.

Dabei erfolgt der Zugriff nicht unbedingt an klar erkennbaren
Grenzen. Die Verfügbarmachung von Land und Leuten findet auf der
ganzen Welt nahezu zeitgleich statt. Es werden nicht in jedem Fall
eindeutige Fronten geschaffen, an denen sich Menschen aufbäumen und
denen sie widerstehen könnten. Der Run auf naturbasierte Lösungen ist
eher mit einer Flut im Wattenmeer zu vergleichen: Das Wasser kommt
nicht aus einer Richtung, sondern steigt aus dem Untergrund her an
und ist plötzlich überall da. Zur Verschleierung dessen, was zur Zeit
vor sich geht, trägt auch bei, dass unter dem Label "naturbasierte
Lösungen" unterstützenswerte Projekte neben Greenwashing-Vorhaben
stehen. Letztere scheinen deutlich zu überwiegen. Am Ende wird
vermutlich eine Welt entstehen, in der die letzten Indigenen und
Landlosen den globalen Klima- und Naturschutz mit der Preisgabe ihrer
relativen Autarkie für den expansiven, zerstörerischen Lebensstil in
den Metropolen und wohlhabenderen Regionen der Erde bezahlen mussten.

16. Mai 2022
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20 Substanzen, darunter Insektizide (1), Herbizide (H) und
Fungizide (F), verursachen 93 Prozent aller RAK-Ober-
schreitungen. Der RAK-Wert ist die im Zulassungsverfah-
ren eines Pestizids festgelegte maximale Korgentration in
einem Gewasser, der inakzeptable Auswirkungen auf die
Umwelt verhindern soll. Jeder Punkt in der Grafik steht
fiireine ereignisgesteuerte Probenahme. st ein Punkt rot
gefarbt und liegt er rechts der senkrechten schwarzen
Linie (X-Achse bei 1), wurde eine Konzerration oberhal
des RAK-Wertes gemessen. Ein blaver Punkt zeigt eine
Messung unterhalb dieses behdrdlichen Grerzwertes. So
Gberschreitet das Insektizid Thiacloprid den RAK-Wert an
einzelnen Messstellen um mehr als das 100-Fache.

Ouelle: Matthias Liess et a: Pestcides e the dominane stre
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Die behdrdliche Zulassung der mit (*) gekennzeichneten
Stoffe st bis Dezember 2020 abgelaufen.

Das Verhiltnis der behordiich vorhergesagten Umwelt-
konzentrationen (PEC) zu den jeweiligen RAK ist durch
schwarze ,>I"-Symbole dargestelt. Liegt also 4" rechts
von der vertikalen Line, ist die in der Zulassung modellerte.
Umwelt-Konzentration (PEC) groBer als die in der Zulas-
sung als ungefahrlich bestimmte Konzentration (RAK).
Diese Situation besteft bei drei Viertel der Pestizide und
zeig, dass selbst grundlegende Zulassungsbedingungen
fiir einen Schutz der Wasserorganismen nicht eingehalten
werden.






OEBPS/Images/3-honduras-richterin-elvia-ondina-varela-avila.jpg





OEBPS/Images/sph07341-1.jpg
88888888






OEBPS/Images/3-partigiani_ossola.jpg





OEBPS/Images/06_jimmy_carter_meets_mohammad_reza_pahlavi_for_dinner_in_1978.jpg





OEBPS/Images/39945507495_a500161994_k.jpg





OEBPS/Images/2-honduras-iolany-perez-2.jpg





OEBPS/Images/kobler.jpg





OEBPS/Images/2-churchill_de_gasperi.jpg





OEBPS/Images/51847818640_7e0d1fddb4_k.jpg





OEBPS/Images/2.jpg





OEBPS/Images/m0ri0045_pollmaecher_thomas_(c)_by_klinikum_ingolstadt.jpg





OEBPS/Images/wsf2022_internationale_solidaritaet.jpg





OEBPS/Images/4-clark_a_piazza_san_pietro.jpg





OEBPS/Images/uccm0186-mit_schrift.jpg
MAGUSW

FRUCHTEIS UND SINN ..






OEBPS/Images/head_names_mapudungun-es.jpg
Kal longko - cabello

tol - frente
ngediii - ceja
- nge - 0jo

pilun - oreja
yu - nariz

wiin - boca

pel - cuello






OEBPS/Images/5-special_message_to_congress_on_greece_and_turkey_the_truman_doctrine.jpg





OEBPS/Images/2-ulef0526.jpg
sobraue
1 o
i winig
g
@ Unbefriedigend

socht

s a4 s 2 a4 o
TUmax (log)

Auswirkung der Toxizitéat von Pestiziden auf pestizidempfindliche wirbellose Arten

Der TU-Wert auf der X-Achse zeigt die Toxizitit von Pestiziden im Gewasser. Von links (wenig toxisch) nach rechts
(sehr toxisch) markieren die schwarzen Punkte immer die toxischste Messung an einer Probenahmestelle. Auf der
Y-Achse ist der Indikator SPEARpesticide abgebildet, der den Anteil pestizidempfindlicher wirbelloser Arten im
Verhaltnis zur unbelasteten Gemeinschaft angibt. Je hher dieser Wert ist, desto mehr empfindliche Arten leben
im Gewasser. Es wird deutlich, dass Messstellen mit einer geringen Pestizid-Toxizitat einen guten SPEARpesticide-
Wert aufiweisen. Der linke Teil der Abbildung zeigt die Verschiebung in der Artengemeinschaft - empfindliche
Arten gehen zuriick, eher unempfindiiche Arten nehmen zu.

are the dominant stressars for vulnerable insects in lowland streams. Water Research (2021)

Quele: Matthias Liess etal: Pestic
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Basierend auf der EU-Rahmenrichtlinie 2009/128/EG
zur nachhatigen Verwendung von Pestiziden hat

die Bundesregierung im Jahr 2013 den Nationalen
Aktionsplan Pflanzenschutz (NAP) verabschiedet. Das
Kleingewassermonitoring (KgM) dient als Pilotstudie,
um das im NAP geforderte Monitoring umzusetzen.
Es wurde vom Umweltbundesarmt (UBA) beauftragt
und in den Jahren 2018/2019 unter Leitung des UFZ
umgesetzt. AuBerdem beteiligt waren die Universitat
Koblenz-Landau sowle Landesumweltémter aus 12
Bundeslandern mit Ausnahme der Stadtstaaten und
dem Saarland. Finanziert wurde das KgM mit 1,5
Millionen Euro durch das UFZ und das UBA.

www.ufz.de/Meingewaessermonitoring

I den Jahren ® 2018 und © 2019 wurden deutschland-
weit 124 Messstellen an Kleingewassern beprobt.
Es wurden mehr als 100 Pflanzenschutzmittel-
Analyten untersucht, mehr als 1.000 Wasserproben
und mehr als 500 biologische Proben analysiert.
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Reduzierung des Wirkstoff-
Absatzes in Deutschland je nach

Abgabenkonzept

Die Grafik zeigt den Vergleich verschiedener
Abgaben-Konzepte mit dem gemittelten tat-
séchlichen Umsatz in Deutschland von 2014
bis 2018. Mit dem UFZKonzept 2021 lieBe sich
demnach die Menge an verkauften Pestiziden
halbieren.

o Insektizide  Wachstumsregulatoren
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